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Vorrede. 



Vehmgerichte Faust- und Fehderechl und Hexen-* 
Verfolgungen bflden in der Entwicklungsgeschichte des 
Deutschen Volkes ein sehr beachtenswerthes interessantes 
Moment und spielen in unsrer belletristischen Literatur eine 
bedeutende Rolle. Und doch herrschen Ober diese drei 
wichtigen Erscheinungen in unsrer Geschichte noch viele 
irrige Ansichten uAd Auffassungen, und man wird wohl 
sagen dürfen, dass sie noch nicht durchaus gehörig be« 
griffen werden. 

So manche tüchtige Beiträge zur Aufklarung des wahren 
Sachverhaltes und zur Erklärung jener Erscheinungen in 
wissenschaftlichen Ausführungen gegeben wurden , so 

» • 

lassen doch auch Diese noch Einzelnes zu ergänzen und 
Wesentliches, selbst in den Grundlagen und in der ganzen 
Auffassung des Gegenstandes, zu berichtigen übrig. Meist 
aber war die Anlage und Form jener Arbeiten Ursache, 
dass auch das Gute und Richtige, das sie uns geben, noch 
nicht gehörig G e m e i n g u t wurde. 
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Der Laie will nicht blos Fragmente, sondern ein ihn 
ToUständig orientirendes GansEes. Er arbeitet sich nicht 
gerne durch gedehnte gelehrte Untersuchungen durch; er 
verlangt zwar eine getreue und zuverlässige Entwicklung ; 
aber er will sie — und mit Recht — in gedrängtem leben« 
digem Ueberblick aber das Ganze, ohne den Forscher auf 
dem mühsamen Wege begleiten zu müssen , auf welchem 
Derselbe zu seinen Resultaten gelangte. Bei uns in Deutsch- 
land aber meint der Mann vom Fache nur gar zu häufig, es 
würde der Wissenschaft zu nahe getreten, wenn er zu einer 
soldien Befriedigung der Bedürfhisse des Laien die Hand 
bieten wollte. Allein gewiss mit Unrecht. Mit gedrängten, 
in ihrer Form auf Laien berechneten, Orientirungen ver- 
trägt sich die WissenschafUichkeit gar wohl. Nur müssen 
sie das Resultat ernsten gründlichen Forschens seyn, und 
dann kann ihnen auch die Wissenschaft Manches zu 
danken haben. 

Eine solche Orientirung über Vehmgerichte Faust- 
und Fehderecht und Hexenprozesse versuchte ich in drei 
Vorträgen (in den Jahren 1836, 1837 und 1840) zu geben, 
welche ich nun in grösserem Kreise durch dieses Werk 
(Abhdig. I, n, IV) den Freunden der Deutschen Geschichte 
vorzulegen mir erlaube. 

Bei der Bekanntmachung derselben schien es mir aber 
.angemessen, den Abhandlungen selbst noch eine Reihe von 
Excursen beizufQgen. Sie sind theils für Diejenigen be- 
stimmt, welche auf die Sache noch näher einzugehen und 
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einzelne ZAgre jener interessanten EracIieinBgen noch ge^ 
neuer su verfolgen wflnichen, thells floUen sie, soweit 
ndthig, dine ausführlichere wissenschaftKohe Begründung 
d0r in den Abhandlungen entwickelten Resultate gehen, auf 
dieliteratur und die Quellen (in letzterer Beziehung schien 
mir namentlich bei den Vehmgerichten noch Vieles nach* 
zttholen zu seyn) nfiher eingehen and entgegenstdiende 
Ansichten genauer erörtern und prüfen. So bildet jeder 
dieser Excurse eine fär sich bestetiende Abhandlung über 
den Gegenstand, den seine Ueberschrift bezeichnet. 

Diesen Abhandlungen glaubte ich aber nodi einen 
vierten Vortrag (vom Jahre 1838) über die Frage, auf 
welche Art und W^se mm in Deutschland von den ältesten 
bis in die neueren Zeiten im Criminalprozesse über die That- 
frage zu entscheiden, den Beweis der Schuld und Unschuld 
herzustellen suchte mit den nöthigen Excursen anfügen zu 
soUen (Abhdlg. ffl; Exe. XIX — XXÜ). 

Diese Frage ist gerade auch für das Verfahren bei 
den Vehmgerichten von Wichtigkeit ; ganz besonders aber 
steht sie mit der Geschichte der Hexenprozesse in genauem 
Zusammenhange, in einem grösseren, als man gewöhnlich 
annmunt, und so würde sich schon dadurch ihre Verbindung 
mit den anderen Abhandlungen rechtfertigen. 

Sieht man aber auch von diesem Zusammenhange ab, 
so ist jene Frage schon an sich unstreitig eine der interes- 
santesten und wichtigsten, und von ganz besonderer Be- 
deutung wird sie gerade für unsre Zeit, in welcher das 
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BedürMss einer wesentlichen Refonn unsres Strafpro- 
sesses in j^ti» Beziehung allgenein gefOUt und anch von 
den Regfierangen meb^ und mehr zugestanden wnrd. In die* 
sem Zeitpunkte gerade dürfte ein Ueherhlick aber die Art 
und Weise^ wie man jene schwierige Frage in einer langm 
Reihe voA Jahrhunderten auf sehr verschiedenen Wegen 
zu lösen suchte, von besonderem Interesse seyn und viel- 
leicht auch dazu beitragen, einzelne irrige Ansichten, 
welche auf diesen Felde noch da und dort herrschen, zu 
berichtigen. 
Stuttgart den 13. Julius 1845. 

CTarl Geor« Wäehter. 
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I. 



Die Vehmgerichte des Mittelalters. 



1* 



JEin neuerer ausgezeichneter Sobriftsteller nenni did 
Vehmgerichte eine grosse und ehrwürdige Erscheinung in der 
Deutschen Geschichte. Dieses Urtheil wird durch die Geschichte 
gerechtfertigt, wenn wir die Blüthezeit jener Gerichte, die Zeit 
vom XIV. bis in die Mitte des XV. Jahrhunderts im Auge haben 
und die Verhältnisse Deutschlands , unter welchen sie wirkten, 
würdigen. Allein lange Zeit wurde Dieses verkannt. Die Miss^ 
brauche, in welche die Vehmgerichte schon im XV. Jahrhun- 
dert ausarteten, das Dunkel, in welches sie gehüllt waren, der 
gerechte Schrecken, den sie im Mittelalter verbreiteten, die 
Scheu, mit der man Alles, was sie betraf, berührte, die Phan- 
tasie, welche das th eilweise in Geheimnlss Gehüllte gerne ins 
recht Schauerliche und Unheimliche ausmalte , dann auch unhi- 
storischer Sinn und Mangel an genügenden urkundlichen Nach- 
richten oder die Unzulänglichkeit derselben ^ alles Dieses 
trug dazu bei , über diese Gerichte die gröbsten Irrthümer zu 
verbreiten und über ihren wahren Ursprung, ihren histori- 
schen Zusammenhang, ihre Berechtigung, ihre SteUung, ihre 
Verfassung, ihre Einrichtungen und ihr Verfahren eine Reihe 
von Fabehi entstehen und glauben zu machen. 

Solche Fabeln und ein Verkennen der Grundlagen, auf 
welche sich die Vehme stutzte, finden sich schon bei den Schrift- 
stellern des XV. und XVL Jahrhunderts. Bessere Forscher*) 
des XVn. und XVm. Jahrhunderts, unter Denselben namentlidh 
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Datt, Thomasiuff, Kindlinger und Kopp, .und im XIX. 
Jahrilundert Berck klarten zwar Manches auf, blieben aber auch 
in sehr Vielem noch im Dunkeln und trugen sich mit manchen 
auffallenden Missverstandnissen und Entstellungen. Erst Eich- 
horn wies in seiner Deutschen Staats- und Rechtsgeschi^hte mit 
Hülfe seiner gründlichen historischen Studien, seines Scharf- 
blicks und seiner genauen Kenntniss des Rechts des Mittelalters 
den wahren historisdien Zusammenhang mehr nach und trennte 
die Geschichte von der Fabel, und ebenso nach ihm^ aber un- 
abhängig von ihm, Wigand in seiner ausgezeichneten Mono- 
graphie über die Vehmgerichte. Einzelnes Schatzbare wurde noch 
von anderen Neueren, z. B. von Thiersch, Tross, Usener, 
Bachgetragen» Allein auch bei den Letzteren findet man wieder 
nicht wenige Nachklange alter Irrthümer, und selbst Wigand 
seheint sich nicht gan2 von Zugaben der Phantasie Ireigefaalt^ 
zu haben und mitunter, wie auch Eichhorn, Bestimmtheit und 
Klarheit vermissen zu lassen. 

Unter diesen Umstanden war es um so weniger zu verwun- 
dern, dass die nicht jeristischen Historiker, selbst bis in unsre 
Zeit, grotsentheils das bistitut entweder noch nicht recht be- 
griffen haben oder sich wenigstens im Einzehlen noch mft man- 
chen Irrthfimem über dasselbe tragen. Ganz verunstaltet end- 
lich wurde es in den Händen der Dichter , Romanschreiber und 
Touristen. WiH man eine recht falsche Vorstellung von den 
Yehmgerichten sich verschaffen: so lese man nur den Ritterro- 
man Kuno von Kyburg oder Heinrich von Kleist's Käthchen von 
Heilbronn oder Huber's Trauerspiel das heimliche Gericht, und 
selbst Manches aus der nenesten Zeit könnte in gleicher Weise 
genannt werden. Und so ist es erldärlieh, dass auch jetzt noch 
die Laien beinahe durchaus mit irrigen Vorstellusgan über die 
Vehmgerichte sich tragen. 

Nach diesen Vorstellungen sollen die Vehmrichter in tiefer 
Nacht an unzugänglichen Orten, im schauerlichen Walde oder 
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In tiefen Gewölben gerichtet, Termummt sidi yernrnmelt, ver» 
mummt ihre Urtheile TOllzogen, ohne Ankliger rein inquisito«- 
riflch verfahren, und — von keinem Gesetz, keiner Reichs-» 
Satzung gehriligt — eigenmächtig durch einen schauerlichen 
Bund ihre Berechtigung selbst sich gegeben haben u« s. f. In B a- 
den- Baden werden jetzt noch täglich den gläubigen Bade-' 
gasten in dem Schlosse schauerliche Gewdlbe gezeigt, die ein 
Sitz der heiligen Vehme gewesen seyn sollen. In dem einen 
soUen die Verhafteten geschmachtet haben, in dem andern 
sollen sie gefoltert worden seyn, und Reste von Marterwerk- 
zeugen an der Wand sind dem Beschauer ein handgreiflicher 
Beweis von der Mahre; — in dem dritten soll das Gericht ge* 
sessen und bei Nacht und Dunkel tief unter der Erde gerichtet 
haben; in dem vierten erblickt man die Stätte des Jungfemkus- 
ses, an welcher der Verurtheilte, auf ein unter dem Fusse wei« 
chendes Fallbrett gestellt, einer Statue zugefallen und von ihr 
in ihren mit Messern bewaffneten Armen zermalmt worden seyn 
soll So erzahlten noch Alois Schreiber, Friderike Brun, Rei- 
chard in seinem Passagier und andere Beschreiber , und obgleich 
Klflber diese Irrthümer in seiner Beschreibung von Baden wi- 
derlegte, so wird sie doch noch von späteren Touristen gläubig 
wiederholt — man nehme nur z. B. Mistress Trollope, welche 
in jenen Gefängnissen fand, dass sie am sprechendsten in un- 
heimlichen Hieroglyphen zeigen, wo imd wie die Schlachtopfer 
der Vehme verurtheilt wurden — und man kann noch bis auf 
den heutigen Tag die Mähre von jedem Führer dort hören. 
Dieser nimmt sie auf sein Wort, und die meisten Geführten fin- 
den ganz keinen Grund an der Sache zu zweifebi. 

Allerdings waren die Vehmgerichfe bis auf einen gewissen 
Grad in Dunkel und Heimlichkeit gehallt; allerdings wirkten sie 
iiti XIV. und XV. Jahrhundert mit beinahe unwiderstehlicher 
Macht und mit furchtbarer Strenge; allerdings betrachteten sie 
sich als Rächer der verletzten Religion, der verletzten Ehre und 
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ttnd XVn. Jahrhundert aUmfihlig ab, und verschwanden nnver* 
merkt in anderen Bildungen , bei denen aber noch bis in unsere 
Z^ten ein leichter Schatten von ihnen nachdämmerte — denn 
eines der letzten Freigerichte fiel erst durch Napoleons Gesets* 
gebung im Jahre 181 1 , und noch vor wenigen Jahren lebten in 
WestphalenFreibankbauem, welche den Schöffeneid geschworen 
hatten, und die geheime Losung weder um Gunst noch um Geld 
verrathen hätten. 

Es ist hier nicht der Ort^ alles Dieses genauer nachzuwei- 
sen und eine umfassende Geschichte der Vehmgerichte von ihren 
Ursprüngen bis auf ihr Erlöschen mit Berücksichtigung und Wi- 
derlegung der neueren und älteren Ansichten, so£em sie den 
Meinigen entgegenstehen, zu geben. Ich will nur in den wesent^ 
liebsten Beziehungen über diese merkwürdige Erscheinung des 
Mittelalters orientiren, und die Resultate meines Studiums der 
Quellen in einem kurzen Blicke auf die Entstehung der Yehmge* 
richte und in einer Beschreibung ihrer Stellung und der Grund*^ 
Sätze ihres Verfahrens zur Zeit ihrer Blüthe geben. Die gebro- 
chene Macht der Vehmgerichte machte der späteren Zeit (voiA . 
XVn. Jahrhundert an) eine Menge von Urkunden zugänglich, die 
uns vielen Aufschluss über die Einrichtungen und Schicksale der 
Freigerichte geben. Früher wagte nur der Eingeweihte oder 
Der^ an den sie besonders geriditet waren, sie zu entsiegeln und 
zu lesen. Denn die Vehmuikunden, sofeme sie nicht geradezu 
Erlasse an Nichteingeweihte waren, trugen durchaus die war- 
nenden Worte auf dem Umschlage: 

Bieten Brief $oll Niemand öffnen. Niemand 
leBen oder hören lesender $ey denn ein echter rech- 
ter freisehöffe der heimlichen beechloisenenAeht 
dee heiligen Reiche^) 

Diese unheimliche Warnung war bis in die Mitte des XVL 
Jahrhunderts selten vergeblich. Nicht leicht wagte es ein im- 

*) S. 2* Abtblg. Excurs XII. 
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eingeweihtes Auge, in das Geheimni^s zu dringen; denn der 
Rächer war in der nächsten Nähe stets zu fürchten ; und so fand 
man noch in unsrer Zeit in Archiven manche solcher Urkunden 
unentsiegelt, weil sie, zunächst in die Hände Uneingeweihter 
gekommen, von diesen unangetastet zur Seite gelegt wurden, 
um an dem furchtbaren Gerichte sich nicht zu verfehlen. 



Die Vehmgerichte *) waren nichts anderes, als kaiserliche 
Landgerichte, die ihren Sitz in Westphalen und einem 
Theile von Engern, in dem Winkel zwischen dem Rheine und 
der Weser hatten. 

Sie selbst schreiben ihren Ursprung Carl dem Grossen 
zu. Dieser, sagen sie in ihren Urkunden vom XIV. bis in das 
XVIII. Jahrhundert, habe sie auf den Rath des Pabstes Leo ein- 
gesetzt, besonders um die überwundenen Sachsen durch ein 
strenges und mächtiges kaiserliches Gericht am Gehorsam und 
hauptsächlich an der neu angenommenen Religion festzuhalten. 
Sie^ selbst glaubten, wie es scheint, fest an diese Einsetzung; 
von ihr schreiben sie durchaus ihre Competenz und ihre Privile- 
gien her; auf sie, als auf etwas Ünantaslfiares , berufen sie 
sich gegen Kaiser und Jedermann im Reiche, wenn ihre Berech- 
tigung in Abrede gezogen oder gemindert werden wollte, und 
wie sie es glaubten, so wurde es lange Zeit allgemein ihnen 
geglaubt**). Selbst spätere Schriftsteller bildeten diess noch 
weiter aus, und brachten damit die angebliche inquisitorische 
Natur der Vehmgerichte in Verbindung. 

Einen historischen Faden hat diese Sag'e allerdings. Allein 
in der Hauptsache ist sie blos Sage und Mythe, wie ja so Man- 
ches sagenhaft an den Helden Carl sich knüpfte und im Glauben 
des Volkes festwurzelte und Jahrhunderte lang fortlebte. 

Nach Germanischen Grundsätzen ging Gericht und Recht vom 

*) über den Namen V e li m e und die Schreibart s. 2te Abth lg» Escurs IIL 
*•) S. hierüber 2teAblhlg* Excurs IV. 



if Ente Abhandlung. 

Volke ans. Auch Carl der Grosse liess nicht leicht Gesetze geben 
ohne des Volkes PrOfimg und Einwilligung in öffentlicher Ver* 
Sammlung, und ebenso liess er auch der alten Sitte treu die alten 
Volksgerichte im Wesentlichen bestehen« Nur Eines hauptsäch- 
lich änderte er an denselben. Bei den meisten Deutschen Stam- 
men konnte jeder Freie Richter seyn. Carl der Grosse aber führte 
die Schöffen ein. Der Missus mit dem kaiserlichen Grafen be- 
zeichnete und beeidigte ein für allemal eine Anzahl achtbarer 
Freien als Schöffen, welche bei Gericht stets erscheinen mussten 
und im Gaue unter dem Vorsitze des kaiserlichen Comes oder 
Vicecomes mit Berathung der Freien des gesammten Umstandes 
richteten. Jedes solche Gericht der Freien unter dem kaiserli- 
chen Beamten, dem Grafen, war ein kaiserliches. DerProzess 
vor ihm war öffentlich, unter freiem Himmel Das Verfahren 
Anklageprozess. 

lieber dem Gerichte des Grafen stand das des Missus. Eine 
ganze Provinz , eine Reihe von Gauen oder Grafschaften stand 
unter einem höchsten kaiserlichen Beamten, dem Sendgrafen. 
Auf den Placitis , die er bei dem jährlichen Durchreisen der Pro- 
vinz hielt, wurden alle allgemeinen Angelegenheiten berathen; 
alle Grafen der Provinz mit einigen Schöffen mussten hier er- 
scheinen. Diese bildeten zugleich das Gericht, dem der Missus 
vorzusitzen hatte, und hier wurde über die Sachen erkannt, über 
welche der Graf Recht verweigert oder verzögert hatte oder bei 
denen er des Beklagten nicht hatte mächtig werden können. Auch 
wurden hier allgemeine Weisthümer, Nachweisungen des beste- 
henden Rechts für die ganze Provinz (me in den Gaugerichten 
Yi^eisthümer für den einzelnen Gau) gegeben und Gesetze erwo- 
gen und angenommen. An die Stelle des Missus trat später der 
Herzog. 

Diese ganze Carolingische Einrichtung enthält durchaus den 
Keim der Vehmgerichte, jedoch keineswegs in irgend einer spe- 
ziellen Beziehung auf sie. Aus dem Gerichte des Carolingi- 
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sehen Grafen gingen die Freigrafschaften und die einzelnen Yehm* 
gerichte oder Freistühle, aus dem Placitum des Missus die 
General-Capitel der Freigrafen und Stuhlherren hervor. 

Als nämlich nach der Carolingischen Zeit bis in das Xm. Jahr- 
hundert die alte Gauverfassung sich allmälig auflöste und die 
Grafengewalt in ein erbliches Recht und in Landeshoheit überzu-^ 
gehen anfing, verlohren die Freien, selbst wo sie nicht Hörige 
wurden, in den meisten Theilen Deutschlands einen Theil ihrer 
angestammten Rechte. Sie wurden vogteipflichtig, standen nicht 
mehr unmittelbar unter Kaiser und Reich, und wenn sie auch 
noch fort am Richten Theil nahmen : so bildeten sie doch nur 
Landesgerichte, nicht kaiserliche Gerichte über unmittelbar Freie. 
Der Ritterstand aber, der aus den alten Freien hervorging, 
trat meist in anderen Formen und Verhältnissen auf. 

Allein in einigen Theilen Deutschlands erhielt isich noch län- 
gere Zeit die alte Freiheit und mit ihr das alte Kaisergericht. Diess 
war unter Anderem theilweise der Fall in Schwaben, z.B. in sei- 
nem kaiserUchen Landgerichte bei Wangen ; hauptsächlich aber 
war es der Fall in Westphalen und einem Theile von Engern. 

Hier bildete sich die Landeshoheit nur langsam und* weit 
später als im übrigen Deutschland aus. Das Land fiel grossen- 
Iheils an geistliche Herren. Diese aber und andere Landesherren 
achteten lange Zeit die Rechte der freien Genossenschaften^ welche 
feiich nicht in den Schutz und den Rechtskreis derTerritorialherren 
ziehen lassen wollten. Mancherlei Umstände^ und besonders ein 
den Sachsen eigenthümlicher am Hergebrachten und am beste- 
henden Rechte streng festhaltender Sinn trug dazu bei, durch 
l^nz Westphalen viele freie Grundbesitzer zu erhalten, welche 
hoch lange Zeit ihre Standesrechte, ihre freie Gemeindeverfas- 
sung , ihre Unmittelbarkeit unter Kaiser und Reich und ihr alt- 
jgfermaiiisches Gericht behielten. Der Richter, der dem Gerichte 
vorsass und seine Verhandlungen leitete , war hier immer nock 
der alte Carolingische Comes, ein kaiserlicher Beamter, der vom 
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Ende des Xu, Jahrhunderts an zur Auszeichnung vcm andern 
Grafen, eben weil er der Richter der Freigebliebenen war, Frei- 
graf, Comes liberorum hiess, wie die Schöffen Freischöf<^ 
fen, scabini liberorum, auch liber-scabini hiessen. Alle 
eingesessene Freie waren und blieben^ schöffeiü)ar, und an den 
Comes zahlten sie die alten Reichsabgaben für den kaiserlichen 
Fiscus. Der Gerichtsbezirk, zu dem die einzelnen freigeUiebe-' 
nen Genossen ihre Güter und ihre Hintersassen gehörten und 
durch den die umliegenden Territorien der Territorialherren 
durchschmtten wurden, hiess hiemach und im Gegensätze zu dem 
Gericht^ezirke der Territorialherren Freigrafschaft Ccomitia 
libera). Die Freigrafen wurden unmittelbar vom Kaiser oder 
3famans des Kaisers vom Herzog mit dem Gerichte belehnt, und 
richteten als kaiserliche Richter unter Königsbann. 

Allmählig aber griff auch in Westphalen die Territorialgewalt 
immer weiter um sich. Es gelang den Territorialherren, die Frei- 
grafschaften, die in ihren Gebieten lagen, in ein Abhängigkeits- 
verhattniss zu sich zu bringen, und mit der Grafschaft selbst als 
sogenannte Stuhlherren, als Gerichtsherren, vom Kaiser erb- 
jSlch belehnt zu werden und von den Freien die alten Reichsab- 
gaben für sich als Ertrag der Gerichtsbarkeit zu ziehen und diese 
toasten wohl auch zu mehren. Dadurch erlosch freilich Vieles 
von den besonderen Verhältnissen der Westphälischen Freien* 
JUnler Dem aber, was ihnen blieb, war hauptsächlich ihr altes 
Gericht ; dieses wussten sie sich zu erhalten ; es wurde ihnen 
nicht ein landesherrlicher Vogt gesetzt. An dieser Auszeichnung, 
«n dem kaiserlichen Gerichte und ihrer Theilnahme daran, hielten 
sie daher auch um so mehr fest und legten in sie mit Recht um 
so höheren Vi^erth. Sie hielte nach alter Weise an den alten 
Mahlplätzen CF 1*01 Stuhle, sedes hberae) noch fort ihr G^richU 
D^n Vorsitzenden bei denselben, den Freigrafen « musste dar 
Stuhlherr dem Kaiser oder dem Herzoge präsentiren, damit 
er von di<^em den kaiserlichen Bann und das Recht zu riphten 
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nnmittelb«' erhielt ; die Stuhlherren selbst erhielten die freiffnS^ 
Schaft als Stuhlberren vom Reich zu Lehen, und mussten, wen» 
sie etwa selbst als Freigrafen zu Gericht sitzen wollten, von dem 
Kaiser auch für ihre Person erst den Bann empfangen. 

So erhielten sich diese Freigerichte fort und fort als kaiser- 
liche Gerichte, genossen die Auszeichnung und alle Rechte 
kaiserlicher Gerichte und äbten als solche nicht blos priminat*, 
sondern auch Civilgerichtsbarkeit aus, zunächst jedoch nur über 
die zur Freigrafschaft gehörigen Freistuhlsgüter und die m ihr 
auf solchen Gütern angesessenen Freien und deren Angehörige. 

In ihrer Eigaischaft als kaiserlicher Gerichte lag aber 
auch schon der Keim zur Erstreckung ihrer Competenz über den 
eben bezeichneten Bezirk hinaus. 

Die Freischöffen hielten vermöge der Verfassung ihrer Ge^ 
richte sich für verbunden, bei gewissen Verbrechen — die ge^ 
wohnlich sehr allgemein in ihren Urkunden bestimmt werden, wie 
z. B. bei allen Verbrechen gegen die zehen Gebote Goitee und 
das h.Etangelium — als Rüger vor demFreigerichtSJOfzutreten, 
d. h. nicht als ob hier inquisitorisch verfahren worden wäre , son*- 
dem so, dass der rügende Freischöffe unabhängig vom Gericht al^ 
Anklag er im eigenen Namen, vermöge seiner eidlich übernom- 
menen Rügepflicht , auftrat. Diese Pflicht leiteten sie auch yon 
Carl dem Grossen her, und allerdings wurde eine ähnliche 
Institution durch die Capitularien bei manchen Verbrechen einge«- 
führt und bestand im Mittelalter an vielen Orten Deutschlands, 
wenn auch nicht gerade immer die Gerichtsschöffen es waren, denen 
die Rügepflicht besonders oblag. Allein Carl der Grosse konnte wohl 
für. die Sächsischen Schöffen bei gewissen Verbrechen eine 
solche Pflicht eingeführt, diess sich theilweise erhalten haben 
und später regenerirt worden seyn, vielleicht besonders durch 
den Einfluss des Erzbisehofs von Cöln — welcher am Ende ieß 
XU. Jahrhunderts nach dem Sturze Heinrichs des Löwen mit dem 
Hfrzogthum über einen grossen Theil von Westpbalen und Engem 
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belehnt wurde und allmälig die oberste Stuhlherrschaft und später, 
nach der völligen Erlöschung des Herzogthums , die kaiserliche 
Statthalterschaft über alle Freigerichte Westphalens erhielt und im 
Namen des Kaisers mit dem Bann belehnte. 

Dabei hielten die Schöffen sich fiur berechtigt und yerbunden, 
ihr Anklagerecht und ihre Gerichtsbarkeit auch auf Verbrechen, 
die ausserhalb ihres Gerichtsprengeis und von Solchen verübt 
vnurden, die an sich nicht unter ihr Gericht gehörten, bis auf 
einen gewissen Grad auszudehnen. Diess dann, wenn der or* 
deutliche Richter nicht im Stande war, des Schuldigen 
mächtig zu werden oder den guten Willen hiezu nicht 
hatte, ein Fall, der in jenen Zeiten der Verwirrung, der Selbst- 
hälfe und des Trotzes gegen alles Recht und Gericht unzähUge 
Male vorkam. Zu dieser Ausdehnung hatten sie als kaiserliche 
Gerichte gehörigen Grund. Denn diese sollten überhaupt überall 
Schutz und Recht verschaffen, wo von dem ordentlichen Richter 
Schutz und Recht nicht zu erlangen war, und so hatten sie überall 
in Deutschland eine subsidiäre Competenz , welche *auch der 
Kaiser durchaus anerkannte und der man sich, so weit nicht be* 
sondere kaiserliche Privilegien schützten, allgemein unterwarf*). 

Indessen hätten durch die allmählige Verminderung der Frei- 
stuhlsguter und der Zahl der Genossen und durch das Umsichgrei- 
fen der Territorialgewalt die Freigerichte am Ende doch erlö- 
schen und das Schicksal so vieler kaiserlichen Landgerichte, in 
der Territorialgewalt unterzugehen, theilen müssen, wenn sie nicht 
auf ganz besondere ' und kräftige Weise sich regenerirt, und 
bei dieser Regeneration, wie es scheint, einen besondem Rück- 
halt theils in dem Churfursten von Cöln, theils im Interesse der ein- 
zelnen Stuhlherren, theils in andern günstigen Verhältnissen jener 
Zeit gehabt hätten, eine Regeneration, durchweiche gerade diese 
Gerichte die furchtbarste Macht über ganz Deutschland erhielten. 



*) Ueber diese sabsidiare Gerichtsbarkeit der Vehmgerichte s* Excnrt IS« 
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Auf welche Weise aber zunächst die Freigerichte auf eine 
Regeneration kamen, was die spezielle Veranlassung war, wi« 
weit hiebet der Einfluss von Cöln ging und wie sich das Ganze 
entwickelte, diess lässt sich aus den bis jetzt zu Gebote stehen- 
den Urkunden nicht speziell nachweisen, und die vielen Hy^ 
pothesen, die bis jetzt darüber aufgestellt wurden, lassen das 
Meiste unerklärt , und überspringen manche gewichtige Frage« 
zeichen. 

Wenn aber auch die Art und Weise, wie das Ganze allmäh- 
lig entstand, sich nicht Schritt vor Schritt nachweisen lässt, 
so lässt sich doch Das, was entstanden ist, was wir im XIV. und 
XV. Jahrhuhdert fest begründet finden, aus den Verhältnissen 
jener Zeit, wie ich wenigstens glaube , befriedigend erklären. 

Im XIII. und XIV. Jahrhundert hatte ein Criminalgericht, 
welchem es wirklich darum zu thun war, Gerechtigkeit zu hand- 
haben, den erbetenen Rechtsschutz zu gewähren und seinen Ur- 
theilen Achtung zu verschaffen, die schwierigste Aufgabe. So- 
bald der Angeklagte vor Gericht sich stellte oder vor Gericht 
gebracht wurde , konnte freilich das Gericht seine Wirksamkeit 
in der Regel vollkommen äussern. Denn, wurde er verurtheüt, 
so hatte man ihn gleich bei der Hand, um das Urtheil an ihm zu 
vollziehen. Allein in jenen traurigen Zeiten kam es unzählige 
Male vor, dass der Angeschuldigte sich eben nicht vor Gericht 
stellte und nicht vor dasselbe zu bringen war. Bei den vielen 
kleinen Territorien, bei den verschiedensten Gerichtsbärkeits* 
sprengein, die einander durchschnitten, bei den steten Käm- 
pfen, in welchen Kaiser Reichsstände und Alle, die auf kräf- 
tige Fäuste sich verlassen zu können glaubten, miteinander, 
und Kaiser und Reich mit Fremden lagen, bei dem Mangel 
aller Polizei und bei der unendlich erschwerten Communication 
war" es einem Gerichte, selbst wenn es auch th des Kaisers 
Namen richtete, nur zu oft unmöglich, des Angeschuldigten 
mächtig zu werden. Er verachtete die Ladung und erschien nicht, 

Wtchter*! Beitrage. 2 
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indem er seiner eigenen Faust, sdner festen Burg, seinen Va- 
fldlen oder seiner Entfernung yom Gerichtsorte oder dem Schutze 
eines Mächtigen oder im Nothfalle der leichten Möglichkeit der 
Flucht und der Schwierigkeit jeder Nacheile vertraute und wohl 
wusste , dass selbst der Kaiser wenig Zeit und oft noch weniger 
Lust hatte, seinen einzelnen Gerichten durch unmittelbares Ein- 
schreiten Ansehen zu verschaffen. Selbst das Vorladen vor 
Gericht war oft eine missliche Sache. Denn nicht selten büsste 
der mit der Ladung Beauftragte den Versuch der Ladung mit dem 
Leben oder mit einem blutigen Kopfe, und auch von Vergewalti- 
gungen, die am Gerichte selbst verübt wurden, bietet jene Zeit 
uns viele Beispiele dar. Handelte es sich vollends davon, einen 
weit Entfernten zu laden: so häuften sich die Schwierigkeiten oft 
ins Unübersteigliche, und wenn auch am Ende die Ladung an 
den Angeschuldigten kam : so wurde sie meist verhöhnt 

Zwar hatten die Gerichte in dem Banne scheinbarem Mittel, 
den Trotz des Ungehorsamen zu brechen. Wurde nämlich der 
Angeklagte flüchtig oder erschien er nicht auf die Ladung: so 
konnte das Gericht über ihn den Bann aussprechen, ihn v er fe- 
sten. Es sollte diess das Mittel seyn, seine Stellung vor Gericht 
zu bewerkstelligen. Der Ankläger und jeder Andere, den er 
aufrief, erhielt das Recht, des Widerspänstigen sich zu bemäch- 
tigen und ihn vor Gericht zu bringen. So lange er nicht vor Ge- 
richt gebracht war, oder sich nicht freiwillig stellte und dadurch 
aus der Acht zog, sollte er des öffentlichen Schutzes entbehren. 

Allein der vom Gerichte ausgesprochene Bann wirkte blos 
für den Sprengel des Gerichts, also der selbst vom höchsten 
Gerichte eines Territoriums ausgesprochene blos für den Sprengel 
des Territoriums, und dadurch wurde er gar oft völlig wirkungs- 
los. Denn im fremden Gerichtssprengel war der Verfestete durch- 
aus sicher. Sollte der Bann für das ganze Reich gelten: so 
■msste das Territorialgericht an ein kaiserliches Gericht sich wen- 
den, damit dieses die Reichsacht Cauch Acht schlechtweg ge^ 
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nannt) über den Ungehorsamen ausspreche« Der nächste Zweck 
dieser Reichsacht war aber auch blos, die Stellung des Ange- 
schuldigten vor Gericht zu bewirken. Stellte er sich freiwillig: 
so zog er sich dadurch aus der Acht und es wurde nun über ihn 
wegen des Verbrechens, dessen er angeschuldigt war, gerich« 
tet. Stellte er sich nicht : so durfte Jeder ihn greifen , um ihn 
Yor Gericht zu bringen, ein Greifen aber, das öfter misslang 
als gelang. War er aber Jahr und Tag in der Beichsacht ge« 
sessen: so konnte er nun in die Aberacht oder Reichsober- 
acht erklärt werden. Er galt nunalsverurtheilt, wie ein schuldiger 
Verbrecher. Seine Lehen und sein Eigenthum wurden eingezogen; 
an alle Stände und Unterthanen des Reichs erging eine Kundma- 
chung mit dem Gebot, gegen des Aechters Gut und Leib zu hel- 
fen. Wer ihn beherbergte , fiel in gleiche Acht. Jeder durfte 
ungestraft an ihm freveln und ihn tödten. Er hatte keinen Schuts 
im Reiche, und war Jedem preisgegeben. Nur durch kaiserliche 
Gnade konnte er sich aus der Oberacht ziehen. 

Man sieht aber aus dem Gesagten, dass, bis es zu dieser 
Obers^cht kam, eine geraume Zeit verstrich, die dem durch die 
einfache Acht gewarnten Verbrecher Müsse gab, auf seine Si- 
cherheit zu denken, oder neue Verbrechen zu begehe und die 
Wirksamkeit der Gerichte zu verhöhnen. Dabei war auch diese 
höchste Acht in vielen Fällen gar nicht wirksam. In jenen Zeiten 
der allgemeinen Verwirrung, in welchen z* B. einmal selbst des 
Kaisers Boten zwei Monate Zeit brauchten, um von Constanz 
einen kaiserlichen Befehl an ein Gericht in Westphalen zu 
bringen, und der Kaiser zwei Boten auf verschiedenen Wegen 
mit dem gleichen Befehle schicken musste, weil er wohl wusste, 
Wie schwer darauf zu rechnen war, dass selbst seine Boten 
sicher durchkommen, in jenen Zeiten, in welchen die Kaiser mit 
ewigen Fehden in und ausser dem Reiche beschäftigt und mehr 
um Erweiterung ihres Gebiets, als um des Reiches Sicherheit 
bekümmert waren, oder in welchen die Schwäche und Lauigkail 

2* 
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mancher Kaiser ans Unglaubliche grenzte, und noch dazu viele 
Städte, Klostergebiete und einzelne Territorien von den Kaisem 
das Privilegium erhielten, auf eine gewisse Zeitlang Aechter zu 
hausen und ihnen Sicherheit zu geben — da war es selbst den 
minder Mächtigen nicht selten leicht, den Folgen d^ Reichsacht 
ipi entgehen. Wer aber gar aber eine feste Burg gebieten konnte, 
^tzte nicht selten offen der Oberacht. Oft brachte der Kaiser 
oder sein Gericht nicht einmal ein Executionsheer zusammen. 
Geschah es aber: so entschied dann nicht Recht und Richter- 
spruch, sondern der Krieg, dessen Ausgang häufig dem Ge- 
ächteten gunstig war. 

So herrschte daher in jenen Zeiten grossentheils die Willkür 
des Stärkeren. Gewalt, Raub, Mord, Anarchie, die höchste 
Rechtsunsicherheit waren an der Tagesordnung. Der Ehrliche 
imd Rechtliche war keines Gutes sicher. 

Höchst natürlich war es nun , dass bei solchen Umständen 
in einzelnen Wackeren der Gedanke kommen konnte , auf Mittel 
zu smnen, um einem solchen Zustande entgegenzuwirken und 
wenigstens die Wirksamkeit ihres Gerichtes so zu kräftigen, 
dass seinen Urtheilen wirklich auch sichere Vollstreckung werden 
mochte. Da aber die Gerichte unfähig waren, durch offenes 
Einschreiten dem Unwesen zu steuern : so blieb als einziger Weg 
nur übrig, in der Heimlichkeit Kraft zu suchen und durch sie 
zu erwirken, was durch offene Gewalt sich nicht erreichen 
liess. 

Diese Heimlichkeit brauchte aber nicht nothwendig gegen 
Den angewendet zu werden, der-vor Gericht erschien. Ueber 
ihn, da man seiner mächtig war, konnte offen in den bestehenden 
Formen gerichtet werden. Nöthig war die Heimlichkeit nur 
gegen den Abwesenden, der die Ladung nicht achtete und 
dem Gerichte trotzte. Gegen Diesen musste das Ürtheil im Gehei- 
men gesprochen und für sichere Vollziehung desselben auf be* 
sondere Weise gesorgt werden. 
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Diesen Weg nun schlugen die Vehmgerichte) wie esscheinti 
im XIV. Jahrhundert und zwar auf folgende Weise ein *) : 

Es war, um den angegebenen Zweck zu erreichen, Drei- 
faches erforderlich: 

Es musste erstens das Urtheil gegen den Abwesenden 
in einer Versammlung gesprochen werden, an welcher nur Ein- 
geweihte, nur Schöffen theilnahmen. Um diess zu verwirk- 
lichen, verwandelte sich das früher offene Gericht oder offen^ 
bare Ding bei den Freistühlen für viele Fälle in ein heindiche$ 
oder StÜlgericht, in eine heimliche, be$cMoa$ene Acht. Nicht 
als ob hier an geheimen Orten oder bei Nacht Gericht gehalten 
worden wäre. Es wurde auch die bescMoBsene Acht an den ge* 
wohnlichen allbekannten Mahlplätzen unter einer Linde, einer 
Eiche, einem Birnbäume, Hagedom u. s. w. gehalten. Nur waren 
von diesem Gerichte alle Nichtwissende d. h. Alle, welche 
nicht FreischöfTen waren, ausgeschlossen. BlosFreischöfTen, so- 
genannte Wissende, durften bei ihm erscheinen. 

Dabei wurde zwar an denselben Orten, wie früher, noch 
fort das offene Gericht gehalten. Allein hier wurden blos Civil- 
und geringere Rügesachen der Dingpflichtigen verhandelt, und 
Criminalprozesse der Unwissenden inEinemFalle. DerUn« 
wissende musste nämlich vor das offene Ding geladen w^den, 
weil er in dem geheimen nicht erscheinen konnte. Erschien er in 
dem offenen Ding: so wurde über ihn in diesem gerichtet. Denn 
in diesem Falle war kein Grund zu einem geheimen Verfahren 
vorhanden. Erschien er nicht: so verwandelte sich das Gericht 
in die heimliche oder beschlossene Acht, d. h. es wurde 
nun allen Anwesenden , welche nicht Freischöffen waren , bei 
Todesstrafe geboten, sich zu entfernen, und hier wurde nun, wenn 
der ausgebliebene Angeklagte (der, wenn er Nichtwissend war, vor 
das offene Ding, wenn er Wissend war, sogleich vor das Stillgericht, 
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Weil er in diesem erscheinen durfte, geladen wurde) schuldig 
befunden ward^ die Ächtung heimlich gegen ihn ausgespro- 
chen. Wie dieses heimliche Gericht, die heimliche beschlos-^ 
sene Acht, die Haupteigenthümlichkeit der Vehmgerichte bildete: 
»0 bildete sie auch im XTV. und XV« Jahrhundert den Haupt- 
namen derselben Cs.ExcursV.) 

Um aber mit Kraft und Sicherheit zu wirken, durfte zweitens 
iler ausbleibende Verbrecher nicht erst durch die e i n f a c h e Achts* 
erUärung gewarnt werden, auf seiner Hut zu seyn, und auch bei 
dem blossen Aussprechen der Ob er acht durfte man es nicht 
bewenden lassen. 

Als kaiserliche Gerichte sprachen die Vehmgerichte das Recht 
an, die Reichsacht und die Oberacht auszusprechen. Allein wie 
wenig selbst diese Oberacht an sich half, wurde schon gezeigt. 
Sollte sie gehörig wirken: so musste sie vor Allem als wirk- 
liche Verurtheilung mit einem bestimmtenStraferfolg 
ausgesprochen und für die sichere Vollziehung des Ur- 
theils gesorgt werden. 

Wer in der Oberacht war, war vogelfrei. Jeder konnte 
und dürft eohn tödten.. Dieses Dürfen und Können genügte 
aber nicht. Das Gericht musste, wenn es mit Kraft wirken wollte, 
in dieser Hinsicht auch ein Sollen aussprechen; es musste aus- 
sprechen, dass der Geächtete auch getödtet werden solle. Diess 
thaten nun die Vehmgerichte, und so enthielt jede von einem 
Vehmgerichte ausgesprochene Acht zugleich auch das Todes- 
nrtheii des Geächteten. Auf diese Weise kannten die Vehm- 
gerichte blos Eine Strafart, die Todesstrafe, ausgesprochen in 
der Form der Oberacht — die Vervehmung oder Verfürung, 
und ebenso hatten sie nur Eine Art, die Todesstrafe zu vollziehen, 
der Strang, oder wie sie es nannten, die Wyd, ein Strick aus 
Weiden geflochten, die alte Sächsische Strafe der Landfriedens- 
brecher; und als Ort, woran der Verbrecher aufgeknüpft wurde, 
keinen Galgen, sondern den nächsten besten Baum. 
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Das dritte Notwendige war aber die Sorge fut die sichere 
Vollziehung dieses Urtheils. In jenen Zeiten war es durchtos 
nicht unehrenhaft, ein Todesurtheil zu vollziehen; es war diess 
der letzte Act des Richtens, das Nachrichten. Daher hat- 
ten an vielen Orten Deutschlands die jüngsten Mitglieder des 
Raihs die Pflicht, diese Execution vorzunehmen; an andern Orten 
der nächste Agnat des Verurtheilten, an andern Orten andere ehren* 
werthq Leute, z. B. in Reutlingen der jüngste Ehemann der Stadt» 
und so legten auch die Vehmgerichte ihren Schöffen als 
allgemeine Pflicht auf, das Todesurtheil zu vollzie- 
hen. Gesichert wiu*de diese Vollziehung bei verurtheilten Ab-» 
wesenden dadurch, dass vor denselben dasUrtheil inderRegel 
geheim gehalten wurde, somit die Schöfibn den nichts Ahnenden 
überfallen konnten , und dass die Schöffen in ganz Deutschland 
Hülfe fanden. 

Bei der Zersplitterung Deutschlands nfimlich in jenen Zeiten, 
bei der unendlich erschwerten Communication mit den etwas ent- 
fernten Landstrichen , und bei den, übrigen früher geschilderten 
Verhältnissen konnte es an den Schöffen inWestphalen nicht 
genügen. Ohnehin minderte sich auch dort die Zahl der Sthöffen 
immer mehr. Die Freigerichte mussten sich verstarken durch 
Mitglieder aus ganz Deutschland; sie mussten durch ihre Schöf- 
fen überall die Möglichkeit haben, den Schuldigen zu treffen, 
wenn sie irgend ihre Stellung als kaiserliche Strafgerichte be- 
haupten wollten, und wie wichtig ihnen diese Behauptung seyn 
musste, ergibt sich aus dem früher Gesagten. So nahmen sie den 
Grundsatz an , dass jeder Deutsche von gutem Rufe , wenn auch 
der Landeshoheit unterworfen , falls er nur nicht hörig oder von 
hörigen Eltern geboren war, zum Schöffen aufgenommen werden 
könne, wenn er in Westphalen sich dazu meldete. Denn nur 
auf Westphalischer Erde konnte man zum Schaffen gemacht wer- 
den. Je mehr aber die Macht und Gewalt der Vehmgerichte stieg, 
um so mehr drängte sich Alles zum Schöffenamte; denn man fand 
mit R«cht einen besondem Schutz darin, Mitglied der gefürchtelet 
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• 

Vdirae %VL seyn. Der Freischöffe hatte , wenn er yor das furcht- 
bare Gericht geladen wurde , eine weit geistigere Stellung als 
der Nichtwissende ; er allein konnte mit dem mächtigen Gerichte 
und seiner Verfassung genau bekannt werden, vor demselben als 
Ankläger und Vertreter Anderer auftreten, und das gefürchtete 
Gericht verbürgte ihm in jenen Zeiten der rohen Gewalt mdir 
Sicherheit, Schutz und Achtung, als selbst des Kaisers Arm und 
ein von diesem ausgestellter Schirmbrief. Namentlich sorgten die 
freien Städte meist dafür, unter den Mitgliedern ihres Rathes 
einige Freischöffen zu haben; ebenso sahen es die Fürsten gerne, 
wenn ihre Räthe Freischöfien wurden; viele Reichsfursten Hessen 
sich selbst zu Schoflen aufnehmen; sogar Deutsche Kaiser ver- 
schmähten es nicht, nach Westphalen zu reisen und sich dort 
wissend machen zu lassen, und es ist schwerlich eine Uebertrei- 
bung, wenn erzählt wird, dass im XV. Jahrhundert zu Zeiten 
Tausende von Freischöfien CManche sagen sogar von mehr als 
100,000) sich in Deutschland fanden. Auf diese Weise war für 
Vollstrecker des Urtheils gesorgt, und für die sichere und ge- 
wisse Vollstreckung sorgte die Heimlichkeit, mit welcher die Ver- 
vehmung über den Abwesenden ausgesprochen wurde und die 
feierliche Verpflichtung der Schöffen, überall in ganz Deutschland 
auf den ersten Wink bereit zu seyn, das Urtheil in aller Stille ge- 
gen den Unvorbereiteten zu vollziehen. 

In diesen Einrichtungen nun allein, in der feierlichen von 
den Schöffen übernommenen Verpflichtung, bei den vor dieVehme 
gehörigen Verbrechen als Ankläger auf^treten, in der Heimlich- 
keit des Verfahrens gegen Abwesende, in der besonderen Bedeu- 
tung der Acht als Strafsentenz , in dem Eide der Schöffen , für 
Vollziehung der Urtheile mit aller Kraft zu sorgen und in der 
Verbreitung der Schöffen über ganz Deutschland lag die Haupt- 
eigenthümlichkeit tnd zugleich der Grund der Starke und Macht 
der Vehmgerichte. 

Ihr Verfahren im Uebrigen ftisste auf allgemeinen Germani- 
schen Gewohnheiten, grossentheils wie sie der Sachsenpiei^el 
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ausspricht, jedoch mit einigen Modificationen, die sich aus folgen- 
dem Bilde ergd)en, das ich hier von dem Verfahren der Vehme 
und ihren Grundsätzen zur Zeit ihrer Blüthe am Ende des XIV. 
und in der ersten Hälfte des XV. Jahrhunderts zum Zwecke einer 
klaren Anschauung des ganzen Institutes geben will. 



Exequirt werden konnte ein Richterspruch der Vehme in 
ganz Deutschland. 

Gericht gehalten*) aber konnte nur in Westphalen 
werden C^ie nur dort Schöffen aufgenommen werden konnten), 
mit Ausnahme eines nachher zu erwähnenden Falles, bei dem aber 
Richten und Exequiren in Einen Moment fiel. Gehalten wurde 
das Gericht bei Tage, zwischen ll^orgens 7 Uhr bis Nachmittag, 
unter freiem Himmel, an den allbekannten Mahlplätzen der ein- 
zelnen Freistühle in Westphalen, deren es über 100 gab. 

Vorsitzer war ein Freigraf. Dieser musste ein Westph^Ie 
seyn; aber jeder freie Westphale k(»inte Freigraf seyn, und die 
gefürchtetsten Freigrafen waren oft blosse schlichte, nicht adeliche 
Landleute (z.B. ein Albert Swynde^ Winecke Paskendal, 
Mangold). Vor dem Grafen stand beim Gericht ein Tisch. Auf 
diesem lag bloss ein blankes Schwert und ein S t r i c k aus Weiden 
geflochten, Ersteres zur Eidesabnahme, Letzterer zur Execution I 

Erscheinen und amUrtheile theilnehmen konnte jeder Frei- 
graf und Freischöffe , so dass bei manchen Urtheilen Hunderte 
zugegen waren, z. B. an einer über Herzog Heinrich von Bayern 
ausgesprochenen Vervehmung im Jahr 1434 nahmen 18 Freigra- 
fen und 800 Freischöffen Theil. Zum Wenigsten aber mussten 
7 zugegen seyn**). 

Verwandelte sich das offene Ding in die heimliche Acht oder 
in das Stillgericht •- was in derselben Sitzung geschehen konnte: 
so wurden nun alle Anwesende , welche nicht Freischöffen wa- 

•) S. Excurs VJ. 
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ren, aufgerufen, sich zu entfernen. Wenn nach diesem Anfrofe 
ein Unwissender sich in das heimliche Gericht eindrängte od^ 
sonst aus Zufall an den Gerichtsort kam und eine Verhandlung 
anhörte: so traf ihn unnachsichtlich der Tod. 

Und — so heisst es in einer alten Vehmurinmde ^ $o ein 
unwissender Mann sich zeigt an dieser heimlichen 
Acht und dem Gericht des Königs, unddassMe bdusterde^ 
der hätte verwettet die höchste Wette; und der F^eigraf soll auf" 
stehen und nennen den Mann mit seinem christliehen Namen, 
und binden ihm seine Hände vorne ztisammen und thun eine 
Weide um seinen Hals und hängen ihn an den nächsten Baum, 
den er haben möge und der an dem Freistuhl gelegen ist, und 
doxa soll er die Freischöffen rufen und heischen, dass sie ihm 
Hülfe thun. 

Zum Urtheilsfinder rief der Vorsitzende einen ebenbür- 
tigen Schöffen auf. Dieser berieth sich mit den umstehenden 
Schöffen. Sein Aussprach , wenn er von der Versammlung mit 
BiUigung aufgenommen wurde, bildete das Urtheil, das dann 
der Freigraf verkündete*). 

Nur auf Anklage konnte verfahren werden**). Anklä- 
ger konnte nur ein Freischöffe seyn. Er klagte bald auf eige- 
nen Namen, entweder wegen seiner allgemeinen Rügepflicht oder 
als Verletzter, bald im Namen eines verletzten Wissenden oder 
Nichtwissenden. 

Auf erhobene Anklage wurde vor Allem entschieden, ob 
das Verbrechen, wegen dessen geklagt wurde, Vehmwroge . 
d. h. ein vor die Vehme gehöriges Verbrechen sei. Hieher ge- 
hörten alle Verbrechen, welche nach dem Rechte des Mit* 
telalters mit dem Tode gebüsst wurden, und diess waren bei- 
nahe alle etwas bedeutendere Verbrechen, den Diebstahl mit 
einbegriffen, und Verbrechen gegen die Religion. Nur konnte 

•) Excurs VII. 
•^ Excuri Vm. 
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ein Nichhvissender in der Regel blos dann vor das Vehmgericht 
geladen werden, wenn sein ordentliches Gericht seiner nicht 
mächtig oder voraussichtlich vor demselben nicht Recht zu er- 
langen war, ein Fall, der in jenen Zeiten so häufig vorkam. Da- 
bei konnte aber auch jede andere Sache, selbst jede Civilsache, 
Vehmwroge werden, wenn der Betheiligte Genugthuung zu 
geben oder vor seinem ordentlichen Richter zu Recht zu stehen 
verweigerte *). 

War entschieden, dass das angeschuldigte Verbrechen Vehm«^ 
wroge sei: so wurde der Angeklagte, wenn er Frei seh off e 
war, vor die heimliche Acht geladen**). Die Ladung wurde 
schriftlich ausgefertigt und vom Freigrafen besiegelt. Die La- 
dungsfrist betrug die alte Sächsische Frist, 6 Wochen und 3 
Tage. Der Freischöffe wurde dreimal geladen und erhielt 
drei solche Fristen, Die erste Ladung musste ihm durch 2 Frei- 
schöiFen geschehen, die zweite durch 4 Freischöffen, die dritte 
und letzte — mit dem Präjudize, dass, wenn er nun nicht er- 
scheine, die letzte schwere Sentenz^ die höchste Wette 
ausgesprochen werden würde — durch 6 Freischöffen und einen 
Freigrafen. Ein Freigraf sollte zum erstenmal durch sieben 
Freischöffen und zwei Freigrafen, zum andemmale durch vier- 
zehn Freischöffen und vier Freigrafen, zum drittenmale durch 
einundzwanzig Freischöffen und sieben Freigrafen geladen 
werden. 

Die Ladung eines Nichtwissenden musste vor das of- 
fene Ding geschehen, da er in der heimlichen Acht nicht er- 
scheinen durfte; blieb er aber am Termine aus: so verwandelte 
sich das versammelte offene Ding sofort durch Ausweisung aller 
Nichtwissenden in die heimliche Acht, in welcher dann über ihn 
gerichtet wurde. Er erhielt in der Regel blos e in en Termin von 
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dreimal 15 Tagen, also von 6 Wochen und 3 Tagen, der aber 
nicht selten noch um einen weiteren verlängert wurde ; die schrift- 
liche Ladung wurde an ihn durch den Frohnboten des Frei- 
stuhls oder durch zwei Freischöffen besorgt. 

War der Wohnort des zu Ladenden unbekannt: so wurden 
vier schriftliche Ladungen ausgefertigt und je eine an vier Or- 
ten des Landes, in dem der zu Ladende sich vermuthlich 
aufhielt, auf Kreuzstrassen gegen Osten, Westen, Süden und 
Norden aufgesteckt und zu jedem Briefe eine Königsmänze gelegt. 

War Vorsicht bei der Ladung nöthig — und diess war 
nicht selten der Fall, indem Mächtige es sich oft einfallen lies- 
sen, der Ladung durch Vergewaltigung der Ladenden vorzu- 
beugen — : so konnte die Ladung auch bei Nacht geschehen, 
und an die Thore des Schlosses oder der Stadt , wo der Ange- 
klagte hauste, gesteckt werden. 

So sagen z. B. die von Kaiser Ruprecht über ihr Verfah- 
ren vernommenen Freigrafen: 

. Sitzt der Angeklagte auf einem ScMoss, darein man ohne 
Sarge und Abentheuer nicht kommen möchte: so mögen die 
Schoppen, die ihn heischen wollen, eines Nachts oder wann 
es ihnen fUgt vor das Schloss reiten oder gehen ^ und aus 
dem Rennbaum oder Riegd drei Späne hauen und die Stücke 
behalten zum Qezeugmss und den Lctdungsbrief in die Kerben 
oder Grindel stecken und dem Burgwächter zurufen: sie hät^ 
ten einen Königsbrief in den Grindel gesteckt und eine Ur- 
kunde mit sich genommen, und er solle Dem, der in der Burg 
ist, sagen, dass er seines Rechtstages warte an dem freien 
Stuhl bei den höchsten Rechten und des Kaisers Bann. 

Erschien der Angeklagte nicht: so hatte am letzten Ter- 
mine, aufweichen der Angeklagte bei der höchsten Wette ge- 
laden war, der Ankläger seine Klage zu wiederhohlen. Dann 
wurde auf den Geladenen gewartet, so lange als möglich, bis die 
Sonne auf dem Höchsten gewesen , bis Mittags in die drUteUhr. 
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Erschien der Angeklagte auch um diese Zeit nicht: so musste 
der Kläger nachweisen, dass die Ladungen gehörig geschehen 
waren. Dann rief der Freigraf den Angeklagten im Gerichte 
feierlich noch viermal bei Namen und Zunamen auf, und 
fragte, ob Niemand von Seinetwegen da sey, der ihn verant- 
worten wolle zu seinen Rechten und seiner höchsten Ehre. War 
diess vergebens geschehen: so forderte nun der Kläger Voll* 
gericht d. h. die letzte Sentenz, wenn er nicht selbst noch eine 
allerletzte Frist von 3 mal 14 Nächten, einen s. g. Kaiser 
Carls Tag gestattete. — Es wird ihm nun gewiesen, dass er 
seine Klage beweisen soll. 

* Beim Beweise der Anklage gegen den Ausgebliebenen*) 
galten ganz die Grundsätze , wie sie der Sachsenspiegel aus- 
spricht. Es gab nach diesen in der Regel nicht eigentlichen Zeu- 
genbeweis. Des Anklägers beschworenes Wort entschied, wenn 
andere ehrenhafte Männer ihr volles Yertr&uen in dieses Wort 
durch ihren Eid bekräftigten, nicht als Zeugen — denn sie 
brauchten von der Sache selbst nichts zu wissen — sondern blos 
als Bekräftiger der Ehrenhaftigkeit und vollen Glaubwürdigkeit 
des Schwörenden, als Helfer bei dessen Eide oder, wie auch die 
Vehmurkunden sageii, als seine Folger oder Freunde. 

So hatte der Ankläger den abwesenden Angeklagten auch 
bei den Yehmgerichten blös zu Übersiebnen, d. h. er musste 
knieend mit zwei Fingern der rechten Hand auf dem blanken 
Schwert schwören, der Angeklagte sei schuldig, und wenn dann 
6 echte rechte Freischöffen mit ihm schworen, d. h. eidlich be- 
kräftigten, sie seyen überzeugt, der Ankläger schwöre rein, 
nicht mein: so wurde die Anklage als voll erwiesen ange- 
nommen. 

Nun wurde die letzte, die schwere Sentenz in den feier« 
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lichsten Formen über den Schuldigen ausgesprochen. Der Frei- 
graf vervehmte ihn, indem er sprach: 

Den beklagten Mann mit Namen N, den nehme ich aus 
dem Frieden, aus dem Rechte und aus den Freiheiten, die 
Kaiser Carl gesetzt und Pabst Leo bestätigt hat und ferner 
alle Fürsten, Herren, Ritter mui Knechte, Freie und Frei- 
Schöffen gelobt und beschworen haben im Lande zu Sachsen, 
und werfe ihn nieder vom höchsten Grad zum niedersten Orad, 
und setze ihn aus allen Freiheiten, Frieden und Rechten in 
Königsbann und Wette und in den höchsten Unfrieden und 
Ungnade, und mache ihn unwürdig, echtlos, rechtlos, sie-- 
geUos, ehrlos, frieddos und untheilhaftig alles Rechts, 'und 
terfUfire ihn und tervehme ihn und setze ihn hin nach Satzung 
der heimlichen Acht , mui weihe seinen Hals dem Striche, sei" 
nen Leichnam den Thieren und Vögeln in der Luft, ihn zu ver- 
zehren, und befehle seine Sede Gott im Himmel in seine Gewalt, 
wenn er sie zu sich nehmen will, und setze sein Lehen und Gut 
ledig, sein Weib soll Wittwe, seine Kinder Waisen seyn. 

Hierauf — heisst es in den alten Vehmrechtsbüchem — 
soll der Graf nehmen den Strick von Weiden geflochten und 
ihn werfen aus dem Gerichte , wui so sollen dann alle Frei- 
Schöffen, die um das GericM stehen, aus dem Munde speien, 
gleich als oh man den Vervehmten fort in der Stunde hänge. 
Nach Diesem soll der Freigraf sofort gebieten allen Freigra^ 
fen wul Freischöffen , und sie ermahnen bei ihren Eiden und 
Treuen, die sie der heimlichen Acht gethan, so bald sie den 
vervehmten Mann bekommen, dass sie ihn hängen sollen an 
den nächsten Baum , den sie haben mögen, nach aller ihrer 
Macht und Kraft, . 

Dieses ürtheil wurde nun, wie gesagt, vor dem Vervehm- 
ten in der Regel (vgl. Excurs XIV) geheim gehalten. Verrieth 
ein Schöffe dem Vervehmten das Urtheil , um ihn der Strafe 
VX entziehen, oder warnte er ihn nur durch Zeichen oder 
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rieth er ihm durch verblümte Worte Flucht oder Vorsicht, z. B. 
durch die Worte: es sey miderswo ebensogut Brod essen , oder 
Pfennige terzehren ^ als hier — so war er selbst als Eidbrü- 
chiger dem Strange verfallen. 

Dem Ankläger wurde das Urtheil schriftlich mit dem Siegel 
des Freigrafen und in der Regel mit einer Ermahnung an alle 
Freischoffen, ihm bei der Vollziehung behülflich zu seyn, aus* 
gefertigt, damit ihm die Urkunde zu seiner Legitimation diene 
gegen andere Freischoffen, die er etwa zur Hülfe bei der Exe- 
cution nöthig hätte. Denn überall, wo der Vervehmte zu treffen 
war, konnten und mussten die Schöffen den nichts Ahnenden 
richten, d. h. sie ergriffen ihn und hängten ihn an den näch- 
sten besten Baum. Zum Zeichen, dass er von der heiligen Vehme 
gerichtet ward, steckten sie neben ihn ein Messer in den Baum. 

Um aber der Vollstreckung sicher zu seyn, und damit der 
Einzelne keinen Missbrauch mache, durften die Freischöffen 
nur zu dreien den Schuldigen richten. Jeder Schöffe, dem 
die Vervehmung bekannt war , konnte andere Schöffen zur Hfflfe 
bei der Execution aufrufen; doch war der Aufgerufene zur Hülfe 
nur dann, aber dann unbedingt, mag es auch gegen Freund 
oder Bruder gehen, verbunden, wenn er eines Freigrafen Brief 
und Siegel sah, oder wenn ihm drei andere Schöffen bei ihren 
Eiden sagten , dass der Mann vervehmt sey. 

Um andere Schöffen in der Nähe des Verurtheilten in aller 
Stille und ohne sich zu verrathen oder Preis zu geben, 
zur Mitwirkung auffordern zu können, und um sicher zu seyn, 
nicht dabei an einen Unwissenden zu gerathen und dadurch das 
Gebeimniss zu verrathen, hatten die Freischöffen eine ge^ 
heime Losung*), an der sie sich gegenseitig eriiannten und 
welche zugleich das Mittel war, jeden Nichtschöffen, der sich 
etwa in ihre Gerichte eindrängte, als Solchen sogleich zu erken*« 
nen. Über diese Losung sagt ein in Gegenwart von 21 Stuhl« 
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Jierrn und 23 Freigrafen verfesstes Vehmweisthum , indem es 
die Punkte näher anfährt , welche bei der Aufnahme der Frei- 
schöffen zu beobachten sind, Folgendes — was uns aber doch 
noch Manches unerklärt lässt : 

Der Frdgrafsagt den Netiaufyenommenen mit bedecktem 
Haupt die heimliche Vehme Strick, Stein, Gras, Grein, 
und kläret ihnen das auf, wie torgeschrieben ist. Dann sagt 
er ihnen das Nothwort, wie es Carolus Magmas der heim^ 
liehen Acht gegeben hat, zu wissen: Reinir dor Feweri und 
Märt ihnen das 4m f, als vorgeschrieben ist; dann lehrt er ihnen 
den heimlichen Schöppengruss also: dass der ankom'- 
mende Schöppe seine rechte Hand auf seine linke Schulter legt 
und spricht: 

Eck grüt ja, lewe man ! 

Wat fange ji hi an? 

CichgrüssEuch. lieber Mann! was fanget ihr hier an?) 
Damach legt er seine rechte Hand auf des andern Schop- 
pen linke Schulter, und der Andere thut dessgleichen, und die- 
ser spricht: 

Allel Glücke kehre in. 

Wo de Fryenscheppen sin ! 

CAUes Glücke kehre ein, wo dieFreyenschöffen seyn). 
Auf dem Verrathe der geheimen Losung und der Heimlich- 
keiten des Gerichts überhaupt, welche zu bewahren vor Weib 
und Kind, Sand und Wind die Schöffen schwören mussten, stand 
unnachsichtlich der Tod. So sagt ein altes Rechtsbuch der Vehme: 
Wäre es, dass ein Freischöffe die Heimlichkeit und Lo- 
sung der heimlichen Acht oder irgend Etwas davon in das Ge- 
meine brächte oder unwissenden Leuten einige Stücke davon, 
Mein oder gross , sagte, den sollen die Freigrafen und Frei- 
schöffen greifen unter kla^t, und binden ihm seine Hände vorne 
zusammen und ein Tuch vor seine Augen und werfen ihn auf 
seinen Bauch und winden ihm seine Zunge hinten aus seinem 
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Nacken und thun ihm einen dreisträngi^en Strick um teinen 
Rah und hängen ihn 7 Fuss höher, als einen terurtheilten, ver^ 
vehmten, missethäfigen Dieb. 

Erschien der Angeklagte auf die geschehene Ladung vor 
der heimlichen Acht: so war das Verfahren rasch und gewöhn- 
lich in Einer Gerichtssitzung beendigt. 

Gestand er die angeschuldigte That: so hatte er sich selbst 
gerichtet. Es wurde ihm sogleich das Todesurtheil gesprochen, 
und gleich darauf wurde er ergriffen , gebunden , aufgeknüpft. 

So wurde z. B. nach einer Urkunde vom J. 1531 ein Ange- 
klagter wegen eines Diebstahls von 14 Gulden vor das Freigericht 
zu Meerfeld gefordert. In feierlicher Form wurde er über die An- 
klage gefragt. Er antwortete: Ja, das habe ich gethani Der Kläger 
fragt : ob der Angeklagte dafür eine Wette schuldig sei. Die Schöf- 
fen bejahen es. Dann wird gefragt, was die Wette darum sey? und 
nun weisen die Schöffen für Recht: dass man ihn soll nehmen und 
hängen ihn an den nächsten Baum zwischen Himmel und Erde. 

Laugnete der Angeklagte die That^): so suchte man nicht 
ihn zum Geständnisse zu bringen. Die Yehme hatte keine Folter; 
sie folterte auch nicht durch inquisitorische Fragen. Hatte der An- 
geklagte einfach mit nein geantwortet: so musste er sich von der 
Anschuldigung reinigen. Es war diess ein altgermanischer Grund- 
satz, der in Deutschland bis ins XVI. Jahrhundert galt und der auch 
jetzt noch bei manchen Ständen in ihren Ehrenstreiten festgehalten 
wird. Der Ankläger, der Beleidiger, brauchte seinen Vorwurf 
in der Regel nicht zu beweisen. Es war Sache des Angeklagten, 
von dem Flecken, der durch die Anklage auf ihn und seine Ehre ge- 
bracht wurde, sich reinzuwaschen. Allein diess geschah nachdem 
Rechte des Mittelalters meist blos durch einen Reinigungseid. Es 
war diess so gut ein Recht des freien Schwaben, das bei demLand- 
gerichio bei Wangen noch im Anfange des XVI. Jahrhunderts 
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festgehalten wurde, wie ein Recht des freien Sachsen. Nor 
wurde es bei den Yehmgerichten nicht den Unwissenden einge* 
räumt, sondern Mos als Vorrecht der Freischöffen be- 
handett. So sagt ein altes Yehmrechtsbuch von dem läugnenden 
Wissenden, als Yorrecht desselben: 

Er nhnmt ein Schwert ^ setzi es vor sich, legt %wei sei" 
ner Finger ton seiner vordem Hand auf dasselbe und sjnicht 
dann also: Herr Freigraf , der Hauptsachen und Hauptstücke 
und That, die ihr mir gesagt habt und der nüch der Kläger zei- 
het und darum anspricht und darüber klagt, der bin ich ganz 
und gar unschuldig ; dass mir Gott helfe und alle seine HeUigen, 
Dann soll er nehmen einen KOnigspfennig und ihn werfen dem 
Grafen zur Urkund ins Gerieht, und nehmen dann semSchu>eri 
wieder um und kehren sich ton dem Gericht, und Täehen seine 
Strasse. Wäre dann Jemand, der einen Solchen antasten 
oder aufhalfen wollte und seine Unschuld nicht achten wollte- 
und ihm also in seinen Eid und Ehre redete: so wissen alle 
Freigrafen und Freischöffen wohl, dass dieser des Königs Frie^ 
den gebrochen und der, welcher diess thäte, den soll man zur 
selben Stunde hinsetzen, verrehmen, und verführen auf der 
frischen That untorgeladen, dieweU er dessen nicht unschut" 
dig werden kann, so es vor gesessenen Gerichten gethan tind 
geschehen wäre. Also mag ein jeglicher Freischöffe seine 
Unschuld mit seiner eigenen Hand darthun, und bedarf keiner 
Hülfe dazu. Denn wenn man einen Freischöffen macht: so 
wird ihm gewiesen für Recht, dass er seiner Ehre sie zu be* 
halten näher sey, denn ein Anderer sie ihm zu entführen oder 
abzusagen mit Recht, — 

Allein später wurde dieses Recht des Freischöffen wesentlich 
modifieirt. Bswar ein zu exorbitantes Recht, gegen jede auch noch 
so begründete und von der Ceberzeugung der Genossen unter- 
stützte Anklage sich lediglich durch seinen Eid schützen zu können. 
Das Nothmiltel aber, welches in andern Gerichten der Ankläger 
gegen einen solchen Eid anwenden konnte, verwarf die Sitte der 
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Vehmgerichte; sie setzte dagegen allmählig ein anderes an seine 
Stelle; das Vertrauen der Mehrzahl der Freischöffen sollte ent* 
scheiden. 

War nämlich der angeklagte Freischöffe zum Reinigungseide 
bereit: so konnte er vom ArJcläger überboten werden, wenn dieser 
seine Klage zubeschwören bereit war und dazu zwei Eidhelfer 
unter den anwesenden Schöffen fand. Hatte nun der Angeklagte 
keine grössere Zahl von Schöffen bei der Hand, die volles Ver- 
trauen zu ihm hatten und bereit waren, zu schwören, dass sie seiner 
Versicherung seiner Unschuld vollen Glauben beimessen, so wurde 
er auf den Eid jener Drei verurtheill. Fand er aber zu seinem Eide 
sechs Eidhelfer: so konnte er den Kläger überbieten und mit de- 
ren Hülfe, also selb siebent, sich losschwören. Allein diess konnte 
der Ankläger wieder verhindern, wenn seine Klage noch mehr 
Vertrauen fand, d. h. wenn er unter den Schöffen dreizehn Eid- 
helfer fand. Jedoch auch diese konnte der Angeklagte noch über- 
bieten. Traten zwanzig Fr^ischöffen als Eidhelfer für ihn auf, 
konnte er also den Ankläger selb einundzwanzig widerlegen: so 
wurde er unbedingt frei. Denn diess war die höchste zulässige 
Zahl, welche nicht mehr überboten werden konnte. 

Schwieriger war die Stellung des Nichtwissenden, wenn er, 
vor das offene Ding geladen, erschien. Er konnte zwar in man- 
chen Fällen des Kaisers Hülfe anrufen*); auch konnte sein or- 
dentliches Gericht die Sache abfordern und sich zu Recht erbie- 
ten. Die Abforderung musste er aber gleich mitbringen und zwei 
Freischöffen mussten für ihn bürgen, dass er dort dem Kläger zu 
Ehre und Recht stehen wolle. Allein gar oft beachtete das Freige- 
richt die Berufung auf den Kaiser nicht, oft auch nicht die Abfor- 
derung, und selten mag der Unwissende, der nicht zur Genossen- 
schaft gehörte,. Burgen unter den Schöffen gefunden haben. Kam 
es aber nun zum Verfahren vor dem Freigerichte: so konnte er 
nur mit Eidhelfern, welche Freischöffen seyn mussten, — 

*) Vergl, Excurs XIV. 
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wabrscbeinlich mit zwd — sieb losschwören. Allein wie sollte er 
unter denFreiscböffen die nöthige Zriil von Eidhelfern finden, um 
sich zu reinigen? Den meisten mochte er unbekannt seyn; die We- 
nigsten mochten sich des Nichtgenossen annehmen gegen den kla- 
genden Genossen und dessen Eidhelfer! Oberbot ihn der Klager mit 
sechs Eidhelfem, wie. sollte der Nichtwissende unter den Schöffen 
dreizehn finden, die gegen ihre Genossen für seine Unschuld 
schworen? Fand er aber doch dreizehn: so standen dem Kläger 
leichter noch zwanzig zur Hand, und vrie sollte der Nichtwissende, 
um Diesem vorzubeugen , für sich gleich die höchste Zahl der 
Eidhelfer um sie den sieben entgegen zu setzen, für sich zwan- 
zig Freischöffen finden, die mit ihrem Eide ihm zur Seite gegen 
7 Genossen stehen wollten? So war ihm also, wenn er er- 
schien, Inder Regel der Strang ziemlich sicher. Desshalb, 
und weil man die grösste Scheu vor dem Gericht hatte, und 
weil der Nichtwissende nicht einmal sein Verfahren und seine 
Grundsätze kannte, war es häufig, dass der Nichtwissende lie- 
ber gar nicht erschien. Allein dann traf ihn unnachsichtlich die 
Vervehmung; denn dem anklagenden Schöffen fehlten gegen 
den ungehorsam ausbleibenden Nichtwissenden gewiss beinahe 
nie sechs Eidhelfer unter den Schöffen, die ihr Vertrauen in 
seinen Eid beschworen. Ja die Freigerichte gingen selbst am 
Bnde Ides XIII, Jahrhunderts so weit, dass sie den angeklagten 
Nichlwissenden häufig gar nicht vor ihr Gericht luden, sondern 
sogleich ihn vervehmten, sobald entschieden war, dass das an- 
geschuldigte Verbrechen Vehmwroge sey, und der Ankläger die 
Anklage mit 6 Helfern beschwor. Allerdings aber wurde diess 
später als Hissbrauch gerügt, und abgeschafll. 

Endlich hatte die Vehme noch eine andere furchtbare 
Waffe in ihrem Verfahren. Das bisher geschilderte Verfah- 
ren galt nämlich blos, wenn die That des Angeschuldigten nicht 
handhaft war. Ein ganz anderes, ein furchtbar -summarisches 
Verfahren trat bei handhafter That ein. 
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Handhafte That war, wenn der Verbrecher entweder auf 
4er That selbst ergriffen oder mit den Werkzeugen, mit denen er 
4lie That vollbrachte oder mit Dem, was er durch die That sich an- 
geeignet, auf eine Weise betreten ward, die ihn ganz unverkennbar 
4ils Thater bezeichnete, oder er die That gestand. Die Vehmurkun- 
den nennen es: mit habender Hand, mit blickendem Schein Cevi- 
'deniitihcii) oder mit gichtiffem Mund CBekenntniss). —Über band— 
hüfte That konnte sogleich und wo auch der Verbrecher auf ihr er^ 
griffen werden mochte, also auch ausserhalb Westphalen, gerich- 

• 

tet werden. Denn trafen nur drei Freischöffen Jemanden bei 
einer Vehmwroge auf handhafter That: so konnten und muss- 
ten sie ihn zur Stunde richten d. h. sie ergriffen ihn und henk--^ 
4en ihn an den nächsten Baum. So berief sich z. B. Herzog UI* 
rieh von Württemberg, als er Hans v. Hatten im Böblin- 
ger Walde mit eigener Faust gerichtet hatte, auf jenes Rechte 
das ihm als Westphälischem Freischöffen zugestanden. Er sagte: 
er habe den von Hütten vermöge des heil. Römisclien Reichs 
heimlichen Gerichts und nach freien Stuhls Ordnung und Recht 
erstochen und den Leichnam an einen Baum gehenkt. Dieses 
Becht bestand; aber freilich nicht so, wie es der Herzog ausübte» 
Denn er hatte den v. Hütten nicht auf handhafler That ergriffen» 
und er hatte nicht noch zwei andere Schöffen bei sich. 

Wie aber in diesem Falle das furchtbare Recht, welches die 
Yehme ihren Schöffen einräumte, missbraucht wurde : so lag über«» 
&aüpt in diesem Rechte und in der ganzen Institution der Keim zu 
den gröbsten Missbräuchen, die nicht ausbleiben konnten und 
nicht ausblieben Cvgl. Exe. LXV.3 , aber auch zur furchtbarsten 
Macht. Der Schrecken vor dem Gerichte wurde allgemein und 
besonders genährt und erhöht durch die Heimlichkeiten, die mit 
dem Gerichte verbunden waren. Selbst über die Grundsätze 
ihres Verfahrens war man im Dunkeln. Denn die Furcht, welche 
die Vehme verbreitete , schreckte beinahe jeden Nichtwissen- 
den ab , auch nur nach dem Verfahren bei dem Gerichte zu for- 
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sehen; die Freischoffen selbst sprachen mit keinem Unwissenden 
dayon; ihre Urkunden waren den Niehtwissenden durch düe nuK 
gische Formel diesen Brief mbU Niemand lesen n. s. w. Ter- 
schlössen, und so schwebte selbst ober die Grundsätze ihres 
Yerüahrens ein Dcnkel, welches die wund^lichsten Vorsteflun- 
gen Tom Gerichte erzeugte und die Furcht vor ihm und damit 
seine Macht so steigerte, dass Johamies de Frankfordia von sei- 
ner Zeit, dem Anfange des XV. Jahrhunderts, erzählt, man ge- 
traue sich kaum, Ton diesen Gerichten öffentlich zu sprechen. 

Die Macht der Vehme stieg auch im XIV. und XV. Jahrhun- 
dert auf eine merkitnordige Weise. Sie nannte sich des heiligen 
Reichs Obergericht äbersBlut; sie sagte von sich, sie 
sey hoher und übertreffe alle weltliche Gerichte, weil alle Frei- 
schoflen mit dem höchsten kaiserlichsten königlichsten Bann über 
Blut Leib und Ehre zu richten von dem heiligen Reich belehnt 
seyen. Die Ladung des schlichten Westphälischen Freigrafen 
wurde mehr gefurchtet, als des Kaisers Gebot; gewaltige Reichs- 
fürsten beugten sich vor ihr und erschienen, vor den Freistuhl 
gefordert, in Westphalen, wie z. B. Herzog Heinrich v. Bayern 
geladen vom Freigrafen Albert Swynde; in blähenden Städ- 
ten, deren Rath oder deren sämmtliche mannliche Einwohner 
vom 14* bis zum 70. Jahre sie sehr häufig vor ihren Richterstuhi 
luden, verbreiteten sie Schrecken. Die grosse Macht der Kirche 
scheiterte sogar an der Vehme; denn häufig trotzte sie dem 
geistlichen Banne, und es war Grundsatz, dass kein FreischöSe 
einen Gegenstand der Vehme dem Beichtvater entdecken durfte; 
ja die Freigrafen Dietrich Dietmarstheim, Heinrich Smedt und 
/Herrmann Grote wagten sogar, den Kaiser Friedrich HI. und 
seinen Kanzler und sein Kammergericht vor ihren Freistuhl zwei- 
mal zu laden, damit der Kaiser — wie es in der Ladung hiess 
— da$elb$t seinen Leib und die höchste Ehre verantworte bei 
Strafe ftir einen ungehorsamen Kaiser gehalten zu werden^)* 
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Das Faust- und Fehderecht des Mittelalters. 



Die vorstehende Abhandlang erörterte . ein Institut des 
Mittelalters, das in seinen Grundzügen und Grundgedanken 
zeitgemdss, in seiner weiteren Entwicklung grossartig und ehr- 
würdig, am Ende dergestalt ausartete, dass es ein Schrecken 
aller Guten und Rechtlichen wurde. In mancher Beziehung und 
Verbindung mit ihm steht ein anderes Institut des Hittelalters, das 
von nicht minderem Interesse seyn dürfte, als die Yehmgerichte, 
das unter ähnlichen Einflüssen , wie diese, sich entwickelte und 
unter gleichen Einflüssen, wie sie, und in derselben Zeit ab- 
starb, das, wie die Vehmgerichte, ein natürliches und so eigent- 
lich ein nothwendiges Produkt des Geistes Charakters und der 
Verhältnisse der Zeit und des Volkes war, das aber, wenn es 
gleich seine Wurzel in einer rechtlichen Nothwendigkeit 
hatte, doch schon an und für sich für Recht Ruhe und Sicherheit 
weit bedrohlicher und so sehr Missbräuchen ausgesetzt war, dass 
es Jahrhunderte lang die wahre Geissei unsres Vaterlandes und 
der Fluch der Friedfertigen und Schutzbedürftigen wurde, das 
endlich eine ebenso grosse Rolle in der Geschichte, wie in uns- 
ren Romanen und Schauspielen spielt, aber häufig von den Ge- 
schichtsschreibern und auch von Juristen nicht in seinen wahren 
Verhältnissen aufgefast wurde, — das Faust- und Fehderecht 
des Mittelalters. 



Um über das Fehderecht des Mittelalters gehörig zu orien* 
Üren, ist es unerlässlich, das Germanische Faust- und Feh- 
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derecht kurz zu berühren. Beide Institute sind von einander ver- 
schieden, {;owohI in ihrem Grundgedanken und Prinzip als in 
ihren Einrichtungen im Einzelnen, beide aber werden nicht sel- 
ten als völlig Eines und Dasselbe behandelt. 

Das Germanische Fehderecht bildet eine wesentliche Seite 
des Germanischen Stra f rechts, während das Fehderecht des 
Mittelalters mit dem Strafrecht in gar keiner wesentlichen 
ader auch nur unmittelbaren Beziehung steht. Das Germanische 
Strafrecht — und eben somit sein Fehderecht — beruhte auf 
einem einfachen, natürlichen, dem schlichten und zugleich ro- 
hen Sinne und höchst lockern Staatsverbande jener Zeiten ganz an- 
gemessenen Grundgedanken. DasRechtsverhaltniss erschien 
dem Germanen als ein Friedensverhaltniss, das zunächst 
der einzelne Freie seine Familie und seine Genossen, und nur 
im Nothfalle das Volk und seine Vorsteher zu schützen hatten. 
Von Jemanden böswilhg verletzt zu werden, und seine Rechte 
mit Füssen getreten zu sehen , ist ein Hohn, ein Schimpf, bei 
welchem ein Friedensverhaltniss nicht bestehen konnte, und der 
Genugthuung fordert, da ihn ein ehrenhafter Mann nicht hätte 
dulden können. Wer daher einen andern böswillig ' ver- 
letzte, brach eben dadurch mit dem Verletzten und dessen Fa- 
milie und Genossen den Frieden; er setzte sich also von 
selbst mit ihm in einen Kriegsstand. Der Staat jedoch trat 
bei dem lockern Staatsverbande und bei der grossen Freiheit 
und Ungebundenheit des Einzelnen zunächst nicht vermittelnd 
ein, sondern überliess es dem Verletzten und dessen Familie, 
sich selbst wieder Frieden Recht und Genugthuung zu ver- 
schaffen. Desshalb hatte der durch ein Verbrechen Verletzte 
das Recht , mit seiner Familie und seinen Genossen gegen den 
Friedensbrec her Fehde CFaida) zu erheben und ihr alle ihm 
nur mögliche Ausdehnung zu geben und im Blute des Fried- 
brechers Genugthuung für den erlittenen Hohn zu suchen. 
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bis es dem Friedbrecher etwa gelang, sich mit ihm auszusdh- 
Ben und den Frieden wieder herzustellen. 

Ware aber das Recht zur Fehde die einzig mögliche Folge 
des Verbrechens gewesen : so hatte sich der Starke Alles gegen 
den Schwachen erlauben können. Desshalb musste das Volk dem 
Verletzten, wenn er nicht zur Fehde greifen wollte oder sich 
dazu zu schwach fühlte, eine andere Genugthuung für das erlit- 
tene Unrecht und für den gebrochenen Frieden sichern. Diese 
bestand aber nicht in körperlicher Strafe — denn eine solche fand 
man allgemein nur gegen Sclaven und Unfreie, gegen Freie aber blos 
dann anwendbar, wenn sie unmittelbarals Feind des Gemeinwe- 
sens auftraten, z.B. durch Verrath an den Feind, Mord des Heer- 
fuhrers u.dgl. — sondern sie bestand in einem SühnegeldeCCom- 
po8itio). Der Verletzte konnte sich an das Volksgericht wenden, 
und das Volk sorgte für die Stellung des Friedbrechers vor Ge- 
richt und zwang ilm dann zur Genugthuung und dadurch zur 
Wiederherstellung des Friedens. 

So ergänzte sich Beides — Fehderecht und Recht aufCom- 
position ~ wesentlich, und wenn manche Historiker, wie Hein- 
rich und Luden beim Germanischen Strafrechte blos von der 
Composition sprechen und das Fehderecht ganz i^oriren: so 
entging ihnen gerade die wesentlich ergänzende Seite» Ebenso 
fehlen Andere, namentlich Juristen, darin, dasssiewie z.B: Jarke 
glauben, nicht der Verletzte habe zwischen Fehde und Composi- 
tion zu wählen gehabt, sondern der Friedbrecher habe durch 
Anbieten der Composition stets die Fehde abwenden können -- 
wonach also der Reiche sich Alles hätte erlauben können, 
weil erjedeUnthat durchBusse hätte sühnen können—, oderdass 
sie, wie Rogge und nach ihm Wigand und Andere, behaupten, 
der Verletzte habe zwar unbedingt Fehde erheben können, aber 
wenn er auf Composition geklagt habe, sei es in der Willkühr 
des Friedbrechers gestanden, ob er die Composition zahlen oder 
nicht lieber die Fehde übernehmen wolle — wodurch der Starke 
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Moh AUes hätte erlauben können, weil man ihn nie zur Compo- 
sition hätte zwingen dürfen. In dem Grundsätze vielmehr, dass 
jedes Verbrechen, Mord, Raub, Brand, Gewalt aller Art u. s.w. 
mit Geld gesühnt wnrde^ wenii es zur Klage kam, lag kein Privi^ 
legitim für den Reichen; denn er hatte die Fehde des Yer* 
letzten, seiner Familie und seiner Genossen zu furchten. Von der 
andern Seite aber lag in dem Fehderecht kein Privilegium für 
den mächtigen starken Verbrecher; denn das Volksgericht 
zwang ihn auf die Klage des Schwachen zur Genugthuuhg und 
Busse und zur Wiederherstellung und Gelobung des Friedens*;). 
Und diese Busse war so bedeutend, dass sie den Armen, der sie 
erhidt, leicht in einen Reichen, den Reichen, der sie geben musste, 
leicht in einen Armen verwandeln konnte. Nehmen wir z.B., dass 
nach den Gewohnheiten jener Zeit bei den Franken eine Kuh 
einem Schilling CSoIidus^ und ein Pferd 6 Schillingen gleichstand 
und die Busse, wenn das Geld nicht aufzutreiben war, in solchem 
anderen Eigenthum bezahlt werden musste : so musste der Mord 
einer wehrlosen Frau mit 600 Kühen oder Schillingen an die Fa- 
milie gesühnt werden. Aehnlich bei geringeren Verletzungen^ 
besonders da, wo Schwachheit oder Ehrbarkeit verletzt wurde. 
Wer einer Frau unehrbarer injuriöser Weise die Hand streichelte — 
simanumstrmxerit — musste bei den Salfranken es mit 15 Schil- 
lingen, also im Nothfalle mit 15 Kühen büssen; that er es am 
Unterarm: so stieg die Busse auf 30; streichelte er den Ober- 
arm: so konnte er auf 35 Schillinge, also auf den Werth von 
35 Kühen oder von wenigstens 5 Pferden belangt werden, und 
betastete er die Brust: so musste er noch 10 Schillinge oder 
10 Kühe u. s. w. mehr zahlen. 

Aber nicht jede Rechtsverletzung berechtigte zur Fehde, 
sondern nur eine solche, durch welche derRechtsfiriedeinWahr- 
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heil gebrochen ward. Desshalb konnte bei Civil ansprachen, de««' 
nen der Gegner sich nichl fägte, nichl zur Fehde geschritten, 
sondern es musste der Richter angegangen werden; ebenso bei 
Verletzungen, die nicht vorsatzlich zugefügt wurden; denn der 
Friede wird wahrhaft nur von Dem gebrochen, der absichtlich 
und wissentUch einen Andern verletzt , und s o gegen Densel- 
ben als Feind auftritt. Wer daher einen Anderen durch blosse 
Fahrlässigkeit noch so empfindlich verletzte, selbst wenn er den 
Andern durch Fahrlässigkeit tödtete, konnte nicht befehdet wer- 
den; es trat hier Mos Composition ein, und es hiess desshalb in 
solchen Fallen in den alten Germanischen Rechtsammlungen: 
eomponaty cessante faida, quia nolendo fecit. Bios 
dolose Verbrechen waren somitFriedensbruchssachen, die 
zur Fehde führen konnten. Auch war die Ausübung des Feh- 
derechts da, .wo ein solches Recht beistand, sehr beschrankt 
Namentlich sollte Jeder in seinem Hause und in seiner Wehre vor 
aller Vergewaltigung sicher seyn, sodass selbst gegen den Ver- 
brecher, wenn gegen ihn Fehde erhoben wurde, so lange er 
sich in seiner Wehre hielt , nichts unternommen werden durfte. 
Ebenso hatte der Befehdete Frieden in der Kirche oder an der 
Gerichtsstelle oder auf dem Wege dahin und zurück und beim 
Könige und auf dem Wege zu und von ihm. Eine Verletzung in 
solchen Fällen wurde durch keine Fehde gerechtfertigt und war 
mit schwerer Busse zu sühnen. Auch konnte der König dem Be- 
fehdeten seinen Königsfrieden ertheilen und dadurch ihn gegen 
die Fehde schützen. 

Unter den Carolingischen Königen aber wurde das Fehde- 
recht überhaupt, auch im Grundsatze selbst, mehr eingeschränkt 

So, wie es nach den alten Gesetzen und Gewohnheiten be- 
stand, war es mit einer geordneten, festen Staatsverbindung 
doch unvereinbar, und es musste zu Hissbräuchen und grossen 
Verwirrungen führen. Es war daher natürlich , dass die Caro- 
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lingischen Könige mit dem Steigen ihrer Macht nnd dass die 
christliche Kirche mit der Zunahme ihres Einflusses dem Fehde- 
recht mehr und mehr entgegen zu wirken suchten. Ein Anhalts- 
punkt hiefür lag in dem angeführten Rechte des Königs, einem 
einzelnen Befehdeten Königsfirieden zu ertheilen, und dadurch 
jede Fehde gegen ihn zu hemmen. Auch machte sich bei schwe- 
ren Verbrechen, namentlich bei Mord, Brand, Raub, Noth- 
zucht und anderer groben Gewaltthat und bei Diebstahl immer 
mehr der Gedanke geltend, dass sie, wenn gleich unmittelbar Mos 
gegen Einzelne begangen, doch mittelbar den gemeinen Frieden 
des Staatesund seine Ruhe und Sicherheit empfindlich stören, und 
daher der Staat durch eine öffentliche körperliche Strafe, wenn 
Klage erhoben wurde, der beleidigten Gesammtheit und der 
gestörten Rechtsordnung Genugthuung zu geben habe , und die 
Geistlichkeit unterstützte diess dringend durch den biblischen 
Satz, dass der Obrigkeit das Schwert der Gerechtigkeit in die 
Hand gegeben sey, und durch die Rücksicht auf die alttestament- 
lichen Gebote. So kam es denn, dass schon gegen das Ende 
des YIII. Jahrhunderts von der einen Seite nur die schwere- 
ren dolosen Verbrechen, die causae majores, für Friedens- 
brachsachen galten, d. h. für solche Verbrechen, wegen wel- 
cher gegen den Verbrecher Fehde erhoben werden durfte , und 
bei geringen dolosen Verbrechen, den Freveln, alles Fehdereoht 
ausgeschlossen war — von der andern Seite aber bei jenen 
schwereren Verbrechen, wenn keine Fehde, sondern Klage 
erhoben wurde, öffentliche körperliche CTodes- oder ver- 
stümmelnde^ Strafe einzutreten pflegte. 

Nach dem Erlöschen des Carolingischen Mannsstammes ver- 
lohren die alten Rechtsbücher der Deutschen Stamme nnd die Ge- 
setzgebung der Carolinger allmählig durch die Einwirkung viel- 
facher Momente ihr Ansehen. Allein manche ihrer Grundge- 
danken hielten sich noch in den Gewohnheiten fest; andere wirk- 
ten für die Entstehung verwandter Institute , und neben ihnen 
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erzeugten die neuen Verhaltnisse neue Einrichtungen. So finden 
wir auch das ganze Mittelalter hindurch ein Fehderecht, so» 
wohl in der Praxis geübt, als in den gesetzlichen Landfrieden 
d. h. in den zur Aufrechthaltung der allgemeinen Sicherheit und 
Ordnung gegebenen Reichsgesetzen gesetzlich anerkannt. Ist 
nun dieses Fehderecht das altgermanische, oder ist es ein ganz 
anderes, auf ein völlig anderes Princip gebautes? Darüber 
sind die Ansichten sehr verschieden, sowohl unter den Historikern, 
die freilich über die Frage meist ziemlich hinwegschlüpfen, als 
unter den Juristen*)* 

Ein TheU — und dahin gehören beinahe ohne Ausnahme 
die alter en Historiker und Juristen und auch manche Neuere — 
glaubt, das Fehde- und Faustrecht des Mittelalters sey ursprüng- 
lich nichts anderes gewesen als ein absolutes Recht des 
Stärkeren, ein maassloses Recht der rohesten Gewalt! Jeder 
waffenfähige Freie habe das Recht gehabt, ganz nach Belieben 
ohne Weiteres und ohne alle besondere Veranlassung Fehde 
gegen Andere zu erheben und nach Willkür Krieg zu führen 
und Gewalt zu brauchen, wenn er nur drei Tage vorher die Fehde 
gehörig angesagt habe. — Allein diese Meinung ist entschieden 
unrichtig und durch sie bürdet man den Gesetzen und Gewohn- 
heiten des Mittelalters einen Flecken auf, den sie nicht an sich 
tragen. Selbst in den rohesten Zeiten einer staatlichen Verbin- 
dung wird man ein solches absolutes Fehderecht, ein solches 
brutales Recht des Stärkeren nicht finden, und selbst der rohen 
altgermanischen Zeit und seiner ganz lockeren Staatsverbindung 
war eine solche Ausgeburt fremd, bei welcher ein Staat, der 
sie anerkennen würde, zugleich seine Unmöglichkeit und seine 
Auflösung sanctioniren würde. Auch geben die Urkunden des 
Mittelalters, welche vom Fehderecht sprechen, nirgends ein sol- 
ches Fehderecht zu. Zwar beruft man sich auf die Praxis des 



*) Vergl. über das Folgende den XVlll. Excurs. 
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Mittelalters und besonders auf die Zeiten des Interreg^noms, in 
welchen sich das Recht zur willkürlichen Fehde begründet habe. 
Allein die Hissbräuche, die Einzelne vom Fehderechte 
machten und die freilich unzählige Male vorkamen und vorkom«^ 
men mussten, können nicht als Beweis für Das angeführt werden, 
was als Recht bestand, so wenig man bei uns aus den häuGgen 
Diebstahlen folgern kann, dass dermalen in Deutschland das Steh- 
len ein erlaubter Modus acquirendi sey 1 In jenen Zeiten des In* 
terregnums, der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts, in welchen 
es Deutschland theils an einem kräftigen , theils ganz an einem 
Haupte fehlte, war nur der Miss brauch des Fehderechts, das 
Ueberschreiten der Gesetze aufs Höchste gestiegen. So aber, wie 
es damals als Recht bestand, hatte es schon hundert Jahre 
früher bestanden, aber keineswegs bestand es als absolutes Recht 
zur Gewalt. 

Andere — und unter diesen Eichhorn Cför den Zeitraum 
bis zumEnde des XIU. Jahrhunderts), dem hierin manche Neuere 
folgen — sind der Ansicht, das Faust- und Fehderecht des Mittel- 
alters sei ursprünglich eigentlich nichts anderes gewesen, als 
das Germanische Fehderecht in der Art , wie es unter den Ca- 
rolingern noch bestanden habe. Es habe also stattgefunden bei 
Tcrübten schweren Verbrechen gegen den Verbrecher, 
Bnd blos der durch ein solches Verbrechen Verletzte oder 
seine Familie habe Fehde erheben können. Dieser habe aber in 
solchenFällen schon an sich ohneWeiteres das Recht zur Fehde, 
also, ganz wie in den alten Zeiten, die Wahl zwischen Anklage 
und Fehde gehabt; nur das vorgängige Ansagen der Fehde sey 
als nothwendige Form noch hinzugekommen. — Diese Ansicht ist 
ebenso unhaltbar, wie die vorhin angefiihrte. Sie beschränkt von 
der einen Seite das Fehderecht zu sehr, und dehnt es von der 
andern Seite zu sehr aus. Mit ihr sind schon, wie gezeigt werden 
vnrd, die Formen ganz unvereinbar, unter denen das mittelalter- 
liche Fehderecht ausgeübt werden musste. Sie ist aber auch in 
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directem Widerspruche mit allen Urkunden des Mittelalters, beson- 
ders mit den vom Fehderecht handelnden Landfrieden. Das alte 
Fehderecht war verschwunden und nur ein Nachklang desselben 
«rhielt sich noch im gerichtlichen Zweikampfe, der als Beweis* 
mittel im Mittelalter bei den Causae majores, bei den alten Frie- 
densbruchsachen, zulassig war. — Was aber die Fehde betriflt: so 
war im Mittelalter nicht blos gegen den schweren Verbrecher 
Fehde erlaubt, sondern gegen Jeden, der die geringste Ver- 
letzung zufugte; ja sie war gestattet auch wegen jedes civil- 
rechtlichen Anspruches, selbst wegen des unbedeutendsten. 
Allein sie war in allen diesen Fällen nicht ohne Weiteres ge- 
;stattet, selbst nicht gegen den schweren Verbrecher, sondern sie 
nvarnur erlaubt gegen Denjenigen, gegen welchen die Gerichte 
Becht zu verschaffen nicht im Standewaren — mit einem Worte: 
sie war lediglich eine erlaubte Selbsthälfe in allen Fallen, in wel- 
schen dem aus irgend einem Grunde Berechtigten der Staat zu 
seinem Rechte nicht verhelfen konnte. Und Dieses kam auf eine 
ganz natürliche Weise und entwickelte sich mit Nothwendigkeit aus 
den Ansichten und Verhältnissen jener Zeit. 

Das Princip , auf dem das Germanische Fehderecht beruhte, 
passte auf die geänderten Ansichten und Verhältnisse nicht mehr. 
Man ging immer mehr davon aus, dass durch schwere Verbrechen 
die ganze Rechtsordnung gestört, der Friede mit der Gesammt- 
heit gebrochen werde. Dieser Ansicht musste es aber widerspre- 
chen, wenn dem einzelnen Verletzten es gestattet worden wäre, 
5ich durch Fehde Genugthuung zu verschaffen. Man hielt femer 
immer mehr an dem Gesichtspunkte fest, den schon die Carolinger 
geltend zu machen anfingen, dass ein durch ein verübtes Verbre- 
chen ohne Weiteres begründetes Fehderecht mit den staatlichen 
Verhältnissen unvereinbar sey. So kam man zu dem Grundsatze, 
dass wegen jedes Verbrechens nur durch Anklage vor dem 
Richter Genugthuung gesucht werden durfte , sey es durch Klage 
auf körperliche Strafe oder auch auf Composition. Allein bei der 
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Anarchie, die vom XI. Jahrhundert an in IXeutschland herrschte, 
durch welche die Wirksamkeit der Gerichte durchaus gelähmt 
wurde und bei der man sowohl in Civil- als in Crintinalsa- 
chen auf gerichtlichem Wege semes Gegners unzählige Male 
nicht mächtig werden konnte , mussten Kaiser und Reich ein Recht 
a&ur Selbsthülfe wenigstens in dem Falle anerkemien, wenn 
durch die Gerichte keine Hülfe zu erlangen stand. 
Hier war es dem Beeinträchtigten überlassen, Fehde gegen den 
Gegner zu erheben und sich selbst Recht und Genugthuung zu 
verschaiTen. Dadurchnun, dass so die Fehde blos einNothmittel 
wurde, von welchem nur dann Gebrauch gemacht werden sollte, 
wenn der Richter kein Recht verschaffen konnte oder wollte, fiel 
zugleich die Beschränkung des Fehderechts auf den Fall einer 
durch ein schweres Verbrechen erlittenen Verletzung weg, und 
nicht mehr der durch ein Verbrechen verübte Bruch des Friedens 
war es , der ein Recht zur Fehde begründete , sondern lediglich 
die Unmöglichkeit, durch den Richter Recht zu erlan- 
gen. Wer daher Fehde erhob, ohne in eine solche Unmöglich- 
keit versetzt zu seyn, brach selbst den Landfrieden und wurde 
als Friedbrecher bestraft. Dagegen konnte, wenn vom Richter 
tncht Recht zu erlangen war, wegen jeder Rechtskränkung 
Fehde erhoben werden , wenn sie auch in einer blossen Nicht- 
anerkennung oder Nichterfüllung einer privatrechtlichen Verbind« 
Uchkeit bestand. 

Diese Prinzipien spricht auPs Klarste aus der Landfriede 
¥on 1335, und von denselben Prinzipien gehen frühere Land- 
frieden z. B. der von Friederich L von li5S, und spätere z. B. 
die von 1281, 1287, 1303, die goldene Bulle Cap. 17 und der 
Reichsabschied von 1442 aus. So sagt, um nur das Eme anzu- 
führen, der Landfriede von 1235 wörtlich: 

Was auch Jemanden widerfahre — dass er das 
nieht räche! Er klag es seinem Richter! es sei denn, 
dass er sidi zur Not h rnuss wehren seines Leibes und seines Gutes, 
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Wer selneKlage aber anbringt: wird ihm nicht gerichtet, 
und muss er durch Noth seinen Feinden widersagen, — das soll 
er thun bei Tage, und von dem Tage bis an den vierten Tag 
9oll er ihm keinen Schaden thun, weder an Leib, noch an Out; 
30 hat er drei Tage Frieden, 

Die Ausübung des beschriebenen Fehde* und Faustrechts 
^ar nämlich an gewisse Formen gebunden. Wer sich in die 
Lage versetzt sah, Fehde zu erheben, musste seinem Gegner die 
Fehde vorher offen und förmlich ankündigen drei Tage — nach 
manchen Landfrieden vier Tage — vor ihrem Beginnen (diese 
Ansage, wie die Fehde selbst, hiess diffidatioy Diese Form, 
welche schon im Landfrieden von 1187 eingeschärft wird , war 
dem Germanischen Rechte gänzlich unbekannt. Diess erklärt sich 
leicht, und bestätigt zugleich das vorhin Ausgeführte. 

Im Germanischen Rechte war Fehde nur erlaubt gegen doA 
Triedbrecher. Dieser wussle vorher, dass er durch den Frie- 
densbruch nicht blos einer Anklage , sondern ebenso sehr auch 
der Fehde sich aussetze. Auch ist er es ja, der nach dem Sinne 
des Germanischen Rechtes den Unfrieden beginnt; desshalb 
brauchte man ihm nicht erst den Frieden aufzukündigen. 
<vanz anders musste es aber werden, sobald die Fehde nur als 
Nothmittel zulässig ist und zwar in allen Fällen, in welchen man 
2U seinem Rechte nicht gelangen zu können glaubt, also auch 
wenn der Gegner in gutem Glauben ist und selbst Recht zu haben 
vermeint, oder der Richter aus Lässigkeit Gunst oder Feigheit 
Recht verweigert. Hier konnte man nicht sagen , dass der Geg- 
ner durch sein Nichtnachgeben von selbst den Fehdestand beginne; 
auch war es immer ungewiss, ob der Gegner wusste, wie weit 
man Ansprüche an ihn mache und ob er sich nicht freiwillig zu 
ihrer Erfüllung verstehen werde, wenn man ihm mit dem Noth- 
mittel drohe. Hier forderte also die Sicherheit des vielleicht ganz 
unschuldigen Gegners und die ritterliche Ehre, dass man ihm 
Zeit zum Nachgeben oder Zeit, sich auf Widerstand zu rüsten, 

4» 
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lasse. So koute und musste betm guudidi Teriaderlm Priu^, 
auf welches das Fehderechl sich stutzte, eine besondere Form 
der Ausübung des Rechts durch die Sitte sich bilden, sowie ge- 
rade wieder diese Form für die im Prinzip vorgegangene Verin* 
derung spricht 

Die Form der Ansage der Fehde gehörig einzuhalten, war 
nicht nur ein Ehrenpunkt, sondern wer sie nicht beobachtete, 
wurde als Landfriedensbrecher bestraft Es musste daher, wer 
Fehde erhob, sich wohl vorsehen, dass er nöthigenfalls die ge- 
schehene formliche Absage gehörig beweisen konnte. Dess- 
halb schreiben die Reichsgesetze vor: Wer zur Fehde schreiten 
wolle, solle sie ankündigen durch einen Brief, den ein Bote in 
die Wohnung des zu Befehdenden bei Tag zu bringen hat Den 
Beweis der eingehaltenen Form muss der Bote und der Schreiber 
des Briefs durch seinen Eid erbringen; stirbt der Bote: so muss 
der Befehdende mit zwei glaubwürdigen Eidhelfem die geschehene 
Absage beschwören. Verletzt der zu Befehdende den Boten: so 
ist er ehrlos und die Form der Absage braucht nie meiir gegen 
ihn beobachtet zu werden. 

Die Form der Fehdebriefe ist ziemlich übereinstimmend. 
Wenigstens fand ich in mehr als hundert Fehdebriefen aus ver- 
schiedenen Zeiten und Orten im Wesentlichen dieselbe Form. 
Der Absagende benennt im Briefe zunächst seinen Gegner und 
sich und in der Regel auch den Grund der Absage, erklärt, 
dass er des Andern Feind seyn wolle, und verwalirt seine Ehre 
wegen aller Folgen durch den ofTenen Absagebrief. Zum Belege 
nur zwei Beispiele. Ein Fehdebrief an die Reichsstädte Ulm und 
Esslingen vom Jahr 1452 lautet so: 

Wisset Ihr Reichsstädte y dass ich Cimts Dur ton Sulz 

und ich Waidmann ton Deckenpfronn , genannt Oanser, und 

ich Lienhard ton Bercken, genannt Spring ins Feld, EtiertincI 

aller der FAirigen Feind seyn wollen, ton wegen des Junker 

-'rieh V. Isenburg. Und wie sich die Feindschaft flXrder 
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macht, e$ $ei Raub, Brand oder Todscidag : so wollen wir unsere 
Ehr mit diesem unserem offenen besiegelten Brief bewart Aati* 
Dess zu Urkund haben wir u. s. w. 

Aehnlich lautet folgender Fehdebrief an die Stadt Speier 
TOm Jahr 1430: 

Wisset Burgermeister und Rath der Stadt Speier, das$ 
ich Winrich r. Fischnich Euer Feind seyn will wegen der Aii" 
sprach, die ich an Euch zu machen han; — und fiel da Unrath 
vor, wie sich das machen möcht: so will ich dess meine Ehre 
gegen Euch und die Euren bewahrt han durch diesen meinen 
offenen besiegelten Brief u, s.w. 

Eine weitere in den Reichsgesetzen ausgesprochene Be- 
schränkung der Fehde bestand darin , dass bei Ausübung dek'sel* 
ben gewisse Personen und Sachen geschont werden sollten* Der 
Zweck war, Widerstandsunfähige zu schirmen, den Verkehr zu 
sichern, den Feldbau zu schützen und heilige Gegenstände vor 
Entweihung zu wahren. Desshalb hatten besondernFrieden, 
d. h. durften bei einer Fehde nicht verletzt werden, Geistliche, 
Kindbetterinnen, schwer Kranke, Pilger, Kaufleute, Fuhrleute mit 
ihrer Habe und Kaufmannschaft, Ackermann und Weingärtner 
während der Feldgeschäfte und das ausser seinem Hause befind- 
liche Geräthe, das er nöthig hat, und Kirchen und Kirchhöfe. 

Eine weitere Beschränkung des Fehderechts führte der Kle- 
rus ein, und zwar zuerst die Geistlichkeit in Frankreich, von wo 
ems sie sich auch bald über Deutschland verbreitete, den Gottes-- 
frieden, Pax oder Treuga Bei. An gewissen Tagen des Jahrs 
und ausserdem noch vier Tage in jeder Woche, von Mittwoch 
Abend bis Montag früh, soll nach ihm jpde Fehde ruhen. Dieses 
Gottesfriedens, der jedesmal besonders eingeläutet wurde, er- 
wähnt zwar kein Deutsches Reichsgesetz Cwohl aber der Sachsen- 
spiegel II, 66 und das Canonische Rechte, und desshalb hatte 
seine Verletzung keine unmittelbare bürgerliche Nachtheile. 
Allein sie konnte doch mittelbar zur Acht führen; denn wer den 
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eottesfrieden verletzte, kam in den Kirchenbann, und wer inner- 
halb einer gewissen Zeit aus dem Kirchenbanne sich nicht löste, 
kam in die Reichsacht. Dabei galt bei der Fehde des Mittelalters 
nicht mehr das Hausrecht und der Hausrriede, in welchem der 
Germane bei der Fehde geschützt wurde. Alles war in der mittel- 
alterlichen Fehde gegen den Befehdeten gestattet; er konnte in 
seinem Hause und in seiner Burg auf jede Weise durch Gewalt 
und Brand verfolgt werden. 

Die Verletzung der durch die Reichsgesetze festgesetzten 
Beschränkungen der Fehde aber hatte dem Gesetze nach stets 
schwere Strafen zur Folge. Wer Fehde erhob, ohne richterliche 
Hülfe versucht zu haben, wer die Fehde nicht gehörig ankun* 
digte, wer den angeführten besondem Frieden gewisser Gegen- 
stände oder Personen verletzte, war Land friedensbrecher, 
und seine Strafe war gewöhnlich — der Strang. 

Dtess dem Gesetze nach. In der Praxis sah es freilich 
nicht selten anders aus. Denn die Missbräuche lagen bei dem 
ganzen Institute gar zu nahe und alle Verhältnisse jener Zeiten 
begünstigten sie nur zu sehr. Und besonders war es der Ade^ 
den in jener Zeil der Vorwurf solcher Missbräuche traf. Zwar 
war jeder vollkommen Freie zur Fehde berechtigt. Allein die 
Städte waren in der Regel froh, wenn sie nicht befehdet wurden 
und griffen meist nur aus Noth und innerhalb der gesetzlichen 
Schranken zur Fehde. Dem kriegerischen Adel aber war die 
Fehde von der einen Seite Lust, von der andern Seite reicher Er- 
werb. Denn selbst Raub, in gehöriger Fehde am Gegner und sei^ 
neu Angehörigen begangen, war ganz erlaubt und diese Deprä- 
dafio verunehrte Niemanden. Die Gelegenheit aber war zu lockend, 
die Schranken zu überschreiten, keinen besondem Frieden mehr 
zu achten, und unter dem Verwände der Fehde jede Strasse un- 
sicher zu machen. Und wer sollte den mächtigen Räuber, der 
wie man es nannte, $ich aufReuterei legte oder vom Sattel oder 
vom Stegreif lebte y bestrafen? Der Kaiser hatte selbst genug^ 
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Hiit s e i n e n Geg:nern zu schaffen^ und solche Fürsten waren selten, 
wie Rudolf I., welcher, obgleich früher selbst eingewaltthätiger 
Raubritter, doch später als Kaiser mit Strenge und Ernst gegen 
die Friedbrecher verfuhr, und z.B. auf einem Zuge nach Thüringen 
29 ritterliche Landfriedensbrecher aufknüpfen und 66 Raub- 
schlösser zerstören liess und ebenso in Schwaben auf einem 
Zuge 5 Raubschlösser bei Calw zerstörte , oder wie der Herzog 
Albert von Braunschweig, welcher den räuberischen Grafen 
von Eberstein bei den Beinen aufhängen, wenn gleich nachher 
als Grafen ehrenvoll begraben liess. Zu allen Zeiten des Mittel- 
alters waren daher die Klagen über die Missbräuche des Faust- 
und Fehderechts allgemein und die Reichsgesetze eifern stets 
gegen dieselben, aber freilich vergeblich. Noch am Ende des 
XV. Jahrhunderts schreibt der zweite Kanzler der Universität 
Tübingen, Nauclerus, in seiner Chronographia von der Ritter- 
schaft Schwabens seiner Zeit in dieser Hinsicht: arces et castra 
in montibus et Silvia coUocant, de patrimonio et reditibtis suiB 
rictitant; verum ubi haec deerunt, aliqna occasione 
Mumta praedari non verentur, und ein Römischer Car- 
dinal sagte um dieselbe Zeit von Deutschland: Germama tota 
ffimm latrocinium est, et ille inter nobiles glarioslor, qui ra^ 
pacior. 

Selbst aber auch abgesehen von solchen Missbräuchen: 
so musste doch schon an sich das Fehderecht zur grössten 
Anarchie und zu allen möglichen Gräueln führen, wenn es auck 
im Ganzen innerhalb der gesetzlichen Schranken geübt wurde. 
Die Fehde begann gewöhnlich mit der in der Fehde erlaubten 
Zerstörung der Besitzungen des Gegners und mit der Vergewal- 
tigung seiner Hintersassen Schutzpflichtigen und Hörigen. So 
war es dann gewöhnlich, dass der arme Landmann für die Schuld 
seines Herrn büssen musste. Der Herr nahm freilich wieder Rache an 
den Besitzungen des Befehdenden und an den Hintersassen des- 
selben. Allein was gewsHUien dadurch seine armen Leute? Die 
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ZaU der Unglücklichen wurde nur vermehrt, und Manche mocb* 
ten von sich sagen können, was ein Harkgraf von Branden- 
burg von sich rühmte, dass er in seinem Leben 170 Dörfer ver- 
brannt habe. Nehmen wir irgend eine Chronik aus jenen Zeiten in 
die Hand : so finden wir beinahe auf jeder Seite derselben Zer- 
störungen von Dörfern, Ausplünderung der Landleute, Verwü- 
stung der Felder u. drgl. angeführt, mit welchen die erlaubte 
Fehde begonnen wurde. Selbst sonst mager gehaltene Chroniken 
wissen doch von solchen Räubereien viel zu erzählen, wiez.B» 
das Chronicon Sindelfingense, dessen Verfasser, ein Canonicum 
Conrad von Wurmlingen, von sich selbst einmal anzuführen hatte, 
dass bei einer Fehde Graf Eberhard von Württemberg und dio 
Herrn von £usterdingen und Dizingen sex damus et harrea, 
foenum et annonam ac speUatn meam et ßiastri mei anaonam 
ac npeltam et omnXa utemUla nosfra incendiis et rapitus de-- 
struxerunt. Ebenso waren diese Fehden dem Handel und der 
Sicherheit der Städte ungemein nachtheilig, und meist waren die 
Fehden gegen sie ungerecht. So wurde z. B. im Jahr 1501 ein 
verdorbener Kaufmann von Nürnberg, Hans Paum, dort in den 
Schuldthurm gesetzt; er entkam durch die Flucht und belangte 
die Stadt auf Entschädigung wegen des Gefängnisses, das er 
doch gerecht erlitten hatte. Als sie ihm, wie natürlich, nicht wurde, 
schickte er der Stadt einen Fehdebrief und fing gleich nachher 
einen Patrizier, Hans Tucher, der auf sein Landgut reiten wollte, 
and einige Bürger, die eine benachbarte Hochzeit besuchten, weg, 
und diese mussten sich um 3500 fl. loskaufen. Dann verband er 
sieh mit benachbarten Grafen und Rittern, welche diese Gelegen- 
heit gerne ergriffen, und der Stadt und ihrem Handel wurde bis 
zum Jahre 1509 solcher Schaden zugefugt, dass sie am Ende 
froh seyn musste, durch Vergleich der Fehde los zu werden. 

Dabei wurde oft aus unglaublich nichtigen Veranlassungen 
Fehde begonnen. Die unbedeutendste Beleidigung, die geringste 
privatrechtliche Ansprache, wenn sie nicht gewährt und erfulU 
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wurde, gab Grund zur Fehde. So um nur Eines anzuführen, 
schickte ein Herr von Praunheim der Stadt Frankfurt einen Fehde- 
brief, weil eine Frankfurterin auf einem Balle seinem Vetter einen 
Tanz versagt und mit einem Andern getanzt hatte und die Stadt ihm 
nicht dafür Genugthuung geben wollte. Auch Solche, die zur Fehde 
nicht berechtigt waren, machten von ihr Gebrauch. Ein Koch von 
Eppenstein schickte mit seinen Küchenknaben einem Grafen von 
Solms einen Fehdebrief, hauptsachlich weil der Koch , als er für 
den Grafen einen Hammel schlachtete, sich selbst i'ns Bein ge- 
stochen hatte und der Graf ihn nicht entschädigen wollte, und 
ebenso erklärten einmal die Leipziger Schuhknechte den Studen- 
ten in Leipzig Fehde *> Ohnehin war es häufig, dass wenn ein 
Fürst Graf oder Ritter Jemanden Fehde erklärte, auch aller Tross, 
der zu ihnen gehörte, noch besondere Fehdebriefe schickte. Als 
z.B. Herzog Ludwig von Baiern die Reichsstädte Augsburg, 
Ulm, Esslingen und Andere im Jahr 1462 befehdete, schickten 
auch seine Becken Matthäus Huber, Hans Büliler und Hänslen 
Wolfer einen Fehdebrief an die Städte, in welchem sie, gerade 
wie die Ritter, unter Anderem erklärten : und ob ihr Reichsstadt 
ob solcher unsrer Feindschaft Schaden nehmen möchtet , es 
wäre 7nit Brand, Brandschatzen , Todschlägen oder anderen 
SachenyWie sich das machen oder begeben wird, dessen wollen 
wir unsre Ehre hiemt bewahrt haben. Auf gleiche Weise 
findet sich vom Jahr 1450, bei der Fehde eines Markgrafen v* 
Baden gegen die Städte Esslingen, Reutlingen und Weil, unter 
Anderem ein Fehdebrief an diese Städte, der unterschrieben ist: 
Manss Kaufmann, Hanss Kolb und Hensslin Himmel, unsfes 
gnädigen Herrn Markgrafen Becken und Buben. — Aber 
auch bei den Städten, wenn sie Fehde anzusagen hatten, versen- 
deten noch die verschiedensten Einwohner besondere Fehde- 
briefe. Als z.B. die Stadt Esslingen im Jahr 1449 dem benach- 



*) S. 2te Abtbig. Excurs XVm. 

Wächter's Beiträge. 



SS Zw«it« AbkandlaBg. OasFavst- v. Feiider«c1it ele. 

Imrten Adel Fehde airiraiidigte, wurde mcU mar tob denHinpteni 
der Stadt ein Fehdebrief erlasset, sondeni auch tob emsetaei» 
Bärgern, z.B. Ton Heinrich SteinhoTcl Med. Dr. und Medi— 
cos zn Esslingen, ebenso Ton — wie der Brief milersehriebe& 
ist— NieolauBv, Wfßle, Stadt $ehretberwnd$dneSchrei'^ 
ker$kne€M. So wollte Jeder in der Fehde sein Hndichen höit^ 
len oder Theil an der Beute hd)en. 

Doch — es wurde zu weit fSuren^ wenn ich hier die Fol- 
gen des Fehderechts in allen Hinsichten yerfolgen und namentlick 
anch zeigen wollte, welche nachtheilige EinAosse dassefte auf 
den rechtlichen Stand der Unbewehrten und Schutzlosen hatte^ 
wie das von den Rittern und Herrn geübte Faustrecht missbraucht 
wurde, um den Stand der Freien zu beschranken und den Bauern 
«nd Schutzbednrftigen mit den drnckendst^i Lasten zu überbür- 
den, femer erörtern wollte, wie man dem Pehderechte lange Zeü 
durch einzelne yertragsmässige auf besttmmte Jahre ge-^ 
achlossene Landfrieden entgegenzuwirken suchte, und wieKuser 
mid Reichsstdnde es endlich durch den gesetzlichen ewigem 
Landfrieden von 1493 aufhoben, aber freilich so, dass die Auf- 
hebung lange Zeit nur auf dem Papiere bestand und die Ewig* 
keit jenes ewigen Friedens später mehr sds 25mal in neuem 
Reichsgesetzen restaurirt werden musste, und es daher in 
Deutschland zum Sprüchwort wurde, dass man dem Landflriedem 
nUekt trauen dürß. 



III. 



Die Entscheidung über die Thatfrage im 
Deutschen Criminalprozesse. 



5» 



Micht selten sehen wir, wie die Repräsentanten der Wis-- 
senschafk lange Zeit auf grossen Abwegen sicli befinden, wie man 
Jahrhunderte lang in einem Kreise sich zu bewegen scheint, der 
uns wenig weiter führte, wie die Wissenschaft, ihren Namen ver» 
läugnend, oft in Nebel und Irrthum befangen den nachtheiligsten 
£influss auf das praktische Leben äussert und dieses zu dea 
.:grössten Rückschritten bringt. Doch trögt die wahre Wissenschaft 
4iie besten Heilmittel gegen Verirrungen in sich , in welche die 
Scheinwissenschaft fährte, und macht am Ende von den Wunden 
rgenesen, welche diese schlug. 

Einen auffallenden Beleg für das Gesagte bildet ein Problem, 
welches eines der wichtigsten für den Staat und eines der bedeu- 
tendsten für die höchsten zeitlichen Güter, für Wohlstand Frei- 
lieit und Ehre der Staatsbürger ist. Wenn ich mir erlaube, hier 
auf dieses Problem näher einzugehen: so soll es hauptsächlich 
von seiner historischen Seite geschehen. Es dürfte nicht ohne 
Interesse seyn, mit einem Blicke zu übersehen, wie man in 
Deutschland im Leben wirklich eine der wichtigsten praktischen 
fragen zu verschiedenen Zeiten zu lösen suchte, auf welche Lö- 
sung der schlichte, ehrenhafte, religiöse Sinn der Germanen 
führte, wie man im Mittelalter diess weiter ausbildete und umbil- 
dete, wie man am Ende des Mittelalters auf einem wichtigen 
Scheidewege stand und auf diesem , nun besonders unter dem 
Einflüsse der Repräsentanten der Wissenschaft, den falschen 
Weg einschlug, wie bei diesem Wege Deutschland bis in die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts auf eme Weise litt, bei welcher 
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die Gerichte der Freiheit, der Ehre und dem Glück der Bürger nach- 
theiliger waren, als je die Willkuhr eines einzebien Herrschers, 
wie man von der Mitte des XVIII. Jahrhunderts an, nun durch 
den heilenden Einfluss der Wissenschaft, den schlechten Weg 
theilweise verliess, aber doch jetzt erst auf dem Punkte steht, 
die Frage gut zu lösen. Es ist die Frage : 

auf welche Art und Weise man in Deutschland von den 
Jltei^ten bis in die neueren Zdten im Criminalprozesse 
die That frage zu entscheiden, den Beweis der Schuld 
und Unschuld herzustellen suchte *). 



Die beiden natürlichsten Mittel, die Schuld eines Ange- 
klagten zu erweisen, scheinen Gestandniss des Angeklagten 
selbst und Zeugen zu seyn. Allein das Zeugniss Dritter ist nicht 
immer untrüglich, und für eine Missethat einen vollgültigen aus- 
reichenden und unverdächtigen Zeugenbeweis zu erlangen, ist 
was leicht begreiJQichen Gründen eine Seltenheit. Legt man aber 
iiuf das Gestandniss zu grossen Werth, sucht man bei jedem 
Prozesse dasselbe auf alle Weise herbeizuführen: so führt 
diess notbwendig auf Abwege, von denen unser Deutscher Pro- 
zess der letzten drei Jahrhunderte ein sehr unerfreuliches Bild gityt* 

Auf diese Beweissmittel — Zeugen und Gestandniss -^ legte 
man in Deutschland bis in das XV. Jahrhundert nur ein sehr un- 
tergeordnetes Gewicht. 

AHerdings galt, was zunächst den Germanischen Criminai- 
fyroeess bis zu Carl dem Grossen betrtfil, der Grundsatz, dass, 
wenn der Angeklagte gesteht, er sich selbst gerichtet hat. Er 
wurde dann verurtheilt. Allein nicht im Entferntesten suchte 
man -sein ^Gestandniss herbeizuführen. Vielmehr galt im Ger- 
mniischen Crimkialprozosse — der durcdiaus Mos Anidagepro- 
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zess war — bei den meisten Deutsclien SlamnH»! ein Cbimdsaia^ 
4er auf den ersten Anbliek sehr auffallend ist Nicht da- Anklä- 
ger hatte die Schuld des Angeklagten zu beweisen, sondern 
Sache des Angeklagten war es, seine Unschuld zu bewei- 
sen. Dies«* Grundsatz stützte sich anf ein natürliches Gefühl von 
Ehre, das wir auch jetzt noch in vielen Kreisen wirksam sehen. 
Wird in uno'er Zeit Jemanden ein Unrecht oder eine Schlechtig- 
J&eit, die er verübt haben soU, vorgeworfen: so geht man meist 
<lavon aus, dass der blose Vorwurf, wenn auch ohne allen 
Beweis ausgesprochen, so lange als Flecken auf dem Beleidig- 
ten hafte, bis er sich von demselben gereinigt habe. DerBeschol- 
tene beruhigt sich in der Regel nicht damit, dass nichts gegen 
ihn erwiesen ist, sondern er sucht seine Unschuld zu beweisen^ 
mey es durch Widerlegung des Gegners oder dadurch, dass er 
^on ihm Genugthuung erhalt, und auf diese Weise sucht er sich 
«das allgemeine Vertrauen zu erhalten. Was so ausserhalb des 
Rechtsgebietes lierrscht, das trugen die Germanen auch auf ihr 
Recht über. Diess war für ihre Zeit sehr natürlich. War es ja 
noch bis in unsre Zeit Rechtsgrundsatz im Kanton Schwyz, dass 
«in gescholtener Mann auf der Landsgemeinde die Rednerbühne 
nicht betreten dürfe, bis er sich von dem ihm gemachten Vor- 
wurfe gereinigt habe, und machten noch im Jahre 1837 auf der 
Xandsgemeinde die Häupter der beiden Volksparthieen von diesem 
Grundsätze Gebrauch, indem sie sich gegenseitig schimpfte, um 
den Gegner von der gefürchteten Rednerbühne auszuschliessenl 
Im Germanischen Criminalprozesse war bei den meisten 
Stammen Folgendes leitender Grundsatz : dem Ankläger steht es 
zwar frei, den Beweis seiner Anklage zu vwsuchen; allein er ist 
in kdner Weise dazu verbunden. Die .^ddage ist ein Flecken, 
der auf der Ehre des Angeklagtai haflel, der das aSgemeine 
Vertrauen sem^ Mitbürger zu äxm wankml macht «id von dem 
er sich reinigen muss. Es ist abo Sache des Angäclagten, seine 
Unschuld zu beweisen. Gelingt ihm diess nicht: sewird-er -^ 
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ohne besonderen Beweis der Schuld — venirtheilt. Zu diesem 
Beweise der Unschuld wurde ihm aber ein Mittel gegeben, das 
ebenso eigenthümlich war, wie jener Grundsatz. 

Das Höchste, was der freie ehrenhafte Mann einsetzen kann, 
ist sein feierlich beschworenes Wort. Durch einen Eid musste 
sich desshalb der Angeschuldigte von der Anklage rein schwö- 
ren. Allein diess genügte noch nicht, um ihn in der allgemeinen 
Meinung zu rechtfertigen und das Vertrauen zu ihm wiederher- 
zustellen. Er musste eine Zahl ehrenhafter Genossen finden, die 
ihm vollkommen vertrauten und die mit ihrem eigenen Eide zu 
•bekräftigen bereit waren, dass sie der Versicherung seiner Unschuld 
glauben. Sie mussten ihm bei seinem Eide helfen; aber sie 
hatten nicht aus eigenem Wissen ein eigentliches Zeugniss für 
ihn abzulegen — denn sie brauchten von der Sache selbst nicht 
das Geringste zu wissen — sondern sie hatten blos ihr morali-^ 
sches Vertrauen in den Schwörenden zu bekräftigen, blos zu 
schwören, dass sie überzeugt seyen, der Eid des Angeklagten 
sey kein Meineid. 

Die nöthige Zahl dieser Eidhelfer (consacramentales , con-- 
jtiratores) war nach der Schwere des angeschuldigten Verbre- 
chens verschieden. Gewöhnlich war die Grundzahl sechs; sie 
stieg bei den schwereren Verbrechen und zwar in der Regel je 
um sechs. So war die Zahl nach der Lex Salica 6, 12, 24, 36, 
bei den schwersten Verbrechen 72; nach dem Gesetz der Ale- 
mannen 3, 6, 12, 24, in einigen Fällen 40 und 80. 

Diese Eidhelfer durften aber in der Regel nur genommen 
werden aus der Familie oder aus der Genossenschaft des 
Angeklagten selbst. Auch diess muss auf den ersten Anblick 
auffallen. Denn sind Diese nicht verdächtig und partheiisch fC^ 
den Angeschtildigten? Allein bei genauerer Betrachtung ver- 
schwindet auch hier das Auffallende. Einmal hielt die Familie und 
Genossenschaft sehr auf Ehre und gutes Verhalten ihrer Angehö- 
rigen und konnte faule Mitglieder ausstossen. Dosshalb vertrauto 
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man, dass ein Schlechter keine EideshAIfe bei den Seinigen 
finden werde, und hielt diennbescholtenep Verwandten and 
Genossen des Angeschuldigten für die sichersten Bidhelfer, weil 
sie ihn am Genauesten kennen mussten. Sodann muss man be- 
sonders im Auge behalten, dass es sich um die Reinigung von 
einer unbewiesenen Anklage handelte. Zeigen hier dem An- 
geschuldigten Die, welche ihm am Nächsten stehen, volles Ver^ 
Irauen, sind sie bereit, ihr Heiligstes , ihr beschworenes Wort^ 
für ihn einzusetzen: so stellen sie dadurch auch das Yer-> 
irauen der ganzen Volksgemeinde zu ihm her. 

So war es nicht blos Pflicht des Angeschuldigten, sich von 
4er Anklage zu reinigen, sondern auch ein wichtiges R e c ht des 
unbescholtenen Freien, von jeder Anklage durch seinen und 
seiner Genossen Eid sich loszuschwören. Dabei schätzte auch 
noch gegen Partheilichkeit die nöthige grosse Zahl der Eidhelfer^ 
das Recht des Klägers, einige aus den vorgeschlagenen Eidhel- 
fem zu verwerfen, und bei einigen Stammen, z.B. den Alemanr» 
nen und Baiem, das dem Kläger eingeräumte Recht, selbst einen 
Theil der Eidhelfer aus der Familie und den Genossen des An- 
f etJagten zu wählen. 

Allein — es mochte doch Fälle geben, in welchen der An- 
kläger Grund hatte, den Eidhelfem des Angeklagten nicht zn 
trauen. Hier musste ihm wenigstens bei schweren Anschuldigun- 
gen ein Mittel gegeben werden, die Eidhelfer auszuschliessai. 
Auch konnte es von der anderen Seite seyn, dass der Ange- 
klagte die nöthige Zahl der Eidhelfer nicht auftreiben konnte — 
und besonders war diess der Fall, wenn ein Fremder angeschul- 
digt war — oder dass er sich gar nicht losschwören durfte, 
wie ein Unfreier Cwenn diesen sein Herr nicht mit Eid und Eid- 
helfem vertreten wollte) oder ein übel Berüchtigter, z. B. ein 
schon zweimal wegen Diebstahls Bestrafter, oder eine eines Ehe- 
bruchs oder der Vergiftung ihres Mannes angeschuldigte Frau. 

In solchen Fällen, glaubten die Germanen, bleibe nichis 
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Anderes vbrlg^ als die <iottheit seH>st riciit<m zu lassen. Nor 
Zengen, der Eäd des Freien oder die Gottheit sollen über Schuld 
ümd Unsdhinld richten, in solchen FMen entschied daher ei» 
^ottesurtheil, ein Ordale, und das gewöhnlichste war der 
Zweikampf. Bei einem Yoäe, das stets im Kampfe lebte, das ia 
^er Tapferkeit die höchste Ehre des Hannes fand und das an hb^ 
mittelbare Einwirkung der Gottheit bei allen wichtigen Angele^ 
genheiten glaidbte, musste die Ueberzeugung entstehen, dass 
^s Bewusstseyn der Schuld unmöglich Kraft zum Siege geben 
könne und dass die Gottheit dem SchlecUen nicht zum Siege 
verhelfen werde. 

Desshalb konnte der Ankläger, wenn er dem Worte des An«* 
geklagten und dessen Eidhelfem nicht traute, bei schweren Ver^^ 
breclien sogleich auf gerichttich^ Zweikampf provociren — auf 
Zweikampf, nicht auf ein anderes Gottesurtheil, weil, wenn er 
4en Eid des Gegners verwerfen will, es billig und gerecht ist^ 
dass er sich selbst einem, für ihn wie für den Angeklagten, un- 
igewissen Ausgange eines Kampfes unterwerfe. So sagt z.B. <fe 
Lex Thuringorum von dem eines Mordes Angeklagten: si nega-^ 
verit: cum duodecim juret , aut in campum exeat, uimm 
nie toluerit, ad quem cau$a perVmet, 

Ebenso musste der Angeklagte, welcher keine Eidhelfer 
fand oder sich nicht losschwören durfte, durch Zweikampf sick 
reinigen, oder wie die Frau, wenn sie Keinen fand, der für sie 
-kämpfen woHte, oder wie der Unfreie, wenn ihn nicht sein Herr 
mit fiid und Eidhelfem vertrat, einem anderen Gottesnrtheile £»ek 
unterwerfen, gewöhnlich dem EesselftiRge oder der gMhendcn 
fflugsöhaar oder der Wasser-- oder der Kreuzesprobe. 

Wie so der Ankläger, wen» er wollte, seine Anklage 
durch den Zweikampf zu beweisen suchen konnte : so k(»mte er 
es auch auf andere Weise. Er konnte es durch wahre Zeuget 
der That, deren nöthige Zahl nach den vwschiedenen Volksrecb'^ 
4en verschieden war. Gegen den Zeugenbeweis konnte der Anr* 
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fescfaiddigte sich nidit losschwören. Er konnte aber durch ein 
€rottefiurÜieil die Zengen des Meineids beschuldigen und sie zum 
üweikampfe fordern, und dann kam es lediglich auf den Ausgang 
4es Zweikan^pf es an. Nur in einem Falle war ihm jedes Schute«* 
mittel genommen, wenn er auf handhafter That von der gan» 
zen Gemeinde ergriffen wurde oder die ganze Gemeinde die 
That bezeugte. Auch konnte der Klager nach dem Rechte nHUK 
eher Stämme, wenn er den Uebelthäter auf frische That gebun* 
den und sofort vor Gericht gebracht hat, ihn mit Eidhelfem so-> 
gleich überführen und der Angeklagte wurde dann z«rReinigitt|r 
nicht zugelassen. 

Von diesen Grundsätzen, dass der Anklager die Schuld des 
Angeklagten zu beweisen nicht verbunden ist, dass vielmehr 
4er Beklagte verbunden ist, sich zu reinigen, wich das Recht der 
Salfrankenab. Dieses geht von dem Grundsatze aus: der Kläger 
muss den Beweis seiner Anklage fähren, jedoch nicht mit Zeugen, 
sondern mit seinem Eide und mit blosen Eidhelfem. Aber der 
Beklagte kann Gegenbeweis führen, bald durch ein Gottesurtheii, 
hdd durch die doppelte Zsdil von Eidhelfem, die er gegen den 
Kläg^ aufbringt. Bei geringen Verbrechen hatte z. B. bei einer 
Oriminalsache zwischen Antmstionen der Ankläger die Klage 
mit sechs Eidhelfem zu beschworen, der Beklagte aber konnte 
sich mit zwölf losschwören; bei schwereren Veii>rechen hatl6 
der Ankläger neun Eidhelfer nöthig, der Angeklagte konnte ibi 
eber mit achtzehn überbieten; bei den schwersten Verbrechen 
mussle der Kläger mit zwölf schwören, der Angddagte konnte 
sich dann mit viemndzwanzig dagegen reinigen. Nur wenn das 
Verbrechen Mord war, konnte sich der Angeklagte gegen den 
2wölfereid des Klägers nicht mit Eidhelfem, sondern blos durck 
das Gottesurtheil des Kesselfanges reinigen. 
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Durch dieses Recht der alteren Zeiten erklärt sich grossen- 
thdls das Recht, wie es in den folgenden Jahrhunderten bis in 
das XVI. Jahrhundert bestand. Die Grundgedanken jenes Rechis 
wirkten überall fort und blieben bestehen; nur einzehieModificft- 
tionen traten dn, die in den yerschiedenen Provinzen zum Theile 
Tcrschieden waren; aber Alles knüpfte sich an die Germanischen 
Crewohnheiten an. 

Schon das Germanische Recht unterschied die handhafte 
That von der nicht handhafien. Nur war bei ihm der Unterschied 
nicht von durchgreifender Wichtigkeit Dieser Unterschied wurde 
nun die Grundlage des späteren Prozesses vom XII. bis ans Ende 
des XV. Jahrhunderts. Leitet der Ankläger den Prozess auf 
handhafte That ein: so muss er nun beweisen, weil die Ein- 
leitung dieses Prozesses einen unmittelbaren Eingriff in die Frei- 
heit des Angeschuldigten enthielt; aber der Beweis schliesst sich 
ganz an Germanische Gewohnheiten an. Klagt er wegen über- 
nächtiger That: so ist es Pflicht und Recht des Angeklagten^ 
sich mit seinem Eide zu reinigen. 

Handhafte That war nämlich nach den meisten Rechten 
und Gewohnheiten des Mittelalters vorhanden, wenn der Verbre^ 
eher auf der That selbst oder auf der Flucht unmittelbar von dar 
That ergriffen oder mit den Weritzeugen, mit welchen er die 
That vollbracht oder mit Dem, was er durch das Verbrechen sieb 
angeeignet hatte, z. B. dem Gestohlenen, auf eine Weise betrete» 
wird, die ihn unverkennbar als Thäter bezeichnet. Manche Ge- 
wohnheiten, wie z.B. die der Vetungerichte, rechneten zur band— 
haften That noch das Geständniss, auch das aussergerichtliche. — 
Bei dem Prozesse auf handhafte That muss Derjenige, welcher 
den Verbrecher verfolgt und ihn vor Gericht ziehen will, wena 
er die That handhaft machen und erhalten wollte, den Verbrecher 
mit dem Hälfsgeschrei, Jo dute C.Jo eine in solchen Fällen ge- 
wöhnliche Interjection , und /Hi/e vielleicht so viel, wie Volk) 
z. B. Mordjo, Diebjo, Helßo, oder Heüail, Weh, Zetter und drgl. 
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Terfolgen. Alle, welche dieses Geschrei hörten, sey es bei Tag 
oder bei Nacht, mussten bei schwerer Geldbusse heraus und den 
Verbrecher mit verfolgren. Wird er ergriffen: so knebelt man 
ihn, bindet ihm ein Zeichen seines Verbrechens auf den Rücken» 
das sogenannte Leibzeichen, und führt ihn am Stricke mit wie- 
derholtem Gerüße vor den Richter. So schreibt noch am Ende 
des XV. Jahrhunderts das Stadtrecht von Bamberg (1478) vor, 
dass der Ankläger in solchen Fallen dem Brandstifter auf den 
Rücken binden solle einen erloschenen Brand, dem Falscher 
einen Falsch (das Gefälschte), dem Diebe, dem Räuber entwen- 
dete Haabe, dem Nothzfichtiger ein Frauenkleid mit blutigen 
Flecken u. s. w. War es aber dem Ankläger nicht möglich, den 
Ergriffenen noch an demselben Tage, an welchem er ihn ergriff, 
vor den Richter zu bringen : so konnte er ihn einen Tag oder 
eine Nacht im Gewahrsam behalten, und wenn er ihn dann sofort 
vor den Richter brachte : so galt die That auch noch als band- 
haße, nicht als übernächtige. 

Hatte der Ankläger denProzess so eingeleitet mit Gefangen- 
nehmung des Angeschuldigten: so musste er ihn nun auch 
durchführen und eben desshalb die Schuld des Angeschuldigten 
]>e weisen. Steht er zurück oder beweist er nicht: so muss er 
schwere Busse zahlen. Der Angeklagte aber, der so wegen 
liandhafter, noch nicht übernächtig gewordener, That vor Ge- 
richt gebracht war, konnte sich nicht durch Eid und Eidhelfer 
reinigen. Die That sprach gegen ihn. Der Ankläger führte nun 
den Beweis durch seinen Eid, wozu er noch einige Helfer — 
Ider in der Regel wohl Zeugen, wenn auch nicht gerade der 
That, doch des geschehenen ErgreifensundVerfoIgens mit Gerüße 
CSchreUeuteJ — nöthig hatte. Die meisten Gewohnheiten forder- 
ten hierzu sechs Helfer im Eide; der Ankläger übersiebnete 
den Angeklagten mit sieben Eiden; bei geringeren Verbrechen 
oder gegen Anrüchige genügten oft nur zwei Helfer, z. B. nach 
dem Schwabenspiegel. Auf diese Eide erfolgte dann sofort die 
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Verurtheilinig und gewöhnfich auch sogleich die Bxeeation. — 
Sntranii der auf handhafter That Ertappte seinem Verfolger: so 
konnte der Lefotere doch den Prozess auf handhafte That ein- 
leiten, wenn er sofort, ehe die Sache übernächtig wurde, <&e 
Anklage mil Gerufte vor dem Richter erhob. Der Entronnene 
wird nun nicht erst vor Gericht geladen, sondern sofort auf den 
Eid des Klägers und seiner Helfer terfestet (m die Acht erklärt) 
und wenn er später vor Gericht gebracht wird, in der Regel un» 
l>edingt mit dem Tode bestraft. 

Konnte aber der Ankläger die That nicht auf die angegebe- 
nen Weisen handhaft machen, war sie eine übernächtige: so 
konnte der Angeklagte in der Regel blos auf freiem Fusse prozes- 
5irt werden. Er musste vor Gericht geladen werden. Floh er 
aber oder erschien er sonst nicht: so wurde er auf Veriangen 
des Klägers in die Acht erklärt und sein Ausbleiben hatte fir 
ihn eine ähnlich nachtheilige Wirkung, wie der Prozess saai 
handhaße That. Denn wurde er nun mit Gewalt vor Gericht ge- 
bracht und konnte er sich nicht durch ehehafte Notfa, die ihn am 
Erscheinen gehindert hatte, entschuldigen: so konnte ihn der 
Ankläger mit sechs Eidhelfern, die aber nicht mehr aus der 
Familie oder Genossenschaft zu nehmen waren, sondern nur un- 
bescholtene Männer seyn mussten, ubersiebnen. Bei geringeren 
Verbrechen (die blos an Haut und Haar gingen) war nicht ein- 
mal ein Ueberschwören erforderlich ; die Flucht oder das Aus- 
bleiben galt als Geständniss der That, und manche Batate, z.B. 
die von Hamburg, Lübeck, Augsburg hatten diesen Grund- 
satz sogar auch bei den schwersten Veri)rechen; wurde nach 
Diesen gegen den Ergriffenen nur die geschehene Verfestung 
bewiesen: so wurde er sofort verurtheilt. Nach manchen Rech- 
ten und Gewohnheiten konnte aber auch jeder Flüchtige, ohne 
vorher in die Acht erklärt zu seyn, wenn der Ankläger ihn ge- 
fangen vor Gericht brachte , sofort von Diesem übersiebnet und 
dann verurtheilt werden. 
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UelHrigi9iis konnte sich der Verfesteto' -- falls er mir nidit 
ia demvoriiin angeführten Falle beim Prozesse auf hand<- 
liafte That verfestet war — ans der Acht wieder ziehen, wenn 
er binnen eines Jahrs freiwillig vor Gericht erschien. In diesem 
Falle wurde er dann so behandelt^ wie wenn er auf die Ladungen 
freiwillig sich gestellt hätte und gar nicht verfestet worden wäre» 

Erschien nahmltch der Angeschuldigte bei äbemächtiger 
That freiwillig und ungefangen v«r Gericht und läugnele die 
That : so trat nun der Germanische Grundsatz ein — nichl der 
Ankläger braucht zu beweisen', sondern der Angeklagte muss 
«ch reiiug^« Diess geschah dann, wieder nach Germam^ahep 
Rechtssitte, durch den Eid, dber in der Regel in ausgedehn-» 
terer Weise. Denn Zeugenbeweis war nun g^gei^ ihn ausge*- 
schlössen, und häufig reichte sein Eid allein mn, um sieh zu 
reinigen; In dieser letzteren Ifinsicht nähmlich theilen sich die 
ßtatttte und Gewohnheiten in zwei Hauptciassem Ein TheM der- 
selben hielt hier mehr an den Princq)ien fest, wie sie in den 
Carcriingischen Zeiten galten; der Angeklagte konnte nach ihnen 
nur mit Eidhelfern sich losschworen, und zwar in der Regel 
nur selbsiebent; er hatte also sechs Eidhelfer nöthig. Nach 
anderen verbreiteteren Rechten aber, namenthch nach dem Zeug- 
nisse des Sachsenspiegels und nach dem Rechte in Schwaben, 
konnte sich in solchen Fällen der Angeklagte in der Regel ohne 
alleEidhelferlediglich durch seinen Eid losschwören. Leistete 
er aber den Eid nicht, oder konnte er, wo er sie nöthig hatte, 
keine Eidhelfer bekommen: so wurde er in der Regel unbedingt 
Terurtheilt; nach manchen Rechten aber musste der Ankläger in 
einem solchen Falle noch mit Eidhelfem die Anklage beschwören. 

Zum Belege , dass diese Gewohnheiten sich theilweise noch 
bis in das sechs zehnte Jahrhundert erhielten, will ich nur 
einen Prozess anführen, der im Anfange des XVI. Jahrhunderts in 
Schwaben geführt Mrurde. Jm Jahre 1505 klagte eine Frau wegen 
Tödtung ihres Ehemannes drei Männer an vor dem Landgericht 
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mif LeutUreher Eüde xu Wangen an itef hol. Raekg Stra9$e. 
Sie erscbien mit ihrem Vogte, der die Klage yoriirachte. Darauf 
ivarde den Beklagten ein Termin zum Erscheinen gesetzt, weil 
die That nicht handhaft war. Die Beklagten erschienen, läugnelen 
aber die ThaL Und nun wurde erkannt : 80 die Beklagten ale 
Schwaben m den Gerichis-Bing treten, tmd einett Eid xu €fQH 
tnU aufgehobenen Fingem schwören mögen, dass ne auf der 
hatten AaHdag an diesem Todechlag kdne Schuld, Roth, Hilf, 
nach That noch Hand angelegt, auch weder mit Worten noch 
WerkenzusolchemTodsclUag Ursachgegeben — alsdannsienach 
woUfUhrtemEid der Elag ledig seyn sollen. So fem sie aber nidU 
schwören wollten oder möchten, soll fltro geschehen, w€is Recht 
ist^ nach LandgericMsrecht, Die Angeklagten wollten aber nicht 
falsch schwören ; sie nahmen die Sache in Bedenken und — liefen 
davon. Und nun wurde erkannt: dass die Frau ihres Manns 
eeeligen MUeider^ worin er gemordet worden, in den Qerichis-- 
ring tragen, und darauf ihr Vogt mit dem linken Fuss treten, 
seine drei Finger der rechten Hand aufheben und schwören soll, 
dass die Angeklagten die That verübt. Der Vogt schwört. Dar- 
auf wird weiter erkannt: So zwei unverläumdete BidermAnner 
allda ständen und auch einen Eid schwören, und damit bestd- 
iigen möchten, dass des Vogts Eid rein und nicht main 
sondern gerecht und wahr wäre, sollt ßiro ergehen, was recht 
ist. Nun traten zwei Männer vom Umstände in den Ring und 
schworen den Eid als Eidhelfer, ui|d die Angeklagten wurden 
sofort als Todschläger verurtheilt. 

Zum Geständnisse der That suchte man auch im Prozesse 
des Mittelalters den Angeklagten in der Regel auf keine Weise 
zu bewegen. Gestand er aber freiwillig : so hatte er sich selbst 
gerichtet; er wurde nun verurtheilt. An vielen Orten legte, man 
aber so wenig Werth auf das Geständniss, dass es nicht einmal 
zur Verurtheilung hinreichte, sondern der Gestehende nur in eine 
ahnliche Lage kam, in welcher ein auf handhafter That Ergriffener 
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war, d. h. er musste vom AnlcMger noch mit sechs Eidhelfem 
dbersiebnet werden. 

Auch die Germanischen Gottesurtheile behielt das Mittel- 
guter lange Zeit bei. Der Ankläger konnte, wenn er bei handhafter 
That nicht die nöthigen Eidhelfer fand oder wenn er bei aber- 
Jiächtiger That dem Eide des Angeklagten nicht traute, ihn 
Jcamp flieh ansprechen, d.h. zum gerichtlichen Zweil^mpfe 
«fordern. Allein diess nur bei schweren Veribrechen, bei Friedens- 
l>ruchsachen. Auch konnte der Angeklagte den Zweikampf ab- 
ilehnen, wenn der Fordernde einem niederem Stande, als er, an^ 
igehörte. Ausserdem kam es zum Gottesurtheile bei übernächtiger 
That, wenn der Beklagte ein anrüchiger Mensch war. Dieser 
JLonnte sich nicht losschwören, sondern musste, wie der SachseiK 
^Spiegel sagt, dreierlei wählen, entweder das glühende Eisen tra- 
;gen, oder bis an den Ellenbogen in einen siedenden Kessel greifen^ 
«oder mit Kämpfen sich wehren. Nach vielen Statuten dagegen 
«rurden solche Berüchtigte stets so behandelt, wie ein Verbrecher, 
ider auf der Flucht gefangen vor Gericht gebracht wird, d.h. sie 
Iconnten vom Ankläger mit sechs Eidhelfem sofort übersiebnet 
werden. Mitunter fing man auch an, sie einer Folter statt des 
<iOttesurtheiles zu unterwerfen. 

Regelwar also: der Angeklagte kann bald mit seinem Eide allein, 
l)ald mit diesem und mit Eidhelfem die Klage von sich abweisen. Der 
Kläger kann diess aber nach Umständen verhüten, wenn er den Pro- 
sessauf handhafle That einleiten und durchführen kannoderbeiFrie- 
densbmchssachen den Angeklagten kämpflich anspricht; auch ver- 
liert der Angeklagte das Recht, sich loszuschwören, wenn er, wegen 
Jfichterscheinens vor Gericht geächtet, sich nicht zu rechter Zeit 
aus der Acht zog, nach manchen Statuten auch schon dann, wenn 
er nur, auch ohne vorgängige Aechtung, ergriffen und gefangen 
vor Gericht gebracht wurde. Die das Urtheil findenden Schöffen 
aber — denn der versitzende Richter fand nicht das Urtheil, son- 
dern stellte es stets an die Schöffen — hatten das Schuldig nicht 
eigentlich zu ermitteln, sondern nur das formelle Resultat des 

5» 
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Beweises anzunehmen, Dasselbe, wenn es zur Schuld führte, aus- 
zusprechen, und die Folge der Schuld, die Strafe, zu bestimmen*}. 

Niemand wird dieses Beweissystem des Mittelalters yerthei- 
digen wollen. Es gef&hrdete die Unschuld uad begünstigte noch 
mehr die Schuld. Allein jedenfalls steht es würdiger da , als das 
traurige und trostlose System, dem es nun zunächst in Deutsch- 
land Platz machte. 

Man überzeugte ^eh immer mehr im XV. Jahrhundert Can 
mancbeii Orten schon früher), besonders in den Städten, dass 
j^nes Beweissyslem nicht zu billigen sey und Verbrechen und 
Rechtsimsicherheit begünstige. Es musste geändert werden. 
Aber aufweichen Abweg gerieth man nun zunächst in Deutsch- 
landl In d^i norcBschen Reichen, in Dänemark, Schweden, Eng- 
land hatte a«ch im Wesentlichen Germanisches Beweiiföystem 
gegolten. In idiesen wurde es aber schon früher verlassen und -^ 
das Geschwornengericht trat an seine Stelle, hauptsächlich 
wohl allmählig hervorgegangen aus dem Zeugnisse der Gemeinde 
und den Eidhelfern ♦*). Der Gedanke lag nahe. Wie die Mitbür- 
ger als Eidhelfer lediglich nach ihrer Ueberzeugung bald für deii 
Ankl#ger, bald für den Angeklagten schworen: so sollen i^^ 
nun über beide Theile nach vollständig verhandelter Sache mit 
Arem Eide entscheiden und auf Manneswort und Eid lediglich 
nach ihrer Ueberzeugung über Schuld und Unschuld erkennen. — 
8tn Grundgedanke war hier richtig. Ueber Schuld und Unschuld 
isollle i>los die Ueberzeugung der Richter, welche alle Theile mit 
den Zeugen härten, entscheiden. Aber unrichtig war es, den Act 
des Richtens zu trennen, und über die im Criminaiprozesse von 
der Rechtsfrage nie trennbare Thatfrage Ungeübte und stets 
Wechselnde aus dem Volke, über das Recht aber, über die bei 
eikannler Sclndd verdiente Strafe, den Richter entscheiden zu 
lassen. Politisch hat das Institut seine wicMige Seite. Allein es 
wird dadurch, was niemals geschehen sollte, das Reckt der Politik 



^«*M 



*) Ueber das S. 68 — 73 Ausgeführte Tr^L den XX. Excurs. 
*} S» den XXL Excurs. 
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warn Opfer gebrachl» und auob auf dem Felde der*Polit& iift es 
m eiaseiliges InsttuI*). 

Deutechland schlag einen anderen Weg «n, aber wie man 
anch sonst über die Gesdiwomengericbte denken mag, jedenfaHs ' 
einen schiinuneren. -- Die Städte besonders suchten, namenffidi 
i>ei übel berüchtigten Leuten, das Uebersidmen und die Gottesur- 
iheile allmählig abzuschaffen und nach Zengenaussagen^Gestandniss 
«nd Indizien zu verurtheilen. Sie und aümahlig auch die Landes- 
Jiarren Uessen sich dazu vom Kaiser Privilegien ertheilen. So 
«eriüelten z. B. die Grafen von Württemberg im XV. Jahrhun- 
4lert vom Kaiser das Privilegium: weim schädliche, tMUhiJtiffe 
jmd Md berüchiigte Leute in ihren StOdim und Landen §efmir- 
^en werden wnd die des mehrerenTheUs desRaihs soieher ihrer 
JSiadi, wo jene gefangen liegen, nach Leumund denken und auf 
ihren Eid, Ehre und Gewissen erkennen undsprechm^, dose 
aie schädliche Leute seyen und besser todt wären, dann lebend, 
dass sie dann über dieselben nach Erkenniniss und UrtheU des 
snehreren Theiis des Roths um ihre Schuld und Mlssethat wohl 
richten und sie tödten lassen sollen und n0gen nach JArem Be- 
idftnften. Aehnliche Privilegien wurden eine Menge bis zum Ende 
Aes XV. Jahrhunderts gegeben. Dadurch war man allerdings auf 
{gutem Wege. Es war nun den Gerichten das Recht eingeröumt, 
wenigstens bei gewissen Angeschuldigten blos nach ihrer durch 
<ias Resultat des ganzen öffentlichen mündlichen Verfahrens ge-^ 
Mdeten Ueberzeugung über Schuld und Unschuld zu richten **)• 
fis bedurfte nur eines kleinen Schrittes, um ganz zum Richtigen 
und zu Dem zu gelangen, wozu unser Jahrhundert kommen 
jnuss und wird. Allein um allmahlig und erst durch die bittersten 
firfahmngen dahin geführt zu werden, bedurfte man bei uns vier 
ToBe Jahrhunderte. 

Die Wissenschaft besonders , beherrscht vom Einflüsse des 
Römischen und Canonischen Rechts, trat dazwischen. Da jetzt m 

«) Vrgl. den XIX. Eicurs. 
**) ücber dtaita Riebten auf Laomond •• den XXII. Excurs. 
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manchen Fallen das alte Taterländisclie Beweisverfaluren abge- 
schafft war: so sah man sich um, anf welche Grundsätze nun 
das Neue zu bauen sey. Statt bei den Privilegrien, wie sie der 
Kaiser gegeben hatte, stehen zu bleiben, den Richter Mos an Eid 
Ehre und Gewissen zu binden, griff man nach dem Ramischen 
Rechte und nach den Italienischen Juristen und Dem, was die 
Geistlichkeit in ihren Gerichten bereits zu fiben angefangen hatte. 
Hier fand man grossen Werth auf das Gestandniss des Ange- 
schuldigten gelegt und als ein Mittel , den Sinn des Läugnenden 
zu brechen, — die Folter, von der früher in Deutschland wohl 
schon mitunter aber nur höchst spärlich Gebrauch gemacht ward, 
und Dieses sagte so zu, dass man bald weiter ging und das ganze 
yaterländische Beweisverfahren und bald mit ihm auch dasoffientF* 
liehe und mündHche Verfahren theils ganz, theils so, dass es, wie 
in Wurttemb^g bis zum Jahre 1806, nur eine Scheinöffentlieh- 
keit und eine Scheinmündlichkeit war, dadurch verdrangen liess. 
Die ganze Richtung des Prozesses änderte sich 
jetzt völlig. Sie ging nun dahin, den Angeschuldigten zum Ge- 
ständnisse zu bringen und, wenn es nicht bald gelang, mit der 
Folter es zu erzwingen. Ja, man ging Anfangs so weit, nicht 
einmal den Zeugenbeweis für hinreichend zu halten. Selbst ein 
durch Zeugen völlig Ueberwiesener wurde, wenn er nicht 
gestand, häufig doch noch auf die Folter geworfen. Die Reichs- 
gesetzgebung, die nach dieser eingetretenen neuen Richtung zu 
Stande kam, die peinliche Geriehtsorchinng Carls V. von 1532, 
wurde im Wesentlichen ganz auf dieses System gebaut. Sie 
kannte nur Beweis durch Zeugen und durch Gestandniss und als 
Mittel, das Letztere im Nothfalie herbeizufuhren, die Folter, welche 
somit auch da anzuwenden war, wenn ein den Richter vollkom- 
men überzeugender, aber blos indirecter, aus einer Reihe erwie- 
sener Anzeigen hervorgehender Beweis vorlag und das Gestand- 
niss des Angeschuldigten fehlte. Zwar schränkte diese Gesetz- 
gebung die Folter ein. Allein an diese Beschränkungen hielten 
'ch die Gerichte wenig, ausser dass sie die Folter blos beischwe- 
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reren Verbrechen anwendeten und bei leichteren Verbrechen das 
Losschwören obneBidhelfer, denReinigungseid, beibehielten und 
allmählig hier auch ausserordentliohe Strafen wegen Verdachts 
einführten, wenn der Angeschuldigte, nachdem er auf alle Weise 
inquirirt und auf geistige Foltern gelegt war, nicht gestehen 
wollte. Allein bei schweren Verbrechen war nur gar zu häufig 
schon ein leichter Verdacht hinreichend, den Angeschuldigten 
aufdie Folter zu werfen. Mit Qualen, welche furchtbarer waren, 
als jede Strafe seyn konnte, wurden die Angeschuldigten, die in 
uizahligen Fällen unschuldig waren, gemartert und von ihnea 
das Geständniss Dessen erpresst , was sie gethan oder was sie 
auch nicht gethan, nicht einmal gedacht hatten, was sie aber am 
Ende als ihre That gestanden, um nur den^unerträglichen Qualen 
der Folter zu entgehen. Und überstand auch je der Gefolterte die 
mehrmals wiederholte Folter mit Standhaftigkeit: so war der 
Lohn seines Schweigens oder seiner stamdhaften Unschuld eia 
sieches unglückseliges Leben und ein zerrissener zerfleisch* 
ter oder halbverbrannter Körper. So herrschte dieses unrecht* 
Uchste und unsinnigste aller Institute bis in das XVIII., in man- 
chen Staaten, freilich in gemilderter Form, bis in das XIX. Jahr- 
hundert ; es war die Quelle wahrhaft unzähliger Justizmorde ; es 
gab die Möglichkeit zur Schande des XVI., XVII. und XVIII. Jahr- 
hunderts — zu den Hexenprozessen und lieferte , besonders in 
den geistlichen Gebieten, Tausende von Unschuldigen als Hexen 
und Zauberer auf das Schaffet; es unterdrückte alles Recht und 
alle Freiheit. 

Wie die Bearbeiter der Wissenschaft besonders es waren, 
welche denUebergang zur Folter vermittelten und die Sache ver- 
theidigten und festhielten: so waren von der andern Seite sie 
es im XVni. Jahrhundert, welche ihre Abschaffung vorbereiteten, 
und wohlwollende Regenten boten dazu die Hand. Besonders 
sind hier Thomasius, Carl Ferd. Hommel, Beccaria, 
Montesquieu und Voltaire zu nennen, welche frei und kräf- 
tig gegen das traurige Beweissystem eiferten, das in Deutschland^ 
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Frankreich und Italien beirsclite. Die Tortur wurde in Deutsch- 
land allmililig abgeschalR, zuerst in Preussen im Jdure 1754, 
damiin Baden 1767, in Meklenburg 1769, in Sachsen 1770, 
in Baiern erst 1807, in Württemberg 1809, — in Hannover 
erst 1818. 

Aber nun entstand die Frage: was sollte an die Stelle dmr 
Tortur treten? Wie sollte man rerfahren, wenn es, wasgewöhii<* 
Heb war, an Zeugenbeweis fehlte und, was dann so häufig war, 
der Angeschuldigte nicht gestand? Hier trennten sich nun ia 
xwei Wegen Nord- und Suddeutschland. Keiner dieser Wege 
war der rechte; aber der, den Norddeutschland einschlug, war 
der noch mehr zu missbäligende* Das Preussische Recht und 
das Sachsische Recht hielten nähmlich nun folgenden Grund- 
satz fest, den überhaupt sdion die firühere Praxis in manchen 
Ftilen eingeführt hatte , namentlich bei geringeren Verbrechen 
wegen deren nicht gefoltert werden durfte, und bei schweren 
Verbrechen wenn der letzte Grad der Folter, ohne ein Gestand 
aiss zu eriialten, angewendet war, aber neue Verdachtsgründe 
vorlagen. — War kein vollständiger Beweis der Schuld durdh 
Zeugen oder Gestandniss geführt, war blos halber Beweis oder 
dringender Verdacht oder Uefc^rweisung durch Indicien vorhan- 
den: so soll nun der Angeschuldigte wegen Verdachts mit der 
halben Strafe des Verbrechens gestraft werden 1 Diess war eia 
nicht zu rechtfertigender Nothbebelf. Denn was soll die halbe 
Strafe? Beim wahrhaft Schuldigen genügt sie mM; heka 
Unschuldigen — und diess ist so häufig der blos Verdächtige«^ 
ist sie eine reine Ungerechtigkeit. Noch weiter ging Sachsen. 
Die angeführte Verdachtsstrafe setzte es als Regel fest. Alkdn 
bei einigen der schwersten Verbrechen bestimmte es, dassdor 
Verdächtige auf unbestimmte Zeit ats«rrtr^ werden, d.h. so lange 
im Zuchthaus verwahrt und zu Arbdt angehalten werden soll. 
Ms es ilun gelinge — seine Unschuld zu beweisen. Bei 
geringen Vergehen behielt Sachsen den Reinigungseid bei, der 
fireifieh unzaUigemale fatech geschworen wurde, während iiuk 
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Gericht davon oft vollkommen Aberiengt seyn masste, wenn z.B. 
ein voHer bidicienbeweis vorlagr ! 

Im Süden, namenllich in Wflrttemberg, schlag man in 
dieser Hinsicht einen andern Weg ein*). Die Praxis schaffte 
den Reinigungseid ab, and das Gesetz, welches die Folter ab- 
schaffte, räumte dem Richter das Recht ein, wenn durch Indicien 
ein actenmfissig nachweisbarer Beweis geliefert werden könne^ 
den Angeschuldigten in die volle Strafe des Gesetzes zu venir^ 
theilen. Allein dabei blieben immer noch grosse Uebelstande. 
Denn abgesehen davon, dass bei nicht vollem Beweise der Ange-* 
schuldigte nicht losgesprochen, sondern wenn noch starker Ver- 
dachtgegen ihn übrig blieb, erblosvon der Instanz entbunden 
wird und diess manche empfindKche nachtheilige Folgen filr ihn 
hat, somit auch der möglicherweise Unschuldige, jeden** 
falls der nicht Ueberwiesene, mit einem Uebel belegt 
wird, ferner abgesehen davon, dass wegen Lügen und in ge- 
wissen Fäüea auch wegen hartnäckigen Läugnens körperliche 
Züchtigung erlaubt und diese mitunter zur Erpressung eines Ge- 
ständnisses, zur Folter, missbraucht wurde : so sieM man immer 
noch das Geständniss als das Hauptbeweismittel an, und diess 
fuhrt zu einer geistigen, die Stellung des Richters nicht selten 
beeinträchtigenden und den Angeschuldigten tief verletzenden 
T<nt)ur, bei der man es nur zu häufig an Drohungen und anderen 
^dringücfaen Maassregeln nidit fehlen liess. 

Und was heisst die Verurtbeilung auf I n d i c i e n ? Es ist häufig, 
flogar meist, ein Yerurtheilen nach juristischer Ueberzeugung, aber 
in der Form, in der es gehandhabt wird, mit doppeltem Nacfatheile. 
Denn wie soll der Richter nach juristischer Ueberzeugung bei 
unsrem schriftlichen Prozesse, bei welchem er in der Regel 
weder den Incdpaten noch die Zeugen sieht und hört, mit voller 
Sicherheit urtheilen können? Und dann, w^m er auch die festeste 
Ueberzeugung von der Schuld des Inculpaten hat , auss er An 
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desshalb oft fretoprechen, wal das Gesetz ilm doch nicht Hos 
nach seiner Ueberzeugnng richten lasst, sondern er in etnen 
streng nachzuweisenden Sorites Rechenschaft yon dieser lieber* 
zeugong soU geben können« 

Diesen letzteren Uebelstand ips Sachsen ein, als es in 
neuerer Zeit Hand in Hand mit seinen Standen einen grossen, 
neuen Schritt in seinem Beweissysteme machte. Es hob die Yer-- 
dachtsstrafen, dieAsservationen auf -— aber, was zuverwimdem 
.ist, nicht den Reinigungseid bei geringeren Vert)rechen — und 
räumte dem Richter das Recht und die Pflicht ein, in die vob 
Strafe zu yerurtheflen, sobald er ans den Acten die volle 
Ueberzeugnng von der Schuld des Inculpaten entnimmi. 
IHess ist ein bedeutender Schritt zum Guten; aber es ist nur der 
eine; — der zweite ist noch zu thun. Jener eine Schritt ist 
aber als isolirter höchst gefährüeh bei misrem schriftlichen Pro- 
zesse. Denn wie soll der ericennende Richter aus den bloss«! 
Acten immer eine ganz sichere Ueberzeugnng schöpfen? luden 
Acten steht kaum der dritte Theil von Dem, was derlnquirentmit 
dem Inquisiten verhandelte und von diesem Bruchstucke trägt 
dem erkennenden Gerichte der Referent nur einen Theil vor, und 
nach diesen Fragmenten, ohne den Inculpaten, ohne die Zeuge» 
gesehen und gehört zu haben, soll das erkennende Gericht durch 
dreifache Gläser, deren Färbung grossentheils vom Inquirenten 
und vom Referenten abhängt, über Schuld und Unschuld richten! 
Diess fühlte man auch theilweise in Sachsen. DennTodesstra- 
fen dürfen nicht auf eine solche Ueberzeugung des Richters er-- 
kannt werden. 

So lange wir unsren schriftlichen, geheimen Prozess haben, 
sind wir noch weit vom Ziele. Zwei Dinge verbunden können 
uns allein zum Rechten führen: Verurtheilung nach der Ueber» 
Zeugung eines, mit unabhängigen geübten, erfahrenen, ständigen 
Richtern besetzten Gerichts und o&enes mündliches Verfahren 
vor dem erkennenden Gerichte selbst. 



IV. 

Die gericlilliclien Verfolgungen der Hexen 
und Zauberer in Deutschland 

vom XV. bis zum XVIII. JahrhuBdtjrl. 



Wlrlilet'J BtittUgt. 



Man ist in unsrer Zeit versucht, zu lächeln, wenn von 
Hexen und Zauberern die Rede ist. Manche glauben kaum, dass 
Hexen und Zauberer das Thema einer ernsten wissenschaftlichen 
Untersuchung seyn können. Aber dieses Thema war ein furchtbar 
ernstes für unsre Voreltern. Es war in Deutschland Jahrhun- 
derte lang ein unendlich wichtiges für Ehre und Lebensglück von 
Tausenden; es war ein Thema, welches lange Zeit die Redlich- 
sten, Besten, Aufgeklärtesten für sich und die Ihrigen zittern 
machte; es bildet einen vdohtigen, nicht immer genug beachteten, 
Punkt der innern Geschichte unsres Volkes. Und so ist es wahr- 
lich auch eine Aufgabe der Wissenschaft, dieses Thema näher zu 
ergründen, eine Erscheinfing, die uns auf unsrem jetzigen Stand- 
punkte ganz unbegreiflich vorkommt, zu begreifen und ihre Ent- 
stehung gehörig zu erforschen und zu erklären. Gerade das 
Letztere scheint mir noch nicht genügend geschehen zu seyn; 
Manche machen gar keinen Versuch der Erklärung; Andere ge- 
ben Erklärungsgründe, welche in der That nicht ausreichend 
oder >virklich historisch ganz unrichtig sind. 

Es ist zuerst die Erscheinung selbst historisch festzustellen; 
dann will ich versuchen , sie zu erklären, und endlich in einer 
Reihe von Belegen die gefundenen Resultate bekräftigen *). 

Bis in das XV. Jahrhundert kamen in Deutschland wohl da 
und dort Prozesse wegen Zauberei vor und wurden Zauberer und 
Zauberinnen verurtheilt. Aber, wenn wir die Fälle ausnehmen, 



*) Ueber die Literatur s, den XXIII. Excurt. 
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in welchen die Anges^nldigteii nebenbei wiiUiche YerbrecheiE 
begingen, wie Giftmischerei, Kindsmord, Betrug und Anderes: sa 
waren solche Yerordieflangen dorch wiiUiche Gerichte selten» 
Ifun aber, von dem Ende. des XV. Jahriranderts an, scheint 
Deutschland von einer wahren Hexenepidemie ergriffen worden 
zn seyn. Die Hexenprozesse kamen nun wahrhaft an die Tages- 
ordnong; Tausende von Unglüddichen wurden von da an bis 
in den Anfang des XVIIL Jalyhnnderts verbrannt und Alle — 
auf ihr Geständniss hin. Da es beinahe unglaublich ist, wie in 
dieser Hinsicht in jenen Zeiten verfahren wurde : so will ich nur 

■ 

vom XVI. und XVIL Jahrtiundert Einiges zum Belege aus U^nn* 
den anfilhren. 

bi der Baierischen GrafschaftWerdenfelswurde im Jahre 
1582 ein Hexenprozess anhängig, der immer weiter auf mehr Per- 
sonen führte; das Resultat war, dass 48 Hexen verbrannt wurden» 

In der Reichsstadt Nördlingen beschloss im Jahre 1590 
der Rath, auf Anregung des Bürgermeisters Pferinger, der eim 
eifriger Hexenverfolger war, nun einmal auch die Hexen in Nörd- 
lingen mit Stumpf und Stiel auszurotten. Man begann die Hexen 
zu suchen, und der Erfolg war, dass in der kleinen Reichsstadt 
in drei Jahren 32 Personen wegen Hexerei und Zauberei theils: 
verlnrannt, theils geköpft und nachher verbrannt wurden. 

In Ellingen, einer Landcomthurei des Deutschen Ordens,» 
wurden in demselben Jahre in acht Monaten 65 Personen wegem 
Hexerei hingerichtet« 

In der kleinen Grafschaft Henneberg wurden im Jahre^ 
1612 dlein 22 Hexen hingerichtet und in einem Zeiträume von 
80 Jahren, in den Jahren 1597 — 1676, im Ganzen 197 Hexea 
verbrannt. 

Besonders stark wurde im Anfange des XVH. Jahrhunderts 
gegen die Hexen gewüthet. In der Stadt Offenburg im Breisgaa 
wurden in den Jahren 1627—1630, also in vier Jahren, 60 Per- 
sonen wegen Hexerei hingerichtet. 
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Das gleiche Loos traf um dieselbe Zeit im Bisthum Würz-^ 
l)urg eine Menge Personen. Es wurden dort in drei Jahren, 
1627 — 1629, mehr als 200 Personen wegen Hexerei und Zau- 
berei hingerichtet, Personen jeden Alters, selbst Kinder von 8 — 
12 Jahren, Personen jeden Standes; irgend eine ausgezeichnete 
Eigenschaft weff Veranlassung, am Ende auf den Scheiterhaufen 
zu führen. So waren z. B. unter jenen Hingerichteten, wie es in 
«inem Verzeichnisse jener Z^ heisst, die Kanzlerin, ferner die 
Tochter des Kanzlers von Aichstedt, der Rathsvogt , ein fremd 
Mägdlein von zwölf Jihren, ein Rathsherr, dw dickste Bürger 
in Würzburg, ein klein Mägdlein von neun Jahren, ein kleineres 
ihr Schwesterlein, der zwei Mägdlein Mutter, die Burgermeisterin, 
2wei Edelknaben einer von Reitzenstein und einer von Rothenhan, 
das Göbel Babele die schönste Jungfrau in Würzburg, ein Stu- 
dent, so viel Sprachen gekonnt und ein vortrefflicher Musiker 
igewesen, der Spitalmeister ein sehr gelehrter Mann, eines Raths- 
lierm zwei Söhnlein grosse Tochter und Frau, drei Chorherren, 
irierzehn Domvicarii, ein blindes Mägdlein, die dicke Edelfrau, 
«in geistlicher Doctor u. s. w. 

Noch mehr gemordet wurde in denselben Jahren im Bisthum 
Ramberg. Graf Lambert weist aus Urkunden nach, dass in vier 
Jahren, 1627 — 1630, in dem Gebiete des Fürstbischofs von Bam- 
berg bei einer Bevölkerung von etwa 100,000 Seelen 285 Per- 
sonen wegen Hexerei den Tod erlitten, und auch hier wieder 
Personen aus allen Ständen, jeden Ranges, jeden Alters. 

Ein Hexenrichter in Fulda, der über 19 Jahre sein Unwe- 
sen trieb — Balthasar Voss hiess der Unmensch — rühmte sich: 
Er habe allein über 700 beiderlei Geschlechts verbrennen lassen 
und hoffe, es über 1000 hinauszubringen. 

In Lind he im wurde in Folge einer Hexenuntersuchung in 
den Jahren 1661 —64 der achtzehnte Theil der Bevölkerung 
des Ortes verbrannt, von 540 Einwohnern 30 Personen. 

In Salzburg wurden im Jahre 1678 bei Gelegenheit einer 
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Rinderpest, die man von Hexerm herleitete, 97 Personen wegen 
Hexerei hingerichtet. 

In R Ott weil wurden im XVI. Jahrhundert in 30 Jahren 42 
und im XVII. Jalirhundert in 48 Jahren 71 Hexen und Zauberer 
verbrannt. 

Und beinahe alle diese Personen wurden auf ihr eigenes 
Geständniss hin verurtheilt! Und was war es, was sie ge- 
standen? Mit wenigen unwesentlichen Abweicliungen gestanden 
alle diese Unglücklichen aus den verschiedensten Gegenden 
Deutschlands und aus den verschiedensten Zeiten das Gleiche, 
eben Das, was damals im Volksglauben, in den Spinnstuben, und 
im Glauben der Kirche und der Juristen und aller Universitats- 
facultäten der herrschende Wahn war. 

Der Teufel , sagen sie , sey unter der Gestalt eines anständigen 
Mannes, eines Junkers, Reiters, Jägers,Bürgersetc. und unter ver- 
schiedenen Namen — VoUand, Federlin, Federhanns, Claus, Holder- 
lein, Peterlein, Papperlen, Zucker, Kasperle, Grässle, Hämmerlein, 
Kreutle etc. zu ihnen gekommen; am Ende hätten sie ihn aber immer 
an seinen Bocksfüssen etc. erkannt; er habe versprochen, ihnen in 
ihren Bedrängnissen beizustehen, ihnen auch Geld gegeben (das 
sich aber meistens in Scherben oder Dung verwandelt) und sie 
mit glatten Worten zu einem Bündnisse mit ihm verführt. Sie 
hätten sich ihm ganz hingegeben, Gott gelästert und ihm abge- 
sagt, dem Teufel gedient und ihm versprochen, Menschen und 
Thieren möglichst Schaden zuzufügen. Sie haben Zusammenkünfte 
mit dem Teufel und anderen Hexen und Zauberern bei Nacht auf 
benachbarten Bergen oder in Schlössern oder auf Halden oder 
imRathhaus und im Rathskeller gefeiert, dort geschmaust (jedoch 
in der Regel ohne Salz und Brod), getanzt und allerlei Unfug ge- 
trieben ; zu diesen Festen seyen sie auf Ofengabeln oder Besen- 
stielen oder auf einem schwarzen Bocke oder auf Pferden durch 
die Luft geritten mit Hülfe einer Hexensalbe, mit der sie sich oder 
die Gabel etc. bestrichen. Der Teufel habe ihnen auch gelehrt, 
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Menschen und Vieh durch Berührung Krankheiten anzuhangen, 
Gewitter und Wind zu machen , und ihnen ein Pulver gegeben, 
mit dem sie fremde Felder verderben könnten u. s. w. 

Und diese uBsinnigen Fabeln glaubten die Richter steif und 
fest, glaubte und lehrte die Kirche, protestantische wie katholische, 
glaubten die meisten Gelehrten. Selbst der Umstand machte Ge- % 
richte und Geistlichkeit in ihrem Glauben nicht wanken, dass der 
mächtige Teufel, Tor dorn «ich Alle fürchteten, seine Schlacht- 
opfer gerade im entscheidenden Augenblicke stets im Stiche Hess, 
4dass er seinen Pact selten hielt, dass der Yortheil aus den Ver- 
trägen mit ihm höchst unbedeutend war, dass das Geld , das er 
^seinen Genossen gab , sich in Scherben oder Dung verwandelte 
und dass nicht der Teufel seinen Paciscenten diente, sondern 
sie ihm. Denn meist gaben sie an, sie hätten dem Teufel dienen, 
oft die niedersten Dienste leisten, z. B. auf den Hexentänzen keh- 
ren oder Teller putzen oder noch gar Aergeres und Schmäh- 
liches dem Teufel thun müssen, sie hätten, wenn der Teufel nichts 
jsonst zu thun gehabt , ihr eigenes Vieh zum Tödten hergeben 
müssen, und gar häufig habe er sie, wenn sie ihm nicht zu Willen 
gewesen, tüchtig durchgeschlagen! Ja, manche Juristen jener 
2eit gingen soweit, dass sie weitläufig die juristische Natur jenes 
Contracts mit dem Teufel untersuchten, wie der Spanier Torre- 
falan ca, welcher in seinen Libris de magis (1613) ausführt, 
<ler Contract des Teufels mit den Hexen «ey ein Innominatcon- 
tract do ut facias, aus welchem eine actio praescriplis verbis für 
den Teufel gegen die Hexe entstehe, nicht aber für die Hexe 
gegen den Teufel, weil in daemonem non cader e potest obligatio, 
netpie civilis^ netfiie naturalis^ cum non Bit pura creatura etc. 

Wie aber erklärt sich nun diese ganze Erscheinung theils 
an sich, theils dass sie in Deutschland gerade vom XV. Jahrhun- 
•dert an so vorkommt und nicht früher? 

Wir finden in Deutschland von den heidnischen Zeiten her, 
gerade wie in andern Ländern Europa's und ki anderen Welt- 
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theilen , namentlich in Asien, einen allgemein verbreiteten festen 
Glauben theils an die Einwirkung untergeordneter guter und 
böser Geister auf die menschlichen Verhältnisse, theils an die 
Möglichkeit, durch besondere Keanbiisse von Naturgeheimnissen 
und durch die Hülfe jener Geister Üebematärliches mtken zu 
können. Durch die Verbreitung des Christenthums wurde dieser 
Glaube nicht ausgerottet; er bekam vielmehr neue Nahrung. Der 
Teufel, von dem die Bibel spricht, wurde Wrperiich aufgefasst 
und jenen Vorstellungen angepasst. Er war nun der Oberste der 
bösen Geister, dem Gott es zugelassen, die Menschen zu prüfen, 
ihre Tugend zu versuchen und zu ^ehen, ob er sie in seine Netze 
locken könne, oder gar auch in die Menschen zu fahren und sie, 
so von ihm besessen, zum Bösen zu verleiten. Solche Vorstel* 
lungen sind auf einer niederen Culturstufe bei grosser Beschränkt- 
heit in den Kenntnissen der Gesetze der Natur und bei ungeläu- 
terten Begri£^n von Gott und seiner Vorsehung natürlich undwhr 
finden sie im X. Jahrhundert wie im IV. Jahrhundert, UQd imXVL 
wie im X., und sowohl in Deutschland, als ausser Deutschland. 
Was man im XVI. Jahrhundert in Deutschland glaubte , dass die 
Zauberer Wetter machen können, dass sie Menschen Krankhdten 
anzaubern, den Kühen die Milch vertreiben, auf die Neigungen 
der Menschen einwirken, bei Nacht durch die Luft reiten können, 
das glaubte man auf ebeiidie selbe Weise schon frühe und 
anderwärts, wie z.B. dasDecretum vonGratian, die angeblichen 
Concilienschlüsse von An^yra vom IV. Jahrhundert — oder 
wohl vielmehr eme dem Kirchenvater Augustinus im VI. Jahr«* 
hundert unterschobene Schrift de spiritu et anima c. 28 — und 
das Decretum von Bischof Burchard vom X. Jahrhundert be* 
weisen. Kein Wunder ist es daher, dass in jenen Zeiten auch die 
Gesetzgebung, bei dem allgemein und fest verbreiteten Zau* 
berglauben, die Zauberei in die Classe der Verbrechen aufnahm. 
Allein in der besonderen und eigenthümlichen Form und in der 
wesentlichen Grundlage, welche man beim Hexenglauben 
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vom XV. Jahrhundert an durchaus findet, in dem Pact und der 
Vermischung mit dem Teufel, scheint er vor dem XIII. Jahr* 
hundert nicht sehr verbreitet gewesen zu seyn. Diese Form 
des Hexenglaubens befestigte sich nur allmählig vom XIII. Jahr- 
hundert an in der allgemeinen Meinung und zwar hauptsachlich 
durch die Kirche. Zwar scheint die Kirche in früheren Zeiten 
die mit des Teufels Hülfe zu bewirkenden Hexereien nur für einen 
vom Teufel eingeg^enen Wahn und für eine heidnische Super- 
stition gehalten zu haben; wer daran glaube, sey — sagt sie -- 
vom wahren Glauben abgefallen. So finden wir es im Corpus 
juris Canonici C^^ecretum Gratiani). Hier noch keine Spur vom 
Pact mit dem Teufel und ebenso wenig in den älteren Deutschen 
Rechtsquellen. Allein allmählig ging die Kirche weiter. Influen- 
zirt von jüdisch-rabbinischen und heidnisch-neuplatonischen Ideen 
Cdie Hauptgrundlage aller Hexenprozesse war I. Buch Mosis 
Cap. VI. Vers 1—43 nahm sie allmählig die Möglichkeit und 
Wirklichkeit eines Bundes und einer Vermischung mit höllischen 
Geistern an, lehrte Dieses, und so finden wir im XV. Jahrhundert 
diesen Glauben allgemein — wenn auch da und dort mit Wider- 
streben Einzelner — verbreitet. Ein Bund mit dem Teufel, eine 
Anbetung desselben und drgl. hing aber so nahe mit der Häresie 
zusammen, dass. die Kirche mit den Ketzerverfolgungen im XV. 
Jahrhundert ebenso eifrig die Hexenverfolgungen verbinden 
musste. Auch war die Anschuldigung, mit dem Teufel im Bunde 
zu seyn, die einfachste Weise, die Ketzerei, die ja auch Teufels* 
werk seyn musste, sicher zu treffen, wie z.B. im Jahre 1459 in 
Arras eine grosse Zahl von Waldensern wegen angeblichen 
Teufelsbündnisses — man nannte das Verbrechen Waldenserei 
CVaudoisie) — verbrannt wurden. 

So darf es daher nicht auffallen , dass auch in Deutschland 

« 

zunächst auf diesem Wege die Hexenverfolgungen an die Tages- 
ordnung kamen. In einer Bulle vom Jahre 1484 sagt Innocenz 
VUI., es werde ihm berichtet, dass in Deutschland viele Personen 
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beiderlei Geschlechts mit bösen Geistern sich verbinden und ver- 
mischen — cum daemonibus inciihis et sucmbis abuH — durch 
ihre Zaubereien Menschen und Thieren schaden, die Felder und 
ihre Früchte verderben, den christlichen Glauben abläuten und 
andere Verbrechen, vom Feinde des menschlichen Geschlechts 
getrieben, begehen, dass aber dennoch manche Geistliche und 
L'aien den bestellten Ketzerrichtem bei Verfolgung dieser Ver- 
brechen Schwierigkeilen in den Weg legen. Hievon werden 
nun alle Obrigkeiten abgemahnt und die für Deutschland bestell- 
ten Ketzerrichter, Heinrich Institor (Krämer) und Jacob 
Sprenger (Professoren der Theologie), beauftragt, mit allem 
Eifer aych jene Zauberer zu verfolgen. Institor und Sprenger 
unterzogen sich ihrem Auftrage aufs Eifrigste. Um auch mit den 
Waffen der Wissenschaft das Ihrige zu thun , schrieben sie mit 
Approbation der theologischen Facultät in Cöln ein wahrhaft be- 
rüchtigt gewordenes Buch, den Malleus maleficarum (Hexen- 
hammer), in welchem die Lehre vom Zauberbunde mit dem Teufel 
weitläuftig auseinandergesetzt, ihre Realität zu beweisen und mit 
einer Masse der unglaublichsten Geschichten zu belegen versucht 
und umständlich gezeigt wird, wie weltliche und geistliche Rich- 
ter gegen die Hexen verfahren müssen. 

Zu weit geht man aber, wenn man, wie es häufig geschieht, 
jener Bulle und diesem Buche die Einführung des Hexenpro- 
zesses in Deutschland zuschreibt; aber eine grosse und wich- 
tige Rolle spielten sie doch in der Geschichte der Deutschen Hexen- 
prozesse. Die auf den Bund und eine Vermischung mit dem Teufel 
begründeten Hexenprozes;5e wurden allerdings jetzt erst in 
Deutschland recht heimisch. Jene Bulle und jenes Buch gaben zu- 
nächst besonderen Anstoss , darauf auszugehen , solche Hexen 
zu suchen. Den Glauben an solche Hexen fanden jene Werke 
in Deutschland theils schon vor, theils bekräftigten sie ihn; auch 
wurde es nun doppelt gefährlich, ihn nicht zu theilen; denn man 
lachte sich dadurch der Ketzerei und des Verdachts der Hexerei 



Die Ilcxcnprozesse in Dcutscbland. 91 

schuldig. In diesem Glauben aber wurde durch die Reformation 
nichts geändert. Die Reformatoren und besonders Luther waren 
von ihm ebenso fest durchdrungen und die protestantische Kirche 
wollte nicht minder eifrig seyn in der Verdammung der gottlo- 
sen Teufelsbündnisse, als die katholische. Die Gerichte aber, im 
gleichen Wahne befangen, glaubten, den Bund mit dem Teufel 
und das Zaubern mit Hülfe desselben aufs Härteste strafen zu 
müssen. Zwar erwähnen die Gesetze nirgends jenes Pacts mit 
dem Bösen. Allein die Jurisprudenz wusste ihn in die Gesetze 
hinein zu interpretiren, und zwar so, dass sie die härteste Strafe, 
die des Feuertodes, für sie herausbrachte, und wollte man auch 
zweifeln: so schlug sie vollends jeden Zweifel mit Dem nieder, 
was sie in den Büchern Mosis zu finden glaubte *). So erklärt es 
«ich, wie man, in unseligem Wahne befangen, es für heilige Pflicht 
halten konnte , die Hexdn der bezeichneten Art mit Feuer und 
Schwert zu verfolgen und sie überall aufzusuchen. 

Aber wie erklärt es sich denn, dass man so unzählig Viele 
fand, welche sich jener tollen Hexereien selbst für schuldig be- 
kannten, dass man eine so grosse Menge von Hexen und Zaube- 
rern auf ihr Geständniss hin verurtheilen konnte, und dass 
man sie in Deutschland erst von der zweiten Hälfte desXV. Jalir- 
hunderts an zu finden begann? 

Manche wollten die Hauptsache von Luthers Vorstellungen 
über die Gewalt des Teufels herleiten. Allein sie bedenken nieht, 
dass schon lange vor Luther gegen die Hexen gewüthet wurde, 
dass später ihre Verfolgung in den katholischen Bislhumsspren- 
geln weit heftiger war, als in protestantischen Ländern, und dass 
man mit allem Glauben an den bösen Geist doch noch nicht 
Hexen findet, die wie die Pilze aus dem Boden schiessen und 
Alles gestehen, was man ihnen aufbürdet. Andere wollten Alles 



*) Vrgl, den XXIV» Excurs, die Deutsche Jurisprudenz Über die Hexen- 
prozesse. 
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Yon der Bolle Pabsts Innocenz Yin. herleiten. Allein diese BoDe 
gab nur eine Zeit lang Anstoss zur Aufsachung und Yerfol* 
gnng der Hexen; sie erklärt nicht im Geringsten, wie man denn 
so Viele fand. Rosshirt *') findet den Hauptgrund in dem 
Mangel eines geordneten schriftlichen Criminalyerfahrens ! 
Allein zu Carpzov's Zeit war doch der schriftliche Prozesff 
geordnet und dennoch verurtheOte C a r p z o v mehr als hnnderl 
Hexen zum Scheiterhaufen, und gerade in der Zeit, in welcher 
gar kein schriftlicher Prozess bestand, vor der Mitte des XV* 
Jahrhunderts, wurden am Wenigsten Hexen verbrannt, obwohl 
audi damals der Hexenglauben, nur in anderer Form^ verbreitet 
und fest war. Jarke hat in mehreren Abhandlungen eine Mei- 
nungaufgestellt, die gründlich historisch klingt, es aber keines-^ 
wegs ist, und in welcher er, was sonst nicht seine Sache ist» 
eine Reihe historischer Chier aber nicht weiter zu berührender) 
Verstösse häufte*). Er hält zunächst jene massenhaften Hexen- 
verfolgungen für eine Erscheinung, die Deutschland eigenthüm- 
lieh gewesen sey, was entschieden falsch ist. In Frankreich 
kamen sie in noch früherer Zeit in gleicher VTeise vor, in Itaüen, 
Spanien, England, Schweden und Dänemark fanden sie sich 
nicht minder. So erzählt z. B., um nur Einiges anzuführen, AI- 
ciatus, dass er bei einem Hexenprozesse, bei welchem lOOPer- 
sonen in Oberitalien verbrannt wurden, am Ende zu Rathe 
gezogen worden sey; in Como hatte ein Hexenrichter im Jahre 
1485 4i Hexen verbrennen lassen; in Schweden wurden in 
dem einen Orte Mora im Jahre 1669 allein 72 Weiber und 
15 Kinder wegen Zauberei und Bund mit dem Teufel zum Tode( 
verurtbeiit. Jarke erklärt dann jene auf Deutschland beschränkt 
seyn sollende Erscheinung aus einer Germanisch-heidnischen 
Naturreligion und Naturkunde , die im Volke gelebt habe und die 

*) Näheres über Rosshirts Ansicht s. im XXV. Excurse. 
**) Näheres üher Jarkes Ansicht, so wie über die Ansichten anderer 
Juristen unsrer Zeit, s. im XXV, Excurse. 
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durch den Einfluss des Christenthiuns in einen wahren Teufels* 
dienst, in Zauberei im christlichen Sinne, d.h. zu einem bewuss- 
ten freiwilligen mysteriösen ^gemeinschaftlichen Dienste des bö- 
sen Princips übergegangen sey, wobei der Mensch es glaubte^ 
dass er dem Teufel durch jene Gebräuche diene, dass er durch 
dessen Hülfe zaubern könne, und er dem Teufel dienen wollte. 
Er spricht von einer falschen geistigen Richtung und maralisehen 
Krankheit, die sich in jenen Zeiten vieler Menschen bemächtigt ge-» 
habt habe, von nervenergreifenden vermuthlich narkotischen 
Salben^ durch welche sich Zauberer in einen traumähnlichen Zu- 
stand versetzten, in welchem ihre Phantasie ihnen teuflische Lust- 
fahrten Schmausereien und Hexentänze vorgaukelte. So, meint 
er, erkläre sich bei vielen Hexen das Geständniss ihrer Schuld, 
welches sie selbst unverbrüchlich für wahr gehalten 
hätten, und manche andere Erscheinung in den Hexenprozessen, 
die sonst schlechthin unbegreiflich seyen*). 

Also Viele oder gar die Meisten von jenen unglücklichen 
Hingerichteten sollen in so weit wirklich schuldig gewesen 
seynl Aber wahrlich, mit dem unverbrüchlichen Glauben der 
Hexen an die Wahrheit ihres Geständnisses hatte es eine ganz 
andere Bewandtniss, wie ich nachher zeigen werde. Allerdings 
Biag es Einzelne gegeben haben, die sich wirklich für schuldig 
hielten. Es mag wohl Jemand einmal in seiner Noth oder im 
Uebermuthe die Hülfe des Teufels angerufen haben. Auch mag 
öfters eine Angeschuldigte bei der drängenden Inquisition sich 
einer Sünde ihrer Jugend erinnert und dann am Ende gedacht 
haben, dass es doch der Teufel gewesen seyn müsse, der sie dazu 
verleitet. Auch mag es bei dem tdilgemein verbreiteten festen 
Glauben an Zauberei Einzelnen eingefallen seyn, selbst den Ver- 
such zum Zaubern zu machen; sie mögen magische Künste, Ver- 
wünschungen und drgl. angewendet haben, um Anderen zu 



) Vrgl. hierüber auch den XXVI. Excurs über dk übereinstimmenden 
und angeblich freiwilligen Geständtdsse der Htxen, 
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schaden 9 und ein zaSSBig eingetretener Schaden mag sie in ihrer 
Ucberzengung, zaubern zu können, bestärkt haben. Allein eines- 
theilsistzu beachten, dass gewöhnlich Die, welche wirklich ernst- 
lich zaubern wollten, diess durch die Hülfe — Gottes, nicht des 
Teufels, versuchten; sie wollten durch Gottes Hülfe den Teufel 
zwingen zu ihrem Dienste. Man lese nur einmal z. B. den berühm- 
ten Höllenzwang des Dr. Faust, welcher zeigt, wie man mit 
Gottes Hülfe den höllischen Grossfürsten Aziel zwingen kann, 
uns 299,000 Ducaten in gangbarer Münze und zwar solche, die 
sich nicht in Scherben verwandeln, zu bringen. Ueberhaupt aber 
erklären jene Beispiele von Wenigen, die sich für schuldig hiel- 
ten, nicht das Geringste für die ganze Sache. Solche Schul- 
dige gab es ohne Zweifel auch vor dem XY. Jahrhundert. Warum 
fand man aber in der früheren Zeit so Wenige, die Etwas der 
Art gestanden, und später , vom XV. Jahrhundert an, so unzählig 
Viele? Und was vollends Jarke's förmlich ausgebildeten myste- 
riösen Teufelsdienst betrifll, der theilweise aus einer Germa- 
nisch-heidnischen Naturrehgion hevorgegangen seyn soll: so 
findet sich wahrlich in den Deutschen Hexenprozessen vom XV. 
bis zum XVni. Jahrhundert davon auch keine Spur. Und was 
für Beweise führt Jarke an! Stellen aus Burchard's Beeret, 
welche, wenn auch nicht aus einem Asiatischen Concilienschlusse, 
doch jedenfalls aus einer ausserdeutschen Quelle genommen sind 
und die auch im Corpus juris Canonici stehen und welche von 
Römisch-heidnischen Gebräuchen sprechen, sollen zum Beweise 
dienen für Germanisch-heidnischen Zusammenhang. Freilich 
musste dabei Jarke an einer dieser Stellen, welche des Jupiter 
erwähnt, bemerken, dass diess wahrscheinlich Thor heissen 
Molle! — Allerdings gaben die Hexen Alle an, sie haben Zusam- 
menkünfte gefeiert und dabei den Teufel venerirt. Allein dass 
diess wirklich der Fall war, dass je ein solcher Teufelsdienst 
in Masse vorkam, dafür findet sich nicht der geringste Anhalts- 
punkt. Bei keinem Hexenprozesse wurde je ein solches Hexen- 
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fest erwiesen; auch kein .einzigesmal gelange es, die Hexen bei 
einem solchen Teufelsdienste zu überraschen. Jene Geständ- 
nisse aber erklaren sich auf ganz andere Weise. 

In der neuesten Zeit glaubte Graf Lambert, wie er sagt, 
der Natur und Wesenheit der Hexerei ziemlich auf den Qrund 
gesehen zu haben. Ich glaube kaum, dass wir seiner Ansicht 
seyn werden. Er meint, alle diese Unglücklichen hätten die 
Ueberzeugung gehabt, Hexen gewesen zu seyn, indem sie 
irgend ein Bösewicht zum Bösen verführt habe und dieser, um 
dieses sicherer thun zu können oder unentdeckt zu bleiben oder 
ihrer amiBnde los zu werden, sich gegen sie — für den Teufel 
ausgegeben und zu diesem Zwecke sich Bocksfüsse, Hörner und 
dergl. gemacht habe! So meint er, als einige Hexen aussagten^ 
bei einer Hexenversammlung habe man berathschlagt, wie man 
am Besten die Feldfrüchte verderben könne, — bei dieser Ver- 
sammlung sey der Vorsitzende Verführer wahrscheinlich ein Ge- 
treidewucherer gewesen. Ein andermal, bei einer Angabe 
von vielen Hexen, der Teufel habe ihnen bei der Versammlung 
Geld gegeben mit dem Auftrage, Vieh umzubringen, meint Graf 
Lambert, dieser sey ^reiuiw ein Viehhändler gewesen. Nur 
ist ihm bei allem Diesem schwer erklärbar das Fahren in der 
Luft auf Besenstielen. Zwar sagt er, aus den übereinstimmenden 
Angaben der Hexen dürfte man versucht werden, zu glauben, es 
habe dasselbe wirklich stattgefunden. Am Ende meint er aber, 
diess sey doch nicht möglich, dagegen sey mit Zuversicht 
anzunehmen, dass die verkappten Teufel durch berauschende 
Mittel ihre Opfer betäubten, in grösster Schnelligkeit sie dann 
von einem Orte zum anderen brachten und beim Erwachen sie 
glauben machten , die Reise sey durch eine höhere Atmosphäre 
gegangen. 

Es wird genügen, diese Ansipht angeführt zu haben. Würde 
sich ein Verführer für den Teufel ausgegeben haben : so wäre 
diess gerade für jene Zeiten das gefährlichste Wagspiel gewesen^ 
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dai Um leicht den Kopf kosten konnte; die uns bekannten Ur- 
lomden geben uns keinen Fall eines solchen entdeckten Ver- 
führers wid geben nns vollends nicht den geringsten Beweis da- 
l&r, dass Ton solchen Psendotenfefai ganze förmliche Hezenver- 
sammfauigen gehalten worden. Und wie hatten es diese Verfuh- 
rer machen sollen, in einer Nacht 30— 40odergar2— SOOWei- 
ber za betaoben und über alle Berge an den bestimmten Ver- 
sammhingsort in aller Schnelligkeit zu bringen! 

Alles Jenes kann höchstens da und dort einmal einen ein- 
zelnen Fall erklären; die ganze Erscheinung selbst, dass man 
gerade vom Ende des XV. Jahrhunderts an so viele Hexen fand, 
welche die unglaublichsten und tollsten Dinge von sich gestan- 
den, erklärt sich dadurch nicht im Geringsten. 

Die Sache lässt sich aber leicht und einfach erklären. Wir 
würden in unsrer Zeit noch eben so viele Hex*en fin- 
den und verbrennen können, als in jenen Zeiten, 
wenn man dasselbe Mittel, sie zu finden, bei uns 
noch anwenden wollte. Das Mittel war einfach, sicher und 
schnell zum Ziele führend. Es war die unsinnigste Ausgeburt 
menschlicher Veriming, die Folter. 

Beim festen Hexenglauben der Kirche und der Richter, beim 
festen Hexenglauben des Volkes, bei dem crassesten Aberglau- 
ben, der in jeder auffallenden Erscheinung eine Hexerei witterte 
und bei dem der Unschuldigste leicht in den Ruf der Hexerei 
kommen konnte — auf der einen Seite, bei dem Einschreiten von 
Amtswegen und der willkährlichsten Anwendung der 
abscheulichsten Folter auf der anderen Seite musste man 
fiberall Hexen finden, wo man sie suchte. Ohne die Folter 
hätte man vergebens nach vielen Hexen gesucht, und gerade 
der Hangel der Folter, überhaupt das völlig andre Beweis- 
system und prozessualische Verfahren erklärt es allein, 
wie in der früheren Zeit bis zum XV. Jahrhundert nur wenig 
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Hexen verurtheiU wurden , obgleich in jenen Zeiten der Hexen* 
glauben nicht minder te$i war. 

Im Hittelalter unterschied man beim Beweiaverfahren, wie 
4)ben gezeigt wurde, zwischen handhafter und ubamäcbtiger 
That. Zum Prozesse auf handhafte That konnte es natürlich bei 
Hexen und Zauberern nicht leicht kommen. Wie sollte man sie 
auf frischer That ertappen! Beim Prozesse auf übernächtige 
That aber, den übrigens gerade bei der Zauberei manche Deutsche 
Statute ausschlössen, hatte der Unschuldige , sofern er das Yer«- 
trauen seiner Mitbürger genoss, einen günstig^i Stand. Man 
suchte nicht, wie später i"" durch alle mögliche inquisitorische 
Mittel den Angeschuldigten zu einem Gestandnisse zu bringen, 
»och viel weniger ihn dazu zu zwingen. Er konnte sich durch 
seinen Eid losschwören, und hatte er auch nach manchen Statur- 
ten noch einige Eidhelfer nöthig, welche mit ihrem Eide ihr 
Vertrauen in seine Rechtlichkeit bekräftigen mussten: so fand 
^ne dirliche Person in der Regel wohl die nöthige Zahl der Eid- 
helfer. FreiUch wenn der Angeschuldigte keine Eidhelfer fand 
4)der übel berüchtigt war und desshalb sich nicht losschwören 
4lnrfte, musste er sich einem Gottesurtheile unterwerfen und hier 
konnte allerdings eine angeschuldigte Hexe unterliegen, wenn 
Ihr nicht ein Priester unter der Hand half. Allein gerade das 
Gottesurtheil, dem die Hexen häufig unterworfen wurden, musste 
4&esen armen Personen in der Regel gunstig seyn. Es war die 
WafiKBerprobe« welche die Meisten aus sehr natürlichen Gründen 
Ifittoklich bestanden. Sie wurden gebunden ins Wasser geworfen; 
blieben sie über dem Wasser: so galt es Ab Beweis der Schuld, 
weil man den Hexen die besondere Eigenschaft zuschrieb, leicb- 
ter zu seyn, als das Wasser; smd&en sie aber unter, nahm 
das Wasser sie auf: so war diess ein Beweis ftrer ^Un:schuld. 
Allerdings konnte auch der Adiläger den £id des Angeschuldig- 
ten ausscUiessen durch Zweikampf. Afiein seMim mag eine Hexerei 
iSO bedeute jcewesen «eyn, dass ein AnUäfer desshalb san 

6»» 
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Leben wagte, und nicht selten mag die Angeschuldigte einen 
tüchtigen Kämpfer für sich gefunden haben, der zu siegen wusste. 
Gefährlicher war ihnen schon der Grundsatz einzelner Statute, 
nach welchem Anrüchige und Solche, welche gefangen vor Ge- 
richt gebracht wurden, vom Ankläger übersiebnet werden konn- 
ten. Allein auch bei diesem Grundsatze finden wir doch in den 
Deutschen Blutbüchern des Mittelalters bis in die zweite Hälfte 
des XV. Jahrhunderts nur sehr wenige Verurtheilungen von Hexen. 
Ueberhaupt hatte selten Jemand Grund, eine Anklage wegen 
Hexerei zu erheben, vollends nicht wegen der blosen Verbindung 
und Vermischung mit dem Teufel , und ohne Anklage gab es in 
jenen Zeiten in der Regel kein Criminalverfahren. So erklärt es 
sich, dass man bis in das XV. Jahrhundert nicht häufig Hexen vor 
Gericht zog und dass noch seltener Hexen verurtheilt wurden. 

Allein gegen das Ende des Mittelalters im XV. Jahrhundert 
trat in Deutschland eine wesentliche Aenderung im Verfahren und 
Beweissystem ein. Die Gerichte fingen an, zum Theile auf kaiser- 
liche Privilegien gestützt und nach dem Vorgange der geistlichen 
Gerichte, von Amtswegen zu verfahren , das alte rein formelle 
Beweissystem zu verlassen und Alles vom Geständnisse der An- 
geschuldigten abhängig zu machen und dieses auf alle Weise 
herbeizuführen zu suchen. Als Mittel hiezu wurde, wieder nach 
dem Vorgange der geistlichen Gerichte und der Italienischen 
Praxis und Doctrin, von der Deutschen Wissenschaft und Praxis 
zur Folter gegriffen, und dieselbe nach und nach durch Landes- 
gesetze und im XVL Jahrhundert durch die Reichsgesetzgebung, 
die peinliche Gerichtsordnung Carls V., bestätigt. Das Beweis- 
verfahren im Criminalprozesse war nun lediglich gebaut auf Zeu- 
gen und auf Geständniss des Angeschuldigten, und das Mittel, 
das Letztere herbeizuführen, war die Folter. 

Diese Folter fährte beim Hexenprozesse beinahe unfehl- 
bar auf ein dwreli den Aberglauben der Richter gewünschtes Re- 
sultat, uad selbig m Beweis durch Zeugen fehlte es, wie noch 
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gezeigt werden wird , bei der neuen Form des Hexenprozesses 
nicht, Zeugnisse, die auf eine merkwürdige Weise durch die Fol- 
ter erpresst und dann noch durch die Folter ergänzt wurden. 

Wirklich war auch die Zeit der Einführung des Verfahrens 
Ton Amtswegen und der Folter die Zeit des Anfangs jener em- 
pörenden Hexenprozesse. Das Einschreiten von Amtswegen be- 
ivirkte bei dem Drängen der Geistlichkeit und der Ueberzeugung 
von der heiligen Pflicht, die Hexen zu verfolgen, dass man häufig 
nach Hexen suchte; die Folter machte, dass man sie in Menge 
fand. Beide Mittel wusste schon der Hexenhammer wohl zu 
benätzen und ihren Gebrauch aufs Abscheulichste einzuschärfen, 
und ohne diese Mittel wäre aller Hexenglaube, wäre die Bulle 
'von Innocenz VIII. und Aehnliches wirkungslos gewesen. 

Allein auch hier trat den Richtern noch eine Schranke ent- 
gegen, durch welche die Unschuld einigen Schutz finden konnte. 
Jfach den bestehenden Grundsätzen über die Folter sollte der 
Angeschuldigte freigesprochen werden, wenn er die einmal — 
nach der Praxis eine Stunde lang — angewendete Folter, ohne zu 
l)ekennen, überstand und nicht nachher neue selbstständige 
schwere Verdachtsgründe an den Tag kamen; es sollte zur 
Folter erst dann geschritten werden, wenn ein dringender einem 
halben Beweise gleichkommender Verdacht gegen den Angeschul- 
digten vorlag, und gestand der Angeschuldigte durch die Folter: 
so sollte er nur dann verurtheilt werden, wenn die einbekannten 
Umstände in sich selbst wahrscheinlich sind und nach sorgfälti- 
gen Nachforschungen als wahr erfunden werden. 

Hätte man sich nur an diese Erfordernisse streng gehalten: 
so hätte man trotz der Folter doch immer nur verhältnissmässig 
vrenige Hexen verbrennen können. Allein Praxis und Doctrin 
wusste sich hier zu helfen. Sie erfand schon im XV. Jahrhundert 
einen Grundsatz, der — ebenso ungerecht, als widersinnig — 200 
Jahre lang zur Schmach der Deutschen Praxis in derseften 
herrschte. Die Hexerei, sagte man, gehöre zu den sohwersten 
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und zu den im Verborgenen schleichenden Verbrecbaii. Bei dea 
schwersten Verbrechen aber Hege dem Staate am Meisten daran, 
dass sie nicht unbestraft gelassen i^erden. Desshalb sey der 
Richter hei solchen Verbrechen an die Schranken, welche die 
Gesetze ihm setzen , an die gesetzlichen Formen des Prozesses 
und an die gesetzlichen Vorschriften über Beweis durchaus nicht 
gründen; sie seyen deUcta excepta, bei welchen der Richter 
die beschränkenden Vorschriften der Gesetze übertreten dürfe« 
So wurde auf eine wahrhaft einfältige Weise der Vorwand des 
öffentlichen Interesses zin* schreiendsten Ungerechtigkeit miss- 
hraucht, ohne zu bedenken, dass es in diesem Interesse nur liegt» 
den wahrhaft Schuldigen zu strafen, dass man bei der An- 
schuldigung eines schweren Verbrechens ja noch nicht weiss, 
ob denn der Angeschuldigte es begangen habe, und dass man 
daher hier um so scrupulöser die Gesetze einhalten muss, weil 
man sonst leicht einen Unschuldigen gerade mit d^ härtesten 
Strafe treifen könnte *3. 

Durch diese Theorie von den deUctis exceptis war nament- 
lich ^ der Zauberei Angeschuldigter beiuahe schutzlos; sie, 
mit der Folter in der Hand, machte alle Gräuel unsrer Hexen- 
|»rozesse möglich, Gräuel, welche ein neuerer Schriftsteller ein 
Ilsrama von unermesslicher Ausdehnung nennt, mit dem an Jam- 
mer Verzweiflungsscenen und Elend ohne Namen Maass und 
Ziel auf der einen, und an Aberglauben, Unsinn und Barbarei auf 
der andern Seite kaum Etwas in unsrer Geschichte verglichen wer* 
den könne. Diese Beschrdbung ist nicht übertrieben. Ich fand 
sie nur zu sehr bestätigt durch Hunderte von Hexenprozessen aus 
jenen Zeiten, die ich las , und will man noch ein weiteres Zeug« 
niss : so höre man einen Mann , der mitten unter jenen Gräuelu 
seine Stimme erhob. "Es lebte in Wurzburg gerade in jenen zwan- 
»ig[#r Jahren des XVH. Jahrhunderts, in welchen dort so viele 
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Hexen gemordet wurden, ein junger Jesuit, Friedrich yob 
Spee, ein to-efflicher Mansch. Dieser hatte eine Menge jener 
Hexen vor ihrer Hinrichtung Beichte zu hören und zum Tode 
vorzubereiten. Anfangs glaubend an das Hexenwesen und über- 
zeugt von der Schuld solcher Unglücklichen, fielen ihm doch 
beim Anblicke jener Graue! und bei Dem, was ihm die Unglück- 
lichen im Angesichte des ihnen sicheren Todes und im Begriffe 
vor den Richterstuhl Gottes zu treten, eröffneten, die Schuppen 
von den Augen. Im edelsten Eifer schrieb er nun, im Wider- 
spruche mit seinen Ordensbrüdern und der öffentUchen Meinung— 
denn durchaus unrichtig ist es, wenn Jarke dem Jesuitenorden 
das Verdienst dieses Buches vindiciren will; Spee musste anonym 
schreiben, um sich keine Verfolgungen zuzuziehen — ein Buch an 
die Obrigkeiten Deutschlands, seine Cautio crimmaüs 9. 
de processibus contra sagas, das Beste und Interessanteste, was 
je über das Verfahren gegen die Hexen geschrieben wurde. Hier 
wies er, freilich zugebend, dass es Hexen gebe Cdenn sonst wäre 
sein Buch sofort verbrannt worden und er, wenn er ausfindig ge- 
macht worden wäre, leicht mit) die unendlichen Grauel, Unge- 
rechtigkeiten und Absurditäten nach, deren sich die Richter jener 
Zeit schuldig machten, wies sie nach mit einer Masse von, aus dem 
Leben und seiner Erfahrung genommenen, interessanten Belegen^ 
und prüfte dabei die damalige Praxis der Gerichte und zeigte ihre 
bodenlose Ungesetzlichkeit und Unvernunft auf eine auch juristisch 
MO tüchtige Weise, dass alle Juristen seines Jahrhunderts hätten 
beschämt wer^n sollen. Auf einzelne Fürsten wirkte allerdings 
dieses Buch, wie z.B. der Churfürst von Mainz, Johann Philipp 
vonSchvonborn, durch dasselbe bewogen^ so lange er regierte, 
keine He« verbrennen liess, allein im Ganzen verhallte es er- 
fo^los bei den Juristen und Theologen jener Zeit, wie z. B, 
Carpzov, der zu Spee's Zeiten lebte und Dutzende von Hexen 
zum Scheiterhaufen verurtheilte, es nie in seinen Schriften berührt 
Wirklich — wenn man die Folter, wie man sie damals handr» 
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habte, und das regellose Verfahren, mit dem gegen die Hexen 
eingeschritten wurde, nur etwas näher ins Auge fasst : so erklart 
sich das ganze Räthsel. Die Folter war härter, als die härteste 
Strafe selbst. Spee erzählt, es hätten ihn ganz kräftige und starke 
Männer, welche torquirt wurden, versichert, es könne kein Schmerz 
gedacht werden, der so heftig und unausstehlich sey, wie der 
der Tortur jener Zeit, und sie würden sofort auch die abscheu- 
lichsten Verbrechen, an die sie nie von Weitem gedacht hätten, 
auf sich nehmen und bekennen, wenn man sie wieder mit der 
Folter bedrohen vmrde, und lieber wenn es möglich wäre, zehn- 
mal sterben, als sich noch einmal foltern lassen. Man begann die 
Folter oder die peinliche Frage in jener Zeit gewöhnlich mit dem 
Daumenstock — die Daumen wurden in Schrauben gebracht, 
diese langsam zugeschraubt, und so die Daumen gequetscht. 
Half dieses nicht : so nahm man die Beinschrauben oder Spant^ 
sehen Stiefel, durch welche Schienbein und Waden platt gepresst 
wurden, nicht selten so, dass die Knochen zersplitterten, und zur 
Erhöhung des Schmerzens wurde zwischenein mit dem Hammer 
auf die Schraube geklopft. Der nächste Grad war der Zug oder 
die Expansion oder Elevation. Dem Angeschuldigten wurden 
die Hände auf den Rücken gebunden, an dieselben ein Seil befe- 
stigt und er an diesem bald frei in der Luft schwebend durch 
einen an der Decke angebrachten Kloben, bald an einer aufge- 
richteten Leiter, bei der oft in der Mitte eine Sprosse mit kurzen 
spitzen Hölzern (der gespickte Haase) angebracht war, ge- 
mächlich in die Höhe gezogen, bis die Arme verkehrt und um- 
gedreht über dem Kopfe stehen ; dann lässt man zur Erhöhung 
der Schmerzen ihn ein paarmal schnell herabschnellen und zieht 
ihn wieder auf; läugnet er fort: so hängt man ihm Gewichte an 
die Fasse, um ihn noch mehr auszuspannen, und lässt ihn so eine 
halbe , oft eine ganze Stunde und noch länger hängen imd legt 
ihm dabei oft auch noch die Spanischen Stiefel an — öfters kam 
es hier vor, dass zwisefaenein das Gericht abtrat, um bei einem 



Die Hexenprozesse in Deutschland. 103 

Schmause sich zu erholen, und so lange den Gefolterten hängen 
liess. Ich las z.B. in einem Bamberger Protocolle, dass ein 
wegen Zauberei Angeschuldigter drei und eine halbe Stunde 
lang mit Beinschrauben und Daumenstock gefoltert und am Ende, 
da er nicht gestand, an einem Stricke acht Schuhe hoch von 
der Erde aufgezogen und ihm an die grosse Zehe ein Gewicht 
von zwanzig Pfund gehängt wurde. Haifauch solche Folter nicht: 
so träufelte man dem Inquisiten brennenden Schwefel oder bren- 
nendes Pech auf den nackten Körper oder hielt ihm brennende 
Lichter unter die Arme oder unter die Fusssohlen oder an andere 
Theile des Körpers. 

Dabei ist noch zu erwägen, dass vom erkennenden Gerichte 
der Grad der anzuwendenden Folter in der Regel nur in sehr un- 
bestimmten Ausdrücken erkannt wurde, z.B. gelinder Weise oder 
menschlicher (I) Weise , dann ziemlicher Maassen, endlich die 
volle Marter oder mit der Schärfe, so dass bei dieser vagen 
Bestimmung der folternde Untersuchungsrichter sehr freie Hand 
hatte, dass manche Gerichte nichtblosS, sondern 5, 7 und 9 Grade 
der Folter hatten, und dass gerade bei den Hexenprozessen oft 
das Gewöhnliche überschritten und besondere Martern, z. B. Ein- 
treiben von Keilchen zwischen die Nägel und das Fleisch der 
Finger und Zehen, angewendet wurden, weil man sich überhaupt 
gegen Hexen mehr erlaubte und hier noch der Beistand des Teu- 
fels , der den gefolterten Hexen den Widerstand erleichterte, zu 
fiberwinden war! 

Und diese unmenschliche Onal wurde gegen die der Hexerei 
Angeschuldigten oft wegen der elendesten Verdachtsgründe er- 
kannt. Die Hexerei war ja ein delictum exe ep tum! Es ist 
unglaublich, wenn man in den Werken jener Zeit und in den Er- 
kenntnissen die Gründe liest, welche gültige Indicien der Hexerei 
seyn sollen.* Der Hauptverdachtsgrund war: im Gerüche dar 
Hexerei stehen. Aber wie leicht konnte man in jener Zeit, in 
welcher man überall Hexen witterte, in diesen Geruch kommen I 
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Ein Weib durfte nur alt murriscli und tri^augig seyn: so galf 
sie im Poblicani (ur eine Hexe ; Hass Missgnnst Bosheit durfte 
ihr nur nachsagen, sie sey eine Hexe: so galt sie dafür. Kam 
dann zu diesem Indicium noeh ein weiteres : so war es in der 
Regel um sie geschehen; die F^ker war ihr gewiss und wie 
Spee sagt, ubi modo torturae imtium factum egt^ jionjaeia 
alea e$t; et ädere non potent; mori debet 

Zu diesen weiteren Indicien gehörten z.B. Flucht, die höchst 
naturlich war, da man allgemein wusste, wie man damals fol- 
terte. Und dabei nahm man auch den Beweis der Flucht auf dag 
Allerleichtsinnigste. So erzählt' Spee: eine ehrbare Frau sey 
einige Stmiden weit her zu ihm gekommen , um ihn zu fragen^ 
was me thnn solle; sie sey als Hexe angegeben. Er rathet ihr 
zurückzukehren, da ja nicht der mindeste gegründete Verdacht 
gegen sie vorliege. Sie thut es. Zu Hause angekommen wird sie 
verhaftet; ihre mehrstündige Abwesenheit gilt als Flucht Ver- 
gebens beruft sie sich auf Sp ee; das Indicium wurde als erwie-* 
sen angenommen; sie kam auf die Folter, gestand am Ende Alles, 
was man ihr vorsagte , und — wurde verbrannt. Ein Hauptindi** 
dum war weiter, wenn die Angeschuldigte Anderen geschad^ 
hatte. Aber hier suchte man den Causahiexus in der Regel gar 
nicht herzustellen. Eine im Gerüche der Hexerei Stehende durfte 
nur einmal einem Nachbar Böses angewünscht haben und dieser 
oder sein Kind oder seine Kuh später zufällig krank werden: so 
galt diess als das vollste Indicium; das post hoc galt als propter 
hoc. Ja selbst wenn auch kein Anwünschen, wenn nur ein Be- 
rühren und dergleichen voranging, war es genügend. Ich könnte 
diess mit einer Reihe von Beispielen belegen. Ein paar der näch- 
sten besten mögen genügen. Im Jahre 1631 wurde eine Frau ia 
Offenburg eingezogen, weil sie im Gerüche der Hexerei stand. 
Dazu kam noch als einziges Indicium, weil ein fremdeir 
Kind, das sie zufällig fallen liess, lahm wurde. Es genügte dies» 
zur Einleitung des Hexwprozesses. Bei einem Hexenprozesse in 
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Möckmühl im Jahre 1656 waren Hauptindicien, wegen welcher 
die Hexe gefoltert und dann auf ihr Geständniss hingerichtet 
wurde, dass ein Bauer von ihr Kuchen zu essen bekommen, wor- 
auf ihm unwohl geworden (ohne Zweifel hatte er eben zu viel 
gegessen) , ferner dass ein Bauer von ihr einen alten Sack ent- 
lehnte, mit dem er unbefugter Weise seine Hosen füttern Hess, 
und er dann später am Knie einen Schaden bekommen , endlich 
dass sie einem Bauern gedroht habe, worauf sein Ochse krank 
geworden. — Ausser diesen gab es noch eine Menge Indicien, 
z. B. wenn die Person Anderen nicht offen in die Augen sehen 
kann; wenn sie lange in den Tag hinein schläft, weil die nächt- 
lichen Hexenzusammenkunfte sie müde machen; wenn sie Mit- 
ternachts von Hause abwesend ist; wenn sie Wunden oder Strie- 
men am Leibe hat und man weiss die Ursache nicht; denn dann hat 
es der Teufel gethan (man sollte meinen, dass diess eher ein 
Beweis gegen einen Teufelsbund sey); femer wenn Jemand 
aus freien Stücken Hexen vertheidige und behaupte. Alles, was 
man von ihnen sage, sey Thorheit — dieses Indicium brachte z. B. 
den Stadtschultheissen und churfurstlichen Rath von Trier, Dr. 
Fla et, einen edlen Mann, auf Folter und Scheiterhaufen; end- 
lich gar, wenn Jemand in kurzer Zeit ohne grossen Fleiss zu 
girosser Gelehrsamkeit komme. Ja, direct entgegengesetzte 
Dinge galten gleichmässig für Indicien der Hexerei. War z.B. 
die Angeschuldigte bei der Verhaftung erschreckt i so galt es als 
Indicium der Schuld ; war sie gefasst : so galt es noch mehr da- 
für; denn wer anders, als der Teufel, sollte ihr diese Fassung 
geben ! Aeusserlich sehr frommer Lebenswandel war ein Indi- 
cium der Hexerei ; er dient zur Verdeckung des Teufelsbundes; 
dissolutes Leben war ebenso ein Indicium, es war eine Folge 
des Teufelsbundes. 

Das gefährlichste Indicium aber und das wichtigste von allen 
und das, welches erklärlich macht, wie aus einem Hexen- 
prozesse Hunderte von Hexenprozessea entstanden, war die 

Wichter's Beitrage. 7 
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nonunatio soeU. Die Richter beg^nägten sich selten damit, voir 
einer Angeschuldigton das Bekenntniss ihrer Schuld herauszu-; 
torquiren. Hatte man von der vermeintlichen Hexe durch alle 
möglichen Qualen ein Geständniss erpresst: so wpUte man auch 
wissen, von wem sie das Hexen lernte, wen sie das Hexen 
lehrte und wer mit ihr auf dem Hexentanze gewesen. Ehrlich' 
genug, um nicht Unschuldige in Verdacht zu bringen, geben sie 
meist Anfangs an, die anderen Hexen seyen vermummt gewesen^, 
oder nannten schon Verstorbene. Allein der Richter will auch 
von Lebenden wissen, Sie werden gefoltert, bis sie in Ver- 
zweiflung die nächsten Besten nennen oder die Namen, welche 
der Richter ihnen vorsagt, bejahen. Oft ergreift sie auch Unmuth 
oder Bosheit; warum sollen sie allein die Gemarterten seyn? sie^ 
geben am Ende dann Die an, auf welche sie böse oder missgün— 
8tig sind. Und wehe dann einer Solchen, von der zwei oder drei 
Angeschuldigte auf der Folter aussagten, sie haben sie auf dent 
Hexentanze gesehen I Sie wurde dann auch zur Folter geschleppt 
-- so unsinnig es auch war, dem Zeugnisse einerHexe zu glau- 
ben — und der Scheiterhaufen war ihr gewiss. 

Für dieses letztere Verfahren, das bei den grossen obent 
im Eingange angeführten Hexenbränden durchaus beobachtet 
wurde und sie allein erklärt, könnte ich wieder eine Reihe empc>-^ 
render Beispiele anfuhren. Ich will nur zwei geben. In Bamberg- 
vmrde im Jahre 1629 ein armes Weib gefoltert auf die Angabe 
Derer, die sie auf dem Hexentanze gesehen haben wollten. Unter 
Thränen ruft sie aus: mich armen Tropfen hat man vonm£inen^ 
Kindern genommen und die Vornehmen verschont mmi! Und 
nun gibt sie , um es auch den Vornehmen einzutränken , lauter 
Solche an, den Bürgermeister von Bamberg und seine Frau, den 
Forstmeister, die Apothekerin und so fort, und die Meisten von 
Denen, die sie angab, brachte dann die Folter auf den Richtplatz. 
InNördlingen wurde im Jahre 1590 die Frau des Cameralbe- 
amten in Untersuchung wegen Hexerei gezogen. Sie war ein» 
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gute Hausfrau, vom besten Leumund, die ihre sechs Kinder christ- 
lich erzog und deren Mann und Kinder die rülurendste Anhäng- 
lichkeit an sie namentlich auch in Briefen, die sie ihr ins Gefäng- 
niss schrieben, äusserten. Nichts lag gegen sie vor, als die 
Aussage einiger Weiber, sie auf dem Hexentanze gesehen zu 
haben. Die arme Frau wird mit der Folter bedroht — sie gesteht 
nichts; denn sie hat nichts zu gestehen. Schon im zweiten Ver- 
höre werden ihr die Daumenschrauben und die Spanischen Stiefel 
angelegt. Unter den grussten Schmerzen betheuert sie ihre Un- 
schuld. Im dritten Verhöre neue Foltern, neues Läugnen. Im 
vierten Vehöre wird sie am Strange auf- und abgezogen. Nun 
war endlich ihre Kraft gebrochen. Jetzt gesteht sie , sich dem 
Teufel verschrieben zu haben. Allein nicht genug! Man will 
auch wissen, mit wem sie auf den Hexenzusammenkünflen ge- 
wesen. Gewissenhaft erklärt sie : sie wolle gerne Alles leiden; 
nur solle man es ihr nicht muf das Gewissen geben, dass sie auf 
Unschuldige bekenne und diese in gleiche Gefahr stürze! Allein 
neue wiederholte Foltern pressten ihr die Lüge aus, die alte 
Burgermeisterin und noch einige Andere seyen auch Hexen — 
und sie und die von ihr Angegebenen fanden ihren Tod auf dem 
Scheiterhaufen. 

Die schändliche Wiederholung der Folter *) rechtfertigte 
man theils dadurch, dass die Hexerei ja ein delictum' exceptum 
sey, theils durch Auffindung neuer Indicien, was eine sehr leichte 
Sache war, theils auch wie der Malleus maleficarum hämisch rathet 
dadurch, dass man sagte, es sey keine Wiederholung der 
Folter, sondern blos eine Fortsetzung derselben. Auch war 
das Ueberstehen einer Folter am Ende selbst ein Indicium der 
Hexerei ; es war ein Beweis , dass den Gefolterten der Teufel 
helfe. Ohne diese Wiederholung wären Viele dem Scheiterhaufen 
entgangen. Denn Viele, besonders Frauen, die sich hier meist 
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lieldenmttthiger zeigten ak die Mtrnier, überstanden die ergten 
Foltern. Aber man begnügte neb nicht an zwei, drei Foltern; es 
wurde in der Regel fortgefokert bis zum Geständnisse. So finde 
ich in Acten von Nördlingen , dass im Jahre 1591 einMadehen 
zweiundzwanzigmal gefüttert wurde. Erst beim dreiund- 
zwanzigsten Mal gestand sie, was man haben wollte. Mit furchtbarer 
laconischer Kürze fuhren solches Verfahren die Protocolle an, die 
ofk nur ein Blatt gross sind, z. B. : Bamberg. Mittwoch den 20. Juli 
i628 i$t Anna Beurin, 62 J. alt, wegen angegebener Hexerei in 
der Qüte exanumrl worden; sie wUl auf vielfältigen Xtareden 
ganz nichts gestehen; könne und wisse nichts; derentwegen 
mit ihr peinlich prooedirt worden: 

Daumenstock — Oott soll ihr Zeuge sein, sie kbnne 
und wisse nichts. 

Beinschrauben — wiU ebenmässig nichts gestehen. 

Samstags d.2i.Jul. Bock aufeineShmde Cd. h. Daumen- 
stock und Beinschrauben zugleich) — will nichts fruchten^ 
könne und wisse nichts. — Erst im folgenden Jahre gestand sie 
bei neuen Foltern. Häufig wiederriefen die Armen ihr auf der 
Folter erpresstes Gestdndniss; aber neue Foltern noihigten sie 
zur Wiederholung ihres Geständnisses. -- Und doch fanden sich 
Einzelne, die durch keine Qual zum Geständnisse gebracht wer- 
den konnten und die man am Ende, freilich siech und mit zerrisse- 
nen Gliedern, freigeben musste. So finde ich in einem Nördlin- 
ger Protocoll die Tochter eines Amtmanns von Ulm, welche auf 
die Angabe einiger Weiber, sie bei Hexentanzen gesehen zu ha- 
ben, auf die Folter geworfen wurde. Siebenmal gefoltert, fragte 
sie endlich: «6 sie wohl selig werden k9nne, wenn sie Un^ 
Wahrheit gestehe; sie fHirchte die Schmerzen und wollte Alles 
gethttn haben y was man sie zeihe; nur könne sie es nicht mit 
gutem Gewissen sagen. Nun fängt sie an, zu gestehen. Beim 
nächsten Verhöre aber widerruft sie wieder; und sie beharrte 
auf ihrem Widerruf, ungeachtet sie noch neunmal gefoltert und 
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eimnal dabei in einem Verhöre aobtaial auf der Letter g^eachiielH 
wurde ! So faeis«! es ferner in eteem Protocalle van einer gewissen 
Weitschnetderi», welche in ihre« 64. Jahre alle Grade der Tor- 
tur ausstand: e$ war $o viel, ah halte man in einen aiien Pdz 
hmeingehauen ; ferner von einem sechszehnjährigen M&dchen, 
das aber «an Ende doch gestand: et iU ein Wunder, wie die$§ 
Junge RkU so lange aushaUen kann. Nicht Wenige aber starben 
auf der Folter oder gleich nach der Folter. Diess war dann eine 
Bekräftigung des Verdachts — der Teufel hatte sie dann getödtet, 
imd sie wurden desshalb unter den Galgen vergraben. So heisst 
es in einem Urtheile bei Carpzov: Weil aus den Acten so viel 
«u befinden f dass der Teufel auf der Tortur der Margarethe 
JSparrwitz so hart zugesetzt, dass sie, als sie kaum eine halbe 
Stund an der Leiter gespannt, mit grossem Geschrei Tods fcr- 
fahren und ihr Haupt gesenket, dass man gesehen, dass sie der 
Teufel inwendig im Leibe umgebracht, inmaassen denn auch 
daraus abzunehmen ist, dass es mit ihr nicht richtig gewesen, 
weil sie bei der Tortur gar nichts geantwortet: so wird ihr 
todter K&rper unter den Galgen durch den Abdecker billig ver^ 
graben. 

So spricht ein Mann, der zu den ersten Criminalisten ge- 
hörte und über hundert Jahre lang das Orakel der Deutschen 
Praxis war I Will man aber zusammengedrängt die unendlichen 
Missbräuche jener Zeit haben: so lese man nur, was in der 
neuerenZeitNiessert,v.Lamberg, Weng, v. Rath aus Acten 
bekannt machten und zum Theilc wörtlich abdrucken Hessen *). 
Und dann urtheile man über Jarke's Graf Lambert's und 
Anderer Behauptungen in Bezug auf Wahrhaftigkeit und Emst- 
lichkeit jener Gestandnisse. Sp.ee sagt, er sey überzeugt, unter 
hundert Hingerichteten seyen nicht vier gewesen, die sich eines 
Verbrechens schuldig gemacht hätten. Ja, ruft er aus, ich 
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schwöre feierlieh, rcn denYidemy itdehe ich wegen angeb" 
lieher Hexerei vmn SehmierhmifeH begMteie, war kerne Km-- 
vage, ran der man, ABe» genau erwogen, häiie sagen kinnen, 
dass sie schmieg gewesen wäre, vnd das Gleiche gestanden nur 
zwei andere Theologen von ihrer Erfahrung! Aber, fabrt er 
fort, behandelt die Khrchenobem, behandeit Richter^ behandM 
mich ebenso, wie jene Unglücklichen, werft uns auf diesdben 
Foltern — %md ihr werdet uns Alle als Zauberer erfinden ! 



Zweite Abtheilung. 
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E X c u r s e 

zur Abhandlung über die Vehmgerichte. 



I. Excurs. Literatur. 

Die reichhaltige Literatur über die Vehmgerichte gibt verhalt- 
nissmässig wohl am Vollständigsten (bis zum Jahre 1826) an v.Kamptz 
Die Provinzialrechte in der Preussischen MonarchieTh.il. Berl. 1827 
S.274 — 278;s.auchF.Kappler,Handb.derLit. desCriminalr.S.65 — 
67, und über dieLiteratur des XVL undXVlLJahrhundertsThomasius 
in der unten angeführten Schrift $.VIII — XXII. Zu vergleichen sind 
namentlich 

I. unter den Schriften, welche vor Eichhorns und Wigands Ar- 
beiten erschienen : 

Marquardi Freheri De secretis judiciis olim in Westphal. 
aliisque Germaniae partibus usitatis, postea abolitis Gommentariolus, 
cui acced. Johannis de Franc fordia contra Feymeros tract. et 
H. Gh. de Senckenberg collectanea manuscripta. Ed. et praef. de 
scriptorib. bor. judicior. etc. adj. Job. Hen. Dav. Goebel. Ratisb. 
1762.(240pp.).i. 

Job. Phil. Datt De pace imperii publica (Ulm 1698, Fol.) 
Lib. IV, cap. 2 — 8 (de judiciis Westphalicis ut praecipuo publica© 
pacis turbamento et horum antiquitate, qualitate et discrimine) 
pag.724— 780. 

Christ. ThomasiusD. de vera origine, natura, progressu et 
interitu judicior. Westphalicor. Hai. 1711 und Hai. 1754 (95 pp.) 4 
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Venant. Kindlinger Nachridit von den ehemaligen West- 
phälischen Vehm- und Freigerichten; in seinen Miinster*schen Bei- 
trägen zar Geschichte Deutschlands, hauptsachlich Westphalens Bd. I 
(1787) S. 18—41. Diese Beiträge (3 Bde., 1787—1792, besonders 
Bd. III. Abth. 2.) sind überhaupt wegen der fielen Tehmgerichtlicben 
Urkunden wichtig, die hier abgedruckt sind. 

Ca. PhiL Kopp Ueber d. Verfassung d. heimlichen Gerichte 
in Westphalen. Vollendet und herausgegeben Yon Ulr. Friedr. Kopp. 
Gutt. 1794. (577 SS.) 8. Unter den Schriften vor Eichhorn und Wi- 
gand die beste. 

Theod. Berck Geschichte der Westphälischen Vehmgerichte 
u. s. w. Ein B.eitrag zur Geschichte der Deutschen Reichs- und Justiz- 
verfassung in den mittleren Zeiten vor, unter und nach Carl M. Bre- 
men 1815. (543 SS.) 8. 

Die Schrift von A. Loeve Veimars Precis de I'histoire des 
Tribunaux secrets dans le Nord de TAllemagne, contenant des re- 
cherches sur Forigine des cours wehmiqües, sur leur dur6e, leur in- 
iluence, Fetendue de leur Jurisdiction et leurs procedures inquisito- 
riales Paris 1824, ist beinahe nichts Anderes, als eine wörtliche 
Uebersetzung der angef. Schrift von Berck, in welcher Berck's Irrthü- 
mer noch durch wunderliche Missverständnisse vermehrt sind. S.tiber 
diese Schrift Wi gand in seinem Archiv für Geschichte etc. West- 
phalens Bd. I. H.3. S. 106f. 

Von Württemb. Schriftstellern berühren die Vehmgerichte^ 
namentlich in besonderer Beziehung auf Württemberg, ausser D att noch 

C. F. Sattler Von den freien Gerichten, so ehemals in denen 
Wurttembergischen Landen üblich gewesen und denen daraus entstan- 
denen Vogtruggerichten ; in J. J. Mosers Schwäbischen Merkwürdig- 
keiten Bd.I. (1757) S. 455— 472. 

Gerstlacher in seiner Abhandlung von den mancherlei Arten 
der peinlichen Gerichtsbarkeit in Wirtemb. $. 2 ; in der Einleitung 
zu seiner Sammlung der Württ. Gesetze Bd. II (1760) S.IO— 30. 
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Hofaeker in seinen Jahrbuchern der Gesetzgebung im König- 
reich Wurtt Bd.I (1825) S.24— 29. 

Bei Gerstlacher und Sattler verinisst man noch ganz eine 
richtige Erlienntniss der Verhältnisse und des Wesens der Westphali- 
sehen Vehmgerichte. Einer ihrer Irrthümer , dass auch in Württem- 
berg Vehmgerichte bestanden hatten , wird in gehöriger Weise von 
Hofacker a. a. 0. berichtigt. 

II. Unstreitig die beiden wichtigsten und tüchtigsten Arbeiten 
übt^r die Vehmgerichte sind 

Eichhorn Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte Th. IIL 
5..il8 — 422 (S. 179 — 236 der IV. Ausg.; in der neuesten fünften 
Ausgabe hat Eichhorn, so viel Ich finde, an der in der vierten Ausg. 
enthaltenen Ausfuhrung über die Vehmgerichte nichts geändert oder 
zugesetzt). 

PaulWigand Das Femgericht Wcstphalens. Aus den Quellen 
dargestellt etc. Hamm. 1825 (573 SS.) 8. Diese Schrift ist die beste 
Monographie über die Vehmgerichte, ausgezeichnet durch Scharfsinn, 
tüchtiges Quellenstudium, historischen Blick und lebendige Behand- 
lung des Gegenstandes. 

III. Zur Geschichte der Vehmgerichte erschienen nach Wigand 
besondets noch folgende Beiträge : 

Lud. Tross Sammlung merkwürdiger Urkunden für die Ge- 
schichte des Femgerichts; Nachtrag zu Wlgands Geschichte der 
Feme. Hamm. 1826 (96SS.) 8. (Vrgl. Wigand in den Ergänzungs- 
blattern der Jenaer AUg. Lit.Zeit. 1827, Nr. 11^ wo er auch dagegen 
protestirt, dass diese Schrift sich einen Nachtrag zu seiner Geschichte 
der Feme nennt). 

F. Phil. Usener Die Frei< und heimlichen Gerichte West- 
phalens. Beitrag zu deren Geschichte nach Urkunden aus dem Archiv 
der freien Stadt Frankfurt. Mit 89 Urkunden etc. Frankf. a/M. 1832 
(321 SS.) 8. (Vrgl. Wigand in seinem Archiv für Geschichte West- 
phalens, Bd. VI. S. 409 f.). 

M. Frhr. v. Freiberg Der Vehmgerichts-Prozess Caspars des 
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Törriogers, in s. SammL histor. Schriften und Urkunden, Bd.L 1827. 
S. 201— 376. 

Bernh. Thierseh Die Vervemung des Herzogs Heinrich det 
Reichen von Baiern etc. Ein vollständiger Vemproiess. Essen 1835 
(144 SS.) 8. (Vrgl. Wigand Jen. A. L.Z. 1836, Nr. 30, 31). 

Derselbe Der Hauptstuhl des Westpbäl. Vemgerichts auf dem 
Königshofe vor Dortmund. Nach neu entdeckten Urkunden darge-» 
stellt Dortmund 1838 (136SS.) 8. (Vrgl. Wigand Jen.A.L.Z. 1839, 
Nr. 184. 185). 

Einen interessanten Beitrag zur Geschichte der Vehmgerichte 
gibt auch noch das tüchtige Buch von 

Job. Voigt Die Westpbäl. Femgerichte in Beziehung auf 
Preussen. Königsb. 1836 (220 SS.) 8. 

Ueber die Erwähnung der Vehmgerichte bei Schriftstellern des 
Mittelalters s. Thomasius 1. c. $, IV, VI und l^ftiller Reichstags- 
Theatrum unter Kais. Fried. III. S. 108 f. 

Bei Citaten lasse ich im Folgenden, so ferne sie die oben ange- 
führten Schriftsteller betreffen, den Titel des Werkes (ausser bei 
Thiersch, weil zwei verschiedene Schriften von ihm anzuführen sind) 
weg, da er aus dem Obigen zu entnehmen ist 

In Dem, was ich oben S. 6 über unsre Historiker sagte, Ist 
es, seit ich Jenes schrieb (1836), in Manchem weit besser geworden« 
Aber wie Schiefes auch jetzt noch geglaubt und gelehrt wird, lässt 
sich aus manchen neueren Darstellungen, welche gerade einen grossen 
Leserkreis unter den Laien haben, nachweisen. Man nehme nur z.Bu 
dieBrockhaus*sche Allgemeine Deutsche Realencyklopädie für die 
gebildeten Stände (Conversationslexicon), selbst noch in der 
IX. Ausgabe von 1844 B.V, S. 235f. und Pierers Universallexicon» 
2. Aufl. 1842, B.X. S.280f., deren Darstellungen über die Vehmge- 
richte, wenn auch neuere Forschungen dabei benützt sind, doch be- 
weisen, dass ihre Verfasser das Institut gar nicht gehörig aufgefasst 
haben, und bei dem Leser ganz irrige Vorstellungen über dasselbe be- 
ffünden müssen, wie z.B. wenn gesagt wird, dass die Vehmgerichte 
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In ein doppeltes Gericht sich getheilt hätten, in ein dffientliehei, das 
bei Tage unter freiem Himmel, aber blos für bürgerliche Streitigiieiten, 
und in ein heimliches, das bei Nacht in Wäldern^ Höhlen, 
Rainen, Ton yermummten in schwarze Mäntel gehüllten 
Kichtern gehalten worden sey, dass der Geladene in bestimm- 
ten Nächten anf bestimmten Kreuzwegen Wissende fiind, die ihn zum 
Gerichte geleiteten, dass auch ausserhalb Westphalens, z.B. in 
Baden, Freistühle bestanden haben, und gar, dass das letzte Vehm* 
gericht im J. 1568 bei Celle (!) gehalten worden sey u. s.w. Wie 
«Ich die Yehmgerichte an das altdeutsche Gericht anschlössen und 
aus demselben hervorgingen, wie ihre eigenthümlichen Einrichtungen, 
durch die Verhältnisse jener Zeit bedingt, sich entwickelten, worin 
gerade ihre wesentliche Eigenthümlichkeit bestand im Gegensatze 
2am sonst Bestehenden , daton bekommt der Leser durch jene Dar* 
«lellungen , abgesehen von den positiven Unrichtigkeiten, die sie ent* 
halten, keinen Begriff. Auch die Abhandlung über Yehmgerichte in 
Rottecks und Welckers Staatslexicon B. Y. S. 474 — 483, wenn 
sie gleich gröbere Irrthümer vermeidet, enthält doch in der Thal 
noch gar viele Unrichtigkeiten. Ebenso finden sich solche Irrthümer 
In der Zeitschrift für Geschichtswissensch. Jahrg. II. 1845. S. 1 — 6, 
wenn hier z. B. S. 1 von dem letzten f&rmlichen* Vehmgerichty 
welches 1568 hei Zeile gehalten worden und S. 3 von dem Ober^ 
F^retgrafen, von welchem allein nach dem Geiste des Instituts die 
Freigrafen — Richter — beeidigt und ihnen die geheimen Erken** 
nungszeichen mitgetheilt werden konnten, die Rede Ist. 

II. Excurs. Quellen des Yehmrechts. 

Anafüfarltche gründliche zuverlässige und eine gehörige Ueber» 
steht gewährende Nachweisungen iUber die Quellen des Yehmrechts 
geben uns die bisher erschienenen Werke gar nicht und dass über^ 
kaupt auf diesem Felde die Kritik, auf eine zum Theile merkwürdige 

», noch ganz in der Kindheit ist, wird sich aas dem Folgenden 
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Thdk wii ausdrückb'cber Benehang aaf den Sachsenspiegel, aber 
immer nach älter, als die Rech tsbficher bei H a h n und Senclenberg. 
2. Wigand liess in seiner Schrift ül)er das Femgericht S. 551 f. 
zwei alte RecM$bücher der Femgerichte aus einer Arnsberger 
Handschrift abdrucken^ das eine, welches er das ältere nennt, in 
XXXIV ArUkeln (Wigand BeU.Nr.XXVI, S. 551—558), das andere 
in XII Absätzen (Wigand Beil. Nr. XXVII, S. 558 — 562). Diese 
beiden Rechtsbuche r scheinen aber durchaus lediglich aus einer Re* 
cension des angeführten Osnabrücker Rechtsbuches und zwar 
seines Abschnittes von der heimlichen Acht und der späteren Zusätze 
genommen zu seyn. Denn sie stimmen wörtlich mit demselben 
uberein, nur grossentheils in der Form wörtlicher Auszüge, and blos 
eine Stelle in denselben kann ich aus dem Osnabrücker Rechtsbuche 
nicht nachweisen (die Stelle bei Wigand S. 558, Abschn. I. vrgl. 
übrigens mit dieser Stelle Sachsenspiegel II, 59 $. 3). Für Den, der 
sich mit der Sache näher beschäftigen will, dürfte folgende Verglei-' 
chung nicht ohne Interesse se;|^n: 
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Wigand fuhrt in den Noten seines Werkes aus einer ver- 
stümmelten Handschrift eines Rechtsbuches, die er hatte, öfters Stel- 
len an und bezeichnet die Handschrift bald als Amsberger Hand^ 
Schrift (Z.B.S.298), bald als alte Handschrift (z.B.S,429). Diese 
Handschrift ist aber, so weit die von Wigand mitgetheilten Stellen 
entnehmen lassen, nichts anderes, als ein Bruchstück des bei Mas cor 
und Tross abgedruckten Rechtsbuches. 

3. Unter dem Titel eines Codex leg%im et consttefudinum 
Judicii Westphalici mmmae sedis Tremoniensia ex manu^ 

scripto optimae notae ist in dem gewöhnlich unter S en ckcnb er gs 

7 ♦♦ 
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Namen citirten Corpus juris Germaiiici publici et privati, e bib- 
liotheca Senckenbergiana emiasum, ed. G.G. König de Königs^ 
fhal Toml. P. II. p. 83 — 132 ein Rechtsbuch abgedruckt, welches 
in dem Archive der Reichsstadt Nördlingen sich fand. Bei Citaten 
werde ich es bezeichnen durch Rechtsbuch bei Senckenberg. 
Nach Senckenbergs Vermuthung ist es gegen die Mitte des XV. Jahr- 
hunderts angelegt und später fortgesetzt worden. Dieser Codex enthält: 

a, im Anfange p. 88 — 92, XIX. Artikel, welche man gewöhn- 
lich als Dortmunder Gewohnlieiten anführt. So bezeichnet sie z. B. 
Eichhorn Staats- u. R.Gesch. $.422 Nts. durch: Gewohnheiten 
von Dortmund, zusammengetragen und in eine Art ton Rechts- 
buch gebraclit, grossentlieils mit Rücksicht und Verweisung (?) 
auf andere schon schriftlich vorhandene Nachrichten; auch 
Wigand z. B. S. 212 citirt sie als Dortmunder Weist hümer. Zu 
dieser irrigen Bezeichnung gab wohl der Titel Veranlassung, mit dem Sen- 
ckenberg das Rechtsbuch versah (vrgl. unten). Diese s.g. Dortmun- 
d e r Gewohnheiten oder Weisthumer sind nichts Anderes , als ein in 
späterer Zeit in anderem Dialecte und anderer Schreibart gemachter 
Auszug aus dem oben angeführten bei Wigand S. 55if. Nr. XXVI 
aus einer Arnsberger Handschrift abgedruckten Rechtsbuche, zum 
Theile mit einzelnen Missverstandnissen und wunderiichen Auslassun- 
gen und einigen Aenderungen. Es sind nämlich ausgezogen die Arlt 
I — XIV, XX —XXIV, XXX, XXXI — XXXIV des bei Wigand abge- 
druckten Rechtsbuches. Unsre Schriftsteller sollten daher in der. 
That bei ihren Belegen sich nicht auf diese angeblichen Dortmunder 
Gewohntleiten berufen, sondern entweder auf das angeführte Rechts- 
buch bei Wigand oder auf das oben angef. Osnabrücker Rechts- 
buch bei Mas CO V und Tross. 

b. Unter der Rubrik : Hyenach stet gescfirieben die Refor- 
mation zu Arnsbergk, der heyml. besslossen Acht der obersten 
Keyserlichen freien Gericht des h. Römischen Reichs mit seiner 
Ordnung und Folge, p. 92 — 119 folgt ein Zusammentrag aus ver- 
schiedenen, zum Theile ziemlich neuen (wie namentlich p. 115 be- 
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weisen durfte) Quellen, der mit einer weitlSofligen wunderlichen hl* 
storischen Einleitung beginnt Kopp S. 22S und an anderen Orten 
seines Werkes, ebenso BerckS. 329 yerwechselt dieses Stuck des 
Rechtfbuches geradezu mit der Arnsberger Reformation von 1437! 
Wigand, z.B. S. 407Nt.23, citirt diese Stelle des Rechtsbuches 
als die Arnsberger Reformation, au anderen Orten (z. B. S. 404 
Nt. 16, S. 214 Nt 86, S. 215, S. 407) als Dortmunder Weisthümer. 
Allein wenn man von der Arnsberger Reformation schlechtweg spricht : 
so könnte man doch nur die von 1437 meinen, aus welcher das 
Rechtsbuch in jenem Stücke allerdings auch (wie noch aus anderen 
Quellen, z.B. aus Kaiser Ruprechts Fragen), aber nur zu geringem 
Theile geschöpft ist, und was die Bezeichnung Dortmunder TFats- 
thümer betrifft: so ist dazu Wigand wohl nur durch den Haupt- 
titel, den Senckenberg dem Rechtsbuche gab, verleitet worden. Eich- 
horn bezeichnet dieses Stück durch Amsberger Weisthümer. Aber 
auch diess ist unrichtig. Das ganze Stück ist von dem Verfasser des 
Rechtsbuchs aus verschiedenen Quellen in mitunter ganz unzu* 
sammenhängender confuser Weise und mit manchen auf offenbaren 
JÜissverstandnissen beruhenden Zusätzen (z.B. p. 87 über die Wirkung 
der Acht, p. 115 über den Inhalt des Eides der Eidhclfer, p. 109 
ober das Schwören des Procvrators) zusammengetragen und von ihm 
mit einer unrichtigen Ueberschrift versehen worden. 

c. Ein Dortmunder Weisthum von 1429 (s. unten Nr. II) 
p. 120 — 122. 

d. Die Arnsberger Weisthümer vom Ij}. April 1437 (s. unten 
Nr.II)p. 122--126. 

e. Arnsberger Weisthümer vom 11. April 1437 (untenNr.II) 
p. 126 — 128. 

f. Kaiser Ruprechts Fragen (unten Nr. II) p. 128 — 130. 

g. Einen Artikel aus der goldenen Bulle, p. 130, 131, und 

h, Kaiser Friedrichs III. Reformation von 1442, d.h. ein Stück 
des Frankfurter Reichsabschieds von 1442, p. 131, 132. 

Schon aus dem Angeführten ergibt sich, dass dieses Rechtsbuch 
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bisher nicht mit der gehörigen Kritik behandelt wurde und man^ durch 
den SenckenbergischcA Titel \erleitet, ihm in Manchem eine Bedeu-> 
tung beilegte , die es nicht hat. Der auf einem Schlussblatte beige- 
lugte Titel des Rechtsbuches Ist: Freyfvefen und Freischepffen 
Freihält vtid Ordnung. Das Rechtsbuch — mitderWamungsformel 
(s. Excurs XII) versehen und noch dazu mit einem besonderen Schlosse 
verschlossen — gehörte zweien Stadtschreibern von Nördlingen, welche 
Freiscböffen waren (vorne im Buche steht: Archani Regü Judicii 
Processus atque privilegia W. Vogehnan Scahini judiciorum An'- 
chanorum prhilegiarii ac Com. Pcdatim und am Schlüsse : Tra^ 
ditxis est mihi hie Über a Georgio Mario, Archanorurn juditio- 
rum Scabino , predecessore meo, Prothonotario Nordlingemi). 
Erwägt man, dass die Reichsstädte bis in das XVL Jahrhundert sehr 
dafür besorgt waren , unter den Mitgliedern ihres Regiments Frei- 
schölTen zu haben, dass gar häufig gerade die Stadtschreiber dazu 
bestimmt wurden, und dass diese sich aus Erkundigungen und Urkun- 
den Notizen über ihre Rechte und Pflichten und über die Gebräuche 
der ihnen fernen Gerichte verschaffen mussten und zusammentrugen: 
so durfte es nicht gewagt seyn, wenn ich daraus dÄe Entstehung 
dieses Recbtsbuehes erkläre. Durch diose Annahme erklären si^h 
dann auch vollkommen die manchen Missvef ständnisse , die wir im 
Rechtsbuche finden, sowohl über die angeblichen Quellen, aus den^n 
die Verfasser schöpften , als über einzelne Grundsätze » oftd wie es 
kam, dass die Verfasser die von den Westphälischen Freigcriebten 
in der Regel verworfene s. g. Reformation Friedrichs III. in ihre 
Sammlung aufnahmen. — 

Die folgenden zwei Rechtsbücher gehören in eine ganz andere 
Kategorie, als die eben unter Nr. 1 — 3 beschriebenen. Während die 
Rechtsbücher unter Nr. 1 — 3 augenscheinlich aus der Feder von Wis« 
senden flössen, ist diess ebenso augenscheinlich nicht der Fall bei 
den nun anzuführenden Büchern , und schon desshalb sind sm von 
weit minderer Bedeutung. Ihre Verfasser sind Compilatoren, die gar 
nicht zur Vehme gehörten, in deren Hände aber eine Reihe von 
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Vehmrephtsurlundea und Büchern gefallen war und die nun daraus 
ein Bueh über die Vehine machten. Viel zu viel Ehre wird nameot- 
Heb Einem derselben, dem bei Hahn, von unsren Schriftsteilern er- 
wiesen, indem sie sich darauf als eine zuverlässige Hauptquelle des 
Vehmrechts berufen. Diese Vehmrechtssammlungen sind 
nämlich : 

4. Unter der Rubrik Alte Westphälische Gerichts'^ 
ordnnng machte S. F. Hahn Collectio monumentorum veterura 
et recentiorum ineditorum etc. Tom II (1726) p. 598 ~ 665 eine 
Handschrift über die Vehmgerichte bekannt, welche auf der Helm* 
Städter Bibliothek sich befand. Eine Berichtigung einiger Stellen des 
Abdrucks nach einer neuen Vergleichung der Handschrift gab P. J. 
Bruns Beiträge zu den Deutschen Rechten des Mittelalters. Heimst 
1799 S. 290, 2791. — Auf diese mit Unrecht so genannte Gerichts- 
ordnung wurde bisher wohl viel zu viel Werth gelegt. Denn sie hat 
eigentlich nur einige wenige Stellen, welche nicht ganz unbedeutend 
scheinen. Es ist eine Sammlung, welche aus den verschiedensten 
Quellen in einer wahren Unordnung zusammengesetzt und mit einigen 
Zugaben des Sammlers versehen ist und eine Menge Uncorrectheiten 
uad zum Theile dadurch mitunter geradezu Widersinniges enthält 
Einiges von Letzterem ßUt dem Herausgeber zur Last, der die Hand- 
schrift mitunter schlecht las und ohne alle Kritik abdrucken Hess. Aber 
das meisle Zusammenhangslose Unverständliche und Unverständige 
verschuldet die Handschrift selbst, welche, wie Bruns bezeugt, genau 
dd^gedmckt ist; selbst Dinge, wie p. 603 hetzender Hund statt Aa- 
bendeHand scheinen dem Manuscripte zur Last zu fallen. Schwer- 
lieh war der Verfasser ein Freischöffe, sondern vielmehr ein gegen 
die Vehmgerichte eingenommener und eifernder unwissender Comp!- 
lator, welcber aus dea verschiedensten Quellen , die er fand und oft 
nur halb oder gar nicht verstanden haben kann, sein confuses Werk 
zusammensetzte, das überhaupt, zusammengehalten mit den andern 
Quellen der Vehme die wir haben, kaum ein paar Stellen enthält^ 
welche von Interesse sind. Ganz unpassend ist für dasselbe die Be- 
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zeicbnang alte Weitphdi. GerichtM Ordnung^ und passender 
wird es sejn, wenn ieh sie durch Conipilation ober die Vehin» 
gerichte bei Hahn bezeiebne. Die ganze Sammlang scheint ersC 
in späterer Zeit angelegt worden za seyn und scUiesst mit einer 
Urkunde Yon 1547. Sie enthält Folgendes: 

a. Der Anfang p.598 -605 wird gewohnlicb, namentlich tob 
Kopp S. 17 Eichhorn $. 421, 422 Nts und Wigand als Dort-- 
munder WeUfhum (ron Eichhorn $. 422 Nt a sogar mit der Be- 
stimmung der Zeit zwischen 1408 und 1429) angeführt nach der 
nächsten Rubrik, die er trägt Auch mag Einiges yon demselben aus 
einem solchen Weisthum genommen seyn, aber wohl das Wenigste. 
So kann z. B. der Anfang über die Frage , wem und yon wem das 
heimliche Gericht gesetzt sey, eine solche Quelle haben ; aber gleich 
darauf folgt, nachdem diese Frage beantwortet ist, eine weitere Ex* 
Position dieser Antwort, die schwerlich aus einem Dortmunder 
Weisthum genommen ist; denn abgesehen davon, dass in derselbeo 
yon der besonders bösen Natur der Westphalen die Rede ist, wird 
es missbilligt, dass die Vehmgerichte auch aus anderen Theilen Deutsch* 
lands Schöffen aufnehmen, was im Anfange des XV. Jahrhunderts ge* 
wiss kein Capitelsbeschluss je missbilligt bat, und zwar wird es noeh 
mit einem besonderen Vorwurfe missbilligt, indem es heisst: Vnd es 
solten die Westualischen Nyemandt dann Westualiach zuiassem^ 
dann es Jn allein gesetzt ist, Sie lassen aber mennliek zu roit 
Geittigkeit wegen , das nit sein soll. Diese Gfeittigkeit über- 
setzt freilich Wigand S. 496 durch Gütigkeit; allein es ist wohl 
ohne Zweifel zu übersetzen durch Geiz; (yergl. auch das. p. 603, 
604 und unten lit. f. und Excurs VIII, Nr. III). --- Der grossere Theil 
dieses Abschnittes ist werthlos, ohne Zusammenhang, zum Theile 
bloses Raisonnement, bei welchem auch Doctwes Juris angesogea 
werden (p. 604, 605). Einzelnes ist mit Benützung älterer Rechts- 
bücher geschrieben (yrgl. z.B. p.600, 601 mit dem Osnabrüeker 
Rechtsbuche bei Mascoy p. 71). — Dann kommt 

b. unter der Rubrik: Artikel, so in dem Kapitd van Sosi^ 
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da$ von Emphellnis wegn vnsers Herrn des Rom. KufUgs Sig-- 
munds gesalzt ist worden und die Freygreuen dem Bischof ron 

Köln haben zugesagt hinfüro vesticlichn zu halten p. 605 

— 607 eine Reihe yon ArUJLeln, welche eben nach dieser Rubrik ge~ 
wohnlich als Soester Artikel citirt werden , (z.B. von Eichhorn 
$. 42 1 Nt. h, p, t ; Derselbe nennt sie auch In der Nt. s Nachrichten 
zu Soest gesammelt). Allein vergleicht man diese Artikel genauer: 
so findet es sich, dass sie in der That nichts Anderes sind, als 
ein zum Theile nicht ganz genauer Auszug aus der Arns- 
berger Reformation v. 1437, so dass anzunehmen ist, der Com- 
pilator habe aus Versehen Sost geschrieben siM Arnsberg. 

c. Ein unbedeutendes angebliches Dortmunder Weisthum, 
p. 607. 

d. Der Anhang zu den Rup rech tischen Fragen (s. unten II), 
wie er in der Neuen Sammlung der Reichsabschiede steht, mit einigen 
Zusätzen p. 608 — 611. 

e. Die Ruprecht'schen Fragen (unten II. 1) p. 611 — 618. 

f. Ein wunderliches Gemisch, welches Auszuge aus Vehmrechts- 
bächern , Weisthumern , eine Verburgungsformel (mit Anfuhrung der 
Arnsberger Reformation) , auch einen Brief einiger verklagten Frei- 
Schöffen zu gütlichem Austrag der Sache enthält p. 618 — 626, auch 
hier wieder mit Ausfällen auf die Freigerichte, indem es unter Ande-- 
rem heisst: Ein Freygreve hat auch Macht, ein Vrteil ton Jm 
zegebn, wem er wil, darin grosser Fortel ist, und damit sie 
meniglichnv er untre wen. Dann sie nemen Gelt und gebn 
Jr Vrteil einen, der desselben Prot isset, und damit alle Recht 
verlorn sein. Dann der selb, den er die Vrteil geben hat, nympt 
mich Gelt, und spricht, was seins Herrn Prott wil. Das doch 
Keyser Karolo nye lieb ward, und sie volgen keinen Rat. Dan 
er wil das Gelt verdiennen, und ist kein Sache, die der 
Westualling nit thut, on umb Gelt. Darumb we 
den Armen, die do zuschaffn müssen habti. 

g. Reformatio in Arnspergk super fetido (der Sammler 
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hatte wohl vetido geschrieben s. Bruns a. a. O.) judido facta, die. 
Arnsberger Reformation oder wohl ihr Entwurf (s. unten II, 2), 
aber nicht ganz vollständig, p. 627 — 632. 

h. Verschiedene Bruchstucke aus Vehmrechtsbüchern, zumTheile 
etwas verwirrt, Einzelnes übereinstimmend mit dem Osn ab rucker 
Rechtsbuche, p. 633— 637. 

i Die Arnsberger Weisthümer vom 10. und 11. April 1437 
(s. unten II, 3), p. 637— 642. 

k. Unter der Rubrik : Diese ist ein alts KOnigsrecht 
folgt p. 642, 643 ein kleines Bruchstuck, das wörtlich mit dem Os* 
nabrücker Rechtsbuche übereinstimmt (vgl. dasselbe bei Mas cot 
p. 91, 92 und Tro ss S. 43) und am Schlüsse ein Fragment aus der 
Arnsberger Reformation v. 1437 (das vorletzte Cap. derselben). 

/. Wieder ein Auszug aus Ruprechts Fragen! p. 644 — 648» 

m. Ein dürftiger und verwirrter Auszug aus dem oben ange- 
führten, bei Wigand S. 551 f. Nr. XXVI abgedruckten Rechtsbuche, 
p. 549 — 653 (vrgl. damit das Wigand'sche Rechtsbuch Art.I — IX, 
Art. XIII, XXVII, XXX, XVI, XVII— XIX; Wigand selbst z.B. S.367 
citirt das Stück als Weisthümer bei Hahn). Der Auszug ist auf eine 
zum Theile ganz unverständliche und sinnlose Weise gemacht, mit 
Auslassungen, die allen Zusammenhang aufheben und einzelne Sätze 
ganz unverständlich machen, so z.B. p. 650 Abs. 5 verglichen mit 
Wigand Art. VI, und Abs. 7 verglichen mit Wigand Art. VII— DL 
Die Stelle bei Wigand Art XVII ist z.B. p. 652 so gegeben: Nemen 
8ol er Vrteile er genotfe de de sol der Bannckbindn ein ander «u 
vinden. So sol ghener vffstan, der dlss Vrteile fawide, der-- 
selbe sol sich setzen, das er durch Recht thnn soll! 

n. Sequitur quaestio per Doctorem Theol. in studio Colon, 
disputata, que multum ante dicta judicia fetida (hier so schoa 
in der Handschrift; s. Bruns a. a. O.) reprobat p. 653 — 662; und 
denSchluss macht eine Urkunde von 1547, p. 662 — 665 (vrgl. Bruns 
a. a. O.). 

5. In der oben S. 1 1 3 angeführten von G o e b e 1 herausgegebenea 
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Schrift ist ein Recbttbuch abgedruckt mit dem Titel : Der Hailigen 
haiiiüichenEcM [Acht] Freigratenund Schöpfen Westphalischen 
Gerichtsordnung und Statuten sambt andern mer Schriften, $o 
den Process bemelds haimlichen Gerichts mit sich pringen, in 
welchem dann vil selzame Geschieht erzelt tnd wargenommen 
worden f aus tÜ alten y des hairrdich Gerichts -- Freischöpfen 
Schriften trewlich zusammengebracht, Anno i&46 Jar, Es ist 
diess eine unbedeutende Sammlung aus dem Jahre 1546, welche sich 
in Arnsberg fand und hauptsächlich, wie unten noch näher angeführt 
werden wird , einige s. g. Reformationen aus dem XV. Jahrhundert, 
die wir in andern Ausgaben weit besser haben , und einige Urkunden 
über concrete Fälle, z. B. Ladebriefe und dergl., enthält. Aus dem 
gleichen Manuscripte hat auch Datt, wie unten angeführt werden 
wird (yrgl. auch Senckenberg in der angef. Göberschen Schrift p. 137), 
Einiges abdrucken lassen. Der Verfasser der Sammlung , äie er aus 
alten glaubhaften Commentarien und Beschreibungen zusam- 
mengetragen haben will, war kein Wissender, wie schon aus 
seinem absprechenden Urtheile über die Vehmgericbte und daraus 
hervorgeht, dass er sagt, sie hätten im Jahre 1502 ganz aufgehört!! 
Nach einer Anführung bei v. Kamp tz Provincial-Rechte in der 
Preuss. Monarchie Th. II S. 273 sollte man glauben , dass man sogar 
ein Vehmrechtsbuch aus dem dreizehnten Jahrhundert hätte. Es 
ist nämlich dort unter den Gesetzen und Ordnungen der Vehmge- 
richle Folgendes angeführt: Der heiligen haimlich acht Freigraven 
und Schopffen Westphalische Gerichtsordnung (von 1276} und 
Statuten; in Fr eher s unten angef Tractaty edit, i762, S.iß und 
unter dem Titel : Vollständige Fehmgerichtsordnung für die Frei- 
grafen und Freischöffen, in S, F. Hahn Collect, monumentorum, 
T,I1 S.Ö98 — 665. Kritische Bemerkungen über diesen Abdruck 
in Dr. Paul Jacob Bruns unten angef Abhandlung; auch als 
Aiüiang zu Gott fr, Mascovii Notitia juris et judicionim Brunsvic, 
Luneb.f Giessae 1738 S. 47 — H6, Von diesen Notizen ist eigent- 
lich Alles unrichtig. Es werden hier die ganz verschiedenen Rechts- 

■Wachiw'ißcllrttge. 8 
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bucher bei Hahn nnd Mas cot liir eines nnd dasselbe Rechlsbnchr 
genommen nnd mit ihnen sogar auch das bei Fr eh er oder Tiehnehr 
Göbel (nicht p. 16, sondern p. 169). Was aber die Jahreszahl 
1276 betrifft: so kann ich mir dieselbe nor dadurch erklären, dass 
hier die Nummer 1276, mit welcher, wie Bruns a.a.O.S.290 an- 
fuhrt, der Codex auf der Helmstädter Bibliothek, den 
Hahn abdrucken liess, bezeichnet war, mit einer Jahreszahl ver- 
wechselt ist. 

II. S.g. Reformationen der Vehmgerichte und einzelne- 
Weisthümer. — Dass auch die Kritik über diese Quellen des Vehmrecht» 
noch wahrhaft in ihrer Kindheit ist, durfte sich aus dem im Folgenden 
Auszufuhrenden und aus dem S. 123, 126, 127 Angeführten ergeben. 
Das Recht der Vehme erhielt seine Ausbildung durch die Autonomie- 
der Stuhlherren Freigrafen und Freischöffen, also durch Gewohn* 
heitsrechte und Vereinbarungen derselben, welche, wenn sie auf ei- 
nem Generalkapitel, einer Zusammenkunft zu welcher alle Stuhlherre» 
und Freigrafen geladen wurden (die Orte solcher Kapitel bildeten, 
hauptsächlich die Hauptstühle zu Dortmund und Arnsberg; TrgL^ 
WigandS. 36f.), nachgewiesen beziehungsweise geschlossen wur- 
den, von allen Freigerichten zu achten waren. Zwar standen die Vehm- 
gerichte an sich auch unter der Gesetzgebung yon Kaiser und Reicli^ 
wie Alles, was zum Reiche gehörte. Allein sie machten stets bis ai» 
das Ende des XV. Jahrhunderts gegen die Kaiser geltend , dass er, 
obwohl sie ihn als obersten Richter der heimlichen Gerichte aner- 
kannten und der Gerichtsbann unmittelbar von ihm verliehen wurde,. 
ohne ihre Zustimmung ihnen keine Ordnungen geben könne, voliinds- 
gar, wenn er nicht vorher auf Westphälischer Erde wissend gemacht 
d. b. Freischöffe geworden sey. Dabei bezogen sie sich immer auf die 
Einrichtungen, die ihnen Carl der Grosse gegeben und Pah st 
Leo bestätigt haben soll und die ein späterer Kaiser nicht ändern 
oder mindern und kränken könne. Auch machten die Kaiser bis in 
das XV. Jahrhundert wirklich keine Versuche, diesen ihren kaiserlichen • 
Gerichten besondere Ordnungen zu geben. Erst als im Anfange des 
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ILV. Jahrhunderts Klagen gegen die Vehmgerichte laut wurden, fingen 
die Kaiser an, sich etwas mehr um die Sache zu kümmern und Refor- 
mationen der Vehmgerichte in Anregung zu bringen. Allein die Letz- 
teren suchten denselben dadurch zuvorzukommen, dass sie durch 
Kapitelsbeschlüsse Einzelnes feststellten und manche Missbräuche ab- 
schafften, so dass selbst bis gegen das Ende des XV. Jahrhunderts von 
eigentlichen geschriebenen Gesetzen, die Kaiser und Reich für sich 
denVehmgerichten gegeben hätten, nicht die Rede seyn kann (ausser 
der s. g. Reformation Friedrichs III. ; s. aber unten), wiewohl von sol- 
chen in vielen älteren und neueren Werken meist gesprochen wird. 
lYas man aber hierher zählt, sind allerdings wichtige Quellen des 
Rechts derVehme; nur dass sie eigentlich von den Stuhlherren und 
Freigrafen ausgingen und zum Thelle die Billigung, zum Theile 
die ausdrückliche Bestätigung des Kaisers erhielten. Hierher gehören : 
1. Die mit Unrecht so genannte Vehrogerichtsordnung 
oder Reformation Kaiser Ruprechts vom Jahre 1408. Kaiser 
Ruprecht, bei dem manche Beschwerden über die Vehmgerichte 
einliefen, beschied, um sich einigermaassen über ihre Einrichtung 
und Verfassung zu unterrichten, im Jahre 1408 vier Freigrafen aus 
Westphalen zu sich nach Heidelberg und befragte sie über da« Ver- 
fahren der Vehmgerichte. Jene Reformation ist nun nichts Anderes, 
als ein Protokoll über die Fragen, die der Kaiser den Freigrafen vor- 
legte, und über die Antworten, die sie ihm gaben, also durchaus keine 
Gerichtsordnung, keine Reformation, kein geschriebenes Gesetz, son- 
dern ein von den Grafen gegebenes und von dem Kaiser nicht miss- 
billigtes lYeisthum, das man aber keineswegs, wie es Pütter und 
nach ihm Kopp thut, ein Weisthum eines von dem Kaiser gehal^ 
ienen heimlichen Gerichts nennen kann (denn ein solches konnte 
der nicbtwissende Kaiser nicht mit vier Grafen ausserhalb 
Westphalens halten). Ich werde daher diese s. g. Reformation Kaiser 
Ruprechts blos durch Ruprechtsche Frayen bezeichnen. Aller- 
dings ist aber jene Auskunft wichtig für die Kenntniss des Verfahrens 
der Vehmgerichte. — In den verschiedenen Handschriften , die man 

8» 
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TOD diesenFragen und Antworten hat, sind dem Protokolle kurze An^- 
hänge beigefugt über das Verfahren und die Verfassung der Vehm- 
gerichte, wohl zusammengetragen aus anderen Notizen über Gewohn- 
heitsrechte und Weisthümer der Vehmgerichte und zum Tfaeile etwas 
abweichend lautend. Was die Ausgaben betrifft : so hat 

a. die Fragen zuerst bekannt gemacht Datt 1. c. p. 777 — 780. 
Allein die Handschrift, aus der er sie abdrucken Hess (es ist die oben 
S. 128 Nr. 5 angeführte) enthält nur ein Bruchstück (16 Fragen mit 
einem Theile des Anhangs und mit dem unrichtigen Datum 1404).- 

b. Eine Tollständigere Handschrift ist abgedruckt bei Müller: 
Reichstagstheater unter Maximilian I. Th.I (1718) S. 477 unter der 
Rubrik Kaiser Ruprechts etlichen Freigrafen vorgelegte Fta-» 
gen und deren Antwoi'ten darauf , die heimlichen Gerichte be- 
treffend, vom Jahre 1408. 

c. Einen Abdruck hievon gibt die Neue Sammlung der Reichs- 
abschiede Th. I (1747) S. 105 — 110 mit der unrichtigen Rubrik 
König Rupprechts WestphMische Gerichtsordnung vom Jahre 
1408 mit beigefügten Vergleichungen einer Senckenbergischen Hand 
tchrift. Das Ganze ist vom Herausgeber in 46 §§. abgetheilt und 
enthält 20 Fragen ($. 1— 3 3) und den Anhang (5.34— 46). AmSchlusse 
der Fragen bezeugt der kaiserliche Hofschreiber, dass die Fragen 
und Antworten geschehen seyen im Rebstockshause xu Heidelberg^ 
feria quarta post Urban. (30. Mai) 1408. 

d. In der oben S. 125 angeführten Compilation über die Vehme», 
welche Hahn herausgab, stehien p. 611 — 618 die Ruprecht'schen 
Fragen mit dem Datum 1408, mit einigen mitunter den ursprüng- 
lichen Sinn entsteUenden Aenderungen (vrgl. z. B. unten Excurs VIH 
bei der Frage über die Ladung der Nichtwissenden) und einigeii 
Weglassungen und Zusätzen des Compllators (er nennt z. B. p. 615 
die befragten Freigrafen Herren und Doctores! vrgl. ferner p. 617 
▼erb. Merk. etc. u. p. 617 verb. aber die andern efc). Auch steht 
in derselben Compilation p. 644 — 648 wieder ein Fragment aus diesea 
Ruprecbt'schenFragenu.p.608 — 611 derAnhang zu diesen Fragen^ 
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e. Die unter Ut c. angefahrte Senckenber gische Handschrift, 
deren Yergleichung dem angefiihrten Abdruck in der Neuen Samml. 
d. R. Absch. beigefugt ist, wurde später abgedruckt in dem Sencken- 
bergischen Corpus juris Germanici Tom.I. P.II p. 71 — 76. Mit Aus- 
nahme weniger Worte und der Mundart ist diese Handschrift gleich- 
lautend mit der Müllerischen in der Neuen Samml. d. R. AA. ab- 
gedruckten ; nur fehlen ihr die unbedeutenden §§. 43 — 46 der Letzte« 
ren; auch ist das Datum 1405 wohl ein Druckfehler; denn die Hand- 
schrift selbst hat wohl das Datum 1408, da bei der Yergleichung in 
der Neuen Samml. d. R.Abschiede eine Verschiedenheit in dieser 
Beziehung nicht angegeben ist. 

Auffallend ist, dass Gropp , der sonst so genau in seinen An- 
gaben ist, in seiner trefflichen Abhandlung Mer den Diebstahl nach 
dem älteren Rechte der freien Städte Hamburg Lübeck und 
Bremen (in Hudtwalckers und Trummers criminalist. Beiträgen B. II 
1825 S. 363 Nt. 8 und S. 368 NL 20) eine Vehmgerichtsord- 
nung Ruprechts Ton einer Reformation Ruprechts zu unterschei- 
den scheint und die Erstere, von Senckenberg verleitet, in das 
Jahr 1405 setzt. Er citirt z. B. in der angef. Nt. 8 so: Ruprecht 
VehmgerichtaOrdn. r.J. 1405 Art,20 (Sen ckenberg p, 75), Ätc- 
precht Reformation (Hahn p. 603 , 6iS, 648). Allein die er- 
stere Stelle ist eben die 20te derRuprecht'schenFragen von 1408, 
und was die Stellen bei Hahn betrifft, so gehört die erste gar nicht 
hierher, wie aus dem oben S.126 über die Gompilation bei Hahn An- 
geführten sich ergibt, und die zweite und dritte Stelle sind wieder 
Ruprecht*8che Fragen von 1408. 

Einen Auszug der Fragen enthält noch das oben S.122 ange* 
fihrte im Senckenbergischen Corpus juris Germ. Tom.I. P.U ab- 
gedruckte Vehmrechtsbuch, p. 128 — 130. Auch ist 

g. Das, was Datt (oben lit. a) abdrucken liess, später wieder 
aus demselben Manuscripte bei Goebel 1. c. p. 181 — 190 abge- 
druckt. Auffallend ist daher, dass Wigand Femgericht S. 276 bei 
der Erwähnung von Ruprechts Fragen sagt: mehrmal$ gedruckt. 
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namentlich in M, Freheri C. de $ecreti$ jtidlcUi etc. ed. 
GöbelRati$bonaei662, also blos aaf das von Gdbel (nicht 1662» 
sondern 1762) herausgegebene Fragment und nicht auf die ande« 
ren viel vollständigeren Ausgaben verweist 

A. Tross Sammlung merkw. Urkunden 8. 17 Nr. XIV llsst 
unter der Rubrik K&nig Ruperti Frage, weichet Hecht ein Rö^ 
miicher König an die Freigrafen habe, nebst deren Antwort^ 
ohne etwas weiter dabei zu bemerken , ein Fragment über dieses 
Recht abdrucken. Allein dieses Fragment ist nichts Anderes , als die 
erste der angeff. Ruprecht*schen Fragen von 1408. 

Ueber das Datum dieser Ruprech tischen Fragen ist Streit, 
da manche Handschriften die Jahreszahl 1A04, andere 1408 haben 
und in dem Senckenbergischen Abdrucke die Jahrszahl 1405 steht. 
Manche lassen sich durch den Druckfehler in dem letzteren Abdrucke 
bestimmen» die Fragen in das Jahr 1405 zu setzen, wie Cropp a.a.O. 
Auch Wigand setzt sie an manchen Stellen seines Werkes z. B. S.405 
fn das Jahr 1405, an anderen aber z. B. 276 in das Jahr 1408, 
Müller glaubt, die Reformation sey eigentlich Im Jahre 1404 zuerst 
errichtet und im Jahre 1408 erneuert und vermehrt worden. Allein 
es ist ja hier von einer eigentlichen Reformation gar nicht die Rede^ 
sondern von einer Auskunft, die dem Kaiser gegeben wurde; dass 
aber eine solche gleichlautend zweimal dem Kaiser gegeben worden 
wäre, dagegen sind, von Anderem abgesehen, alle Handschriften; 

• 

denn sie sprechen offenbar von einem und demselben Vorgange zu 
Heidelberg im Rebitockihause (so auch in der Datt*schen Hand- 
achrift); nur setzen sie ihn in verschiedene Jahre. Wenn Kopp S. 15 
sich f&r das Jahr 1404 entscheidet, weil ein Augsburger Annalist den 
Vorgang in dieses Jahr mit Angabe des Monats und des H ansei 
setze: so ist dagegen zu beachten, dass diesen Monat und dielet 
Haus ja auch die Handschriften angeben, die vom Jahre 1408 datirt 
sind. Am Sichersten folgt man gewiss der Müllerischen und der 
Senckenbergischen Handschrift, welche die vollstftndigsten sind und 
übereinstimmend das Datum 1408 haben, w&hrend die Dattliche 
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^nd Göbe Ische ein bioser, nicht für sich bestehender, sondern in 
eine Compilation über die Vehme eingefugter, im XVI. Jahrhundert ge* 
machter Auszug sind. Dazu kommt noch, dass, wie ich in Schmel 
Regcsta Ruperti regis (1834) p. 159 finde, am 31. Mai 1408 Kaiser 
Ruprecht in Heidelberg vier namentlich angeführten Freigrafen 
eine Bitte über Verleihung einer Freigrafschaft gewährte, und diess 
sind gerade die vier Frei grafen, an welche nach der Müll er'- 
sehen und der Senckenbergischen Handschrift am 30. Mai 1408, 
Ruprecht in Heidelberg seine Fragen gerichtet hatte. 

2. Arnsberger Reformation y. 1437 und eine angebliche 

Revision derselben v. 1439. — Bei Kaiser Sigismund liefen so viele 

Beschwerden über das Wirken der Vehmgerichte ein, dass er nicht 

^umhin konnte, einzelne Schritte in dieser Beziehung zu thun. Einem 

"entschiedenen Einschreiten des Kaisers aber suchten die Vehmgerichte 

rselbst dadurch zuvorzukommen , dass sie durch Beschlüsse aus ihrer 

^tte und von ihnen ausgegangene Weislhümer Einzelnes festzustellen 

^nd da und dort eingerissene Missbräuche und Uebelstände abzustellen 

suchten. Ob zunächst dadurch die Dortmunder Weisthümer von 

1429, welche in dem oben angef. Rechtsbuche bei Senckenberg 

p. 120 — 122 abgedruckt sind, veranlasst wurden, lässt sich wohl 

nicht bestimmen. Nach der Rubrik derselben sollen sie gefasst worden 

r«eyn, als Kaiser Sigismund in Westphalen wisaenf ward und der 

SSttil, der Spiegel genannt (so hiess der Dortmunder Freistuhl) 

»u Dorfmund am Markt neben dem Rafhhaus besazt ward. 

Allein im Jahre 1429 war, so viel ich wenigstens finde, Sigismund 

gar nicht in Westphalen (vrgl. das Itinerarium in Aschbachs Gesch. 

fiaiser Sigmunds , im Anhange zu B. III). Bestimmt aber veranlasst 

wurden durch jene Umstände die Arnsberger Reformation von 

1437 und die Arn sberg er Weisthümer vom 10. und 11. April 1437. 

Gewöhnlich wird angenommen, die Arnsberger Reformation sey 
am siebenten April 1437 unter Kaiser Sigismund gegeben und ihr 
später im Jahre 1439 eine von Kaiser Albrecht II. bestätigte Revision 
gefolgt 



1 
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Allein was das Erstere betrifll: so hat Usener S. 11 f. nachge- 
wiesen, dass die Arnsberger Reformation am siebenandzwanzig* 
sten April 1437 beschlossen wurde mid Das, was man gewöhnlich 
für die Arnsberger Reformation ausgibt, nur der Entwurf derselbea 
ist. Durch die beim Kaiser angebrachten Klagen nämlich wurde sein 
Statthalter, der Erzbischof Dietrich von Köln, veranlasst, auf ange* 
messene Vorkehrungen zu denken. Er berief im Jahre 1437 ein Ge* 
neralkapitel der Stuhlherren Freigrafen und Schöffen nach Arnsberg 
und auf diesem wurden am iO. und li. April 1437 einige Weis* 
thfimer beschlossen und zugleich der Entwurf einer Reformation vor- 
gelegt, über welchen am 27. April in einem Generalkapitel eine end- 
liche Entscheidung gefasst werden sollte, und am letztgenannten Tage 
wurde auch die Reformation wirklich genehmigt (s. Usener S. 13 und 
die dort angeff. Urkunden). 

In den meisten Handschriften und Abdrucken der Reformation, 
die wir haben, ist in einem der letzten Kapitel oder Artikel gesagt, dass 
die Reformation dem Kaiser zur Bestätigung vorgelegt werden 
solle. Mit Recht vermuthet Usener S. 16 (womit ich aber nur 
nicht zu reimen weiss , was er S. 14 Linie 3 f. tagt), dass diess der 
Entwurf der Reformation sey, eben weil darin blos von einer erst 
noch zu erwartenden Bestätigung des Kaisers die Rede ist, und ich 
will auch diese Abdrücke durch Entwurf der Arnsberger Refar^ 
mation bezeichnen. Dagegen hält Usener für das am 2 7. April ge- 
nehmigte Original eine Urkunde, die er auf dem Frankfurter Archive 
fand, welche das angeführte Kapitel über die künftige Bestätigung der 
Reformation nicht hat und in der überhaupt die vier Schlusskapitel 
des Entwurfes und ein Stück des fünfUetzten fehlen. Für diese Vermu- 
thung soll, wie Usener glaubt^ sprechen theils eben die Weglassung 
des Kapitels, das von der künftigen Bestätigung des Kaisers handelt» 
und dass unter den weggelassenen Kapiteln eines über oder vielmehr 
^^«r^» Ai^ \ppellationen von den Freigerichten sey, welchem als einer 
'g seiner Rechte der Kaiser ohne Zweifel die Bestätigung 
1 werde. Allein jene Urkunde hat durchaus kein Merkmal, 
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aus welchem zu schliessen wäre, dass sie der vom Kaiser besta* 
tigte Entwurf sey; vielmehr scheint sie blos eine nicht ganz voUstSn* 
dige Abschrift der am 27. April beschlossenen Reformation zu seyn. 
Namentlich berufen sich später die Freigralen häuGg gerade auf 
jenes Kapitel, das von der Appellation handelt, als einen 
Theil der unter Kaiser Sigismund gegebenen Reformation (s. z. B. 
die Urkunden bei Usener S. 71, 222), unddiess, so wie der Umstand» 
dass gerade der Entwurf so vielfach in Abschriften und Vehmrechts« 
Sammlungen gebraucht wurde, möchte schon darauf schliessen lassen» 
dass bei der Genehmigung der Reformation vom Entwürfe kein Ka- 
pitel abgeschnitten wurde. Was aber die Yermuthung Useners be* 
trifft, der Kaiser habe das von den Appellationen handelnde Kapitel 
nicht bestätigen wollen : so weiss ich diess mit Anderem nicht recht 
zu vereinigen. Dass die Arnsberger Generalversammlung am 27. April 
jenes Schlusskapitel, das sie einige Wochen vorher beschlossen hatte, 
für sich aus eigener Bewegung wieder weggelassen habe , ist nicht 
anzunehmen; auch nimmt es Usener nicht an. Er meint viel* 
mehr, der Kaiser sey es, der diesem Paragraphen die Bestätigung^ 
versagt habe. Allein darüber haben wir gar keine Spur und jedenfalls 
konnte auf den am 10. und 11. April gemachten Entwurf eine kaiser« 
Uche Antwort am 27. April noch nicht in Arnsberg seyn. Die meisten 
Schriftsteller äussern sich auch nur zweifelnd über eine kaiserliche 
Bestätigung überhaupt, weil sie nirgends besonders erwähnt sey, und 
selbst Usener S. 14 meint, dass darüber urkundlich nichts bekannt sey. 
Ich glaube, die Sache dürfte sich vollkommen auf folgende Welse 
erklären. Die Reformation vom 27. April 1437 wurde an Kaiser Si- 
gismund geschickt, Dieser aber, der im December 1437 starb, kanoi 
nicht mehr zur Erledigung der Sache. Auch unter seinem Nachfolger 
Kaiser Alb recht geschah in der Sache nichts. Zwar wird gewöhnlich 
noch eine von Albrecht II. bestätigte Arnsberger Reformation venu 
25. Januar 1439 angeführt, welche in einer Revision der Reformation 
vom 27. April 1437 bestehen soll (vrgl. Kopp S.22f. und die dort 
AngefT. und Usener S. 17). Allerdings beschäftigten sich die Reichs- 
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stände unter Kaiser Albrecht mit Beschwerden gegen die Vehmge- 
richte und sie legten verschiedene Rath seh läge, wie die Gewalt und 
die Uebergriffe der Yehmgerichte eingeschränkt werden könnten, dem 
Kaiser im J. 1438 vor. (Neue Samml. d. R.Absch. IS. 162^ 163). 
Allein zu einer eigentlichen Reformation kam es nicht, sondern nur zu 
einem unbedeutenden Beschlüsse, der eigentlich die Sache ganz beim 
Alten lässt (s. Landfriede von 1438 $. 34 in der N. Samml. d. R.Ab8chJ 
S. 158, eine Stelle, welche Thiersch Der Hauptstuhl etc. S. 102 
unter seinen Urkunden als wahrscheinlich vom J, 1488 un- 
nöthigerWeise wieder abdrucken Hess). Zwar ist bei GoldastReiciis- 
satz. Th. I S. 163 eine in XX Gapltel abgetheilte Reformation mit dem 
Bdiium 25. Januar 1439 aus einer Handschrift abgedruckt und ebenso 
bei Müller Relchstagstheatr. unter Friederich III. Th. I S. 120 f., bei 
Xiinig Reichsarchiv Pars general. Contin. II p. 250 und in der SammL 
^ R.Ab8ch. Th. I S. 128 (bei Müller aber aqi Schlüsse, wohl durch 
«inen Druckfehler, mit der Jahrszahl 1430, die dann in der Neuen 
Samml. der R.Absch. nachgedruckt und auch in die Rubrik gesetzt 
wurde). Allein schon der Umstand, dass diese Handschrift sagt, dio 
Reformation sey durch Erzbischof Dieterich von Köln auf Befehl 
Kaiser Sigmunds zu Arnsberg gemacht worden» macht es mehr 
als zweifelhaft, dass sie eine unter Albrecht U. revidirte und yoa 
Ihm bestätigte Reformation sey; auch wird, so viel ich weiss, niemals 
in späteren Urkunden eine Reformation von Kaiser AlbrechtlL 
angeführt, sondern stets blos eine Reformation von Sigmund, so 
dass schon hiernach es sehr zu bezweifeln ist, dass unter Albrecht IL 
überhaupt eine Reformation revidirt und gegeben wurde. Zur Gewiss* 
lieitwird aber diese Verrouthung durch eine Urkunde vom Jahre 1440, 
deren Inhalt bei Thiersch Der Hauptstuhl des Vehmgerichts S.109 
angegeben und die bei Wigand S. 250 (der übrigens in seinem 
Werke öfters eine Reformation Sigm^inds von 1439 citirti) abge* 
druckt ist. In dieser Urkunde, einem Schreiben des Kaisers Friede- 
rich III. vom Jahre 1440 an den Erzbischof Dietericb von Köln» 
sagt der Kaiser unter manchen Klagen über Missbräuche bei dw 
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Yehmgerichten, er habe vemonitnen, dass der Erzbischof sich über 
€ine Ordnung der Vehmgerichte Tereinigt und dieselbe dem Kaiser 
Sigmund zugesendet habe ; allein da Sigmund bald darauf gestorben 
sej: so sey es in der Sache zu nichts gekommen, und dess- 
halb gebe er nun ihm auf, jene Ordnung am nächsten Andreastage 
mit nach Nürnberg zu bringen, indem dann dort auf dem Reichstage 
über die Sache weitere Verfügung getroffen werden könne. Allein an 
diesem Tage kam auch nichts zu Stande , wie schon die s. g. Refor- 
mation Friederichs III beweist. Desshalb begnügte sich Friederich IIL 
In seiner unten anzuführenden Reformation einfach damit, Das, was 
die Arnsberger Generalversammlung unter Kaiser Sig 
mund am 27. April 1437 beschlossen hatte, als Sigmunds 
Reformation zu bestätigen und zu gebieten, dass ihr nach- 
gelebt werde. 

So erhielt also im J. 1442 die Arnsberger Reformation, wie 
sie von dem Generalkapitel der Vehme am 27. Apr. 1437 beschlos- 
sen wurde, durchaus die kaiserliche Bestätigung; eine Reyision der- 
selben aber, namentlich unter Kaiser Alb recht, existirt gar nicht 

Allein welche Handschrift oder welcher Abdruck enthält nun die 
eigentliche Arnsberger Reformation von 1437? Das Wahrschein- 
Uchste ist, dass die Handschrift der angeblichen Reformation Al- 
brechts von 1439, aus welcher die bei Goldast Müller Lüntg und in 
der Neuen Sammlung der Reichsabschiede abgedruckte Handschrift 
l^enommen, aber in eine neuere Mundart übersetzt wurde, die eigent- 
liche Reformation enthält Denn sie stimmt durchaus mit dem Ent- 
würfe vom 10. April 1437 überein, enthält aber statt der letzten 
Worte desselben Item, so soll unser gnädigster Herr, der 
Kaiser, diese Reformation confirmiren und bestätigen, folgende 
Worte : es soll ein jeder Römischer Kaiser oder König, so er 
gekorenwird, diese Reformation confirmiren und bestätigen. 
Diese Form gerade passt für eine endlich abgeschlossene Reformation. 
Auch erklärt es sich, wenn jene Handschrift wirklich die eigentliche 
Reformation enthält, dass man den £ n t w u r f der Reformation v. 1 43 7 
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so gut gebraochen konnte, wie die eigentliehe Refonnation, weil 
in der Sacbe selbst gar nicht von einander abweichen, und dass spä- 
ter die Freigiafen in Beziebong aof die Appellationen sich dorchans 
auf das oben angeführte Kapitel bemfen konnten ond die Kaiser 
anch gegen diese Berafang an sich nichts einwendeten, 
weil kein Artikel der Toigelegten Reformation Ton der kaiseiiichcii 
Bestätigung, die sie in der Refonnation Friederichs III. erhielt, aas* 
genommen wurde. 

Man muss daher zwei Klassen von Handschriften und AbdrückcB 
der Amsberger Reformation, die aber, wie gesagt, in der Sache gans 
mit einander iibereinstimmeQ (nur dass zwischen ihnen in der Stel- 
lung des 3 — 5. Kapitels eine Abweichung ist) unterscheiden, die 
des Entwurfs und die der eigentlichen Reformation, wenn meine 
obige Vennuthung begründet ist. 

Die eigentliche Reformation, aber in einer neueren Recensioo 
und mit einigen Ungenauigkeiten , die dem Abschreiber oder Setzer 
zur Last fallen (wie z.B. in dem von den Frauen handelnden Kap. VD) 
ist in den oben angeff. Stellen bei Goldast Müller und Lüni^ 
und in der N. Samml. d. R.AA abgedruckt (ganz unrichtig nenneii 
die Aelteren z. B. Datt p. 774 diesen Abdruck «ne Refarmaiw 
CohnäensiB). 

Abdrücke des Entwurfs' finden sich 

a. bei Senckenberg Corpus juris Germaniei Tom. I P. H 
p.79— 82; 

b. bei Datt p. 774 — 776 (aus einer Handschrift Ton späterer 
Schreib- und Mundart, und in einzelnen wenigen Punkten abweichend 
Ton der Senckenb ergischen und den anderen Ausgaben) nnd aus 
derselben Dattischen Handschrift bei Göbel i.e. p. 174—181. In 
dieser Handschrift (Yom Jahre 1546) hat diese Reformation die Ru- 
brik Reformatio judicH vetiti Westphaliae dwae memoriae 
Huperii, Rotnanorum regis, anno 1404. Dasi diese Rubrik völlig 
unrichtig ist, hat schon Datt p. 773 bemerkt; 

c. in der angeführten CompUation bei Hahn p. 627 — 632 
(nur mit Weglasiung der beiden letzten Absätze) ; 
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d. bei Berckp. 491—497; 

e. bei T ro SS S. 22 — 26. T ro s s hält das von ihm näher be- 
schriebene Manuscript, aus weichem er den Abdruck machen liess^ 
liir ein Original, Allein s. dagegen lYigand Jen.Lit.Z. Ergänzungs- 
blätter, 1827 Nr. 11. Sie ist wohl eine Oopie aus einer schon etwa» 
späteren Zeit und zwar, wenn das oben Ausgeführte. richtig ist, eine 
Copie des Entwurfes. Zwar ergibt sich aus ihrer Aufschrift, dass 
sie einem FreischöfTen zum Handgebrauche diente; allein man machte 
nach dem Ausgeführten mit Recht zwischen dem Entwürfe und der 
am 27. April 1437 genehmigten Reformation keinen Unterschied, da 
sie von einander nicht abweichen ; 

f. bei Usener S. 114 — 119 (der Entwurf) und S. 134—128 
(Das, was er für die eigentliche Reformation vom 27. April 1437 
hält, s. oben S. 136). 

Uebrigens nimmt Keiner dieser Herausgeber auf Das irgend 
Rücksicht, was Andere vor ihm herausgaben; Keiner gibt irgend 
etwas Näheres über Abweichungen im Inhalte oder in der Schreibart^ 
überhaupt nicht den geringsten Beitrag zur Kritik dieser Quelle , ein 
Verfahren, das gewiss sehr zu missbilligen ist 

Was den Text der Reformation betrifft, so haben wir, wenn das 
Ausgeführte richtig ist, den ursprünglichen Text der eigentlichen Re< 
formation nicht; denn die Abdrücke bei Goldast Müller Lünig 
und in der N. Samml. d. R.AA. sind, wie gesagt, Uebersetzungen in 
eine neuere Mundart. Bei Citaten behalte ich daher zwar die Einthei- 
lung m Kapitel bei, wie sie die genannten Abdrücke haben (schon um 
nur das Cltat näher bezeichnen zu können, da in anderen Ausgaben 
gar nicht numerirt ist), halte mich aber an den bei Usener abge- 
druckten Text des Entwurfes, da am Entwürfe später nichts Wesent* 
liebes geändert wurde und der Text in den vorhin angeff. Abdrücken 
in manchen Stellen verdorben ist. 

3. Die S. 136 angeff. Arnsberger Weisthümer vom 10. 
und 11. April 1437 finden sich am Besten bei Usener S. 119— 124; 
auch sind sie abgedruckt in dem angef. Rechtsbuche bei Sencken* 
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berg p. 122 — 128 ood in der Compilation bei Habn p. 637— €43 
(bei Nr. XVI fangen hier die WeisthQmer vom 11. April an). Im Ab- 
dnidke bei Senckenberg ist aber die Schreib- und Mondait nicht 
mehr die ursprüngliche, auch sind einzelne Weisthiuner unvollständig» 
das EL ond X. Tom 10. April fehlt ganz, am Schiasse des VII. ist 
eine offenbare. Unrichtigkeit ond bei den Weisth&mem vom 11. April 
ist das L ond IL in Eines zusammengezogen und das Torietzle wie- 
der wesentlich abweichend von der Recension bei Usener. Der 
Compilator bei Hahn gibt zum Theile blose Auszöge und mitunter 
recht schlechte und ungenaue, wie z.B. das II. IV. VI. und VIL Weis- 
thnm, wenn man sie mit dem Abdrucke bei Usener vergleicht» be- 
weisen ; auch fehlen bei ihm ein paar Weisthömer. 

Manche, selbst Eichhorn D.Staats- und Rechtsgesch. jc B» 
$.422 Ntt, citiren unrichtig diese Weisthümer als Reformation von^ 
1437, Dass übrigens unter den Namen Arnsberger Weisthü- 
mer und Dortmunder Weisthümer von unsren Schriftstellern 
Manches angefahrt wird, was diesen Namen in der That nicht verdient» 
ist schon oben S. 122, 123, 126, gezeigt worden. 

Zu erwähnen sind hier noch sieben Weisthümer allgemeinen 
Inhalts, welche im Jahre 1441 im Generalkapitel zu Arnsberg er- 
gingen und die bei Usener S. 267 abgedruckt sind. 

4. Von den genannten Zeiten an bildeten beinahe ein Jahrhun- 
dert lang die Klagen über Vehmgerichte einen nicht unwichtigen Ar- 
tikel der Reichstagsberathungen. Die Resultate waren aber blos^ dass 
das bestehende Recht eingeschärft wurde (besonders die Wahl tüch- 
tiger Schöffen und NichtÜberschreitung der Gompetenz der Vehmge* 
richte), und im XVI. Jahrhundert, dass die Klagen Ciber die Vehmge- 
richte für die Reichsstände eines der Hauptmomente waren, aus wel- 
chem sie auf die Erlassung eines umfassenden Reichsgesetzes über 
Criminalverfahren drangen. Denn es wurden blos folgende Gesetze 
über die Vehmgerichte erlassen : 

er. Die s. g. Reformation Kaiser Friederichs III. Es ist 
diese nichts Anderes , als ein Stück des Frankfurter Reichsabschieds^ 



Vehmgerichte. IL Quellen des Vehmrechtt. 1|3" 

iron li42 ($. 13 — 15 des Abschieds, in der Neuen Sammlung der- 
Reichsabsch. I S. 172 und 173 und sonst Tielfach gedruckt). Dieselbe 
enthält die kaiserliche Bestätigung der Arnsberger Reformation und 
noch einige wenige Bestimmungen über die Wahl der Schöffen und 
über die subsidiäre Competenz der Vehmgerichte (s. Excurs VII), 
irelche aber nichts wesentlich Neues geben. Allein diese Reformation», 
obwohl erst in ihr die Arnsberger Reformation bestätigt ist und sie- 
keine Abweichungen von ihr festsetzt, achteten die Vehmgerichte- 
inrenig, indem die Freigrafen ihre Gültigkeit schon um deswillen in- 
Abrede zogen, weil der Kaiser nicht wissend und Freischöffe war 
tmd sie gegen Wissen und Wort oder Zulassen der Stuhlherren und 
Freigrafen gemacht worden sey (s. die Urkunden bei Kopp S. 25» 
UsenerS. 18). 

b. Die Reformation y die Freischöffen und das heindiche^ 
Gericht %%i Westphalen betreffend , welche auf dem Reichstage 
Ton 1495 beschlossen wurde (Neue Sammlung der Reichsabsch. II 
S. 18 — 20). In dieser wird ausdrucklich bestimmt, dass es bei der* 
Amsberger Reformation verbleiben soll und der Inhalt der Reformat.- 
Friedrichs III. lediglich wiederholt (was Usener S. 91 ganz übersehen. 
2U haben scheint). Nur tritt diese Reformation kräftiger und entschie- 
dener auf, indem sie beifügt, dass, wenn von den Vehmgerichten ihre- 
subsidiäre Competenz (Exc.VII) überschritten und dadurch Jemand 
an Leib oder Haabe angetastet würde, jeden Theilnehmer unnach- 
«ichtlkh die Strafe desLandfriedensbruches treffen solle. 

Freilich waren die Vebmcapitel auch über diese Reformation, 
nicht befragt. Allein die veränderten Zeiten , der Landfriede, die 
urachsende Kraft des Kammergerichts und der Territorialherren gaben 
ihr allmählig den gehörigen Nachdruck und der Erzbischof von Cök), 
Ton den Reichsständen dazu mehrfach aufgefordert, schärfte sie den* 
Vehmgerichten von Zeit zu Zeit stark ein (z. R. in einer Eröffnung an 
das Generalcapitel v. 1512 und in einer s. g. Reformation v. 1522, 
Beide abgedruckt bei Goldast Reichssatzung. I. S. 235, 252). Sie- 
ivar das letzte besondere Reichsgesetz über die Vehmgerichte.- 
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Zwar dauerten die Klagen über die Vehme auf den Reichstagen im 
Anfange des XVI. Jahrhunderts fort (s. Kopp S. 27 f. und meine 
Symbolae ad histor. C. C. C. p. 9 sq.) und es wurde sogar auf dem 
Reichstage zu Trier im J. 1512 der Antrag gemacht, die Vehmgerichte 
ganz abzuschaffen (s. die angef. Urkunde bei Goldast S. 236). Allein 
auf den letzteren Antrag ging der Kaiser nicht ein. Man setzte daher 
Alles auf das Zustandebringen einer allgemeinen Crim.Prozessordnung 
für das ganze Reich aus und hoffte, dass mit ihr und wenn die Landes- 
gerichte mit dem Kammergerichte streng auf Handhabung des Rechts 
in ihrem Kreise halten würden, die Vehmgerichte allmahlig von selbst 
alle Macht und Bedeutung verliehren würden. Und diese Hoffnung 
verwirklichte sich auch im Laufe des XVL Jahrhunderts. 

HL Von besonderer Wichtigkeit für das Vehmrecht sind die 
vielen Urkunden, welche wir über concrete Vehmrechtsfalle haben 
und durch deren Herausgabe sich besonders Datt und namentlich in 
der neueren Zeit Thiersch Tross Usener und Voigt verdient 
machten. Einiges in dieser Beziehung geben auch Müller im Reichs-- 
tagstheatr. unter Fried. IIL und Berck und Kopp in den Anhängen 
zu ihren angef. Schriften. Diese Urkunden enthalten z. B. Vorladun* 
gen, Vehmurtheile, Verhandlungen über Erbietungen zu Ehre und 
Recht, Abforderungen der Sache von den Vehmgerichten , Protesta- 
tionen, Verhandlungen mit dem Kaiser u. s. w. und geben eine sichere 
Grundlage für das Verfahren der Vehmgerichte und eine Bestätigung 
dessen, was die Rechtsbücher und Reformationen enthalten, zeigen 
aber zugleich, dass die verschiedenen Freigerichte nicht inuner an 
gleichen Grundsätzen festhielten. Freilich geben sie meist nur pro- 
zessualische Fragmente ; Gerichtsprotocolle führte man in jenen Zei- 
ten nicht, und so haben wir nur Ausfertigungen über einzelne Acte 
der genannten Art. Leider fehlt es uns namentlich noch sehr an Ur* 
künden, welche von dem Falle, wenn der Angeklagte vor Gericht 
wirklich erschien und über ihn ein Urtheil wirklich erging, handeln 
und das Verfahren hierbei näher angeben. 
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IIL £xcars. Der Name Vehme. 

Das Wort Vehmgericht wird von unsren Schriftstellem auf die 
verschiedenste Weise geschrieben, FeAmgericht (z. B. von Eichhorn), 
i^^mgericht (z.B. vonWigand, Grimm), Femgericht (z.B. von 
Thiersch), von Anderen l^eAmgericht, i^dmgericht, jFVKAmgericht. 
Noch verschiedener, als die Schreibart, sind die Herleitungen und Er- 
klärungen des Namens, welche in älteren und neueren Zeiten aufge* 
stellt wurden (vrgl. Berck S. 175 f. Wigand S.306f.). Manche von 
diesen Herleitungen sind zum Theile ganz lächerlich, wie z. B. die von 
Yae mihi, und mit Recht in der neueren Zeit ganz aufgegeben. 
Die in der neueren Zeit vertheidigten sind folgende : 
Thiersch (Yervemung Herzogs Heinrich S. 142, 143 und bes. 
Der Hauptstuhl des Vemgerichts S. 1, 2) leitet das Wort von der 
Weide (Wyt, Vimen) her, mit welcher die Vehmgerichte ihre Verur- 
theilten henkten; nur, meint er, sey es nicht ausgemacht, ob das Ge* 
rieht von Vorne herein sich so genannt habe; die älteste ihm aus 
Urkunden bekannt gewordene Benennung Vem, und zwar Vemme, sey 
vom J. 1341 (der Name kommt in noch weit älteren Urkunden vor, 
«. unten). Eine ähnliche Ansicht hat auch Usener S. 7. Allein An^ 
dere, wie z.B. Luden Geschichte des Teutsch Volks Bd. XII S. 701, 
erklären sich gegen diese Herleitung, wornach Vehmgericht so viel 
wie Stranggericht wäre, und Wigand (Jen. Li t.Z. 1839Nr. 184) nennt 
iie mit Recht unhistorisch unkritisch und sprachwidrig. Zu verwun« 
dern ist, dass noch Luden a. a.O. das Wort vom lateinischen fama 
herleitet und sich unter Anderem darauf beruft, eine Ansicht, für 
welche Leibnitz und Spittler sich entschieden haben, könne nicht 
ohne gute Gründe seyn. Allein Spittler, so ausgezeichnet sonst 
seine Forschungen sind, war gerade über die Vehmgerichte in ent« 
schiedenen Irrthümern befangen, indem er in seiner Geschichte des 
Fürstenth. Hannover (Sämmtl. Werke Th. VI S. 41 f.) die erste ur- 
sprüngliche Einrichtung der Westphälischen Vehmgerichte in der 

8»» 
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Terfassung der Ton den Westph. Vehmgericbten YöUig yerschiedenen 
Braunschweiger Vehingerichte (blosser Territorialgericbte) finden 
will, und dass auch Leibnitz eine ganz irrige Vorstellung yon den 
Westphälischen Vehmgericbten hatte ^ ergibt sich gerade aus der 
Stelle, welche l.uden im Auge hat, indem hier Leibnitz (Scriptor. rer. 
BrunsY.T. III. Praef. p. 24) sagt: VemedlngtideturBignificarejudU 
cmm famae sive exiatirMüionis et fnisse qtiaedam extraordi- 
naria censurae speciea, initio quidem auctorifate publica insti* 
tuta, aed cui se postea ingessere privati homines, qiä dieebati' 
turFemeri, quales hodie Familiäres inqxnaitionis apud Hiapanoa ! 
Auch wäre bei der Herleitung aus fama wohl nicht zu erklären, war« 
um das Wort gerade in den ältesten Urkunden und Rechtsbuchern 
ganz anders geschrieben wird, z. B. in einer Urkunde von 1310 
' Veem Schepen (bei Wigand Archiv B. IV S. 400), in Urkunden von 
1267undl280F(»nenort(beiKindlingerB.III.Nr.81,87),ineiner 
kais. Urkunde v. 1 3 32 ein Freigericht , darin zu sitzen nach Veme- 
recht, als in dem Lande Westphalen Recht ist (bei Datt p. 734)^ 
endlich in der ältesten mir bekannten auch in anderer Beziehung in* 
teressanten Urkunde, in der das Wort vorkommt, aber schon als ein 
hergebrachtes, in einem vom Erzbischof von Cöln gegebenen Ex- 
emtionsprivilegium vom J. 1251 illud ocndtum Judicium^ quod tiU~ 
gariter Vehma seu vridinch appellari consuevit (den Abdruck 
der Urk. s. bei Seih er tz Urkundenbuch der Landes- u. Rechtsgesch. 
des Herzgth. Westphal. B. L Arnsb. 1839 S.336). 

Am Meisten hat wohl die Meinung von Grimm für sich (zuerst 
mitgetheilt von Wigand S.}307 f.), wornach Veme überhaupt Ding 
Gericht, Vemgenossen Vemschöppen Dinggenossen Gerichts- 
Schoppen bedeuten. Diese Ansicht wird besonders auch bestätigt 
durch die Nachträge, welche Grimm in Wigands Archiv B.I H.IV 
S. 1 13 f. (vrgl. auch das. B. II S. 108) gab. Bedeutet nämlich Vehmc 
so viel wie Gericht: so muss vervehmt werden heissen: gerichtet, 
verurtheilt werden und da das Urtheil der Westphälischen Vehmge- 
richte stets auf Acht und Strang lautete: so ergab sich daraus von 
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selbst bei ihnen die Bedeutung Yon geächtet, zum Tod terurtheilt 
aeyn; ferner muss dann die Richtstatt Vehmstätte heissen und der 
Schöffe, welcher das Richten auf der Richtstätte vornimmt, Vemer, 
und gerade in diesem Sinne kommen in einem Codex des XIV. Jahr- 
hunderts die Worte vervemen Vemeatat und Vemer vor. Nur 
darf man nicht, wie es J. S. F. Böhmer D. de executionis poenarum 
capitalium honestate Hai. 1738 §. 28 that^ die Sache umkehren und 
aus Vemer den Ausdruck Vehmgericht erklären und herleiten wollen 
und ihn so, wie es eigentlich auch Tross und Usener thun, durch 
Henkergericht erklären. 

Nach jener Erklärung von Grimm bleibt nur die Frage übrig, 
wie es denn kam, dass nicht auch andere Gerichte ausser den West* 
phälischen Freigerichten den Namen Vehme führten. Aliein es könnte 
doch wohl nicht auffallend seyn, dass in einem Theile Deutschlands an 
einem ursprünglich alten Namen festgehalten wurde , während er in 
anderen Theilen Deutschlands unter anderen Benennungen sich ver- 
lohr. Uebrigens finden wir wirklich, dass es im Mittelalter auch an an- 
deren Orten Gerichte gab, welche Vehmgerichte genannt wurden, so 
z.B. ein Territorialgericht in Braunschweig, das schon in dem Braun- 
schweiger Stadtrecht vom dreizehnten Jahrhundert Vemedlng ge- 
nannt wird (s. den Abdruck bei Leibnitz Scriptor. rer. Brunsv. T. III 
p. 437), das aber mit den Westph. Freigerichten gar keine Beziehung 
hatte und auch in seiner späteren Verfassung, so weit sie uns bekannt 
Ist, etwas von ihnen völlig Verschiedenes war. Vergl. auch die Leges 
Goslariens. Lib. II art 47 bei Leibnitz 1. c. p. 499. 

Natürlich ist hier nicht die Rede von den Gerichten, die in spä- 
terer Zeit, als die Westphälischen Freigerichte in ihrer vollsten Macht 
standen, ihnen in anderen Ländern theilweise nachgebildet werden 
wollten und desshalb auch nach ihnen benannt wurden (vrgl. unten 
VI. Excurs.). 

Was die Schreibung des Wortes betrifft: so wird es in den älte- 
sten Urkunden, so viel ich finde, mit dem V geschrieben; das e scheint 
als kurzes e genommen worden zu seyn; aber (wie Grimm bei Wi* 
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gand S. 309 bemerkt) die neuere Sprache dehnte den kurzen Voeal 
and f chrieb Yehme, d. h. V6me, der Analogie Ton nehmen genass. 
Hieraus rechtfertigt ef fich, wie auch Eichhorn 5- ^^0 zweite An* 
merkung bemerkt, Vehme za schreiben. 

IV. Excurs. Herleitung der Vehmgerichte von Carl 
dem Grossen und Pabst Leo. Zu S. 11. 

Die Freigrafen und Freischoffen berufen sich immer in den yie* 
len Urkunden, die auf uns gekommen sind, wo sich irgend nur ent- 
fernt eine Gelegenheit dazu darbietet, auf die durch Carl den Gros^ 
sen geschehene Einsetzung ihres Gerichts und selbst die Kaiser schei- 
nen an eine solche Einsetzung geglaubt zu haben und erkannten sie 
an. So sagt z.B. Kaiser Friederich III., der nicht eben Ursache 
hatte, den Vehmgerichten besonders giinstig zu seyn, im Frankfurter 
Reichsabschied Ton 1442 §. 13, dass die Vehmgerichte f&rbass mit 
frommen, verständigen und erfarenen Leuten besetzt und nicht 
durch beivüsch, rerächtet , unehlich geboren ^ mainaidige oder 
aygen Lute gehalten werden, und dass es damit dieselben an- 
ders nicht halten, denn als das ran Anbegitm dtircA den hailigen 
Keyser C aroin denGrossenVnsem Vorfar im Rieh ..,. ge- 
ordnet und gesetzt ist^ und das Gleiche wiederholt Kaiser Maxi- 
milian in der Reformation Yon 1495. Spätere Schriftsteller wissen 
sogar genau das Jahr anzugeben, in welchem Carl d. Gr. die Vehmge- 
richte eingesetzt haben soll! So sagt z. B. der Verfasser der oben S. 129 
angeführten bei G ö b el abgedruckten Vehmrechtssammlung von 1546, 
dass das haimlich Westphalisch Gericht von Keyser Carola dem 
Grossen anno 772 aufgericht worden, und in einer andern Stelle : 
es hat aber diess Westphalisch haimblich Gericht vom Anfang 
anno 772 bis auf amw 1502 nemlich 730 Jahr mit flerleg 
Unrw und nicht lenger geweref !! 

Aus den uns aufbehaltenen Urkunden könnten eine Menge Bei- 
spiele dayon angeführt werden, wie sehr die Vehmgerichte gegenüber 
TOn den Deutschen Kaisern auf ihre angeblich durch Carl d. Gr. ge- 
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schehene und PabstLeo bestätigte Einsetzung pochten, sobald sie glaub- 
ten, dass die Kaiser ihnen in irgend einem Punkte zu nahe treten* 
So sagt z.B. der Freigraf Düker im Jahre 1430 in einem Briefe 
an Kaiser Sigismund, welcher die Sache des Herzogs Heinrich yod 
Baiern Yon dem Freistuhle ab- und an sich ziehen wollte (UrL bei 
Thiersch Yervemung des Herzogs Heinrich, S. 121): Eure Kö^' 
mgliche Gnaden mag tcohl merken, daas Sachen, die €duo mit 
rechter Klage vor mich an einen Freiatuhi in des heiligen Reichs 
heimliche Acht gebracht und mit UrtheU und mit Recht veme'- 
wrogig gewiesen worden und ich dazu geheiachet werde, die Sa-' 
chen zu richten nach Sitte Recht und Gewohnheit des heiligen 
Reichs heimliche Acht, dass ich dess ton meiner Eide wegen, 
die ich dem Reich und der heimlichen Acht gethan habe, nicht 
umgehen mug^ weil ich schuldig bin, recht zu richten den Ar^ 
men wie den Reichen, und weil sothane temewroge Sachen in 
der heimlichen Acht vor einem Freistuhl sich gebührt zu rich*^ 
ten nach Sitte Gewohnheit und Recht derselben heimlichen 
Acht, als das Kaiser Carl zum Beistand und zum 
Trost dem heiligen Christenglauben gesetzt und 6e« 
st dt igt hat, so gebührt sich die Sachen, die man in dem 
heimlichen Recht richten soll, nicht zu ziehen aus der heimli- 
chen Acht vor offene Gerichte oder gemeine Tage, dass die 
vemwrogtsn Sachen da möchten zu Austrag kommen, als Eure 
Königliche Gnade diess selbst wohl erkennt; anders möchte das 
heimliche Recht niedergeschlagen werden, was schwer gegen 
das heilige Reich wäre und manche böse schwere Unthat unge^ 
straft und ungerichtet bliebe; darum umer Herr Gott dasselbe 
heimliche Recht Kaiser Carl offenbart uiid ihm und seinen 
Nachfolgern gebot und befahl zu beschirmen und im Stand zu 
erhalten, Vrgl. auch ein ganz ähnliches Schreiben eines Freischoffen 
an den Kaiser bei Thiersch a. a. 0. S. 129. Ebenso sagt ein im 
Jahre 1473 gefasster Beschluss eines Kapitels, gehalten an dem Frei- 
stuhle zu Arnsberg in dem Baumgarten, unter der Burg gelegen. 
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als der Kaiser darch ein Mandat eine von dem Freigerichte gesdie* 
hene Ladung aller mündigen Mannspersonen der Stadt Strasbnrig^ 
easslrte und nun in der Sache Beschluss und Urtheil geßllt werden 
sollte, Folgendes (Urk. bei Usener S. 259): Dieses Urtheil wurde 
gestellt an zwei ächte und rechte FreischOffen und schildbürftge 
Männer (s. unten XI. Excurs), welche ausgingen , sich zu bera-- 
then mit den Umständen des Kapitels^ und kamen wieder mr 
Gericht und wiesen für Recht: sintemalen unser allergnddigster 
Herr der Römische Kaiser auf Westphälischem Erdreich nicht 
gewesen und nicht Freischöffe des heimlichen freien Gerichts 

wissend geworden sind so wären und sind solche Bullen, 

Privilegien, Inhibitionen, Geleite, Urtheile tiiid Prozessbriefe, 
Siegel y ton Seiner Kaiserlichen Majestät wider des heiligen 
Reichs heimliche freie Gerichte in Westphalen gegeben, alle von 
Unwürden, machtlos , kraftlos, unbündig zu halten u. s, w,, mid 
im Folgenden beruft sich dann das Urtheil auf das von unserem ai-- 
IdtheUigsten Vater Pabst Leo und heiligen König und Kaiser 
Carl dem Grossen in Mitwirkung und Eingebung des heiligen 
Geistes gegebene Gesetz, gegen welches weder geistlich noch 
weltlich Schwert nicht schneiden noch thun soll. 

Y. Exears. Die heimliche beschlossene Acht. Haupt- 
eigeuthümlichkeiten der Vehmgerichte. 

ZuS. 21 - S. 24. 

In der Erklärung der Ausbildung der Eigenthümlichkeiten der 
Vehmgerichte ist wohl Wigand der Sache am Nächsten gekommen. 
Nur gestehe ich, dass ich in einigen Hauptpunkten sehr unsicher bin, 
ob ich ihn richtig aufgefasst habe , indem es bei seiner den Faden 
oft abbrechenden Darstellung schwer ist , ein entschiedenes Resultat 
über sie zu ziehen. In Manchem aber dürfte er noch zu ergänzen 
und zu berichtigen seyn; namentlich zieht sich durch seine ganze 
Darstellung die Hypothese einer geheimen Ordensyerbindung, in wel- 
che die Vehmgerichte übergegangen seyn sollen, welche in der Thai 
*Q keiner Weise yon Wigand belegt wurde. 
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Die drei Haupteigenthümlichkeiten der Vehmgerichte bestehen 
in der heimlichen Acht, in der Bedeutung der heimlichen Vervehmung 
und der Sorge für die Execution, in der Zulassung Auswärtiger zum 
SchöfTenamte und in dem unten (Excurs XIIT) näher zu berührenden 
Verfahren bei handhafter That. Was nun die drei Ersteren und 
zunächst 

I. die heimliche Acht und die verschiedenen Benennun- 
gen der Vehmgerichte betrifft: so bestand, wie bei allen Gerichten, 
die mit der alten Gauverfassung zusammenhingen, auch bei den West- 
phälischen Freigerichten eine doppelte Art der gerichtlichen Ver- 
sammlungen, gesetzliche zu bestimmten Zeiten Im Jahre, bei 
welchen alle Dienstpflichtige erscheinen mussten , und dann solche, 
welche bei besonderen Veranlassungen, je nachdem diese sich zu be- 
sonderen Zeiten ergaben, zusammenberufen wurden. 

Die ersteren, die gesetzlichen, hiessen eben als die durch das 
Gesetz oder durch Gewohnheit vorgeschriebenen echte Ding (echt- 
gesetzlich) oder, weil zu denselben nicht besonders vorgeboten wer- 
den musste sondern Jeder ungeladen bei ihnen zu erscheinen hatte, 
ungebotene Ding, Ungebot» Schon Carl d. Gr., an alte Sitte sich 
theilweise anschliessend (vergl. Maurer Geschichte des altgerm. 
' Gerichtsverfahrens 1824 $.17, 63 — 66), bestimmte, dass der Graf 
jährlich dreimal zu bestimmten Zeiten ungebotenes Gericht (placita 
legitima, generalia) halten solle , bei welchem jeder männliche er- 
wachsene dem Gaugerichte unterworfene Einsasse bei Strafe erschei- 
nen musste (ein Erinnern an dasselbe , ein Ansagen , kam allerdings 
vor; Maurer §. 66; aber Jeder musste ohne Rücksicht auf das Vor- 
bieten in demselben erscheinen), dass aber natürlich ausserdem der 
Graf auch bei einzelnen Anlässen besondere Gerichte zu halten habe, 
zu denen also auch besonders geladen werden musste, aber, um die 
Dingpflichtigen nicht zu belästigen , blos die Parthieen die Zeugen 
und die nöthige Zahl der Schöffen zu berufen waren, aber auch an- 
dere Dingpflichtige erscheinen konnten (gebotene Ding). Cap. V ann. 
819 c. 14, Gapit. III ann. 803 c. 20, Capit. I ann. 809 c. 13. Diess 
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sich aoch später, and so sagt der Sachsenspiegel IH, 61 $.1: 
über achtzehn Wochen soll der Graf sdn Ding audegen, muser 
den gebotenen Tagen, an rechter DingstatL Ganz an diese Vor- 
schnft hietten sich auch die Westphälischen Freigerichfe. Sie hattca 

1. ihre angebotene oder echte Dii^e and zwar, wie anch der 
Sachsenspiegel will, dreimal je nach achtzehn Wochen im Jahre. So 
sagt das OsnabrucL ITehmrechtsbuch bei Masco t S.51 C TrgL Tross 
S. 29): Der Freigraf soll die frygen gerichte in egnem firggen 
Banne des Jarh$ to dren tgden, alte euer achtegmi wecken egm 
jubdick tan dem anderen holden, mde schall to jubbdke echten 
Dinge tnde Gerichte dorch sgnen fronebode de frggen md Bu- 
ren, de in synem Bann beseiten sgnt, Vegrthein dage tho vorems 
torkundigen ende wette laten, dat se to dem rechte Dgnge ka- 
men md erschinen. 

De flreggrue schal tp denn fryen stoll sgtten gaen mgi 
egnem swerde vor sich, vp de Banck gelacht, rtuf hauen tou den 
mgnsten seten frygen edder fryscheppen vnde synen fryflromen 
myt sich, vnde tragen densGlcen fry fronen dan aldüss: Jdk 
frage dich fry Frone eynss rechten Ordelss, off dat wal dack 
tnde tydt sy^ dat ich in 8t at tnd Stole tnserss aUergnedige'' 
sten Hemn, des Bommesschen Keyserss edder Komgess, ein ha- 
uch echte Dinck hege tnde legge tnder Katügess Banne, na dem 
male dat ick den Bann tan demKeyser, tnd de gewollt tan dem 
StoUhemn entfangen haue. 

Der fryfrone sal darup wisen, nach dem dat gy den ban 
tan dem Bomesschen Keyser edder Könige entfangen hauen, 
tnde de gewollt tan dem StoUhemn, so ist de dach wal so echi 
tnd recht, dat gy dat doin mögen tnd hegen hyr eyn hUlUk 
echte dinck tnde frygerickte, tnter Konyngess Banne, na dem 
male dat dat lant dets noit halt to doinde, tnde nicht enberen kan. 

Der Freigraf soll dann das echte Ding eröffnen mit folgenden 
Worten (bei Mascoy S. 55 vrgL Tross S. 30): So eyssche ick 
hyr int gerichte alle de frygen tnde Buren, de in dossen Vrone 
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Banne gesetten synt^diftde vorkommen vnd bringen alle dal in, 
dat in döaaer Bueracop gedan tnd gescheyen ibs, dal sich in tö 
bringen unde tho wrogen vor dem echten Dinge vnde ftggen ge^ 
richte gebarth, vnde wanner se dan alaolkes ingebracht vnd ge-^ 
vsroget honen alle Klagende syn heymlich edder openbar^ de schol-' 
lenaeioaren mit eren Eederi^ vnde eyn gerOchtevor eyn gerächte^ 
vnde eyne warheit vor eyne Warhcyt, vnde dat se nicht mer en 
wette edder se mögen borgen icente to dem negeaten gedinge, so 
schall eyn jareliek dem firygreuen dar eynen Borch pemdnk geuetU 
Je mehr aber allmählig durch die Ausbreitung der Territorial- 
gerichtsbarkeit für die kaiserlichen Gerichte die unmittelbare ordent* 
liehe Coropetenz derselben, namentlich in Civilsachen, beschränkt und 
mehr nur eine subsidiäre und hauptsächlich Criminalgerichtsbarkeit 
wurde , um so mehr yerlohr sich bei denselben und auch bei den 
Westphälischen Gerichten der Stoff fOr die echten Dinge. Die gebo- 
tenen Gerichte wurden durchaus die Regel. Aber auch in späteren 
Zeiten erhielten sich die echten Dinge fort (vrgl. besonders Wigand 
S. 347f.), jedoch beinahe blos beschränkt auf einzelne Gegenstände 
der ]\fark und geringere Rügefalle , deren Abriigung auf das echte 
Ding wohl verschoben werden konnte. So bezeugt in einer Urkunde 
von 1490 (beiKindlinger IIIS.622f.) über ein Vehmweisthum, 
das an einem Kapitelstage za Arnsberg gegeben wurde, der versitzende 
Freigraf: dat vor my in dat fryheimiiche gemeine Capitels Ge- 
richte gekommen und ersehenen is mit Namen die ersame Her^^ 
man van Oüpe Richter to Amsberch, und hefft aldar dorchsinen 
geumnnen Vursprecken vorbracht: so wat Stucke und Puncte, 
dat men stille und ntoge richten vor den elichen Dinge und in 
den flrien aperbaren Gerichte? Darup is erkant und gewist, 
dat men over die jennen stUle richten, die de Koninckstrate, 
Kerkwege, Mollenwege, Noitwege und Dodenwege und Richtet^ 
pede entengen mU Tuenen efte Graven oder anders, und die 
Waldemeinen entenget, und die dem anderen xu nae Ert äff 
buwet, grevet off t ert et, off Peile stloge in den Agrunt des 

Wäckter*! Beitrag*. 9 
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Sfoüheren, in synen Fnengraveschop. Ferner über die Frage der 
Pflichtigkeit, an den ecbten Dingen zo erscbetnen: DU Ordell heb 
ich gesatt an Cord Bademoder Burpermester zo Brilon etn echt 
FryscheppCy die sich mit dem gantzen umstände und Dinck'- 
pliektigen des Frigeriehts umbgekart hefft, und sich daruffbe^ 
reden, und is wederumme int Gerichte kommen, und mit gemein 
ner Folge vor Recht gewist: alle die jenne, die ein eigen Rouck 
hebben in einer Friengraveschoft tind darhme wonnen, sie sin 
dan wetten off unwetten, fry off eigen tobehorig, Heren off 
Junckeren Lude, off sie sin dan wie se willen und sin, die sie in 
dem Rechten itzliches Jairs jo tom fninnesten drie schuldig za 
folgen vor dat eliche Dinck und Frygerichte, als et verkun^- 
diget, als vorg. steit; und wer dat hir enbaven alsdan lett, die- 
en mochte des sunder Bruicke nicht doen, und enbreke alsdan 
zo itlicher Zyt als ein Achterblevene sines dichen Dinges und^ 
FHengerichts, als dat also verkündiget wer, vier sware Schillinge. 
2. Da das gebotene Ding bald durchaus die Regel wurde unii 
gerade die wichtigeren Sachen, namentlich die Criminalsachen, in ihn» 
Terhandelt wurden : so benannte sich auch nach ihm haupisäishlieb 
das Gericht. Allein gerade in dieser Beziehung ist das Gemeine Yon> 
Besonderen, Ton dem den Vehmgerichten Eigenthümlichen, wohl zvt 
trennen. Zu den gebotenen Dingen roussten die Theilnehmer (Parthieen,. 
Zeugen, nöthige Zahl der SchofTen) besonders geladen werden;: 
sie hiessen dsher vorbotene oder verfrorene Gerichte, indem rer- 
bieten und vorbieten, wie auch nochjetzt bei uns, /acfen bedeutet, wie 
auch der Ladungsbrief Ferfrof^frrie/' genannt wurde, also Gerichte, 
zu welchen besonders Torgeboten werden musste. Eine besondere 
Benennung für die Vehmgerichte konnte aber der Ausdruck ver-^ 
botenes Gericht nicht eigentlich werden, da überhaupt jedes gebo- 
tene Ding so hless. Allein ein Missyerstehen jenes Ausdruckes machte 
später dsitsuB judiciavetita oder gar, wie derCk>mpilator bei Hahn» 
fetida, und gab ihm eine besondere und ausschliessliche Beziehung 
auf die Vehmgerichte. Ob jenes Missyerstandniss sich zuerst yon 
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. Aeneas Sylyius (De stat Europ. sub Fried. III, &29) herscbreibt, 
wie man gewdbnlicb und auch Wigand S. 300 glaubt, oder ob es 
nicht ein späteres ist und Sjiyius nicht vetihim sondern vemi- 
cum geschrieben hatte (si Freher bei Goebel p. 126 Thomasius 
$. XXXIII Not p) steht dahin. Allein Spätere und selbst nach Kopp 
S. 172 f. nehmen verbotene Gerichte wirklich für Gerichte, 
welche untersagt sind, d. h. an welche nicht evocirt werden dürfe. 
Dass in diesem Sinne später allmählig die Westphälischen Freigerichte 
durch kaiserliche Privilegien für die meisten Territorien verbotene 
Gerichte wurden, ist unten (Excurs IX.) gezeigt; allein es war diess 
durchaus nicht etwas ihnen Eigenthümliches. Sie wurden in diesem 
Sinne verboten, wie überhaupt alle übrige auswärtige 
Gerichte, an welche nicht evocirt werden durfte , und die Evocations- 
Privilegien verbieten in der Regel überhaupt jedes auswärtige Gericht 
Auch werden sie In diesem Sinne allerdings öfters in Urkunden, na- 
mentlich in kaiserlichen Privilegien und gerade in den von Kopp 
^angeführten Urkunden, verbotene Gerichte genannt; allein ebenso 
werden in denselben auch alle andere auswärtige Gerichte 
genaünt, gegen welche das Privilegium gegeben wurde. Einen eigent- 
lichen besonderen Namen derVehmgerichte konnte daher diese 
Untersagung der Evocationen durchaus nicht begründen. 

Da 2U dem gebotenen Ding blos die Parthieen Zeugen und nö- 
thigen Schöffen geladen wurden: so konnte es in diesem Sinne 
auch Aeim/icAes Gericht, judicwm aecretum, heissen; denn dieser 
Ausdruck bedeqtet zunächst nicht ein Gericht mit geheimem Verfah- 
ren, sondern ein besonderes trautes Gericht, Judicium privatum, im 
Gegensatze zu dem Gerichte , bei welchem Alle erscheinen mussten. 
Ebenso deutet auch der Ausdruck Wissender für Schöffe an sich 
nodi nicht auf besondere Heimlichkeiten hin. Denn tvissend, weise 
biess im Mittelalter Jeder, der in einer Sache besonders erfahren ist, 
und so nannte man auch Gerichtsschöffen Wissende, d. h« welche 
Becht zu weisen verstehen und in der Sache erfahren sind. 

Allein bei diesen Erklärungen (welche Wi g an d S. 300 f., S.3 1 1 in 

9* 
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80 weit gut gibt) darf man, was die Vehmgerichte betrifft, nicht stehea 
bleiben. Sie lassen die Frage ganz unerklärt, wie es denn kam, dass ge- 
rade die Westphälischen Freigerichte Torzugsweise fteimItcAe fi^ertcAf«^ 
judicia secreta und judicia oeculta, dass ihre Schöffen beson- 
ders schlechtweg Wissende und im Gegensatze zu ihnen Jeder, wel- 
cher nicht Westphälischer Freiscfaöffe war, ein imunssender Mann 
genannt wurde. Denn jedes Gericht in Deutschland hatte sein gebo- 
tenes Ding und seine Schöffen ; wir finden aber nicht, dass in jenen 
Zeiten Ton anderen Gerichten In gleicher Weise, wie Ton den West* 
phällschen, vorzugsweise die Fezeichnungen heindicke Gerichte,, 
judicia secreta. Wissende u. s. w. gebraucht wurden. Des8hafi> 
mussten zu der Zeit, als diese Bezetchnungeii den Westphäfiseh^i 
Gerichten eigenthumlich wurden, besondere Eigenthumlichkeiteii dieser 
Gerichte dazu Veranlassung und ihnen eine ganz besondere Be-- 
deutung gegeben haben, und diess sind eben die Sigentlfumlichkeiten^ 
die im XUI. Jahrhundert bei ihnen sich auszubilden anfingen. 

Sie hatten ein eigentliches heimliches (d. b. geheimes) G«k 
rieht, von welchem jeder Nichtschöff'e unbe^ngt ausgeschlossen wur,. 
eine Art des gebotenen Dings. Dieses heimgehe Gericht biets die 
heimliche, die beschlossene Acht. Die Nothwendigkeit, gegea 
Abwesende heimlich zu verfahren, sie heimlich zu verurtheile» 
(S. 20,23), war es allein, welche zu der heimlichen Acht mit allen ih- 
ren Besonderheiten fahren konnte. Durch diese heimliche Acht be^ 
kam das Gericht eine ganz besondere Bedeutung , den Begriff der 
wahren Heimlichkeit, und man nannte es desshalb in dieseikfc 
besonderen Sinne (nicht, wie Wigand glaubt, in dem oben ai»ge- 
führten allgemeinen Sinne) überhaupt ein heimliehes, einju^itmi 
occulfum; es wurde in diesem Sinne die Heimlichkeif sehn a%e* 
meiner vorzugsweiser Name, auch da, wo es nicht heimlich richtete 
(denn da, wo die Ladungen vor das offene Dmg gesehehen^ wird ge* 
wohnlich geladen vor das offenbare Ding des heil, heimlichen 
Gerichts), und Wissende waren nun Diejenigen, welche die Heim- 
fidikeit des Gerichts kannten und allein zum geheimen Gerichte 
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:zagelassen wurden. Von Anderem abgesehen beweist sich diess auch 
dadurch, dass die Vehmgerichte aUgeroein judicia occulta sich nann- 
ten. Zwar meint Wigand, diese Bezeicluiung der Vehmgerichte 
stutze sich auf ein Missverstandniss späterer Zeit; man habe sie, 
sagt er S. 3 1 , mich occulta und arcana zu nennen beliebt Allein so 
Geissen sie schon in Urkunden des dreizehnten und yierzehnten 
Jahrhunderts. Gerade der Erzbischof von Cöln nennt sie schon 
im J. 1251 judichim occultum (s. die S. 146 angef. Urk.); in 
einer kaiserlichen Urkunde y. 1341 (abgedruckt bei Thiersch Der 

• 

Hauptstuhl d. Vemg. S. 16) ist die Rede yon Scabini, qui occulta 
praesunt judieio , quod vtUgo Veme dicitur; ebenso bedient sich 
der Erzbischof yon Cöln in einer Urkunde y. 1367 (abgedruckt bei 
Seibertz Urkundenbuch zur Gesch. d. Herzogth. Westphal. B. II 1843 
S. 504) der Bezeichnung /irivafa et occulta jurisdictio, quae rti/- 
gariter Frygrafschaft $eu stille gerichte 7iuncupatur und später 
In derselben Urkunde jumdtcNo aecreta aeu occulta. 

Hatte man einmal solche geheime Gerichte, bei welchen nur 
Schöffen erscheinen konnten, aber allerdings alle Schöffen erscheinen 
durften und oft in sehr grosser Zahl, die nicht selten Hunderte über- 
stieg, erschienen : so lag es nahe, die Wissenden nicht yor dem offe- 
nen, sondern blos yor diesem geschlossenen Gerichte zu richten. Der 
NichtwJssende aber, wenn er sich stellte, wurde stets yor dem ge- 
wöhnlichen gebotenen Ding, zu welchem Anderen der Zutritt nicht 
gewehrt war, gerichtet, weil hier kein Grund eintrat^ über ihn heim- 
lieh zu richten ; denn wurde er yerurtheilt : so hatte man ihn schon 
bei der Hand , um sofort die Execution zu yollziehen. Dieses Ding 
war daher ein offenea, ein offenbar Gericht. 

Dieser Ausdruck offenea Gericht konnte auch für das echte' 
Ding gebraucht werden und wurde natürlich auch für dasselbe ge- 
braucht Denn dieses war durchaus öffentlich. Allein er bezeichnete 
nicht ausschliesslich das echte Ding, sondern auch das gebotene Ding, 
bei welchem Unwissende erscheinen konnten, im Gegensatze zur 
heimlichen Acht 
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So wird z. B. der Nichtwissende gtladen Tor das vffen^ 
bar Dmgh dex heU. heyiM&chen Genchis zh lAdkienfeiB unier 
der Linden (UrL bei Gdhel p. 145), and gleiche ladangcii yat 
das offenbare Gericht finden wir in einer Menge anderer Urkimden 
(▼r^ die Crionden bei Usener S. 170, 172, 173, 174, dieCrL bei 
Datt p.766, Voigt S. 187) nnd die Amsberger Reformation ent- 
hält hleräber ansdrücUich folgende Bestininnnig, in der sie blos be- 
stehendes Gewohnheitsrecht wiederholt (Us en e r S. 1 1 6) : liem hedde 
em vnwUsende man eynche Mudaet begangen off gedam, die 
regmwroegig we, ind besaget wurde, den mwissenden man taU 
e^ Vrggrere orermitz gynen besiegten briete rerboidinge 
dotn ind den dach leigen over drg XlIIl nachten rur dai of~ 
fenbaire vrye gerichte; mach sich der dan der misdaet 
ent$!aen ind vntleidingen al$ recht is, des mach heg geniessen; 
Jnd moeehte heg sich der nit enfslaen als recht m. So moecht 
man die misdaet over yn tzuygen ind richten in der heymli" 
chen achte als recht we. Das Gleiche sagt das Recht bei Sen* 
ckenberg p. 99 bei der Frage, wie man einen schlechten, unwissen- 
den Mann am Vehmbnich laden soll : Es sol auch m <fejn ladsbrief 
die dag vnd der feymbruch eingetzogen sein, vnd der rerdagt 
ttid cleger mit namen tnd zu namen ingesatzt sein vnd diesaeh, 
dantmb man in zu gericht fordert, vnd sol zu vor an gespanner 
banck feymbruch im offenbarn gericht erkannt sein vnd 
sol in das offenbar frey gericht gefordert werden vnd tut in 
das haymlich still gericht der haymlichen beslos^ 
sen Acht. 

Uebrigens darf die Benennung heimliche Acht nicht aus der 
Verrehmung, der Aechtung die Im heimlichen Gerichte ausge- 
sprochen wurde, erklärt werden. AclU heisst hier Berathung und 
Gericht, ein Sinn, in welchem das Wort im Mittelalter häufig ge- 
braucht wurde (vgl. Halt aus Glossar, y. Acht). Desshalb nennen die 
Vebmgerichte ihr offenes Ding auch offenbare Acht und setsen 
die offenbare Acht der heimlichen entgegen (z. B. zu richten nach 
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4fer heiligen hehnlichen und offenbaren Acht Recht Urkunden v. 
1493» 1504 bei Usener S. 255, 175) und in demselben Sinne spricht 
das Rechtsbuch bei Senciienberg p. 113 Yon den heinUichen und 
•offenbaren Freigerichten des h, Reichs, 

Mit dem Ausdrucl[e StiUgericht yerhält es sich wohl ebenso» 
irie mit dem heimliches Gericht, Jedes Gericht, das begonnen hatte» 
ivar ein Stillgericht, weil nach allgemeiner alter Sitte Stille und 
Friede vom Richter geboten wurde (vrgl. Grimm R.A. 11 S. 853), 
tind so konnte auch selbst das echte Ding ein Stillgericht genannt 
werden, wie es die oben angef. Urkunde bei Kindlinger von 1490 
noch tbut Vorzugsweise aber war das gebe tene Ding ein Stillge- 
rieht, weil nur Wenige dabei zu erscheinen hatten. Allein dadurch 
wird es noch nicht erklärt, warum nicht jedes gebotene Gericht Still- 
^ericht genannt wurde, warum gerade dieWestphälischenVehm* 
Berichte yorzugsweise Stillgerichte hiessen. Denn dass dieser 
liame als ein ihnen eigenthumlicher und etwas Besonderes bezeich- 
nender gebraucht wurde, beweisen eine Reihe yon Urkunden, welche 
«ich in dem angeführten Urkundenbuche von SeibertzB. II finden. So 
werden z.B. in einer kaiserlichen Urkunde y. 1353 (Seibertz S. 429) 
die Yehmgerichte bezeichnet durch Judicium comitum (ei) scabi^ 
norum comitatuum liberorum, qui vtUgariter frygraifschaft 
vel Stilgericht nuncupantur, ferner in einer Urk. von demselben 
Jahre (Seibertz S. 430) durch jurisdictiones , quae vulgariter fry^ 
graif Schaft vel stilgericht appellantur, ebenso in einer kais. UrL 
Y. 1359 (Seibertz S. 459) jurisdictiones, fi*ygrafschaft seu stiUge^ 
rieht vtdgariter nuncupatae, ebenso in der S. 157 angef. Urkunde 
von 1367^ ferner in einer kaiserlichen Urkunde v. 1372 (Seibertz 
S. 600) jurisdictionum sedes seu comitiae liberae quäe vulga* 
riter frygraiffschafft vel stügerichte vocantur, in einer kais. Ur- 
kunde y. 1382 (Seibertz S. 643) juiltda secreta, dicta vulgaris- 
ter Stilgerichte, in einer kais. Urkunde v. 1398 (Seibertz S* 
699): ein f)ryensfuel ind gerichte, des eyn Stügerichte genani 
isty und in einer UrL v. 1416 (bei Senckenberg Yon der kaiserlichen 
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fieriehtsbarkeit, Beil. Nr. IV) ad liberas sedesWeitphaiiae, Frei^ 
Stühle sive Stillgerichte ttUgariter muncupataa. Auch 
diese Benennung StUlgerichte ist , wie ich glaube , nur aus der Be- 
ziehung zur heimlichen Acht zu erklären. Die heimliche Acht, yon 
i^elcher alle Unwissende bei Todesstrafe ausgeschlossen waren, war 
ßin SüUgericbt im eminenten Sinne, und da gerade durch diese heim- 
liche Acht die Vehmgerichte von anderen Gerichten sich unterschie- 
den und sie von ihr vorzugsweise den Namen heimliche Gerichte 
erhielten: so erklärt es sich auch, dass sie ebenso vorzugsweise in 
diesem Sinne Stillgerichte genannt wurden. 

Hiernach gehe ich davon aus, dass die Vehmgerichte schon 
überhaupt von der Zeit an, in welcher sich ihre bedeutendste 
Eigenthümlichkeit, die heimliche Acht, ausbildete, eben wegen dieser 
Eigenthümlichkeit vorzugsweise die Namen heimliche Gerichte, 
StUlgerichte^ judicia occulta erhielten, dass sie bei dem gebote- 
nen Ding stets unterschieden das offenbare Ding von der heimlichen 
Acht , dass an Ersteres stets die Unwissenden geladen werden muss- 
ten (bei manchen Freistühlen gab es allerdings Zeiten, in denen sie 
dieses nicht beobachteten; allein diess war eben einer der vielen 
Missbräuche, die nicht selten vorkamen), dass in der heimlichen Acht 
ober Wissende und über Solche, die dem Gerichte sich nicht stellten, 
gerichtet wurde und dass die g;anze Eigenthümlichkeit in ihrer Ent* 
atehung sich eben an die Nothwendigkeit kni^>fte, gegen Solche, die 
Gericht und Recht trotzten und nicht erscheinen wollten, im Gehei- 
men ein Urtheil zu fällen, um dadurch dessen Vollstreckung zu sichern. 

Wie sich in der Verfassung der Vehmgerichte der Uebergang 
In die heimliche Acht und die Aufnahme Fremder zu Schöffen 
bildete, das lässt sich freilich nicht nachweisen. Veranlassung gd>en 
wohl zunächst nur einzelne Fälle; an diese konnte sich dann eine 
Ausdehnung und feste Form durch Gewohnheitsrecht knüpfen. Wa« 
durch die Noth gedrungen, um eine sichere Vollziehung der Urtheile 
zu ermöglichen, sich so bildete, wurde dann auch noch durch andere 
Momente befestigt Ein Hauptmoment war dabei gewiss auch da» 
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Interesse der Freigrafen und Freiscböffen; sie erhielten dadurcb eine 
Macht, durch welche sie selbst einen Schutz genossen, wie Wenige 
in jener Zeit, und durch welche sie eine Stellung erhielten, die ihnen 
ein Gewicht und eine Bedeutung gab , wie selbst mächtige Grosse 
jener Zeit sie nicht hatten. Später knüpften sich daran auch pecu- 
niäre Interessen und die Möglichkeit, selbst unedlen Bestrebungen 
durch jene Macht Vorschub leisten zu können. Gegen den Kaiser 
fussten sie auf den Privilegien, die ihnen Carl d. Gr. geliehen, Pabst 
Leo bestätigt habe und die selbst ein Kaiser nicht antasten und krän- 
ken solle, und theils die Schwäche einzelner Kaiser, tbeils ihre Lau« 
beJt für innere Angelegenheiten , soweit nicht dadurch ihr unmittel- 
bares Interesse selbst berührt wurde, theils Achtung vor einer durch 
Jahrhunderte geheiligten Einrichtung Hessen sie fort und fort gewähren. 

Das hier Ausgeführte trifft in Manchem mit Dem zusammen, 
wasWigand in seinem Werke über die Femgerichte entwickelte. 
Allein in einzelnen wesentlichen Beziehungen istWigand anderer 
Ansicht. Nur sind diess gerade zum Theile Punkte, bei welchen ich 
nicht völlige UebereinsUmmung in Wigands Aeusserungen mit ein- 
ander finden kann und unsicher bin, seine eigentliche Meinung recht 
eingenommen zu haben (wie es auch Eichhorn $.421 zweite An* 
merk, gegangen zu seyn scheint). 

Für die ersten Zeiten der Vehmgerichte unterscheidet Wigand, 
wie es oben geschah, das echte Ding vom gebotenen Ding. Aüeiniite 
Idee desUngebats erlosch bald^ wie WigandS. 299 sagt, beiden 
Westphälischen Freigerichten (diess weiss ich mit dem von ihm S. 349 f. 
Ausgeführten und dem unmittelbar vorhergehenden Belege aus einer 
Urkunde von 1476, der dafür gegeben wird, dass die Freigerichte 
anfangs ohne Widerspruch das Ungebot fortwährend gehalten hät- 
ten, nicht recht zu vereinigen). Das Freigericht sey nun lediglich ein 
gebotenes Ding, ein heimliches Gericht in dem weiteren, oben S. 155 
bezeichneten Sinne geworden, ein besonderes privates Gericht (Wi- 
gand S. 291, 331). Anfangs seyen auch Unwissende dazu geladen 
worden, sofern sie dem Gerichte unterworfen waren (W i g a n d S. 360). 
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Von der Zeit an aber, >la alle (?) freie Genouen wirklich aacb 
Schöffen, Wisiende geworden aeyen, icheinl Wigand S. 357 anin- 
nehmen, da» Andere, die nicht zur Genouauchafl geMrlai, folg- 
lich einem anderen peraOnÜchen Bictäer vnterworfe» waren, gar 
nicht vor den Freiitohl hätten geiogen werden können. Erttwie^e 
Velangerichle ihre Macht alt kaUeriiche Mehtte Berichle be- 
gründet und itie$e durch einen Bund befeitigt hatten, sogen ne 
nun auch mit Fug und Recht Jeden vor ihr Gericht (Wiganil 
S. 357). Zum gebotenen oder heimiieken Gericht harnen bloi die 
Schöffen, und da im gemeinen Umttand Viete sich einfinden 
mochtai, die keine Oenoatai waren, und da auch Manche noch 
ty^ hielten und dingpflichtig waren, die doch durch landet- 
herrliehe Eingriffe ihreGerechttameverloren hatten: »o mochte 
theilt der Standeivorxug, theilt der Qrundtat^, äatt nur Bbett- 
bttrlige1lAerGenotteneinJJrtheU(bndenkonaten,derUmttandaber 
mitthatig bei der gerichtlichen Verhandlung war, dahin wirken, 
data man bei den wichtigeren (?J Proxeaien der Genotaen, die 
vor dem gebotenen Ding verhandelt wurden, den verdächtigen 
Umttand zurüekwiet, und diett war die Brücke xu dem tpäte- 
ren Bu ndeagetetze (?}, wonach kein Ungenotte bei Todetttrafe 
dat heimliehe OericlU betreten durfte (Wigand S. 354, TrgL 
anch S. 351 und 411). So wurde alio nach Wigand dai Gericht 
durchani ein gebeimei Gericht, neben dem kein offenes Ding be- 
stand (vrgl. anch Denielben S.SiS, 355, 414, womit ich übrigen! 
nicht Ol vereinigen weit«, was S. 428 unL über die heimliche Acht 
gesagt wird, vrgl. anch Dens. S. 532 LiLh mit S.511). Der Unwii- 
sende also, der zur Zeit der Blüthe der Vebmgerichte tob diesen Ge- 
richten gerichtet werden sollte, konnte nach Wigands Ansicht gar 
nicht Tor dieselben geladen werden, da er vor ihnen, als gegen jeden 
Dritten geschlossenen Gerichten, nichl erscheinen durfte, and so 
wurde über ihn nach Wigand gerade zur Blüthezeit der Vehmge- 
tüt)}« immer durchaus ohne alle Ladung und ohne Gehör 
ihlel (Wigand S. 411, yrgl. aber auch S. 410 Nr. 3). WU 
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gand nennt diess selbst eine auffallende Erscheinung; er meint aber, 
die Vehmrichter, jene gewiss ßti's Recht entflammte Männer, hät- 
ten sich aus einem Verfahren, vor dem wir in unsrer Zeit erschrecken, 
kein Gewissen gemacht und die Sache habe gar kein Auf" 
sehen erregt ; auch sey zu bedenken y dass ohnehin in jenen 
zerrütteten Zeiten die todeswürdigen Verbrecher fast nie vor 
Gericht erschienen und hier, wo die Macht in den Händen der 
Richter war, noch weniger erscheinen mochten (allein von Sol- 
chen handelt es sich bei der Ladung nicht unbedingt, sondern auch 
von Unschuldigen) , dass der unbedingte Glaube (?) an das Wart 
und den Eid der Freischöffen die überzeugende Gewissheit gab, 
dass dem Vervehmten kein Unrecht geschehen könne , und das9 
hiemit die Unmöglichkeit in Verbindung stand, dass der Ange-- 
klagte gegen den Freischöffen gewinnen konnte (Beispiele, in weN 
eben er gewann, haben wir doch manche), und man sich daran ge» 
wohnte, seine Ladung als überflüssig (nach Wi gand wäre sie 
nicht blos überflussig, sondern der ganzen Verfassung nach un- 
möglich gewesen) zu unterlassen. Erst in der Zeit, als Miss^ 
brauche in den VehmgericFiten einzureissen anfingen undRefor^ 
mationen von Seiten des Reichs nöthig wurden, habe man ein^ 
gesehen, dass durch jenes Verfahren gegen Unwissende manches 
Unrecht geschah , und besonders sey es den gelehrten Ju r i- 
sten ein Gräuel gewesen, dass über Jemanden ohne Ladung, 
Gehör und Vertheidigung gerichtet wurde (Wigand S. 413), und 
so sey zuerst durch die Arnsberger Reformation von 1437 die La- 
dung der Unwissenden vorgeschrieben worden (Wigand S. 415). 
Dadurch habe sich dann ein neuer (?) Begriff für das offene Gericht 
gebildet (Wigand S. 414), vor welches die Unwissenden geladen 
wurden. 

Ich beschränke mich hierüber auf folgende Bemerkungen : 
1. Dass die Freigerichte lange Zeit gegen Nichtschöffen keine 
Competenz in Anspruch genommen hätten, weil diese einem andereir 
persönlichen Richter unterworfen waren (wie auch Eichhorn $.421 



164 Excurse cur ersten Abhandlung* 

zweite Anoi. anzunehmen scheint), lässt sich schwerlich irgend er- 
weisen. Als kaiserliche Landgerichte sprachen sie, wie andere kaiser- 
liisfae Gerichte , diese Competenz jedenfaIJs schon in sehr früher Zeit 
und die sich die besonderen Eigenthümlichkeiten ihres Verfahren» 
ausbildeten, wenigstens in allen den Fällen an, inweichen die ordent* 
liehen Gerichte des Verklagten nicht mächtig waren oder werden wollten» 
wie schon manche Privilegien gegen Evocationen aus dem zwölften 
Jahrhundert beweisen, namentlich das bedingte Privilegium, das die 
Stadt Bremen im Jahre 1111 gegen Ladungen der Freigerichte er- 
hielt (Lünig Reichsarchiv Pars spec. Contin. IV p. 218). Ihr ganzes 
Verfahren ging daher schon in früher Zeit und fort gegen Wissende 
und Nichtwissende, nur dass später blos der Unwissende vor das of- 
fene Gericht , der Wissende aber vor das heimliche Gericht geladen 
wurde. Gegen Beide aber, wenn sie nicht erschienen, wurde in der 
heimlichen Acht die Vervehmung ausgesprochen. Zwar glaubt Eich* 
hörn $.422, dass gegen Unwissende ursprünglich überhaupt kein 
Verfahren in der heimlichen Acht stattgefunden habe , da sie vorge- 
laden werden mussten vor ein offenes Gericht, womit die Möglichkeit 
der Fällung eines Urtheils in einem anderen Gerichte in directem 
Widerspruche stehe (vrgl. übrigens unten Excurs VI). Allein ein 
eigentlich anderes Gericht kann man die heimliche Acht doch nicht 
nennen, wenn man erwägt, wie sie in derselben Gerichtssitzung aus 
dem offenen Gerichte gebildet wurde. Denn nach den uns aufbehal- 
tenen Rechtsmonumenten konnte sich das offene Gericht s o f o r t in die 
heimliche Acht einfach dadurch verwandeln, dass man den Unwissen- 
den sich wegzubegeben gebietet So war es kein Widerspruch,, 
wenn der Unwissende vor das offene Gericht geladen und dieses auch 
wirklich gehalten^ aber bei dem Ausbleiben des Unwissenden das of- 
fene Gericht sofort in die heimliche Acht durch Ausweisung etwa 
anwesender Unwissender verwandelt und in derselben über ihn ge- 
richtet wurde. Von einer doppelten Achtserklärung gegen den Un- 
wissenden, welche Eichhorn a. a. 0. vermuthet, findet sich in den 
Urkunden keine Spur. 
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2. Was abcf ,die Ladung der Unwissenden vor das offene Ge- 
richt und Wigands Behauptung, dass diese erst Im Jahre 1437 ein- 
geführt worden sey, betrifft: so heisst es ailerdings in dem Anhange 
2tf Ruprechts Fragen : wäre es Sache, dass ein Marni Bosheit 
fethan hätte mit Voraafz, der an das Gericht gehört, wäre er 
ein Freischöffe: so soll man ihn vorbieten und gewinnen, als 
recht ist, wäre er aber kein Freischöffe: so mag man über ihn 
richten ohne alles Vorbieten, und nicht selten wurde diess von 
manchen FreistüUen so gehalten. Allein mit Recht bemerkt Eich- 
horn (St. u. R.6. $.421 zweite Anm.), dass dIess ^en zu den Miss- 
bräuchen gehörte, welche später reformirl wurden, und die Behaup- 
tung, es sey diess älteres Recht gewesen, eine petitio principii sey. 
Schon an sich möchte es mehr als die Frage seyn, dass es in Deutsch- 
land in jenen Zeiten kein Aufsehen erregt habe, wenn ein Vehmge- 
rieht einen Dritten ^ne Ladung , ohne Gehör , ohne rechtliche Ver- 
theidigung zum Strange verurtheiHe blos auf den Eid eines Freischöff'en 
hin, mit dem sechs andere Freischöffen schworen, nicht dass sie Zeu- 
gen der That gewesen seyen, sondern nur dass sie auf die Rechtlich- 
keit des Anklägers vertrauen und glauben, der Ankläger werde keinen 
Meineid schwören. Gerade je mehr das Gefühl für Freiheit und Recht 
lebendig ist — und dass es in jenen Zeiten besonders lebendig ge- 
wesen sey, behauptet auch Wigand — um so mehr hätte ein stA- 
ehes Verfahren auffallen und jedem wackeren Manne als ein verwerfr 
lieber Missbrauch und nicht blos hauptsächlich den gelehrten Ju- 
risten als ein Gräuel erscheinen müssen, besonders, da (wie Wigand 
an einer anderen Stelle S. B79 sagt und damit selbst das Unsichere 
der Anklage für viele Fälle zugibt) die Freischöffen oft auf blosses 
Gerücht von Amtswegen anklagten. Mit der Gelehrsamkeit hängt 
die Forderung, dass man Niemanden ungehört verurtheilen soll, wahr- 
lich nicht zusammen , sondern nur mit dem einfachen schlichten ge- 
raden Rechtssinne. Eigentlich könnte man gegen Wigands Be- 
hauptung, nach welcher die Ladung Unwissender erst durch die Ams- 
berger Reformation von 1437 eingeführt worden sey, schon eine 
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Stelle anfuhren, auf die er sich selbst bei einer anderen Frage beruft, 
wenn die Stelle richtig wäre, nahmlich die Ton ihm S. 447 Not 57 
angeführte Stelle aus der Gompilation bei Hahn p. 647, welche eines 
der dem Kaiser Ruprecht gegebenen Weisthümer enthalten soll und 
bestimmt sagt , dass man auch den Nichtwissenden vorladen müsse 
Cder Mann 9y unwissende oder wissende, ist er verbott 
[yorgeladen] und torurteUt^ als des flreyen Stuls Recht ist, wie 
fromoder erbar das er ist, es hilft alles nit^ er zyehe sich dann 
daruss, als recht ist, so wurt er frey und ledig). Allein so lautet 
die Stelle nicht in Ruprechts Fragen und der schlechte Compilator 
bei Hahn gibt nur einen ungenauen Auszug aus dem Weisthum (vrgL 
die Abdrücke der RuprechCschen Fragen bei Muller, Senckenberg 
und in der N. Samml. der Reichsabsch. XUIte Frage). Es lässt sich 
aber Wlgands Behauptung, dass vor 1437 Unwissende gar nicht von 
den Freigerichten geladen, sondern stets ungehdrt verurtheilt worden 
seyen , wohl direct widerlegen durch Urkunden über concreto Fälle. 
So wurde 2. B. Herzog Hemrich von Bayern im J. 1424 vor einen 
Freistuhl geladen, als er noch nicht wissend war; er erschien auch 
wirklich, wurde freigesprochen, weil sein Ankläger ausblieb und liess 
sich dann erst wissend machen (Urkunde bei v. Freiberg S. 240 f., vrgL 
auch Wigand selbst S. 518 Not 112). Femer: eine Urkunde vom 
14. December 1410, also 27 Jahre vor der Arnsberger Reformation, 
(abgedruckt bei Usener S. 170) enthält eine Ladung eines Freigra- 
fen an alle Richter, Schultheissen, Schöffen, Bürgermeister und 
ganze Gemdnde, Bürger und Bürgerssöhne und an aüe Dienst^ 
knechte der Stadt Frankfurt, die Wissende undUnwissende 
sind. In diesem Ladungsbriefe werden ausdrücklich die Wissenden 
Ton den Unwissenden unterschieden, indem es in demselben heisst: 
IRerum heische ich Euch Freischöffen, die dem Könige und 
Freiftuhle gelobt und geschworen haben, und lege Euch einen 
Gerichtstag zu der JSordemavor demaJtenThore unter Königs- 
bann. Euer Leib und Ehre allda xu verantworten, auf den 
nächsten Dienstag u. s. w. ; auch heische ich Euch Vorgedachte 



Yehmgerichte« V. Die heimliche Acht« 1(7 

Ton Frankfijtrt , die da keine Freischöffen aindy an das 
offenbare Gericht zu der Nardema auf den vorbenannten 
Tag, Euer Leib und Ehre allda zu verantworten , zu rechter 
Tageszeit. Durch diesen Ladungsforief wird auch noch wiederlegt, 
wenn Wigand S. 527 daraus, dass auf die Ladungen geschrieben 
worden sey: Diese soll Niemand lesen, der nicht ein Freischöffe 
ist des heimlichen Gerichts, einen wichtigen Beweis her- 
leiten will , dass man anfangs nur Freischöffen vorlud und dass Un- 
wissende gar nicht geladen wurden. Jene Ladung von 1410 ent- 
hält allerdings auf ihrer Aufschrift : Diesen Brie f soll Niemand 
lesen, denn die da Freischöffen sind; aber es ist zugleich beige- 
fugt: und sollen das weiter verkündigen den Unwissen- 
den, als sich das gebührt. Uebrigens wurde bei Unwissenden die 
Ladung in der Regel direct an sie gerichtet und dann blieb natürlich 
jene Formel auf dem Briefe weg. — AuchUsener S. 28 behauptet, 
dass Unwissende ursprunglich nicht hätten geladen werden können, 
und will diess aus einer Reihe von UrlLunden aus dem Anfange des 
XV. Jahrhunderts belegen. Allein die von ihm angeführten und ab- 
gedruckten Urkunden beweisen diess in der That nicht Denn in 
einigen derselben wird nur gerügt, dass man unwissende Leute, 
welche doch vor ihrem ordentlichen Richter zu Recht 
stehen wollten, geladen habe; in anderen wird eine Ladung als 
ungültig zurückgenommen, weil in dem Ladungsbriefe kein Datum 
stand und unwissende Leute vor die heimliche Acht geladen 
wurden und überhaupt Wissende und Unwissende in einer Ladung 
ohne alle Unterscheidung gemengt wurden, was auch ein späteres 
Amsberger Weisthum von 1441 (beiUsener S. 267) für unzu- 
lässig erklärt, indem es ausspricht, es sey nicht recht, dass man Wis- 
sende und Unwissende möge unter einander mengen und ihnen Vorbie- 
tung thun vor das offenbare Gericht (ebenso also auch, dass man 
ihnen zusammen nicht Vorbietung thun könne vor die geschlossene* 
Acht). 

3. Was Wigands Hypothese einer eigentlichen, förmlichen« 
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Ordensverbindung unter den Vehmsühöffen , durch welche die 
Yehmgerichte zu ihrer eigentlichen Macht gekommen seyen , betrifilt, 
eine Hypothese, die auf seine Autorität hin auch Yon Späteren ange- 
nommen wurde: so ist es gewiss sehr richtig, wenn Eichhorn be- 
merkt, dass ein solcher Freischöffenbund weder innere Wahrschein- 
lichkeit, noch einen historischen Beweis fiir sich habe. Wirklich hat 
auch in der That Wigand S. 474 f. einen historischen Anhaltspunkt 
für einen solchen Bund durchaus nicht nachgewiesen, und die Stel- 
lung der Westphälischen Gerichte als kaiserlicher Gerichte, ihr Fest- 
halten an dieser Stellung, dieBeschränkung des Gerichts blosaufWest- 
phalen , die Nichterwähnung eines solchen Bundes in allen Urkunden und 
besonders in den Klagen der Reichsstände über die Westphälischen 
Gerichte widersprechen schon durchaus einer solchen Hypothese. 
Auch finden wir namentlich in den Tielen Urkunden über Kapitel- 
vetsammlungen und Kapitelsbeschlusse nicht die geringste Hindeu- 
tung auf ein eigentliches Bundesverhältniss , das gerade hier, wenn 
dem Ganzen eine Ordensverbindung zu Grunde gelegen wäre , sidb 
hätte äussern müssen; auch die Kapitel versammeln sich lediglich m 
der Form von Gerichten und sprechen die Weisthümer, welche auf 
ihnen gegeben wurden, durchaus in der Form eines gerichtlich 
gefundenen Urthells aus (vergl. unten Excurs VII). Zwar wttl 
Wigand auch später noch (in seinem Archiv B. VI. S. 411) in einer 
Urkunde bei Usen er einen Beleg für den Freischöffenbund finden, 
indem es in derselben heisst: und so wir zu dem heimlichen Ge- 
richt verbunden undeFriescheffen sin, so hon wir die S(ichen 
vor den frienstoü semptliehen vorpracht. AUein den gleichen 
Ausdruck hätte Wigand noch in vielen anderen Urkunden finden 
können. Das verbunden in denselben, vne auch in der angeführten 
Urkunde, bedeutet in der That nichts Anderes, als: verpflichtet seyn, 
imd deutet durchaus nicht irgend auf einen Bund hin. So sagt z. B. 
eine Urkunde bei Wigand S. 232: want ich vnd ein ytlich vry^ 
greve mit eyden dem hUgen Rycke daer to vorbunden sin, 
dat wy ydermann, de datmit rechte an vns vorder t vnd gesinnet, 
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gericMe ind recht wedervaren $oUen taten vnd tnoten. Ganz 
in diesem Sinne aber, in welcliem diese Stelle yon einer Verpflich- 
tung gegen das Reich spricht, sprechen die anderen Stellen tob 
einer Verpflichtung gegen das heimliche Gericht So sagt z. B. in 
einem Schreiben an den Kaiser rom Jahre 1430 ein Freigraf in Be* 
Ziehung auf eine von einem Schöffen angebrachte Klage (heiThiersch 
Vervemung Herzogs Heinrich S. 122) dey hey van eym edes tre« 
gen, den hey der hemeliken achte gedaen hevet, ichuldich was 
to bringen und to wrogen an den selten fryenstol eff an eynen 
andern fryenstoll, dat dey gerichtet werde na rechte effge^ 
verstet na genade, als juwe koniglike gnade selten und alle 
fryeschepen myt eren eden oh also to der hemeliken achte vor^ 
tmnden synt. Ebenso eine Urkunde von 1442 (beiVoigt S. 193): es 
wäre denn, dass Einige von den yorgenannten Herren des Deutschen Cr- 
dens den Bann von dem König %tnd sich toder heymelichen Achte 
myt eyden verbunden hatten. Desshalb wird auch dieses verlnm'* 
den seyn mitunter in derselben Stelle zugleich gegenüber vom 
Kaiser und der hennlichen Acht ausgesprochen. So sagt z. B. In ei- 
ner Venrehmungsurkunde von 1459 (bei Usener S. 206) der Frei- 
graf: Vnd als ich dann dem römischen Kunig vnd des hei" 
ligen Bichs heimlichen Achte ser höh mit eyden verbunden vnd 
verp flicht sye, Niemant rechtlos zu lassen, sunder alle Vem'- 
wroge, die flUr mir ingebracht vnd gedagt werden^ zu richten, 
als recht ist. Es ist eben Dasselbe, was an anderen Orten durch 
dem heimlichen Gericht geschworen haben, Freisehbffe «aj^ aus- 
gedruckt wird, wie z. B. in dem Weisthum bei Usener S. 156. 

Auch Laden Geschichte d. Teutsch. Volkes B. XII. S. 5 5 f. nimmt 
einen Schöffenbund an. Er glaubt sogar, die Vervehmung sey im 
Anfange wohl nichts Anderes gewesen, als der Verruf eine s Ge- 
nossen, die Ausschliessung aus dem Bunde, eine Hypothese 
durch welche in der That der historische Boden yöllig verlassen utid 

die Natur der Vehmgerlchte überhaupt als wahrer Gerichte ganz var* 

9** 
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kannt wird, wie auch noch in Anderem eine Verkennung der Gerichts* 
Tcrhältnisse jener Zeiten z. B. darin liegt, dass Luden den Namen 
heimliches Gericht, heimliche Acht hauptsächlich mit davon herleiten 
wiU, dass die Anlnrmffungni der einzdnen Genossen, die Abstim'- 
mnngen, überhaupt die Gründe, aufweiche sie ihre Enf schein 
düng stellten, nicht bekannt wtirden, Uebrigens weicht Luden 
auch insofern wesentlich \on Wigand ab, als er den Bund als das 
ursprüngliche , als das die Entstehung der Vehmgerichte Bestimmende 
setzt, was überhaupt wie Das, wasLudenS. 503-508 ausführt, Tollends 
ganz unvereinbar mit der Geschichte und den rechtlichen Verhält- 
nissen jener Zeit ist, während nach Wigand der Bund erst ein 
Späteres, nach langem Bestehen der Freigerichte Entstandenes und 
bloss ihre kräftige Regeneration Bestimmendes gewesen seyn soll. 

IL Die besondere Bedeutung der Ton den Vehmgerichten aus- 
gesprochenen , Acht, dass der Geächtete sofort yon den Schöffen, 
die seiner mächtig werden können, wirklich gerichtet und getödtet wer- 
den soll, knüpfte sich leicht an Bestehendes an und dieses Verfahren 
wurde auch z. B. nicht von Kaiser Ruprecht bei den ihm gege- 
benen Antworten und nicht in den späteren Reformationen bean* 
standet Von den kaiserlichen Gerichten wurde die Acht häufig, na* 
mentlich gegen Landfriedensbrecher, sofort als eine selbstständige 
Strafe ausgesprochen (vergl. auch die Friedlosigkeit des älteren Rechts 
und darüber Wilda Das Strafrecht der Germanen S. 281 f. Grimm 
R. Alterth. S. 732 f.) und bei kaiserlichen Gerichten, welchen es 
darum zu thun war, dass ihre Urtheile nicht bedeutungslos werden 
sollen, war dann der Schritt, die Acht durch Hinrichtung des Ge- 
ächteten wirklich zuYollziehen,im Grunde genommen ein nur kleiner. 
Auch finden sich Urkunden, in welchen eigentlich der Kaiser geradezu 
die Freischöffen zu einem solchen Verfahren anweist ; namentlich ist 
in dieser Beziehung interessant ein Mandat Kaiser Carls IV. gegen 
die Landfriedensbrecher in Westphalen Töm Jahr 1371 (abge- 
dnicktbelJ. P. de Ludewig Reliquiae manuscriptor. etc. Tom X. p. 239, 
und nun auch, und besserbeiWigandS.247. und bei SelbertzUr- 
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kvndenbach zar Gesch. d. Herzogth. Westphalen B. 11. S. 594; un* 
ToUstfindig dagegen bei Thiersch Der Hauptstuhl des Vemge^ 
riehts S. 82). In diesem heisst es: wer aber sache, da% yman4 
nho übel fette, der di$ recht zu breche, die oder den sali man 
%a stund mit der taet in des Reichs und des Landes, wo da» 
geschieht, achte veme tun, und auch rechtloz und ton allen 
rechten uberumnne sein, beyd hevmlichs und offenlichs^ und 
den mag man fireUidi angreyffen in allen Stetten und strazzen, 
und der oder die sollen nyndert sicher und fridelich seyn, und 
dem oder den sal aller metüclich hdffen, die daby ist, ob er 
dartzu geheischet u^ürdet by des Reichs odir Kuniges Banne. 
Hette der auch lehen odir gut von heren odxr von ymanden, dag 
sal vorfallen sein dengenen, den siedaz zu lehen odir sustlnne^ 
han. Wer auch sache, daz den odir die ymant mit vorsatzze 
odir mit Kuntschaft hausede, hoffede odir dheiner hande fiirder 
nuzze fette, die odir der sollen auch in allen Rechten tider» 
wunnen sein, als der hanttedige man; euch so gebieten] wir 
allen Forsten, gestlichen und wemtlichen heren und allen fireyen 
Grafen, die fireygrafschafte haben von uns als von dem Reiche 
m dem vor gen. lande zu Westphalen, und allen flreyenSchepfen, 
Rittern, Knechten und Stetten: Wer es sache, daz die Recht 
und unsere kaiserlich setzunge ymand, in welchen werden und 
Eren wer der were, übergriffe, daz Tnan den sali hangen. 

in. Die Wirksamkeit der Achtserklärung und die Hauptmacht 
der Vehmgerichte wurde wohl besonders begründet durch die 
Verbreitung des S&höffenthums durch ganz Deutsch^ 
land und die Aufnahme Yon Auswärtigen zu Schöffen. 
Erst dadurch sicherten sie sich die Möglichkeit der Vollziehung ihrer 
Urtheile in ganz Deutschland und die Achtung ihrer Ladungen und 
Gebote, denen man, wenn die SchAffen auf die geringere Zahl der 
auf Westphälischer Erde sesshaften beschränkt gewesen wären, meist 
unschwer hätte Trotz bieten kdnnen. In welcher Zeit diese Aus- 
dehnung des Schöffenthums eintrat, darüber sind die Ansiohten Ter* 
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idiiodeii, Wigand 8. MB seM «e Mt io 4«i HO. Jaliifauiderf, 
Eich ho ro an das Ende de» XIV. JabribnnderU, und adiverfidk wird 
BMA hier wobl vbet die Mitte det XIV. JahrhonderU ninidgehen 
ionnen« Daas ei erft allwi8hlig geachah, iit nicht an b<K 
«wcifehk Allein woHten die Gerichte mit Kraft and Wirkaam* 
keit beatelien, so war die Anftiahme Aoawartiger an Schöffen eme 
Nothwendigfceit Und an sieh stand Diesem in den rechtlichen 
Verhältnissen jener Zeit nichts im Wege. Nahm man ja überhaupt 
SU den liaiserlichen Gerichten, au den Hofgerichten wie au den 
Landgerichten, häufig Beisitser bald ans diesem bald ans jenem 
Orte, wo gerade Gericht gehalten wurde, oder berief sie auch von 
entfernten Orten dpau (Maurer Altgerm. Gerichtsyerfabren $. 84). 
In ähnlicher Weise konnte au dtn Wesiphälischen Landgerichten 
aus anderen Gegenden Deutichlands dchöffen augeaogen werden, wenn 
sie nurimUebrigen die notbwendigenEigenschaften alsSchoffen hatten. 
Auch wurde diese Ausdehnung von dem Kaiser nie in Anstand ge* 
aogen. Allerdings wäre in dem Verbot derselben ein Hauptmittel 
gelegen gewesen, die Macht der Vehmgeriohte au brechen. Desshalb 
machten die Reichsstände im Jahre 1438 den Antrag darauf 
(Neue Sammlung der Reichsabschiede L S. 163 %, 31). Allein es 
blieb beim blossen Antrage; er wurde nicht aum Geaetae; vielmehr 
erkannten auch noch die späteren Reformationen Friedrichs HI. und 
MaximUiaiis L die Zulässigkelt der Aufnahme Fremder au Schöffen 
durchaus an; nur verlangen sie, dass solche heimliche Gerichte 
fürbß$$ mit flronmen, vm^MiOn^pen und erfahrmm heuten 
bea^Ki und nieht durch bOnnige, uneUieh geborene, meineidige 
eder eigen Leute gehalten werden. 

Zu vielEhreerweistindieserHinsicht Wigand 6. 406 wieder dem 
Compilator bei Hahn, wenn er ebe Aeusserung desselben als Beweis 
dafür anfuhrt, dass die aitm MeeMedoeumente um da$ Prineiff 
^ Besiehung auf die Aufnahme Fremder) verlegen seyen. Jener 
Compilator war, was seine Person betraf, um den SrUärungsgvund gar 
niibt veriagen; er nennt in aeinem Bif^r gegen die Vehmgerichte 
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ü% Saehe einen Mifibrauch, den die Vebmgerichte aus Habaucht 
üben («f oben $.136). In späterer Zeit wurde allerdings auchindieaer 
Begebung Öfters Mfssbrauch getrieben, wie — von Anderem abge* 
seben — schon durch die Klagen der Reichsstände auf dem Nürn»- 
berger Tage von 1438 bewiesen wird und durch das ProtoJLoU eines 
in Gegenwart von vielen Stuhlherrn und Freigrafen im Jahr 1490 cu. 
Arnsberg gehaltenen Vehrakapitels^ in welchem es heisst: e$ habe 
$ich zugetragm , da$8 vide Freigrafen Schöffen machen um 
de$ Oeld€$ willen^ Wirklich musste auch die Aufnahme der 
Schöffen den Freigericbten alemlich theuer befahlt werden. Das 
Osnahrücker Rechtsbuch (bei Mascovp. 82, vrgl. Trpss S. 40) 
sagt hierüber: de man, de dar frischeppen geworden i$j he 9% 
pßehtieh wkde ßchuidiohis^warden, demSMherennjn Koninges 
Stadi Eyne marck golden offt he frig Mdel iß , Eyn denetman 
ejfne marck mhier$ edder efflien borch emmer wifne, dem «ry-^ 
greuen dertich gülden Koninger pentünge eder dertig SehUÜnge 
terntaehe, doch aUet myt gnadenn* EgnemUlichentrpicheppen,' 
de dar dytickpfilehtich tnd geladen ii, dre Schillinge tome$$ch€, 
eck wgt gnaden (vrgl. auch das Rechtsbuch bei Senckenberg 
p. 91, 93.) 

Von den aufzunehmenden Schöffen wurde bloa vorlangt , dass 
sie frei, von Verbrechen rein und keines Verbrechens besuchtigt, 
nicht in Bann und Acht und ehelich geboren seyen (Osnabr&cker 
Rechtsbueh bei Masoov p» 71, Tross S. 86, vrgl. auch Rechts- 
buch bei Senckenberg p. 97, Arnaberger Reformat. Gap. V, XII 
und die angeC Reformationen von Priederich III. und Maiimilian I.; 
auch die Urkunde über Aufnahme eines Schöffen bei Kindlinger 
B« in. $. Ö96). Diese EigeBsobaflen muasten von swei Freiscböffen 
bezeugt und durch mehrere Burgen noch besonders verbürgt, auob 
vom Aufzunehmenden selbst beschworen werden, und der Freigraf 
hatte ein Register über die Aufgenommeoen und die Bürgen zu 
führen (Arnsberger Reformat a. a. 0., vrgl. RechUbuoh bei 
Sonokenborg a. a. 0. Rio Bruchstfiek eines aotoheo Registers s. 
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bei Trosg S. 88 f.) WerdasGericht belog und fich hatte aufnehmen 
lassen, während ihm eine der nothigen Eigenschaften fehlte —r 
namentlich kam es häufig yor, dass ein bereits bei einem anderes 
Stuhle Angeklagter oder Einer, dem eine solche Anklage drohte, sich 
an einem dritten Stuhle zum Schdffen aufnehmen liess, um die günr 
stige Stellung eines Freischdffen zu geniessen — dessen Aufiiahme 
war ungCUtig ; erhiess ein NothschOffe und es wurde über ihn ge* 
richtet, wie über einen unwissenden missethätigen Mann. Osnabrücker 
Recbtsbuch bei Mascov p. 109, Tross S. 49, yrgl. auch RechCsr 
buch bei Senckenberg p. 97, 102 und XIV. und XV. Arnsberger 
Weisthum v. 10. Apr. 1437 bei Usener S, 122 und bei Senckenberg 
p. 125 Nr. 64, p. 126 Nr. 65. 

Im Uebrigen schloss Stand und Herkommen Niemanden aof. 
Sehlichte Landleute und Stadt^ürger wurden so gut aufgenommen, 
wie Reichsfursten und Ritter {schüdbürtige Freiicköffen oder «v 
den Waffen yeboren von Ritterschaft etc. ; vrgl. die Urkunde bdL 
Datt p. 762, Thiersch VervereungS; 73, 86). DieAufnahme aber» 
deren Förmlichkeiten genau beschrieben sind im Osnabrücker Rechts^ 
buche (MascoT p. 71—83 Tross S. 36), konnte blostn 
Westphalen vor gehegtem Freigerichte geschehen (Ruprecht» 
Fragen $. XXIV). Selbst der Kaiser machte hiervon keine Aus- 
nahme; er musste in Westphalen sich wissend machen lassen und 
ausserhalb Westphalen konnte er keinen Freischöffen machen. AU 
Kaiser Ruprecht die vier Freigrafen in Heidelberg fragte: et seyen 
aber tar Zeiten von Kß/nig Wenzel Etliche «u FreischOffen 
gemacht worden, wte man eich denn zu diesen halten solle? wo 
antworteten sie geradezttr dass man dieselben wehl solle und 
mJöge fragen, wie sie zu Schöffen geworden sind und auch 
cm welchen Stühlen; erfinde sich dann, dass sie an den 
ISMMen, da sieh das gebührt, nicht Schöffen- worden wären, 
wären si^ dann zu Westphalen in dem Lande: so henke man 
sie sofort, 

Vo rslt zer eines Freigerichts aber tonnte ein zum Ausland« 
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Gehöriger nie werden ; der Freigraf musste, wie die Vebmrech(»> 
bücher (z. B. Osnabrucker Vehmrechtsbuch im Eingange) und die 
Reforn)ationen (Arnsberg er Reformat. I. Art) sagen, auf Westr 
pbälischer Erde geboren seyn. Der Kaiser übrigens, wenn er wissend 
war , konnte stets den Stuhl einnehmen und Ton jedem Freigrafen 
verlangen , ihm Platz zu machen (Osnabrücier Rechtsbuch bei 
Mascov p. 101 , Tross S. 47). 

VI, Exeu rs. Sitz derVehme; Gerichlsort un4 

Gerichtszeit. ZuS.25. 

Dass die Vehmgerichte nur inWestphalen^ auf rother Erde, 
ihren Sitz hatten und dass sie , wenn gleich ihre Schöffen über ganr 
Deutschland yerbreitet waren, nur in Westphalen Gericht haUen 
konnten (ausser beim Richten auf handhafter That), dies ist durch 
die neueren Forschungen und durch eine Menge urkundlicher Zeug^ 
nisse so sehr ausser allen Zweifel gesetzt, dass eine weitere Beweisr 
fOhrung ganz überflüssig ist. Man yrgl. besonders Kopp S. 
56— 100 und den Auszug, denBerckS. 192 — 204 aus Kopp 
gibt. Am Treffendsten ist namentlich, dass allerdings einmal Kaiser 
Karl IV. im Jahre 1374 es versuchte, auch ausserhalb Westphalen 
Vehmfreistühle zu errichten, er aber unter der Anerkennung, ^ass 
nur in Westphalen solche Freistühle seyn können , vom Versuche 
wieder abstand. Er gab dem Bischof von Hildesheim das Rechte 
2wei Freistühle zu errichten secundum atnnem modum et formam^ 
prout sedes fireigraviatua seu eomitum Uberorum de canme^ 
ttidine partium Weatphaliae aolitae sunt sertarL Allein wenige 
Jahre darauf nahm der Kaiser dieses Privilegium wieder ausdrücklich 
zurück, weil der Erzbischof von Göln und einige Fürsten und Herrn 
zu Westphalen dagegen protestirten und sich darauf beriefen, dasf 
mch alter Gewohnheit und kaiserlichen Privilegien solche Freistühle 
nur in Westphalen und nicht auch an anderen Orten begründet seyem 

Auffallend ist daher, wenn noch v. Freiberg Sammlung 
historischer Urkunden S. 212 sagt, da$$ auch in Baiernnoeh im 
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XV. Jährhundert F^eiafühle bestanden und der We$tphdli$che 
Gericht$prozess da$elb$t im Schwünge war, $ey cms meüea 
Actenatücken des Reichsarchivs zu erweisen; solche FreistüMe 
bestanden namentlich in München y Ingolstadt und auf dem 
Landshuter Zollhause, und viele der ersten Männer des Landes 
werden häufig als Schöffen und Wissende genannt; auch ver* 
wahren die Archive viele Satzungen dieses merkwürdigen. 
Gerichte. Denn der gewiss richtige Umstand , dass viele Baiem 
Schöffen des Westphällschen Freigerichts waren, beweist ja noch 
keineswegs, dass Freistühle in Baiern bestanden, und Freiherr r. 
Fretberg wkd uns ]LeineUr]i:unde nachweisen können, nach welcher 
ein förmliches Vehmgericht in Westphäliscber Weise und in aner* 
kannter Competenz bestehend in Baiern sich befunden und gehegt 
worden wäre. Was er an jener Stelle weiter anführt, ist ein Auszug 
aus einem Vehmrechtsbuche, und es ist nur zu bedauern, dass er 
uns dieses Rechtsbuch nicht abdrucken Hess. Allein solche Rechts« 
bttcber fanden sich überhaupt nicht blos in Westphalen, sondern 
auch im übrigen Deutschland, weil sich die auswärtigen SohölTen die 
Gewohnheiten und Satzungen der Westphällschen Gerichte, zu denen 
sie gehörten, zu notiren suchten* 

Ueberhaupt hat zu dem früheren Irrtbume, als ob auch an an- 
deren Orten Vehmgerichte ganz, wie die Westphällschen, bestanden 
bätten, z. B. wie Sattler und Gerstlacber glaubten in Würt* 
temberg, Andere in Braunschweig, besonders Veranlassung 
gegeben , dass auch noch an anderen Orten von der Landeshoheit 
unabhängige freie Gerichte sich längere Zeit erhielten, die auch 
Freigerichte hiessen und ihre Freigrafen und FreischötTen hatten (vrgL 
Grimm R. A. IL S. 829), aber nicht durch die EigenthümUchkeiten 
und die Stdiung der Westphällschen Vehmgerichte ausgezeidmet 
waren, dass ferner die Wes^hälisehen VehmschdlTen Aber gans 
Deutschland verbreitet waren und sie die Befugniss hatten, wenn 
ihrer drei Jemanden auf handhafter That ertappten , 3» lofoit zo 
riohten» d. h. aufzuknüpfsn, ferner dass man einzelne Westpha- 
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tische Freifituhlsorte mit ausser wesipbälischen Orten verwechselte 
(s. Kopp S. 62, 66, 69) und dass im XV. Jahrhundert an einigen 
Orten von Landesherren die Vehmgerichte nachgeahmt werden 
wollten, aber auf eine sehr niisslungene Weise und mit sehr 
schlechtem Erfolge, lieber das Leztere s. namentlich Kopp S. 62, 
70f., BerckS. 231 f., auch Wigand S. 292, 311, 532. Nur 
rechnet man hier mitunter manche Gerichte zu Nachahmungen der 
Westphälischen Vehmgerichte, von welchen dieses nicht nachweisbar 
ist, und welche doch den Namen Vehmgerichte führten, aber etwas 
ganz Anderes, als die Westphälischen waren, wie das Braunschweiger 
Vehmding, (vrgl. obenS. 147). 

Allerdings wurden öfters von den Westphälischen Freigerichten 
auswärtige Sachen an benachbarte Freischöffen zur Ausgleichung, 
2ur Versöhnung der Parthieen und zu ähnlichen Zwecken gewiesen ; 
es findet sich selbst ein Fall, in welchem das Vehmgericht in 
Westphalen erkannte, dass ein FreischöfTe vor FreischöfTen in 
Danzig wegen einer Anschuldigung sich solle eidlich reinigen (s. Ur- 
kunden beiThomas ius l.c.p.44, 45 und bei Voigts. 171, wasjedoch 
wohl nur eine isolirte Ausnahme war). War aber ein eigentlicher Spruch 
2u fallen : so musste die Sache an ein Freigericht nach Westphalen 
gebracht werden. So führen z. B. Gerstlacher und Sattler an 
den oben S. 11 4 angefT. Orten zum Beweise, dass in W ü r 1 1 e m b e rg von 
VTestphälischen Schöffen Vehmgericht gehalten worden sey, den Fall 
an^ dass der Kaiser dem Grafen Ulrich dem Vielgeliebten im Jahre 
1465 als einem Freischöffen der Westphälischen heimlichen Gerichte 
die Ausgleichung einer Streitigkeit mit dem Bedeuten übertragen 
habe , zu dem Ende Solche zu sich zu nehmen, die auch Wissende 
seyen^ so viel er deren haben möge, weil die mehreren Theile 
der Sache an etlichen Freistühlen und Gerichten in Westphalen 
vorgenommen und verhandelt wurden und sich nicht gebühre, 
Solches an dem kaiserlichen Kammergerichte zu verhandeln, 
sondern nach der Gestalt der Sache billig vor Denen, die der 
Westphälischen Rechte gewandt und wissend seyen, vorge- 

WXchter's BeitrSge. IQ 



178 Excurse cur ersten Abhandlang. 

nommen , dasdbst verhört tmd gerechtfertigt werden. Allein 
Cerstlacher und Sattler fuhren das Weitere, was In dieser Sache- 
erging, gerade den Haoptpunkt nicht an. Nach dem AasKuge 
nämlich, den ich bei Wig and S. 471 ans einer handschriftltcbeo 
Urkunde von 1465 finde, lad zwar der Graf die Parthieen vor sicA 
and vor Einige seiner wissenden Rathe; da jedoch der Klager aaf 
die Verhandlangen, die an den Freistuhlen m Westphalen geschehen 
iKraren, und deren Rechtsbestandigkeit sich berief und die Beklagten 
widersprachen; so erkannte der G^af mit seinen RäUien: dieweil 
mm die beiden Parthieen der Dinge widerwärtig ^nd^ und der 
Gyger (die eine Parthie), er habe es Altes rechtlich gehandeit^ und 
4iber die von Veberlingen (die andere Parthie) meinen Nein, 
sprechen wir, die Obgemeldten , und unsere Beisitzer eknh^iff 
«u Recht imd weisen die Sache mit unserem rechtlichen Spruch 
vor ein Kapitel der heimlichen Acht in Westphtt- 
len. Der Graf nahm sich also keineswegs heraus, in Württembergs 
als Westphälischer Freischöffe ein Vehmgericht zu halten und die 
Sache zu entscheiden. 

Die Bezeichnung Westphalens durch rothe Erde kommt in den 
Vehmurkunden häufig vor, gerade wie auch in anderen Urkunden 
häufig die Rede ist von der Sächsischen, Fränkischen, Schwäbischea 
Erde. Ueber die Grunde, warum die Westphälische Erde die 
rothe genannt wurde, sind die Ansichten verschieden. Manche, wie 
Klüber, denken, was offenbar üalsch ist, an blutgetränkte Erde^ 
Moser, was wohl ebenfalls unrichtig ist, an das rothe Feld im her- 
zoglich Sächsischen Schilde; Carl Heinrich v. Lang (in Wi* 
g a n d s Archiv för Gesch. Westphalens B. I. H. II. S. 1 1 6, 1 1 7) glaubt, 
roth oder schwarz bedeute ,,uttterworfen, zinsbar, klein, im Gegen* 
salze von weiss, wie Weissrussland,Schwarzreussen im Gegensatze zu dea 
Rothrettssen, und so werde wohl auch das Wes^hälische rothe Erdreidi 
auf die Abhängigkeit von dem weissen Hauptlande der Garolingischen 
Franken sich beziehen und die Westphälische Erde fiberbaupt den Ge- 
richtssprengel der Westphäiischen Gerichte , die xothe Erde aber den 
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Ausfluss und die Abhängigkeit dieser Gerichtsbarkeit vom Kaiser- 
Staate oder der weissen Erde bedeuten". Allein auch diess scheint 
mir eine sehr wunderliche und unbegröndbare Ansicht. Abgesehen 
von Anderem und auch davon , dass von der weissen Erde meine« 
Wissens nirgends in Urkunden die Rede ist: so müssten ja nach 
dieser Ansicht auch noch viele andere Theile Deutschlands ausser 
Westphalen rothe Erde genannt worden seyn. Wigand Femgericht 
S. 276 vermuthet, der Ausdruck bedeute nur Erde überhaupt, die 
Gerichte, die an alter freier Malstätte unter offenem freien Himmel 
statthatten, im Gegensatze zu denen, die in Häusern und Städten 
gehegt wurden. Allein bei dieser Erklärung musste dann der Aus^ 
druck beinahe von allen Gerichten Deutschlands iiberhaupt bis tief 
in das XV. Jahrhundert gebraucht worden seyn^ was aber meines 
Wissens nicht der Fall ist. So bleibt am Ende doch noch die Ver* 
imithung von Berck die wahrscheinlichste, welcher die Bezeichnung 
von dem röthlichen Erdreich herleitet , das in manchen Gegenden 
Westphalens sich findet 

Dass in Westphalen an den gewöhnlichen allbekannten 
Malplätzen unter freiem Himmel die Freigerichte und na- 
mentlich die heimliche Acht gehalten wurden, diess ergibt sich aus 
einer Menge von Ladungsurkunden, In welchen an diesen Malplätzen 
unter der Linde , unter dem Birnbaum , im Baumgarten u. s. w. vor 
der heimlichen Acht zu erscheinen geladen wird. Namentlich verwan- 
delte sich das offene Gericht, vor welches ein Unwissender geladen 
wurde, wenn er nicht erschien, sofort In die heimliche Acht einfach 
durch Ausweisung aller Unwissenden (zum Beweise, dass die hetm* 
liche Acht nicht an anderen Orten richtete, als das offene Ding). 
Dies beschreibt das Osnabrücker Rechtsbuch (Mascov p. 62, Tro ss 
S. 33) auf folgende Weise: Myrna volget de heyndichen achte 
znä gertchte. So tvath sieh dan mit rechten Ordelenn gehoirenn 
$M io richten tn den hemelichenn gertchte^ So sal de frygreue 
den firffgen fronen egne stUlntSBe vnde rumynge des Gerichtet 
iaten beden Me den, die nicht pryge Scheppen vnde vnwettendt 

10» 
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^yni, dat se off gain by der wede tnd repe, rnd geuen dan dut 
frige gherichte vnde frydmck tp , vnde stain vp von den frie» 
9tole, vnde gayn dan weder vmme vp den soluen vrygen statt 
Mytten, rnd heuen dan tcedervmme an, at$ hyr nagescr. steyt/^ 
Nach einigen Zwiegesprächen des Freigrafen mit dem Freifrohneir 
spricht dann der Erstere (Mascoy p. 65): So dein ick als my 
hyr to rechte gefunden vnde gedeylt is , vnde hege viule spanne- 
hyr eyn hitlich dinck vnde heynüich gerichte vnder Koniges^ 
Banne, eyn wer ff, ander wer ff, derde wer ff vnder Konnige» 
Banne, to dem Veyrden male ouer recht, vnde slude dosse Kon'- 
nigesBanck Stadt vnde stall myt düssen echten vrygen scheppen 
des Koniges myt Namen düssen seuen a. b. c. d. e. f. g. vnd myt 
dy ffi'iefiranen, vnde vort myt alle düssen anderen frigen schep^ 
penn, alsse sich dat myt rechte geburth vnder Kanniges Banne^ 
rnde verbeden hyr eynen itlikenn vnwetten Manne des Konniges^ 
Ipse Stadt vnd stall by dem Banne vnde by dem hagesten 
Wedde, vnde by der weide vnde repe. S. auch eine Anwendung^ 
in concreten Fällen in den Urkunden bei U s en e r S. 210 Tom Jahr» 
1M9 und bei Ktndlinger B. III. S. 646 Yom Jahre 1506. 

Ebensowenig, wie an heimlichen Orten , wurden die Vehmge- 
richte bei Nacht gehalten. Sie begannen am frühen Morgen und 
wurden fortgesetzt so lange es Tag war. Statt alles anderen Be- 
weises führe ich nur die Bestimmung über die Zeit an, wie lange 
auf den Angeklagten zu warten ist oder wie lange der Angeklagte^ 
der sich stellt, auf den Kläger zu warten hat (wenn der Kläger nicht 
kam: so wurde der Angeklagte sofort losgesprochen). Hierüber 
sagt das Osnabrücker Rechtsbuch beiMascov p. 6i(Tross S.32)r 
es soll gewartet werden, bis die Sonne auf dem Höchsten getoesen 
wäre des Tages, bis in die drifte Uhr,. In den Ladungsbriefen 
heisst es gewöhnlich, der Geladene solle xu rechter Tageszeit oder zu 
rechter Gerichts Zeit Tages erscheinen (s.z.B.dteUrkundenb.Usener 
S. 166, 170, 172^ 173, 176, 226). Bisweilen wird auch die Stunde aus* 
drücklich angegeben z. B. IX Uhr vor Mittag (Urk. bei Kindlinger 
B. III. S. 693). 
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016 einzige eigentliche Heimlichkeit der Vehmgerichte war die 
geheim zu haltende Aechtung und die geheime Losung. Zwar meint 
Thiersch Der Hauptstuhl des Vehmgerichts S. 9, zur Zeit der 
grossen Verbreitung der Schöffen habe es noch andere Tiele und 
wichtige Geheimnisse geben müssen. Allein es ist nicht einzusehen, 
in welcher Beziehung, und Thiersch weiss auch nichts Weiteres 
Jdamhaft zu machen, ausser dass er Eines anfuhrt, das aber offenbtf 
auf ein Versehen sich stutzt , wie es bei dem Entziffern jener alten 
Urkunden wohl vorkommen kann. Der Rath von Dortmund nämlich 
Jiatte einen Freistuhl um einige Notizen über abgesetzte Freischöffen 
gebeten ; er erhielt zur Antwort , man habe in einem Kapitelsbuche 
suchen lassen und werde auch noch weiter lassen suchen in diesem 
Buche und in noch anderen Kapitelsbüchern; und was man Dienliehes 
darin finde, werde man gerne mittheilen, und, wird in der Antwort 
beigefügt, hebbeti lath&n aoyken van XII. vren an wynte VII 
vren na myddage . . . Ge$chryten an tnnthe Lucas Dagheyn der 
nacht. Hier fragt nun Thiersch: Was 9oU heiuaeni wir habenlas^ 
sen suchen ton zwölf Freien an dem Winde, von sieben Freien nach 
Mittag? Wozu datiren sie den Brief in der Nacht? Aliein dio 
Sache klärt sich, wie schon Wigand in einer Recension bemerkte» 
sehr einfach auf. Von Wind und zwölf oder sieben Freien ist in 
jener Stelle nicht entfernt die Rede ; sie sagt nichts Anderes, als: 
wir haben lassen suchen von 12 Uhr {vrenj an bis (wynte) 
sieben Uhr Nachmittags y und in der Nacht schreiben sie, eben 
weil sie bis Abends sieben Uhr gesucht hatten \ 

VII. Excurs. Nöthige Zahl der Vehrarichter, 
Förmlichkeiten beim Verfahren. Zu S. 25. 26. 

Dass die nothwendige Zahl der Richter wenigstens sieben 
sey, diess schloss sich überhaupt an Deutsche Gewohnheiten an« 
Das Osnabrücker Rechtsbuch (Mascov p. 64, vrgL Tross S. 33) 
enthält über die Frage ^ mit wie vielen Freischöffen der Freigraf den 
Stuhl und Bann besetzen spannen und bekleiden soll, die Antwort; 
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Ihr $oUt vki dem 31mde$fen sieben FfrehehOffen eder Freie der 
FreigrafBchaß oder sotiat txndere sieben Freisehöffen bei Euch 
eetzen, die das Urtheil weisen und Zeugen sind des Oerichts xu 
Recht u. s. tr. Wenn WigandS. 367 bemerkt, dass bei dem 
späteren Bunde der Freisehöffen (oben S. 168) und wie ibre Zahl sich 
anHerordentlich mehrte, dieses Gesetz, fiir welches er als Beleg die 
Heffungsformel bei Hahn p, 628 anführt (wohl ein Druckfehler; 
vrgl. Hahn p. 649, einExcerpt des Compilators ans dem oben S. 129 
angeführten, mit dem Osnabräcker Rechtsbnche zusammenhängenden 
Rechtsbuche), überflussig geworden sey: so ist diess sehr in Zweifel 
SU ziehen. Die zahlreichen auswärtigen Freisch4ffen^ wenn sie gleich 
mitunter in grosser Zahl sich einstellten, waren doch nicht immerund 
in jedem Falle bei der Hand. Wigand fugt noch bei: Das Dort- 
mnnderOewohnheitsrecht forderte dreissigFreisGhöf* 
fen im Umstände, Es ist wohl damit das Rechtsbuch bei Sencken** 
foerg p. 107 gemeint, welches in einer etwas wunderlichen Exposition 
sagt: Die Freigericfate sollen vor Gott mehr Zucht in ihrer hohen 
Ordnung haben, denn andere; die erste Zucht ist, dass der Frei" 
graf und der Stuhlherr und der Schreiber mit dem Buch und 
der Freifrohne soll euch daneben stehen und alle Freischöffen 
die in den Umstand gehören, dreissig und mcht minder , mehr 
mag ihrer wohl seyn, und es soll auch ein Unwissender unter 
ihnen nicht seyn u, s. tr. Dass man jedenfalls hier mit Unrecht ge* 
rade von einem Dortmunder Gewohnheitsrechte spricht , ist schon 
oben S. 123 ausgeführt worden, und was die Sache selbst betrifft, 
so ist entweder die Zahl verschrieben oder hat der Verfasser, der 
Oberhaupt in diesem, unter der offenbar unrichtigen Rubrik einer 
Arnsberger Reformation stehenden, Abschnitte des Hechtsbuchs 
manches Wunderliche und Hüssverstandene gab (vrgl. oben S. 122 
Ift b.) , mit der mindesten Zahl der ndtbigen Schöffen die höchste 
Zahl verwechselt, welche eine Parthie als ihre Folger vor Gericht 
mit sich bringen durfte (s. Arnsberger Reformat cap. IX. und Osna* 
brücker RechUbuch bei Mascov p. 110, Tross S. 50 , ebenso 
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•der Sachaeiwpiegel 11, 67). Auch sieht man aus Dem, was das 
Aeehtsbucii gleich nachher p. 110 sagt: dass es nicht mehr als 
7 Sch&ffiei» zu einem gültigen Urtheile fordert. 

Die äusseren Fdrmficbketten beim Verfahren der Vehmgerichte 
^mmen ganz mit der Sitte überein, wie sie im Sachsenspiegel b<;- 
.schrieben wird. Der Kläger und der Beklagte tragen ihre Sache 
durch einen aus der Zahl der anwesenden Schöffen ihnen gegebenen 
Vortpn'echer vor (Vrgl. Sachsenspiegel I. 62 $. 7. I. 61 §. 4, 5). 
Diess war unbedingte Sitte, auch wenn ein Freischöffe als Kläger 
•oder Beklagter auftrat Desshalb sagt das Osnabrucker Rechtsbuch 
(Masco? p. 69 Tross S. 35) äai neymandea in gerichte en komme 
s^mdei* Voriprecken, und dass es durchaus so gehalten wurde, wird 
durch eine Menge von Urkunden über concreto Fälle bestätigt. Man 
vergleiche z. B. die Urkunden bei Usener S. 212 (bei einem Frei- 
schöffen als Beklagten) und S» 203 (Vorsprecfaer für den klagenden 
FVeischöffen). — Der Freigraf findet nicht selbst das Urtheil ; er stellt 
«s an einen Schöffen, ruft diesen aui; dieser geht weg, berathet sich mit 
den umstehenden Schöffen, dem Umstände, kommt dann wieder und gibt 
nun das gefundene Urtheil (vrgl. damit Sachsenspiegel I., 62 $. 4, li, 
12 $. 7, m, 30 $. 2, Maurer Altgerm. Gerichtsverf. S. 123 1 
<xrimm R. Alterth. S. 786 f.). Diese constante Form bei den 
Vebssgerichten whrd durch unzählige Beispiele in den Urkunden be- 
legt (vrgl. auch oben S. 154 und unten in den folg. Excursen, auch 
das Dortmunder Weisthum von 1429 bei Senckenberg p. 121» 
122 f.). Selbst wenn es sich nicht von einem concreten Falle und 
einem in demselben zu fallenden Urtheile handelte, sondern vonFest* 
Stellung eines Recfatssatzes, Ermittlung eines Gewohnheitsrechts, 
überhaupt vom Finden eines Weisthums : so wurde ganz dieselbe 
Porm der UrtheMsiindung beobachtet Man vrgl. nur die Arnsberger 
Weisthumer von 1437 und die bei Usener S. 267 abgedruckten 
Weisthnmer von 1441 , welche durchaus in dieser Form gefunden 
irurden. Das erste von diesen letzteren lautet z. B. so: Das erste 
Urtheil ist gefragt , ob man aaeh Wienende und UiiwlsseHde 
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m6ffe unter einander mengen und ihnen Vorhiehmg thun vor 
das offenbare Gericht. DsaUrtheil ward gestellt an Johannes 
Plettenhracht; dsr ging aus mit den Umständem des Geb- 
richt s und beriet h sich und kam wieder in das Gericht und wies 
pXr Recht: dass diess nicht mit Rechte seyn möchte und die 
Vorbietung sollte seyn unbindlich und nicht von Würden. 

Das Urlheil selbst wird sitzend gefunden , stehend gescholten. 
So sagt das Qsnabrucker Rechtsbuch bei Mascov p. 85 (Tross S. 
41; Yrgl. auch das Rechtsbuch bei Wigand S. 554 Art. XVII; es 
ist diess die Stelle, welche nach dem oben S. 128 Angeführten unter 
Anderem der Compilator bei Hahn so widersinnig gibt): Ock sollen 
se de ordele alle syttende vynden, vnde stände sal men se schein 
den. Neym^ndes en sal noch en mach ere ordele dar scheldenn, 
he en sy dan ore genoit als van geborth. Scheidet eynich man^ 
de ore genoit is, ore ordele^ de sali derbanck bidden tho wisenf 
dan so sal de geyne vp staen^ de dat ordele wisede, vnde de 
scheider sal sick weder neder selten jn syn Stadt , vnde wisen 
dan, dat en recht düncket syn vnde trecken dan dar he des durch 
recht theyn sal alse vor den Romesschen Keyser edder Koninck, 
ainne du dat vindest In libro scdo Capittulo XIL Ganz damit 
übereinstimmend ist der Sachsenspiegel II, 12 §. 13 und besonders 
III, 69. $ 2, 3, auf den auch die Stelle verweist Vrgl. auch Maurer 
Gesch. d. altgerm. Gerichtsverfahrens S. 170 f. Grimm R. Alterth. 
S. 791. 792. 

Ein offenbares Missverständniss Ton T hier seh ist es, wenn er 
(Vervemung des Herzogs Heinr. S. 8) sagt: ein gehörig constituirtes 
heimliches Gericht (im Gegensatze zum offenbaren Gerichte) sey 
durch gehegtes Gericht, gespannte beschlossene Bank bezeichnet 
worden. Das Gericht hegen, die Bank spannen waren ja in Deutsch-* 
land ganz allgemeine Ausdrücke für jedes Gericht, das förmlich be- 
gonnen hatte (vgl. auch Grimm R. Alterth. S. 812), und so werden 
sie auch in den Vehmurkunden von dem Vehmgerichte sowohl vom 
offenen als vom geheimen gebraucht 
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VIII. Excurs. Anklageverfahren. Zu S. 26, 27. 

Das8 bei den Vehmgerichien blos auf Anklage gerichtet wurde 
«nd dass bei ihnen von einem inquisitorischen Prozesse, hei welchem 
der Richter von Amtswegen eingeschritten und für den Beweis thltig^ 
gewesen wäre, nicht auch nur entfernt die Rede war, beweisen alle 
uns aufbehaltene Rechtsmonumente der Vehme. Bios das Ergreifen 
auf handhafter That machte scheinbar eine Ausnahme; hier klagte 
sich derThäter selbst an und richtete sich selbst; ergreifen ihn daher 
zum Mindesten drei Schöffen auf handhafter That: so können und 
müssen sie ihn sofort richten und aufknüpfen (Excurs XIII). Da aber 
«elbst noch Kopp und sogar einige Spätere von einem inquisito^ 
ri sehen Verfahren der Vehmgerichte sprechen; so will ich hier nur 
Folgendes für das im Texte Behauptete und namentlich auch von 
Wigand und Eichhorn Bekräftigte anfuhren : 

1. Das Osnabrücker Rechtsbuch spricht blos von Anklage und 
geht durchaus auch bei der heimlichen Acht davon aus, dass nur auf 
Anklage verfahren wird. Diess beweist auch schon die Weise, wie 
der Freigraf das Verfahren in der heimlichen Acht zu eröffnen hatte* 
IVach jenem Rechtsbuche (bei Mascov p. 70, Tross S. 35) fragt 
der Freigraf den Frohnen: Ick frage dy frig fronen, so wath Kla^ 
gen vnd Sacke ick hyr in aussen heymlichen gerichte to reckte 
richten solle tnde möge na säte der heyndichen achte vnd wai 
clagen vnd sacken tho rechte Veym Wroge sacken syn? 

Der ffrig frone sal wiesen tor recht,: alle clagevndesaahenp 
de Veym Wroge synt, vnde allet dat thegen de Thein Gebode 
Sodes, vnde thegen de hilligen euangella is, dar de heslotten 
rechte herkamen vnd vthgeflotten synt. 

So vorlene ick edlen echien rechten ffrien scheppen^ ore clage 
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vnde^wit intobringen, vnde tka oppenen tho rechte , mde rar- 
bede ene to vnrecht tho clagen vnde intobringen, vnde eyssche 
denCleger vnde fort alle de rechtes begerenn in gerichte torechte 
na vthwisinge der Ordele dreppende vp de theyn gebode godee 
nufe vp de hiUigen euangelia vnd ge$9tteh der rechte. 

2. Das ganze Verfahren hing so sehr von der Anklage ab, dasr, 
wenn der Ankläger im Termine nicht erschien, der Beklagte sofort 
Ireigesprocfaea wird. Concrete FäHe , in welchen auf diese Weise 
entschieden wurde, konnten aus einer Reihe von Urkunden nachge* 
wiesen werden (vgl. oben S. 166). 

3. Die Khige musste stets dem Angeklagten nahmhaft gemacht 
und ihm der Kläger und der (gegenständ der Ladung bezeichnet wer- 
den (Amsberger Reformat. Cap. III). 

4. Ebenso erklärten die von Kaiser Ruprecht befragten Freignh- 
fen auf seine XX. Frage, dasa manNymande vormmen möge oder 
nach der Vehme Rechte vorterbin sollte, er sie detvie zuvor beela^ 
get, erfolget, vorfeinet und vorfttrt, als recht ist an den freien 
ShilCj dar sich das mochte gebord zu thune. 

5. In einer Reihe von Reversen aus den Jahren 1422 — 1555, 
welche bei Kindlinger B. III. S. 561 f. abgedruckt sind, verpflichten 
steh die Freigrafen, nur auf eine bei ihnen eingebrachte Klage xa 
richten. 

6. Auch in den Fällen , in wekhen das Gericht sich selbal a»» 
mittelbar als verletzt betrachten konnte^ musste die Rüge der Thaft 
durch die Klage eines Freischöffen eingeleitet werden, wie z. B. m 
dem von Vsener S. 42 angeführten Falle, in welchem ein Frobn* 
böte einen Frankfurter luden vor ein Freigericht laden sollte, die 
dortigen Juden aber Mch weigerten , ihm die Wohnung des zu La- 
denden zu sagen, und sie nun desshalb vor dasVehmgericht gezogen 
wurden. 

Die Anklage wurde vorgebracht und die Entscheidung, ob die 
Sache vor die Vehme gehöre, Vehrawroge sey, gefällt bei angeklag- 
ten Prdschöffen vor der heimlichen Acht; bei NichtwissendeR war es 
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im Grunde gleichgültig, ob jenes vor dem offenen (verichte oder der 
heimlichen Acht geschah. Denn jedenfalls musste er davon In KennC*^ 
iiiss gesetzt werden, da er nachher geladen werden musste. Desshaib 
geschah die Anklage und die Entscheidung, ob die Sache Vehmwroge 
sey, bald vor dem offenen Gerichte (nach dem Rechtsbuche bei 
Senckenber g p. 99 sollte diess stets so gehalten werden), baldvor der 
heimlichen Acht; vor letzterer wohl häufiger, wie die uns aufbehalte* 
nen Urkunden beweisen, und dann natürlich immer, wenn ein Gericht 
aus MIssbraueh den Angeklagten gar nicht vorlud. Aehnlich nimmt 
es auch Eichhorn §. 421 Nt. dd. Zwar meint Wigand S. 411, 
dass auch da, wo ein Gegensatz des offenbaren und heimlichen Ge-> 
richts sich bildete , die Klage stets im heimlichen Gerichte habe er- 
hoben werden müssen , weil die Vehmschoffen auf die Klage schon 
geurtbeilt hätten, ob die Frage Vehmwroge sey, und wirft Eich- 
horn ein Schwanken in seinen Aeusserungen vor. Allein abgesehen von 
der angeführten SteHe aus dem Rech tsbnch beiSenckenberg:so weiss 
ich Rut dieser Bemerkung Wigands nicht zu vereinigen, wenn er S. 355 
sagt: es ht hierbei sehr bemerhenswerth^ dass in der Ffdge, wie 
ein Unterschied zwischen dem heimlichen mid offenbaren Ge^ 
richte statthatte, bei der BercU/iung, was vor das heimiiehe 
Gerieht gehöre , und bei dem Urtheitfinden darüber, ob eine 
Sache an das heimliche Gericht zu ziehen sey, es nicht wesent" 
lieh war, dass kein Unwissende zugegen seyn durfte. I^enn 
hier acheint er doch auch zuzugeben, dass die Entscheidung über 
die Vehfnwroge vor dem offenbaren Gerichte habe gefallt werden 
können. 

IX. Excnrs. Competenz der Vehmgeriehte, 
insbesondere ihre subsidiäre Gerichtsbarkeit 
und die exemten Personen. Zu S. 15, 16, 27. 

Ueber die Frage, was vor die Vebme gehöre, eine Frage, Ober 
welche der Grebrauch der Vehmgeriehte selbst hSoSg schwankte^ sind 
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SU Yergleicfaen das Osnabrücker Rechtsbuch bei MascoY p. 70, 
Tross S. 35, 36 (vgl. auch das Rechtsbuch bei Wigand S. 559 Art 
XI; und daraus das Rechtsbuch bei Senckenberg p. 89 und den 
Oompllator bei Hahn p. 650: s. auch Denselben p. 607), femer 
Ruprechts Fragen $. 31, Arnsberger Reformat. Gap. II. (vrgf. 
Usener S. 125), auch dasRechtsbuch bei Senckenberg p. 98, 120 
und der Kapitelsbeschlass Ton 1490, abgedruckt bei Wigand 
S. 264 (s. auch die Urkunde bei Kindlinger B. III. Nr. 211) und Wi- 
gand S. 333 — 353. Interessant ist auch die Erklärung, welche der 
Cburfiirst von Cöln als oberster Statthalter und Verweser der 
Westphälhchen Gerichte im J. 1521 den Reichsstanden über die 
Competenz der Vehmgerichte gab (abgedruckt bei Harpp recht 
Staatsarchiv Tb. V. S. 174—177). 

lieber Geld und Gut (Civilsachen) sollten die Vehmgerichte 
gegen Solche, deren ordentliche Richter sie nicht waren, nicht rieh- 
ten; yrgl. Kaiser Ruprechts Fragen §. 9. Freilich überschritten 
siediess sehr oft, wie z. B. die Urkunden bei Usener, bei Voigt 
{^rrgl. Denselben S. 166 f.) und bei Anderen beweisen (vrgl. auck 
Wigand S. 440 f.). Sie hatten aber dabei einen Anhaltspunkt, weil 
jede Civilsache Vehmwroge werden konnte, und sie in allen Fäüen 
justandig waren, in welchen vor dem ordentlichen Richter nicht 
Recht zu finden war. In solchen Fällen suchten sie gewöhnlich des 
Reklagten zu bestimmen, dem Kläger auf die gehörige Weise gerecht 
zu werden, und legten ihm diess zu thun bei bestimmten Bussen auf; 
weigerte er sich aber: so wurde nun der hartnäckige Trotz, mit wel* 
chem er das von Rechtswegen Schuldige nicht erfüllte , eigentliche 
Vehmwroge und es konnte nun gegen ihn verfahren werden, wie %e^n 
einen anderen Misselhäter (vrgl. besonders Wigand S. 338 t^ 
441—443, zum Theile gegen Eichhorn $. 421 Nr. V). Dassnoch 
im XVI. Jahrhundert die Vehmgerichte diese ihre Competenz festzn* 
halten suchten,, beweisen eine Reihe von Urkunden, so z. B. die bei 
Harppr echt Staatsarchiv Tb. IV. S. 309-— 321 abgedruckten in- 
leressanten Urkunden über eine Civilrechtssache » wegen welcher di» 
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Stadt Reutlingen Tor den Freistahl zu Medebaeh vor der(Men 
Pforten unter der JAnde geladen wurde. Häuflg suchten üt aucb 
ihre Competenz in solchen Civilsachen, bei welchen eidlich einge- 
gangene Versprechungen zur Sprache kamen, dadurch zu begründen, 
dass es sich vom Bruch eines Eides handle. Vrgl. die eben angef. 
Urkunden und die S. 188 angcf. Churcölnische Erklärung. 

Uebrigens wurde die subsidiäre Gerichtsbarkeit der 
Vehmgerichte in Sachen, in welchen vor dem ordentlichen Richter 
nicht Schutz und Recht zu erlangen war, durchaus auch von den 
Kaisern und den Reichsfursten aneriiannt. So sagt z. B. der Land- 
friede von 1438 (Neue Sammlung der Reichsabsch. I. S. 158), man 
solle an die Westphälischen Gerichte Niemanden fordern haischen 
oder laden, denn um die Sachen, die dahin gehören oder 
deren man zu Ehren und Recht mcht mächtig seyn möchte, 
und ob Jemand dahin gefordert würde, dessen seht Herr 
oder Richter mächtig wäre zu Ehren und zu Recht und 
diess dem Richter zu wissen thäte oder schriebe, dass 
alsdann solche Ladung abseyn und der Sache nachgegangen 
werde tor den Herrn oder Gerichten, Ivohin die Sache gehört, 
ohne Eintrag desselben heimlichen Richters, Ebenso sagt dw 
Frankfurter Reichsabschied von 1442 $. 13 , 14 (die s. g. Reforma- 
tion Friedrichs 111.) : besonders dass man Niemanden daFnn (an 
die Westphälischen Gerichte) fordere haische oder lade, dann 
die und um die Sachen, die dahin gehören oder die man zu den 
JEhren nicht mächtig sehn möchte; wäre aber Jemand dahin 
gefordert worden, dessen sein Herr oder Richter mächtig wäre 
zu den Ehren vor ihm oder anderen landläufigen Gerichten oder 
dass derselbe Herr oder Richter dem Freigrafen oder Richter 
solches zu wissen thäte oder schriebe tifidf einen Solchen ab-' 
forderte und er mit zwei oder drei oder anderen uncersproche'- 
nen Männern dem Freigrafen oder^ Richter Tröstung zu den 
Ehren obgemeldt'ermaassen unter ihren Siegeln ztischriebe: so 
soll eUsdann solch Ladung abseyn und der Sache nachgegangen 
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wetd/en von denilermoder Richter, da die Sache hingehört oder 
,pef ordert wird, ohne Eintrag des Freigrafen oder heimlichen 
Richters, Das Gleiche wird dann in der Reformation Kaiser Maxi- 
mOians von 1495 wörtlich wiederholt. Vrgl. auch Kaiser Raprecht» 
fragen $. 2 und die Arnsberger Reform, t. 1437 Cap. II, XVI. 

Wenn Eichhorn $. 422 bei Not y sagt, dass die Reichs- 
stände die Ausdehnung des heimlichen Verfahrens der Westphäli- 
sehen Gerichte auf Personen, die nicht in Westphalen gesessen 
seyen , durchaus verworfen hätten , und sich dabei auf die Berath- 
schlagungen des Reichstags von 1438 $. 20 (Neue Samml. d. R. AA. 
L S. 163) beruft: so waren allerdings bei jener Deliberation von 1438 
die Reichsstände sehr dafür gestimmt, die Westphälischen Gerichte 
durchaus auf Westphalen zu bescJiränken, und unter den ver s c h i e* 
denen Rathschlägen, die in dieser Beziehung zur Sprache kamen, 
irar auch der, dass sie Auswärtige nicht vor ihr Gericht sollen ziehen 
und dass Niemand, ausser ein Westphale, soll Schöffe werden dürfen. 
Allein diese RathschlägebliebenbloseDeliberationen, 
and das Gegentheil wurde durchaus auch in den späteren Reforma- 
tionen wieder anerkannt Ueberhaupt konnte ein solches Recht 
der Vehmgerichte, als kaiserlicher Gerichte — da einzugreifen, wo der 
ordentliche Richter nicht Gerechtigkeit handhaben konnte oder nicht 
wollte — das ganze Mittelalter hindurch um so weniger auffallen, 
als in solchen Fäiien das Gericht eigentlich blos an die Stelle der 
Fe hde trat Denn wo der Verkümmerte oder Verletzte nicht durch 
die ordentlichen Gerichte Recht und Genugthuung erhielt, konnte er 
ja hn Mittelalter stets Fehde erheben und von Jedem, der wollte, 
dabei unterstützt werden. (S. II. Abhandlung oben S. 50 ff.) 

Die einzelnen Reichsfursten suchten sich und ihre Un- 
terthanen gegen Ladungen vor die Westphälischen und anderen 
Gerichte durch privilegia de non evocando, die sie sich vom 
Kaiser geben Hessen, zu schützen. Allein auch diese PrivUe- 
gien erkannten doch bis in das XVI. Jahrhundert den oben ange- 
lahrten Grundsatz an y d. h. es wurde ihnen meist ausdrucklich ein- 
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verleibt, dass sie nur getten sollen, wenn der Territorialherr vor 
«einen Gerichten gehörig Recht gebe und seiner Unterthanen cu 
diesem Zwecke mächtig sey, so dass, wo das Letstere nicht der Fall 
war, eben damit die Competenz der Westphüischen Gerichte «oef- 
kannt wurde. In manchen Privilegien wurde sogar dem Territorial- 
herrn ein bestimmter Zeitraum vorgeschrieben, innerhalb dessen er 
dem Verletzten Recht verschaffen müsse, wenn das Privilegium wirk- 
sam seyn soll. So erhielten z, B. die Grafen von Württemberg 
im Jahre 1361 ein solches Privilegium de non evocando; es wurde 
dabei den Grafen zur Bedingung gemacht, dass sie innerhalb vier 
Wochen Recht sprechen lassen müssen; denn sonst solle des Reichs 
MÜehter oder LandHcMer dem Kläffer Rechtens gestatten oder 
helfen (mein Württ Privairecht I S. 56). Ein anderes PrivUegtum 
der Art, das die Grafen von Württemberg im Jahre 1415 erhielten, 
bestimmt, dass die Grafen Recht schaffen müssen in sechs Wochen 
und drei Tagen; geschehe das nicht: so mögen die KlSger vor dem 
Reichshofgericht zu Rotweil oder anderswo Recht suchen und 
fordern, als ihnen das nöthig würde (Riecke Sammlung der Württ. 
Gerichtsgesetze Th. 1 S. 12 vrgl. damit die angef. Stelle der Arns- 
berger Reformat.}. Ein spiteres Privilegium von 1495, welches 
Herzog Eberhard von Württemberg erhielt, nennt zuerst ausdrück- 
lich auch die Westphälischen Gerichte, indem es bestimmt, dass man 
einen Herzog von Württemberg und seine Unterthanen weder vor 
das Reichskammergericht, Hofgericht zu Rotweil oder andere Hof- 
Städte- oder Landgerichte, noch auch vor die Westphälischen oder 
andere heimliche Gerichte, wie (Uo Namen haben mögen, laden 
solle um Sachen, die sie, ihre Leute oder ihre Güter antreffen; aber 
auch dieses PrivOegium setzt ausdrücklich bei : würden aber Her^ 
%og Eberhard zu Württemberg tmd seine Erben und Nachkom- 
men, Herzoge und Heinren zu Württemberg , die jetzt sind und 
fürder «eyn werden y ihre Manne, Räthe, Leute , Diener und 
Verwandte von abgemeldten Rdthen Richtern wnd Gerichten 
obbesthnmtermmsBen nicht zn Recht fürhonsmen oder des wie 
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absteht iücht verhelfen oder vollziehen, tso mag der Kläger den 
Aniworter rar Uns oder Unserem Kammergericht Hofgericht 
oder anderen Gerichten, da sich diess nach Ordnung ge^ 
tührt, mit Recht vornehmen vnd erstehen, dieser Unserer Gnade 
und Freiheit halben unverhindert. Namentlich ist in dieser Hinsicht 
eine Behauptung Hofackers (Jahrbb. für Gesetzgebung in Würt- 
temberg I S. 26) zu berichtigen. Im J. 1445 wurden sämmtliche 
männliche mundige Einwohner des WOrtt. Dorfes Feuerbach auf 
eine Klage des Conrad Schenk von Winterstetten vor den Freistufal 
xa Waldorp nach Westphalen geladen (Sattler Gesch. Wurtt unter 
d. Grafen. Th. IIL Beil. Nr. 77). Diess war aber, sagt Hofacker, 
MO sehr eine Neuerung, und zugleich Eingriff in die Hais. Pri-^ 
fßü^ien, dass Graf Ludwig von Württemberg 1449 ein Urthell des 
Wreistuhls von Brunighausen in Westphalen erhielt : es soll keiner 
seiner Unterthanen vor ein ausländisches Gericht geladen werden. 
Allein s o lautete das Urtheil des Freistuhis (beiSatt I e r a. a. 0. Nr. 78) 
keineswegs. Vielmehr enthält dieses Urtheil gerade einen Beleg des 
oben Ausgeführten. Es erkennt zwar als Regel an, dass kein 
Württ. Unterthan vor einen Freistuhl evocirt werden dürfe, aber 
£igt die ganz der Competenz der Vehmgerichte gemässe Beschrän« 
iung und Ausnahme bei, sie (die evocirenden Ankläger) möchten 
denn beweisen oder beibringen mit wahrhaftigen 
Kunden und Kundschaften, dass Dem oder Den Ge- 
richts oder Rechts geweigert und an Seiner Gnaden 
Gerichte rechtlos gelassen wäre worden; dess stände 
ihm oder ihnen zu gemessen. 

Gleiche Beschränkungen, wodurch also für den oben bezeich« 
neten Fall den Westphälischen Freigerichten ihre Competenz keines- 
wegs abgesprochen wurde, enthalten eine Menge ähnlicher Privilegien, 
2. B. das, welches die Stadt Ulm im J. 1359 erhielt (Urkunde bei 
Lünig Reichsarchiv ParsSpec. Cont IV Th. II.Abth. 2 S. 562), das 
Privilegium von 1447, das Friederich III. Churmainz gab (Urk. bei 
K^opp, Beil. Nr. XIV), das Privilegium de non evocando, welches 
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Strassburg im Jahre 1451, Hanau im Jahre 1489 erhielt (s. die Ur* 
iunden bei Datt p. 758 Nr. 72, 74 und Müller Reichstagstheater 
unter Fried. III S. 125. f. 

Häufig aber beachteten die Freistühle solche PriTilegien selbst 
dann nicht, wenn die Bedingung^ unter der sie ertheilt wurden, eifüUt 
werden wollte (Beispiele bei Kopp S. 199, Usener S. 21). Dess- 
halb suchten die Territorialherren auf andere Weise gegen Ladungen 
an die Freigerichte zu sichern, indem sie ihren Unterthanen bei schwe- 
rer Strafe untersagten, eine Klage bei den Freigerichten anzubringen» 
«0 z. B. schon im J. 1446 Herzog Wilhelm von Sachsen in seiner 
Landesordnung, und manche Reichsstädte Hessen ihre Burger schwö- 
ren, dass sie nur bei der Stadt Recht nehmen und geben wollen 
(vrgl. z. B. von Esslingen Datt p. 753 und in Beziehung auf 
Frankfurt Usener S. 21, 22), i^d ahndeten die Uebertretung 
dieses Gelöbnisses oft mit schweren Strafen, wie z. B. im Jahre 1468 in 
Augsburg zwei Bürger gekö|^ wurden, weü siewlder ihre bürgerlichen 
Pflichten wid Eide ihre Mitbürger in fremden Oerichtszwängen 
besonders aber in dem WestphcUischen Gerichte mit Recht für^ 
genommen hätten. 

Uebrigens war eine Abforderung der bei einem Freigerichte 
anhängigen Sache aus dem Grunde , weil das ordentliche Gericht des 
Angeklagten über ihn Recht ergehen lassen werde, vom Yehmge« 
richte nur dann zu beachten, wenn sie zu rechter Zeit eingelegt 
wurde, d. h. nach geschehener Ladung ehe das Gericht ein Kontuma* 
cialurtheil aussprach. Diess erkennt z.B. Kaiser Siegmund in einem 

Briefe vom J. 1428 (Urkunde bei ThierschVervcmung Herzogs Hein- 

• 

rieh S. 11) ausdrücklich an, indem er sagt: er habe aus dem Ver* 
vehmungsbrief wohl gesehen , dass der Angeklagte lange Zeit vorher 
vervehmt gewesen sey, ehe ihn die Herzoge von Bayern abgefordert 
hätten, so dass es mm nicht mehr geschehen mag und zu spät 
ist, es wäre denn, dass sie ihn abgefordert hätten vor der Ver- 
fürung, so wäre der Freigraf schuldig gewesen, ihn heim zu 
weisen. Nun aber das nicht geschehen, und die Sache 

10*» 
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rersäumi ißt werden: so verstehet Ihr wöhl^ das keine 
Freiheit gepen des heimliche Gericht helfen mag. 

Diejenigen aber, welche sich alsFreischdffen aufnehmen liessen, 
tnussten jedenfalls vor den Freigerichten zu Recht stehen, wenn nur 
die Sache, wegen der sie yorgefordert wurden, Vehmwroge war; 
V. selbst die angeff. RathschlSge der Reichsstände von 1438 $. 20. 

lieber die Personen, welche allgemein von der Ge* 
richtsbarkeit der Vehmgeriehte ausgenommen seyn sol* 
len, sagt das Rechtsbuch beiSenckenbergp. 98: man soll keinen 
Pf affen,nochkeinenQeistiichen,d€rge8ehcrenund geweiht ist, nicht 
an einen F)reishihl laden, auch kein WeibsbUdy noch Kinder, diezu 
ihren Tagen nicht gekommen sind, auch keinen Juden, noch 
Beiden, w}ch Alle, die den Christenglauben nicht erkannt ha-- 
ben, weil sie des Gerichts nicht würdig sind; die Alle soll man 
nicht an Freistuhl laden.*^ Wigand S. 498 bringt diese, in der 
angefahrten Stelle des Rechtsbuches (welche Wigand mit Unrecht 
Amsberger Reformation nennt; s. oben S. i 23) bezeugten, Exenn 
lionen mit seiner Hypothese über einen Sch&ffenbund in Verbindung, 
eine Beziehung aber , die sie offenbar nicht haben und welche ohne- 
hin mit der Unerweislichkeit dieses Bundes ßllt. Was 

1. die Juden betrifft: so war schon in der ersten Hälfte des 
XIV. Jahrhunderts anerkannt, dass sie nicht vor einen Freistuhl sol- 
len geladen werden dürfen, und zwar nach einer ausdrucklichen Be- 
stimmung des Kaisers. Ein Herr von Lippe , Stuhlherr in West* 
phalen, erklärt im Jahre 1345, der Kaiser habe befohlen, dass man 
über keinen Juden richten soll vor den freien Stühlen , welche Veme 
geheissen sind , weil diess von Alters her Recht gewesen sey. Da 
nun der Kaiser so geboten habe : so habe er sich mit Willen und 
Zustimmung seiner Erben und mit Rath seiner Freunde entschlossen, 
zu geloben und zu versichern, es stet und fest zu halten, dass man 
über keinen Juden richten soll vor seinen freien Grafschaften und 
vor seinen freien Stühlen, welche Veme geheissen sind, und er ersu- 
che alle Andere, welche Freigrafschaften haben in seinem Lande, 
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dM8 sie dasselbe Gebot möchten mit Ihm halten u. s. w. (Urk. bei 
Thiersch Hauptstuhl des Vemgericbis S. 80). Gleiches erklären 
nuch zwei andere miichtige Stuhlherren, der Graf von Arnsberg im 
Jahre 1348 und der Graf Ton Limpurg im Jahre 1350 (Th ie r sc b 
a a. O. S. 81). Denselben Grundsatz erkennt auch ein Dortmunder 
Weisthum ton 1434 (s. Usener 6. 32) an und audi das V. Arns* 
ber^erWeisthum vom 11. April 1437 spricht aus, da89 man keinen 
Juden um keinerlei Sache vor den FreisMd laden k&mte (s. bei 
Usener S. 124 und Senckenberg p. 127 Nr. 71; Dasselbe steht 
auch in dem Abdrucke der Arnsberger Reformation, welchen 
Datt p. 76S Nr. 24 und Göbel geben, ein Beisatz aber, welcher 
in den besseren und zuverlässigeren Handschriften fehlt, s. die 
S. 140 f. angefGdirten Abdrucke bei Usener, Tross und Sen c k en« 
berg). 

Dagegen bemerkt zwar Wigand S. 4^8 Nt 57: ein ArnS" 
berget Wei^hum eagt, dazzman auch Juden an den-freien 
Stuhl heischen ml^ge und citirt dafür Hahn p. 642. Allerdings 
ateht diese bei Hahn in der angeführten Gompilation, aUetn nur 
durch eine Unrichtigkeit im Abdrucke oder durch eine Ungenauigkeit 
des schlechten Gompilators. Jene Stelle bei Hahn ist nämlich nicfati 
Anderes, als das angefahrte Amsberger Wdsihum von 1437; nur 
wird bei Hahn aus keinen Juden , wie es im Weistlium steht, ge^ 
macht einen Juden! Auch in vielen einzelnen Vehmurthdlen wird 
aneriLannt, dass die Vehmgerichte keinen Juden vor sich ziehen sollen. 
Eines dieser Urtheile (vom J. 1462, Urkunde bei Usener S. 239} 
gibt als Grund an , sintemal in der heil. Schrift louf in dem 
Christenglauben verboten ist, dass die Christen und Juden keine 
^emehischaft zusammen haben sollen, itnd die Juden an die 
Freiengeriehte nicht kommen mögen; ähnlich auch ein Arnsber- 
fer Kapitels-Weisthum v. 1498 (abgedruckt in Harpprechts 
Staatsarchiv Th. lU. S. 115). 

Uebrigens hielten sich die Vehmgerichte an das Verbot, Juden 
tinter ihre Gerichtsbarkeit zu ziehen, nicht eben gewissenhaft. Sie 
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leiteten mitunter gerade daraus, dass die Juden eigentlich keinen an- 
deren Herren haben, als den Kaiser, eine ihnen als luiserlichen Ge- 
Tichten zukommende Gerichtsbarkeit über die Juden her (s. z. B. die 
Ladung von 1470 bei Usener S. 34), und wir finden daher nicht 
\renige Beispiele von Ladungen der Juden an die Freistühle und selbst 
mitunter der ganzen Judenschaft einzelner Städte (s. die bei Usener 
S. 34, 42 f., 66 f. nahmhaft gemachten Fälle). Dagegen hieltea 
sich andere Freistuhle an die Vorschrift und erklärten desshalb auch 
Ladungen von Juden , die von dritten Freigerichten vorgenommen 
wurden, für ungültig; s. z. B. die Fälle von 1451, 1462 bei Usener 
S. 33. Das vorhin angeführte Arnsberger Weisthum von 1498, wel- 
ehes erklärt, dass kehl Freigraf einen Juden noch, ungläubige 
Ijeute vor einen Freistuhl zu heischen noch zu laden Macht 
habe, macht doch eine Ausnahme für den Fall, wenn sich erftiuie, 
dass der Geheischene, Geladene, Verklagte auf Kelche Messge- 
wände und atuiere geweihte Gotteszierde, so zu der Kirche ge^ 
hören, geliehen oder sie gekauft hätte, in solchen Fällen soll der 
Thäter nach freien Stuhls Recht darum fürgenommen werden. 
Im Jahr 1526 wollte ein Freistuhl bei den Juden eine ähnliche Un* 
terscheidung machen, wie dei den Frauen; sie sollen nur nicht vor 
die heimliche Acht, wohl aber vor das offenbare Gericht geladen 
werden (Uarpprecht a. a. 0. S. 115). Dless war offenbar nicht zu 
rechtfertigen, und das Reichskammergericht erklärte auch den Frei* 
grafen, der auf den Grund jener Entscheidung auf der Ladung eines 
Juden beharrte, in die Acht. 

2. Dass Geistliche nicht der Competenz der Vehmgerichte, 
sondern blos ihrem geistlichen Richter unterworfen seyen, wurde 
von den Vehmgerichten selbst beinahe immer anerkannt. So er- 
klärten z. B. die Freigrafen auf Kaiser Ruprechts XIX. Frage: Wer 
geweiht ist geistlich, wie klein das sey, der gehört an seinen 
Obersten und Denselben soll man seinem Bischof und Obersten 
^antworten, wenn ermissethut; s. auch das OsnabruckerRechts- 

bei Mascov p. 85, Tross S. 40, und ein Dortmunder Weis- 
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thum von 1442 bei Voigt S. 185 f. Desshalb warden auch in der 
Aegel, wenn eine ganze Gemeinde eine Ladung vor ein Vehmgerieht 
erhielt, ausdrucldich die Geistlichen ausgenommen. So wurde z. B. 
im Jahre 1466 (s. Usener S. 54) in FranlLfurt an das Thor der 
Judengasse ein Ladebrief gesteclLt, in welchem geladen wurden die 
ehrsamen und weisen BurgermeisterundRdthe der Stadt Frank" 
fiirt und ganze Gemeinde .... von Mannspersonen über vier^ 
zehn Jahre alt, ausgeschieden Pfaffen und Freischöffen 
(Rrstere weil sie nicht geladen werden durften, Letztere, weil man 
blos Unwissende laden wollte). Im Jahre 1445 wurde das WürU 
tembergische Dorf Feuerbach vor den Freistuhl zu Waldorp in 
Westphalen geladen; die Ladung beginnt so: Wisset, Schultheiss, 
Dorfmeister, Richter, Gericht, Urtheilssprecher des Gerichts 
zu Feuerbach, mit Namen und Zunamen: Hans Hain, Heinrich 
Schaaf der Aeltere . . . und fort alle Diejenigen, welche Inr- 
wohner sind des vorgenannten Dorfes, Mannspersonen, die zu 
ihrenTagengekommensind, ausgeschieden geistlicheLeute 
u. s. w. (Urkunde bei Sattler Geschichte Württ. unter den Grafen 
Th. III. Beil. Nr. 77). Ein weiteres Beispiel s. bei U&ener S. 95 
und unten am Ende des XIII. Excurses. 

Nur dann waren die Geistlichen den Freigerichten unterworfen» 
wenn sie sich zu Freischoffen hatten aufnehmen lassen. Zwar wird 
in dem OsnabrüclLer Rechtsbuche (Mascov p. 114, Tross S. 51) 
eine solche Aufnahme aus an sich richtigen Gründen für unzulässig 
erklärt; allein die Arnsberger Reformation erkennt die Zulässigkeit 
einer solchen Aufnahme durchaus an (sie sagt: man soll keine geist- 
lichen Leute, die sich zu dem freien Bann nicht ver- 
bunden haben, mit des heiligen Reichs heimlichem Gericht 
nicht belästigen noch beschweren), und so findet man auch viele 
Beispiele, dass Geistliche und namentlich Mitglieder geistlicher Ritter* 
Orden FreischöfFen waren; s. besonders Voigt S. 157 f. Auch ein 
Dortmunder Weisthum von 1442 (bei Voigt S. 185,vrgl. auch Den<- 
selben S. 41) erklärt in Beziehung auf die Mitglieder des Deutschen 
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Ordens, dais nutn dietdben Bicht vor emen Freistiihi heischen, ht^ 
de» eder verbieten soll, es wäre denn Seche, dass die erwähUfr 
ten Herren ihrer Einer 4>der Mehrere mit Recht terMgt tmd 
verwfiHden wären mU geistlichem Gericht und Recht, eds «ieft 
diess tiacsft Rei^t gelrtJthrte, und darin dem geistlichen Recht 
frecelten und ungehorsam wären üher Jahr utui Tag, und mm 
daswelilicfieGerichtedarumvondemgeisilichenangerufenwijirde, 
so dazu Rec/it ist : so sollte tctid möchte das weltliche Gericht und 
Sehwert dem geistlichen Recht zu iMfe kommen, alsdann davn 
Rechtupäre;do€hhierin ausgenommett,wenn sichdervorgenannien 
MerrenEinerwUligzudemhmrdichenRechtergebenundverhtmdea 
hätte und dessen gebrauchen wollte. Den sollt eman zu solchem€feT 
rieht gewinnen und vot*bieten als einen echten rechten FMsciiöf' 
fenjeum solche Punkte to%d Uebelthat, als zu der heimlichen Achi 
g^ören. Dass aber auch der Grundsatz, es dürfe kein GeisÜielier« 
der nicht Freischöffe sey, vorgeladen werden, oft übertreten wurde» 
davon finden wir in der Geschichte der Vefamgerichle viele Bel^iele» 
von denen namentlich in dem interessanten Buche Voigts manche 
nachgewiesen sind. Einen Beleg dazu gibt auch dn Amaberger K»» 
pitelsurtheil von 1490. In dem betreffenden Protokolle (abgedruckt 
bei Wigand S. 265) heisst es: Es habe sich an den Tag gelegt, 
das% man geistliche Leute und Mönche und Kloster^' 
frauen vor die heimliche Ajcht gebracht habe, ob diesswold-^ 
gethan seyf Daran wäre nicht woMgethan, ausgenommen 
in Sachen, die vor das heimliche Ding gehören^) 
oder %oann der geistliche Mann ein Schöffe ist, 

3. Was die Frauen betrifft: so sagt zwar die S. 194 an* 
geführte Stelle des Rechtsbuchs bei Senckenberg, dass man 
sie vor einen Freistuhl nicht laden soll. Allein es ist sehr die Frage» 
ob nicht dieser Theil des Rechtsbuchs in dieser Hinsicht unzuver* 
lässig ist, wie er es ja auch in mancher anderen ist. Denn er ist 
jedenfalls nach der Arnsberger Reformation geschrieben und diese 
sagt geradezu : Rem so soll man nicht hmschen noch Vorbietung 
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huni ^tmeinigerM Sachen J^rauen anders, denn voraus 
offenbare Bing mit dem Frohnen in dem Bann, da ho 
eingesessen sind (diese Stelle kommt in manchen Handschriften 
«nd AbdrCicken der Reformation blos verstümmelt vor, z. B. bei 
Senckenberg p. 80, oder falsch, z. B. in der Neuen Samndung 
der Reichsabschiede I. S. 129, wo gerade das Hauptwort F)rauen — 
wie bei Hahn p. 629 — fehlt und statt so soll man nicht hei- 
sehen, siehiisosolt auchkeinFreigrafJemandenheischenu, s.w., 
wodurch die Stelle einen ganz falschen Sinn bekommt). Sie zieht 
also Frauen yor die Vehmgerichte , lässt aber blos eine Ladung der* 
selben vor das offenbare Ding zu, eben weil Frauen nie zu den 
Wissenden gehören konnten. Ob sie aber nicht im Falle ihres Aus^ 
bleibens in der heimlichen Acht verurtheilt werden konnten, darüber 
sagt die Stelle nichts, verneint es aber auch keineswegs (s. auch 
Bichhorn $, 421 a. E. und die vorhin angeführte Stelle aus dem 
Capit. Prot. v. 1490 wegen der Klosterfrauen). Nach Usener S. 
32 soll auf dem Frankfurter Archiv ein Vehmweisthum von 1464 
sejrn, dessen Inhalt dahin gehe, dass Pfaffen, Frauen und Ju^ 
den nicht an Westphälieche Gerichte gehören; vielleicht geht 
aber diese Beschränkung blos auf Frauen ausserhalb Westphalen. 
Dass Frauen wirklich vor das offene Ding geladen wurden, geht aus 
der Urkunde bei Tross S. 88 (vom J. 1466) hervor. Sonst fand 
ich in den Yehmurkunden , deren Abdrücke mir zur Hand kamen, 
meines Erinnerns keinen Fall der Ladung oder Verurtheilung einer Frau. 
4. Gewöhnlich wird auch behauptet, dass r eich sun mittel- 
barePersonen, welche die volle Landeshoheit besassen , vor die 
Vehmgerichte nicht hätten gezogen werden können; so z. B. von 
Kopp S. 193 f. und auch von Eichhorn §, 421 a.E. Eichborn 
fuhrt dafür blos an: Weht hum bei Hahn p. 652, so dass man hier- 
nach glauben müsste, ein Vehmgericht hätte in einem Weisthume 
diess ausdrücklich zugegeben und ausgesprochen. Allein jene Stelle 
bei Hahn ist nichts Anderes als ein ungenauer Auszug aus dem bei 
WigandS. 554 abgedruckten Rechtsbuche Art. XVUI, und in dieser 
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Quelle, aus welcher nur der Compilator bei Hahn schlecht excerpirtep 
wie in dem Osnabruckscben Rechtsbuche, wird es bloss bedingt 
gesagt. Bei Wigand heisst es nämlich: Quer die koir forsten^ die 
tnarkgreuen tnd landgreuen en soll geynich frygreue vnuerr 
folget richten (bei Hahn steht diese Stelle so: oder die kurfitTr- 
9ten,.marggraten tnd landgrafen aoltunit richten!) und im 
Osnabrucker Rechtsbuche bei Mascov p. 84. und Tross S. 49 
heisst es: Och en aal he nicht Richten ouer de Kurfpkraten, 
Marckgrauen, vnde landgrauen, de en nyn dann ersten rer* 
folget vor orem oueraten alase recht ts, dat ts vor dem 
Romeschen Keyser eder Koninck, Vergl. auch das Rechtsbuda 
bei Senckenberg p. 115, 116. 

Wirklich finden sich auch viele Fälle, in welchen Reichsfursten 
Yor die Freigerichte geladen wurden ; ein Reihe derselben zählt z. B. 
Kopp S. 190 f. auf. Zwar meint Kopp, diess seyen eben misft* 
bräuchliche Ueberschreitungen der Competenz gewesen. Allein dass 
einzelne Reichsfürsten selbst und der Kaiser die Competenz 
der Vehmgerichte über die Reichsfursten dann, wenn gegen sie vor 
ihrem ordentlichen Richter nicht Recht zu finden war , durchaus an* 
erkannten, geht aufs Entschiedenste aus einer Reihe von Urkunden 
hervor. So beruft siqh z. B. der vor ein Freigericht im J. 1454 ge- 
ladene Herzog Wilhelm von Sachsen keineswegs darauf, dass 
die Vehmgerichte überhaupt nicht das Recht hätten, über einen 
Reichsfürsten zu richten, sondern bloss darauf, dass die Sa* 
che blos Geldschuld betreffe, dass er bereit sey, vor seinen 
Gerichten Recht zu geben, und dass, wenn diess nicht geschehe, 
man ihn vorher vor dem Kaiser belangen müsse ; möchte dann^ setzt 
er bei , Seine Gnaden, das Gott nicht wolle , Unarer nicht mäch-- 
tig werden, dass Wir Ehre und Recht thäten: so wissen 
Wir wohl, was darnach folgen möchte, (s. Urkunde bei 
Müller Reichstagstheater unter Friedrich dem III. S. 501). Auch Kai- 
ser Friedrich III., der in dieser Sache angerufen wurde, erklärte 
sich nicht entfernt gegen die Competenz der Vehmgerichte an sich. 
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sondern inhibirt ihr Verfahren nur desshalb, weil der Herzog vor 
seinem ordentlichen Richter dem Kläger zu Ehre und Recht zu stehen 
bereit sei (Urk. bei Muller a. a. 0. S. 496). Gleiche Anerkennungen 
der Competenz der Vehmgerichte über Reichsfursten finden wir in 
den Vehmprozessen gegen Herzog Heinrich und Herzog Ludwig von 
Bayern (Urk.beiThierscb und v. Freiberg). Namentlich sagt Kais er 
Sigmund in einem Schreiben v. 1428: Nun wisat ihr wohl, dasB 
kein Chtir fürst , Herr, noch Niemand anders vor 
solchem heimlichen Gerichte mag gefreiet sein, 
(Urk. bei Thiersch Vervemung Herzogs Heinrich etc. S. 1 1). 

X.Excurs. Ladung des Angeklagten. ZuS.27 — 29. 

Was im Texte über die Ladung ausgeführt ist, über die Fristen für 
den Wissenden und Unwissenden, die Form der Ladung, die Vor- 
sichtsmaassregeln bei derselben, die genaue Nachweisung der ge^ 
Bchehenen Ladung vor Fällung eines Urtheils gegen den Ungehorsamen, 
den Kaiser Carls Tag u. s. w. beweist sich durch die genauen und 
übereinstimmenden Nachrichten in den Vehmrechtsbüchern und durch 
einzelne Stellen der Reformationen, und dass die Vehmgerichte ganz 
in dieser Weise verfuhren, Hesse sich durch eine Reihe von Urkunden 
über gefällte Urtheile nachweisen. Ein besonders anschauliches Bild 
davon gibt z. B. die im XV. Excurs angeführte Urkunde über die 
Vervehmung des Herzogs Heinrich von Bayern. 

Zu vergleichen sind hierüber folgende Quellen: 

Osnabrücker Rechtsbuch bei Masco v p. 77, 87 — 90, 97 
(Kaiser Carls Tag), 112, 114 (Ladung des Freigrafen), und dieselben 
Stellen bei Tross S. 38, 41-^43, 45, 50, 51, 52; 

Ruprechts Fragen, IL Frage $.4 — 6, und Anhang zu Ruprechts 
Fragen $. 35, 37-.39. 

Arnsberger Weisthümer vom 11. April 1437, VHL YTeisthum 
bei Usener S. 121. 

Arnsberger Reformation Cap. HI, IV, VI, XIV, XVL 

WSchter'f BeitrSs«. 1 1 
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Arnsberger Weisthumeryon 1441, letztes Weisthajoi, bei Usener 
S.269. Vrgl. auch das Rechtsbuch bei Senckenbergp. 99, 100, 101,109. 

Versäumte der Freischoffe , welcher dreimal zu laden ist , die 
zwei ersten Ladungen : so musste er schwere Geldbusse zahlen. So 
sagt das OsnabrucL Rechtsbuch bei Mascov p. 96 (Tross S. 44^ 
45; vergl. auch das Rechtsbuch bei Senckenberg p. 109): 
Wenn der beklagte Mami facht vorkommet und dem Gericht 
ungehorsam würde : so verfällt er dem Gericht «um erstemnale 
in Pöne und BrUche, nämlich den ersten Gerichtstag in sechzig 
Schillinge Tumisser (was nach dem Rechtsbuche bei Senckenberg 
p. 109 neunzig Rheinische Gulden betragt), und zu dem andemmale 
und Gerichte auch in sechzig Schillinge^ und zu dem drittenmale 
und Gerichtstage so wettet er die höchste Wette, das ist den 
Hals, und keinen Pfennig Brüche; denn es soll der Freigraf 
Elagen, Antworten, Urtheile tmd Recht gehen lassen Jedermann 
nach gesetzten Rechten Kaiser Carls, und wer dann dabei rer- 
wutmen wird nut rechten Jßagen und mit sieben Mann, über 
den sollst du dann richten, ihn vertirtheilen, verführen, hinsetzen 
und vervehmen und die strengen Urtheile wui Gerichte uiid die 
letzten Senfenzien über seinen Leib und seine Ehre geben und 
thun nach den Satzungen der heimlichen Acht Vrgl. auch da» 
Rechtsbuch bei Senckenberg p, 109, welches in der Summe etwa» 
differirt. 

Die Ladungstermine stimmen wieder ganz mit dem Sachsen* 
Spiegel überein. Denn nach dem Sachsenspiegel erhielt der zu Ladende 
einen Termin von dreimal über vierzehn Nächten, also yon sech» 
Wochen und drei Tagen ; beim schöffenbaren freien Manne aber, der 
eines schweren Verbrechens angeklagt ist , (und dies wendeten die 
Vehmgerichte auf die Vehmsehöffen an) betrug die Ladnngsfrist je 
dreimal jene Frist, also dreimal sechs Wochen und drei Tage 
(Sachsenspiegel I, 67). Die vierte Frist, die aus Gnade noch gegeben 
werden konnte, soll Königstag geheissen haben , wie gewöhnlich 
angenommen wird (z. R. H a 1 1 a u s Glossar v, Kunigstag, R e r k S. 3 1 6, 
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Wigand S. 376). Allein das Osnabrucker Rechtabuch nennt sie 
Kaiser Carl9Taff,m\A Königstag scheint überhaupt jeder präjudieielld 
Ladungstermin an den Freistuhl — das Gericht des Königs — ge- 
beissenzu haben. Vrgl. OsnabrucL Rechtsb. bei Masco v p. 96 — 98» 
108,100beiTrossS.45,49;Rechtsb. beiSenckenberg p. 108 Nr. 27, 
p. 102 Nr. 17. 

In einem Falle wurde auch der Freischdffe bei der Ladung 
wie ein Unwissender behandelt, d. h. er erhielt nur eine Ladung. 
Das Osnabrück. Rechtsbuch (Mascov p. 108, Tross S. 49) sagt: 
Wären einige Freischöffen, die des heiligen Reichs freien 
Gerichts und der heimlichen Acht Boten und Botschaft irrten 
hinderten oder widerstehen loollten und diese ihr Wesen der 
freien Gerichte und heimlichen Acht nicht handhaben handeln 
noch thun wollten lassen, wenn dieses kundlich beigebracht würde, 
Dieselben hätten ihre Freischöffenfreiheit damit verbrochen; 
und man darf sie nicht vor bieten noch vornehmen oder fordern^ 
wie einen andern Freischöffen, sondern man soll ihnen darum 
einen Kömgstag stellen und setzen zu drei Queinächten [ ? dren 
troer nechten bei Mascov, dren twemachten bei Tross. Was eine 
Quemacht sei, erklärt das Stadtrecht von Rüden (in Westphalen) 
aus dem Anfange des XIV. Jahrhunderts indem es (Art. 69 bei Sei- 
bertz Urkundfenbuch zur Landes- und Rechtsgeschicfate des Herzoge 
thums Westphalen B. IL S. 85) sagt , dat he eme eyne Duamacht 
(eine andere Handschrift liest: DwemachtJ leghe dat ys van der 
tyt vppe den derden dach tho rechter none. Vrgl. aucb 
Glosse zum Sachsenspiegel I, 70 §. 3.] und drei Tagen und kommt 
er nicht vor, man gewinnet ihn, wie Recht ist, und richtet über 
ihn nach Satzung der heimlichen Acht, wie über einen un-» 
wissenden Mann^ und man gibt ihm nicht noch einen Kaiser 
Karls Tag, wie einem andern F^eischöffen. Uebrigens wurden 
auch Niebtwissende^ wenn sie artif die erste Ladung nicht erschienen, 
später oft noch zum zweiten Male geladen ; s. die Urk. bei Usener 
S. 47. 

11» 
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Das Präjadiz in der letzten Ladung für den Fall des Nicht-^ 
erscheinens wurde auf verschiedene Weise, aber stets in demselbei» 
Sinne, ausgesprochen. So sagt 2. B. in def oben angeführten Ladung- 
der Einwohner des Dorfes Feuerbach der Freigraf für den Fall , das» 
sie nicht kommen wurden: so müsafen ich und andere Frei- 
grafen über Euer Leben temf Ehre richten, wie des lieiligen Reichs^ 
Recht wäre, tras Euch schwer fallen und kommen möchte; da 
wisst Ihr Euch weislich nach zu richten wui das schwere Ge^ 
rieht zu verhüten. In einer Ladung bei Gubel p. 145 heisst esr 
so müsste ich dann über Dich richten, als sich das gebührt, das 
Dir dann schwer fallen möchte, und rathe Dir getreulich, das9 
Du es dazu nicht kommen lassest. In dem Formular bei W i g a n d 
S. 244 wird das Präjudiz so ausgedrückt: so müsste ich oder ein^ 
anderer Freigraf über Euer Leben und Ehre Vollgericht thun 
und die letzten Sentenzien und Urtheile über Euch geben, wie 
des heiligen Reichs heimlicher Acht Recht ist In einer Ladungr 
Ton 1411 bei Usener S. 162 heisst es: wäre es , dass Ihr das 
nicht thun würdet : so müsste ich über Euch richten, was ich 
doch ungern thäte und müsste es doch thun. In einer Ladung- 
Ton 1484 bei Usener S. 166: Du kommest oder kommest nicht, 
dennoch wird das Gericht seinen Fortgang haben ; Du mJögest 
Dich vor dem schweren Gerichte hüten, will ich Dir getreulich 
rathen. In einer Ladung von 1504 bei Usener S. 145 : wäre es- 
aber Sache, dass Du hierin sdtmug würdest und mein kaiser- 
liches Gebot verachtetest, was ich doch nicht glaube : so musf 
man Urt/ieil und Prozesse und hernach dieletzte Sentenz über Dich 
thun und gehen lassen, was Dir alsdann sehr schwer fallen vyürde; 
hierin halte Dich weislich, ist mein Rath, Vrgl. auch Excurs XX. 

Besondere Vorsichtsmaassregeln bei der Ladung, 
theils wie sie im Texte S. 28 angegeben sind, theils andere 
ähnliche, wurden von den Freischöffen sehr hlufig beobachtet 
Waten Städtebürger zu laden oder Städte selbst: so wurden die Lade- 
Jbriefe meist bei Nacht in die Thore der Stadt oder in die Hausthure 



\ 
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des zu Ladenden gesteckt, nicht selten auch in eine Kirche gelegt 
^der an einen andern Ort, an welchem sie bald gefunden werden 
«nussten und dabei häuGg sorgfaltig verwahrt (z.B. wieUsenerS. 48 
Ton Frankfurt anführt, in leinenen Säckchen). 

Uebrigens waren solche Vorsichtsmaassregeln sehr gerathen und 
^ft sehr nothwendig. Dass es im Mittelalter überhaupt nicht selten 
-ein höchst misslicher und gefahrlicher Auftrag war, eine Ladung vor 
«in Criminalgericht zu besorgen, wurde schon oben S. 18 bemerkt 
Dass aber auch selbst an Schöffen der gefürchteten Vehme bei Vor- 
ladungen die gröbsten Vergewaltigungen verübt wurden, davon zeugen 
manche Urkunden (aber auch davon, wie kräftig die Vehmgerichte 
Jede Verletzung ihrer Boten zu rächen wussten ; wer ihre Boten auf- 
hielt gefangen hielt oder sonst verletzte, wurde vervehmt; s. das 
L und IL Arnsb. Weisth. vom 11. April 1437; Osnabrück. Rechts- 
buch bei Mascov p. 108 Tross S. 49). 

So enthält z.B. eine Urkunde bei Wigand S. 252 die Nach- 
richt über eine Vervehmung eines Eberhard van Deybenbroyck und 
seiner Helfer, weil sie vier Freischöifen, die an ihn eine Vorladung der 
Vehme zu besorgen hatten, überfielen vergewaltigten und zwei davon 
aufknüpften; Kindlinger B. IIL S. 613 theilt einschreiben der 
Stuhlherren einer Freigrafschaft vom Jahre 1489 mit, nach welchem 
die Leute des Grafen von Holstein einen Freigrafen und einige Frei- 
schöffen, welche eine Vorladung vor das Vehmgericht besorgt hatten» 
unterwegs überfielen misshandelten und gefangenhielten; nach einer 
Urkunde bei Usener S. 259 wurden im Jahre 1473 die Einwohner 
Ton Strassburg vor ein Vehmgericht geladen, weil Bürger von 
Strassburg zwei Boten der Vehme auf des heiL Reichs Strasse, tin- 
vertolgt aller Rechte, wider die goldene Bulle und Königliche 
Reformation mördtlich vom Leben zum Tode gebracht haben. 

Uebrigens machten es mitunter die Mitglieder der Vehmgerichte 
selbst nicht anders, wenn ihnen Boten zugesendet wurden, deren 
Botschaft ihnen unangenehm war. Ein interessantes Beispiel ent- 
halten die Urkunden^ welche Wigand in seinem Archiv für Ge- 
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schichte Westphalens B. VI. S. 367 f. bekannt machte. Nach diesen 
erliess das kaum erst restaurirte Reichskammergericht im Jahre 1497 
ein Mandat an einen Westphälischen Freigrafen, um eine bei diesem 
gegen die Stadt Weziar anhangig gemachte Sache abiufordern. Der 
Kammerbote , welcher beauftragt wurde, das Mandat an den Frei- 
grafen Johann von Valbert zu bringen, berichtete an das Reichs- 
kammergericht über seine Sendung unter Anderem Folgendes : Er 
habe in Begleitung eines Boten den Freigrafen unweit Valberts auf 
einem Scheidewege zu Pferd getroffen; ,,da sagte der Bote, den 
ich gedingt hatte, vu mir: das ist der Mann, den ihr suchet. 
Da sprach der Bote vu dem Freigrafen: dieser königtiche Bote 
will zu Euch; da fragte der Freigraf mich und den Boten, 
ob ich ein Wissender sey; da sagte ich. nein; da sagte der 
Freigraf wiederum, warum ich denn einen solchen Brief führe, 
da ich kein Wisse}ider wäre; da sagte ich: wir wissen in unsren 
Landen nicht damit umzugehen, es ist auch die Gewohnlieit 
mcht ; da sagte er wiederum, ob ich Einer werden wollte; da 
sagte ich: Nein, ich will mich meiner Freiheit brauchen, die 
ich ton Königen und Kaiser habe. Da fragte er wiederum*, 
was wir wollten. Da sagte ich: m£in Junker, da überantworte 
ich ein königliches Mandat als ein geschworener königlicher 
Kammei^bote, Da nahm er das Mandat an und wollte es lesen; 
da konnte ers nach unsrem Deutsch nicht wohl lesen und heisst 
mich und den Boten mit in die Herberge reiten. Zu Valbert 
bat er den Wirth, dass er ihm sollte lesen, das Deutsch wäre 
ihm %u hoch. Da las es der Wirth; der konnte es ausbündig 
wohl lesen. Als nun das Mandat gelesen war von dem Wirth 
%u Valbert, wo der Freistuhl ist, da sassen wir »u Tisch und 
assen mitsammt, der Wirth und ich und der Freigraf und der 
Bote, so ich gedingt hatte. Da nun wir das Mahl hatten ge- 
gessen, inzwischen kam der Widerpart der Stadt Wetzlar, 
Johann vonYsenlterg, genannt Rupach, und auch destorgenannten 
Freigrafen Sohn. Da musste man den Zweien lesen das Mandat» 



Tehmgerichte. X.Ladung. Gefäbrdg.d. Gerichts boten. 207 

Da man nun dat Mandat lag und auf etliche Artikel kam, die 
von der königlichen Majestät standen, da redet wider der^upach : 
^as ist erlogen, der Kömgder weiss davon Nichts; das kommt ton 
den Buben von Frankfurt und von den Buben von IVezlar; 
^darum musst du sterben, du Verrät her. Auch mehr, als man 
kam auf etliche Artikel der Strafe Cwelche für den Fall der Nicht- 
befolgung des Mandats gedroht wurde), da sprach des Freigrafen 
JSohn: o weh, du mtisst hier sterben, du Verräther; sollst du 
meinem Vater solche Briefe bringen ? Da redet er wider seinen 
Vater: Vater, er muss sterben von meinen Hunden l Vater, wollt 
Ihr Eure kaiserliche Freiheit brechen lassen, die wir von alter 
kaiserlicher Freiheit haben, länger, denn das Kammer- 
gericht? Wir müssen einen Boten oder zwei henken, 
^o schickt man uns keinen mehr her. Da liefen sie über 
mich, wie die Juden über unsem lieben Herrn, als der Brief 
ausgelesen war, und wollten mich erstechen und stachen nach 
mir, der Rupach und des Freigrafen Sohn, Da tcehrte der 

Freigraf seinen Sohn und der Wirth den Rupach Da das 

geschehen war, da gingen sie zuRath, wie sie nun thun wollten, 
wui hätten einen langen Rath, und während sie Raths pflegten^ 
da lief übereins Rupach auf mich mit seinem Degen und wollte 
wich erstechen. Da liefen die Andern aus dem Rath und wehr- 
ten Rupach, Da sprach der Rupach: habe ich mich rer- 
wurcket, so will ich nuch verwurcken mit diesem Boten, wui 
sprach: sollst Du auf mich solche Briefe bringen? Und da nun 
der Freigraf sali, dass mich die Zwei so böslich morden wollten, 
da sagte er wider sie, die königliche Majestät habe ihm ver- 
schrieben und nicht ihnen, und sprach wieder: aller Teufel 
Namen, lasst uns ungeschoren mit diesem Boten, und sprach 

gegen mich: reite hinweg in aller Teufel Namen und ich 

stieg auf mein Pferd uiid war froh tind reite hinweg und danke 
Gott, dass ich davon kam. Da sah der Rupach den Boten an, 
den ich gedingt hatte, und sprach zu ihm: Du Verräther, hast 
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Du den Boten hergeführt ? Da sprach der Bote : Ja, ich hab'w 
mit meiner Herren Erlautmiss gethan. Da schlug er ihn an 
den Kopf; hebe dich, du Verräther, Du muest sonst sterben» 
Da machten wir uns davon. 

Die Antwort des Freigrafen auf das Mandat des Kammer- 
gericbts war übrigens — eine Vorladung aller m&ndigen Bürger der 
Stadt Wezlar vor den Freistuhl zu Valbert, zu erscheinen vor 
dem offenen Gericht, widrigenfalls über ihr Leib und Ehre 
Vrtel und Recht ergehen würde und man in der heimlichen Acht 
die letzte schwere Sentenz über sie sprechen würde, was ihnen 
dann toohl sehr schwer fallen und kommen möchte ! 

Ein anderes interessantes Beispiel s. bei Voigt S. 113 f. 



XI. Excurs. Verfahren gegen Abwesende. 
Vervehmung. Zu S. 29—31. 

Das» das Verfahren gegen den Angeklagten, welcher ungehorsam 
ausblieb, bei den Vehmgerichten darin hestand , dass der Ankläger 
ihn mit 6 Eidhelfern ubersiebnete, und dann der Angeklagte sofort 
yervehmt wurde, und diese Vervehmung die Verurtheilung zum Tode 
und zugleich das Gebot an die FreischdfTen, auf jede Weise fiir die 
Vollziehung des Urtheils zu sorgen enthielt, diess wird durch eine 
Menge Vehmurkunden bewiesen, theils durch Urkunden über concreto 
Fälle, durch Urtheilsbriefe, in welchen das vorangegangene Verfahren 
erzählt wird^ theils durch die Vehmrechtsbücher und Reformationen. 
S. z.B. Osnabrücker Rechtsbuch bei Mascov p. 95, 96, bei Tross 
S. 44, 45 ; die Zusätze zu Kais. Ruprechts Fragen %. 39, Arnsberger 
Reformation Gap. X. Die Abweichung von dem gewöhnlichen, vom 
Sachsenspiegel 1, 67 $ 2^ III, 39 $4 bezeugten, Verfahren bestand bloss 
darin, dass nach' diesem gegen den Angeklagten, wenn er im letzten 
Termine ausblieb, sofort vorerst die Acht ausgesprochen wurde, aber 
bloss in dem S. 18 bezeicheten Sinne als Maasregel seine Stellung 
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Tor Gericht zu bewerkstelligen, und erst dann, wenn man ihn 
später ergriff und vor Gerieht brachte und er Iieine ehehafte Noth» 
die ihn vom Erscheinen abgehalten hätte, nachweisen iLonnte, der 
Ankläger ihn übersiebnete und er auf dieses in die auf dem Ver- 
brechen stehende Strafe verurtheilt wurde. 

Die Formeln der Vercehmung oder VerpXning y welche 
die Vehmgerichte gebrauchten, waren dem Sinne nach stets die 
gleichen, nur naturlich im Ausdrucke zu den verschiedenen Zeiten und 
auch bei den verschiedenen Stühlen verschieden. Die im Texte S. 30 
gegebene nahm ich aus dem Osnabrück. Vehmrechtsbuche (bei M a s c o v 
p. 99, 100, bei T r s s S. 46). Sie bezieht sich auf die Vervehmung 
eines Freischöffen ;desshalb ist darin gesagt, dass der Verurtheilte aus 
der Freiheit, die Kaiser Carl gesetzt und Pabst Leo bestätigt habe, 
genommen werde. Andere Formulare s. z. B. bei Wigand S. 433 
(aus dem Rechtsbuch bei Grote) und in dem Rechtsbuch bei S e li c ke n« 
berg p. 110 (in Letzterem aber offenbar mit irrigen Zusätzen; vrgL 
auch Wigand S. 425 Nt. 11, der nur diese Stelle des Sencken* 
bergischen Rechtsbuchs unrichtig ein Dortmunder Weisthum nennt). 
Auch kommen in den Urkunden bei Thierse h und Usener eine 
Reihe von verschiedenen Vervehmungsformehi vor, welche in con* 
creten Fällen ausgesprochen wurden. Ich will nur einige der Letzteren 
näher anfuhren, um zu zeigen, wie die in der Praxis der Vehmgerichte 
gebrauchten Formeln mit den in den Rechtsbüchern bezeugten über- 
einstimmen.- 

In der Urkunde, welche über die im Jahre 1 429 ausgesprochene 
Vervehmung des Herzogs Heinrich des Reichen von Baiern 
ausgestellt wurde, sagt der Freigraf, nachdem er in derselben das Ver- 
fahren, das der Vervehmung voranging, Anklage , Ladungen , Nicht- 
erscheinen des Angeklagten und Uebersiebnung desselben durch den Eid 
des Anklägers und sechs Eidhelfer u.s.w. ausführlich beschrieben: ^^o 
habe ich Albert, Freiyraf, mit den oben genannten Freigrafen, 
die zu der Zeit den Stuhl mit mir besetzt hatten, den oben ^e- 
nannten Heinrich^ der tich tchrelbt Pfalzgraf bei Rhein Herzog 
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in Bmem, von Königs Gewalt genommen und fori rertehmi und 
verflkhri von der rechten Zahl in die unrechte Zahl, aus der 
echten Zahl in die unechte Zahl, aus der oberen Zahl in die 
niedere Zahl, von allen Rechten ausgeschieden, und Imbe ihn 
gewiesen von den vier Elementen, die Gott den Menschen vum 
Trost gegeben hat, dass sein Leichnam mmmer dazu gemengt 
soll werden, er werde denn dazu gebracht als ein missethätiger 
Mensch, und sein Hah und sein Lehen dem heiligen Reich und 
dem K&nig verfallen ist, und habe den obgenannten Heinrieh, der 
sich schreibt Herzog in Baiem Pfalzgraf bei Rhein, von Rechte^ 
wegen gewiesen echtlos, rechtlos, firiedelos, ehrlos, sicherlos, 
ndssethätig, vehmpfiichtig, leiblos, und dass man mit ihm thum 
und gebahr en mag, als mit einem andern missethdtigen ver- 
vehmten Mann, und ihn noch trefflicher und lästerlicher 
ausrichten soll nach den Gesetzen des Rechts, dieweil wie der 
Stand höher ist, der FaU um so tiefer und schwerer ist, und er 
soll forthin ßtr unwürdig gehalten werden, und kein Fürst segn 
noch heissen, noch Gericht und Recht besitzen. Und wir ok* 
genannte Freigrafen gebieten allen Königen, Fürsten, Herren, 
Edlen, Rittern, Knechten und allen Denen, die zu dem Reich 
gehören und Freischöffen sind, und insgemein allen Freischöffen 
in der heimlichen Acht bei ihren Ehren Treuen und Eiden, die 
sie dem heiligen Reich und der heimlichen Acht gethan, dass sie 
dazu helfen und beiständig dazu sind mit voller Macht, nach 
allem ihrem Vermögen, und das nicht lassen um Verwandtschaft, 
Schwäger Schaft, um Lieb und Leid, um Gold und Silber, um 
Angst wegen Lebens oder Guts, dass über den obgenannten 
Heinrich, der sich schreibt Herzog in Baiem, über seinen Leih 
und sein Gut gerichtet werde und Correction geschehe, wie dee 
heiligen Reichs heimlicher Acht Recht ist (s. den Abdruck der 
Urkunde bei y. Freiberg a. a. O. S. 272 f. und Thiersch Ver* 
Yemiing Herzogs Heinrich S. 65 f.). 

In anderen Verrehmungsurkunden wird die Sache kurzer ge- 
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fasst. So heisst es z. 6. ia einer über die Vervehmung des Gold* 
tchmids Tuber, eines Freischöffen, ausgestellten Urkunde von 1459 
(bei Usener S. 202), nachdem auch das vorangegangene Verfahren 
genau erzählt wurde und bezeugt ist, dass der Kläger seine Anklage 
beschworen und ^, sechs Freischöffen , seine Folger, schworen, 
dass des Klägers Eid sey rein und nicht meine : Und ich nehme 
darum von Gerichts und meints Amts wegen den torgeschriebenen 
Heinrich Tuber, den verklagten, überzeugten, verwunnenen 
Mann, aus dem Frieden Rechte und Freiheit, die die heiligen 
Päbste und Kaiser gesetzt und bestätigt haben und alle Fürsten, 
Herren, Grafen , Ritter, Knechte, Schöffen und Freien be^ 
schworen haben, und setze ihn von aller Freiheit Friede und 
Recht in Königsbann und höchste Wette, in die höchste Unwette, 
und gebe seinen Leib den Vögeln und Thieren in cfer Luft und 
den Fischen in der Woge und befehle seine Seele Gott in seine 
Gewalt, Und ich vervehme und verfahre den vorbeschriebenen 
Heinrich Tuber in Kraft dieses Briefs und ich gebiete von meinee 
Amts wegen allen Freigrafen und Freischöffen und ermahne 
einen Jeglichen bei seinem Eide, wo sie den vorbeschriebenen 
Heinrich Tuber ankommen , dass sie ihn hängen an des Königs 
Vemen, das ist an den nächsten Baum, der ihnen dazu be-' 
quem ist. 

Ueber die Pflicht, das Vervehmungsurtheil geheim zu halten, 

« 

welche auch häuGg ausdrucklich in den dem Ankläger ausgefertigten 
Urtheilen ausgesprochen wird, sagen die Freigrafen auf Kaiser 
Ruprechts Yrs^ge, dass mmi weder mit Wortennochmit Werken, 
mit Zeichen oder mit irgend einer Sache keinerlei Warnung 
fhun soll oder möge, in keiner Weise, weder Bruder, Fi'eunden 
' noch Verwandten oder Niemand anders, sondern ein ieglicher 
Freischöffe ist schuldig und pfiichtig, über die Vervehmten und 
Verführten zu helfen, seinen Bruder Verwandte Freunde oder 
wie sie seyn mögen, und die Arnsberger Reformation Cap. XI be* 
stimmt: Der Freigraf mag dem Kläger eine Kundschaft geben . . • 
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da99 er den Mann ton Beinern Rechte gesetzt habe nut rechtem. 
Varbietungen und UrtheUen, wie recht ist; denselben Brief soll 
der Kläger heimlich bei sich behalten und ihn Niemanden offen-- 
baren, ausser echten rechten Freischöffen , die diesen freien 
Bann empfangen haben. Vrgl. auch das Rechtsbuch bei Sencken* 
borg p. HO und das Weisthum y. 1458 bei Datt p. 728 nr. 24. 

Allerdings kam es aber auch nicht selten yor, dass aus yer* 
schiedenen besonderen Gründen die Veryehmung nicht geheim ge* 
halten wurde. Bisweilen konnte es das Gericht nach Umständen ge- 
rathener finden, die Acht bekannt zu machen, wenn gerade auf diesem 
Wege je nach der Lage der Sache und durch Auffordern der all* 
gemeinen Hülfe der Zweck eher zu erreichen war (s. z. B. die Ur* 
künden bei Usener S. 213. 215), oder konnte, besonders in Civil- 
Sachen, wenn der Verklagte desshalb vervehmt wurde, weil vor den 
ordentlichen Gerichten nicht Recht gegen i)in zu erlangen war, und 
wobei Interesse und Zweck des Klägers doch eigentlich durch das 
Aufknöpfen des Beklagten nicht immer befriedigt wurde, es versucht 
werden, durch die dem Beklagten bekannt gemachte Vervehmung 
ihn sofort zu Erfüllung des Anspruchs zu bringen (Beispiele finden 
sich manche bei U s e n e r) ; auch konnte bei einem Verbrechen, das 
in Geld ablöslich war, dem Kläger und dem Gerichte es erwünscht 
seyn, wenn der Vervehmte es ablöste (vrgl. den Fall in der Urkunde 
bei Kindlinger Th. III. S. 587 f. und das VII. Arnsberger Weis- 
thum von 1441 bei Usener S. 269; unrichtig legt dieses Weis* 
thum aus Usener S. 82; allerdings scheint aber ein Dortmunder 
Weisthum von 1429, wenigstens so, wie es in dem Recbtsbuche bei 
Senckenberg p. l2l und bei Usener S. 82 abgedruckt ist, zu sagen, 
dass eine solche Sühne auch mit Zustimmung des Klägers nicht mehr 
muglicb sej). Bisweilen konnte man auch einem angeklagten Schöffen 
noch nach der Vervehmung Gelegenheit geben wollen, sich in der 
heimlichen Acht zu rechtfertigen. So sagt das Osnabrucker Rechts-» 
buch (Masco V p. 102^ Tross S. 47): Wenn ein Freischöffe mit 
'^t aus seinem Frieden Fi-eiheit und Recht gesetzt, rer* 
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urtheiltj verßthrt und vervehmt wäre worden und dieser kund" 
lieh und wahrhaft beibringen möchte, dass er unrecht beklagt 
und ifim Unrecht gethan wäre worden, den soll man in das 
heimliche Gericht und Acht, vor welchem unrechte Urtheile und 
Gerichte über Um gethan und geschehen sind, mit rechten C7r- 
theilen und bei Gnaden kommen lassen, und haben einen Strick 
oder Seil an seinem Hals, mit gefalteten Händen, und mit zwei 
weissen Handschuhen (über die Bedeutung der Handschuhe im 
Mittelalter yrgl. auch Dreyer Nebenstunden S. 227) und mit 
einem grünen Kretitz und mit einem, Königsgulden, und haben 
Zwei seiner Freunde, die Freischöffeti sind, als an jedet* Seite 
Einen, die ihn ins Gericht bringen, und fallen vor dem. heim^ 
liehen Gericht und Freigrafen auf seine Kniee tmd heischen und 
bitten um Gnade durch Gott durch den König und durch Recht, 
weil über ihnmit Unrecht gegangen wären die schweren strengen 
Urtheile tnui Gerichte der heimlichen Acht, tcie es mit Recht 
bekundet und eingebracht wäre. Dann soll der Freigraf den'^ 
selben Mann bei seinem christlichen Namenund Zunamen nennen 
und nehmen ihn bei der Hand und heissen ihn in Gnaden auf'-' 
stehen nnd thun ihm Strick taut Seil von dem Hals und setzen 
ihn wiederum i n seinen alten Königsfrieden Freiheit 
und Recht der heimlichen Acht u. s.w. Einen concreten 
Fall einer solchen Wiedereinsetzung eines Schöffen in sein Recht ' 
8. in der Urkunde bei Usener S. 243. Bei einem yervehmten 
Unwissenden war diess nicht zulässig, weil er in die heimliche 
Acht nicht kommen konnte; aber diesem konnte nach Umständen, 
wenigstens wie das Osnabrucker Recbtsbuch (MascoT p. 107, 
Tross S. 48) bezeugt, auf einem anderen Wege geholfen werden. 
Dasselbe sagt nämlich: Wenn ein unwissender Mann aus seinem 
Rechte und Frieden gesetzt verführt und vervehmt vnirde nach 
Satzung der heimlichen Acht, der mag allewege hingesetzt ver» 
führt und vervehmt bleiben, weil man Denselben in die heim^ 
liehe Acht nicht kommen mag lassen, sich zu verantworten, 
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indem die helmliche Acht allen unwissenden Leuten und Tiäeren 
terboten ist. Doch es mag unser gnädigster Herr, der Römische 
Kaiser oder König, euien solchen verführten hingesetzten Mann, 
so fem ihm wahrhaß vorgebracht wunde, dass demsMen Mann 
Vnrecht gethan wäre worden, und er sonst doch ein frommer 
Mann wäre sunder einiger Unthat, aus Gnaden der heimlichen 
Acht schwere Urtheile Gerichte und Sentemden fristenundwohL 
etita FHst Aufschub %nid Tag geben von hundert Jahren sechs 
WochenundeinemTage. Doch mag er nimmer mehr Freischöffe 
der heimlichen Acht werden. Durch diese Stelle in dem Osna- 
brücker Bechisbache düffte aach die Antwort der Freigraien auf die 
Xni. Frage Ruprechts ihre ErUärang erhalten. Denn auf äke 
Frage: „wenn Einer spreche, der oder der ist vervehmt, 
und Niemand wisse anders von ihm^ als dass er ein frommer 
Mann wäre, und erbiete sich auch gegen männiglich^ wer 
an ihn zu sprechen hätte , seinen Ehren und Rechten geimg 
xu fAtffi, wie man sich gegen den halten solle? ^^ antworteten 
sie: Sey Einer vervehmt , der nicht ein Frei- 
Schöffe sey, der sey verftxhrt; sey aber der Vervehmte 
ein Fr^schöffe, habe ihn Der, welcher ihn verfuhrt habe, nut 
Recht nicht vor geboten, so habe er Mer sich selber gerichtet; 
sey aber Einer vervehmt, wie des freien Stuhls recht ist, der 
sey verfiihrt . . . und wer vervehmt und verführt untrde, wie 
der fireienStühle Recht ausweise, dem helfe es nichts, dass 
er fromm sey; und in Hk'em Lande halte man es so, dass 
man einen Vervehmten grüfen und antasten soll, wenn man 
Seiner mächtig werden kann, auf das Mindeste selb Dritte, und 
sie fugten bei: Wenn drei oder vier Freischöffen einem anderen 
F^eischöffen bei Schöffeneid sagen, dass der und der vertehmi 
sey wie recht ist: so soll der, dem es also gesagt werde, diesee 
glauben, und wird er €Usdann unter Kömgsbann angerufen, den 
Vervehmten helfen zu hängen: so soll er es thun, oder ist dem 
Römischen König eine Wette dafür schtddig, und dem, der also 
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mit Recht vervehmt werde, dem hilfet keinerlei Sache; wenn er, 
wie recht, vervehmt ist: so ist er auch überwiesen, wie recht 
Ut, dass er böse sey, und darum soll man ih%x auch als einen 
tertehmten Matm halten. Dünket aber Einem, dass ihm 
Unrecht geschehen sey oder dass er Biedermannsey, 
das mag er dort austragen, wo es billig ist und sieh 
in Rechten gebührt 

Eichhorn §. 421 Nt i. will aus dieser Stelle herleiten, dass 
jeder Verurtheiite , auch der Unwissende, sich durch freiwilliges Er* 
scheinen ror dem Freigericbte stets habe wieder aus der Acht ziehen 
können. Erberuft sich hiebei auf die angeführte Stelle derRuprechtschen 
Fragen, wie sie bei Hahn p. 647 lautet, mdem er glaubt, dass sie 
in anderen sonst besseren und vollständigeren Eiemplaren, namentlich 
bei Mül 1er (somit auch in der neaen Sammlung der Reichaabschiede 
aus der ich die obige SteUe nahm), verstümmelt und desshalb ganz 
anverstandlich sey. Allein gerade die Stelle in der Compilation bei 
Hahn ist ganz augenscheinlich ein ungenauer und unvoNsländiger 
Auszug aus den Ruprechtseben Fragen, wie ja überhaupt Das, was 
der Compilator bei Hahn von den Ruprechtschen Fragen gtbt, Ex* 
cerpt und Bruchstück ist. Sieht man |edocb auch hiervon ab : so 
sagt die Stelle bei Hahn doch nicht, was Eichhorn behauptet Sie 
sagt blos, es gebe Fälle, in denen der Vervefamte sich aus der Yer« 
fehmung ziehen könne, erklärt aber diess nicht näher. Dass aber 
dies schon in dem blosen späteren freiwilligen Erscheinen vor G»erieht 
liege, sagt n>eines Wissens keine SteUe. Auch Wigand S. 447 
Note 57 erklärt sich gegen Eichhorn, aber aus einem Grunde (efn 
neues Verfahren sei nicht denkbar gewesen), welchen ich mit seber 
Bemerkung im Texte nicht zu vereinigen weiss, indem er dort sagt, 
der Verurtheilte habe sich der Vervehmung wieder entledigen können 
wenn er bewies, dass er mit Unrecht vervehmt worden trei. — 
Waren übrigens die Vorschriften über die Ladung nicht eingehalten: 
so war das ganze darauf gegründete Verfahren nichtig. S. die sih- 
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geführte Ruprecht'sche Frage, ferner die bei Wigand S. 375. Nt. 12 
angeführte Urkunde. 

Was die Ausfertigung des Vervehroungsurtheils und die 
Execution betrifft, : so meinten die von Kaiser Ruprecht yernommenen 
Freigrafen (Ruprechts Fragen § 12-15), der Freigraf solle nicht leicht 
etwas Schriftliches Ton sich geben, und als sie weiter gefragt wurden, 
wie denn sonst die geschehene Vervehmung bewiesen werden solle, ant- 
worteten sie , man solle diess mit den Freigrafen und Freifrohnen 
beweisen , und auf den Vorhalt , dass man ja diese nicht immer bei 
der Hand habe, sagten sie, man solle sie eben zu kriegen suchen, 
und als man ihnen erwiederte, man habe doch viele Urkunden ge* 
sehen, welche von Freigrafen über Vervehmungen ausgestellt worden 
seien, erklärten sie, solche Freigrafen seien Thorengewesen. Uebrigens 
beweisen eine Menge von Urkunden, dass dem Ankläger über die Ver* 
▼ehmung eine Urkunde zum Zwecke der Execution ausgestellt wurde, 
und die Arnsberger Reformation schreibt es ausdrücklich so vor und 
das Gleiche bezeugt das Rechtsbuch bei Senckenberg, indem es 
p. 110 über die Execution sagt: der Freigraf toll dem Ankläger 
eine gerichtliche Urkunde geben schriftlich mit angehängten 
Siegeln von sieben Freischöffen, von denen das des Freigrafen 
das siebente seyn soll; diesen Brief soll der Atüdäger bei sich 
tragen und ihn niemanden weisen, sehen noch hören lassen, 
dann die Freischöffen (aus der Arnsberger Reformation). Zugleich 
lügt die Stelle bei, dass die Freischöffen freie Hand gegen Leib und 
Gut des Vervehmten haben, und der Ankläger mit seinen Helfern dem 
Yervehmten Hab und Gut wohl nehmen dürfe so lange , bis er Ge- 
legenheit habe, die Todesstrafe an ihm zu vollziehen; dann aber solle 
er ihm nichts mehr von Dem nehmen, was er bei ihm finde , als sein 
Leben, und er solle Alles bei ihm lassen^ dass man daran erkenne, er 
sey durch Recht gerichtet. Ueberhaupt scheint das Recbtsbuch bei 
Senckenberg davon auszugehen, dass die Hinrichtung eines Ver- 
vehmten nur dann zulässig sey, wenn die Schöffen durch Brief und 
Siegel des erkennenden Freigerichts sich ausweisen können; nament* 
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lieh sagt es pag. 112 Nr. 32: Wegen der nachbeschriebenen 
drei Artikel ^ jeden insbesondere, wer deren einen oder mehrere 
auf sich hat tind mit begriffen würde, er sey edel oder 
unedel, Ritter oder Knecht, Freischöffe, Nothschöffe oder 
unwissend, so mag man ihm darum zu dem Hals greifen 
und ihn richten wie der heimlich beschlossenen Acht Recht 
ist . . . Das erste Stück ist handhafte That mit blickendem 
Schein, wenn über einem Stücke, das VehmJbnich ist. Einer 
begriffen würde; das andere ist gichtiger Mund, wenn Einer 
selbst bekannt, dass er einen Vehmbruch auf sich habe in 
einem Stücke oder in mehreren; das dritte ist gerichtliche 
Urkunde, wenn von einem Freigrafen gerichtlich ausgegangen 
genugsamlich oder von einem andern genügsamen gebührlichen 
Gericht (? wohl einer der irrigen Zusätze, wie sie das Rechts- 
bach nicht selten hat)^ dass Einer mit Recht erlangt, verfordert, 
vervehmt und verführt sey; sonst wegen keiner anderen Sachen 
soll man Jemanden «u dem Hals greifen, ausser er habe 
dieser vorbeschriebenen drei Artikel einen auf sich. Das 
Gleiche wiederholt dann dasselbe Rechtsbuch gleich in der folgenden 
Nummer, nur in einer etwas anderen Form. 

Die Urtheilsausfertigungen enthalten, wie es die im Texte ge- 
gebene Formel ausspricht, in der Regel auch den Befehl an alle Frei- 
schöfTen, das Urtheil bei gegebener Gelegenheit zu Tollziehen (vrgl. 
z, B. die Urkunden bei Usener S. 209, 211), und bei auswärtigen 
Verurtheilten wurden auch öfters benachbarte Freischöffen von der 
Aechtung in Kenntniss gesetzt mit dem Befehl, für den Vollzug, soweit 
es ihnen mdglich sei, Sorge zu tragen; s. z. B. die Urkunde v. 1414 
bei Usener S. 149. 

Ein ganz anschai|liches Bild von dem Verfahren der Vebm- 
gerichte gegen Abwesende und zugleich ein Beweis für Das, was oben 
über dieses Verfahren von der Ladung an bis zur Verurtheilung aus- 
geführt wurde, lässt sich aus Urkunden geben, die über einzelne 
ausgesprochene Vervehmungen auf uns gekommen sind. Es würde 
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■ber in weit (obren , bier dnen Abdruck odw üne Uebenetzonf 
deraclben zn gebvn. Verhieben kann Damentlicb nater Anderem za 
dieiem Zwecke werden die Urkunde bei Tbiericb Verftamag 
flerzt^t Heinrich S. 66 L nnd eine UeberMtiung dertelbeoS. 251 
and einzelne Urkunden bei Usener, z. B. S. 302. 



Xn. Excars. Die geheime Losnng und die 

Warnnngsformel auf d^n VehmnrknndeiL 

Zu S. JO, 31, 32. 

Da> tm Texte S.32 über die geheime Loanng Gesagte iit aaa dem bei 
Wigand S. 262 abgedmckten Arniberger Kapitel »protocoU t. 1190 
genommen, einer der wenigen Urkunden, ans der wir Genaueres über 
den Inhalt dieier Losung kennen; aber freilich erklärt auch sie die 
Sache nicht völlig. DasOsnabrÜcker VehmrechtsbuchbeiMascoTp. 81 
■agt über die geheime Losung bei Gelegenheit der Aufnahme zum 
FreischöHen blos Folgendes: Sann toll der Frei^af Demjemgen, 
den er alto tum FreitchOffen gemacht hat, die Lotungen und 
Zeichen der heimlichen Acht kundthun und ihm aie befehlen 
nach Herkommen und Gesetz den grottan und heiligen Kaitera 
Carl alto : a. b. c. d 

StaU dieser letzteren Buchstaben hat das Osnabrücker RechUbuch 
in der Recension bei Trois S. 39 die Buchstaben: S.S. 0.0. Diese 
bedeuten die Worte: Strick (oder, wie es in anderen Urkunden 
hriiit, Stock), Stein, Gras, Grein. Ein Erkennungsiocben 
zwischen den Wissenden soll unter Anderem, wie Job. Agricola 
Auslegung Deutscher Sprichwörter Nr. LVII._ anführt, auch darin bs- 
Blnnilen haben, dasi sie bei Tische dat Metter mit der Spllxe su 
' h und die Schede nach der Schüttet von tich gekehrt haben. 

ter diesem kennt man meines Wissens nichts Näherei über den 

il der geheimen Losung. 
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Die Bestrafung des Verraths der Losung, wie sie oben S. 32 an- 
geführt Ist (s. Osnabrucker Rechtsbuch bei Mascov p. 82, Tross 
S. 39), findet sich auch in Urkunden aus weit späterer Zeit noch be- 
zeugt S.z.B. die Urkunde bei Senckenberg Von der kaiserlichen 
höchsten Gerichtsbarkeit Beil. S. 52 ; vrgl auch das Schreiben eines 
Freigrafen von 1473 über die Strafe des Verraths bei Usener 
S. 266. 

Machten die Vehmgerichte auch aus ihrem Verfahren an sich 
kein Geh^imniss : so mussten sie doch bei ihrem Verfahren alle die 
Urkunden, welche Geheimzuhaltendes, also namentlich die Vervehmung 
betrafen, jedem uneingeweihten Auge entziehen. Diess geschah durch 
die S. 10 angeführte Warnungsformel , welche sich in kleinen Varia- 
tionen auf einer Menge von Urkunden findet und so lange die Vehme 
in ihrer vollen Macht war gehörig sicherte , da selten Jemand es 
wagte, durch unbefugte Entsieglung an dem gefurchteten Gerichte 
2u freveln. Uebrigens wurde die Formel, und somit das Geheimniss, 
gewöhnlich auf alle von der Vehme ausgegangene Urkunden, soweit 
sie nicht geradezu an Unwissende gerichtet waren, ausgedehnt Selbst 
auch die Kaiser gebrauchten häufig diese Formel in Erlassen an diePrei-« 
grafen ; so steht z. B.auf einem Briefe Kaiser Sigismunds an den Freigrafen 
Bernd Düker wegen einer Vorladung, welche die Vehmgerichte an den 
Herzog Heinrich von Baiern erlassen hatten: Diseri brief solniemant 
lesen, er sei dann ein Freischeppe ; s. Thiersch, Vervemung 
•Herzogs Heinrich des Reichen Urk. Nr. XXL, ebenso Urk. XVIII b, 
XIX, XXIL 

Mit der gleichen Formel suchten auch die Vehmschöffen ihre 
Vehmrechtsbucher dem ungeweihten Auge eines Dritten zu ver- 
schliessen. So steht z. B. vor dem Osnabrücker Rechtsbuche: 
Dyt Bock en sal neymant hauen noch lesen ^ he en sy des 
hüligen Romeschen Richs eyn echt, recht ffryg Scheppen, wer 
mierst dat boven dösse vpgescreuen vvamunge, vnde Verboth, 
dyt siUffte Boick hauen, edde dar to inne lesen vcolde, alsse 
ick my des doch tho neynem manne, de mcht also Frig^ 
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scheppenisj vermoäe, de iolalsdandeitchrvarttchen heimlichen 
gerichtg geeatrt itain, viide des hffrain also eynen Idermann 
gewamei vvü haen. 

Ebenso steht auf dem Rechtsbache bei S en c k e n b e r g : Kainer 
soll diss Buch rffthun noch lesen, Er sey dann der kaiserl. fregen 
Auchf vnd Gericht Freischöff bei Kaiserl Aucht und Vngnad. 



Xin. Excurs. Verfahren gegen den anwesen- 
den Angeschuldigten. Zu S. 33 — S. 37. 

Ueber die Grundsätze, nach welchen die Vehmgedchte gegen 
einen anwesenden Angeklagten verfuhren, sind die Ansichten sehr 
verschieden und die Sache ist auch wirklich in manchen Beziehungen 
sehr zweifelhaft. Abgesehen von dem Falle, wenn Jemand auf handhafter 
That ergriffen ward und die Ergreifenden seiner sofort mächtig wurden, 
äussern die uns bis jezt zu Gebot stehenden Quellen sich nicht mit 
der gehörigen Vollständigkeit und Bestimmtheit über diese Punkte. 
Namentlich fehlt es gerade über diese Fragen sehr an Urkunden, 
welche über concrete Rechtsfälle ausgestellt wurden. Denn wurde 
der Angeklagte vemrtheilt: so lag kein Grund vor, eine Urkunde 
darüber aufzunehmen ; er wurde dann sofort gehängt ; wurde er aber 
freigesprochen : so konnte er sich allerdings eine Urkunde über seine 
Freisprechung ausstellen lassen ; allein im Ganzen kamen nur wenige 
Urkunden dieser Art auf uns, und die, welche auf uns kamen, ver- 
breiten sich gerade meines Wissens nicht näher über das eigentliche 
Beweisverfahren, auf welches hin er freigesprochen wurde. (S. z.B. die 
Urkunde bei Kopp S. 382). 

Man muss hier das Verfahren bei Anklage auf handhafte Thät 
unterscheiden von dem Verfahren bei Anklage auf nicht handhafte 
That und bei dem Letzteren das Verfahren gegen Wissende und das 
gegen Nichtwissende. 
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L Handhafte That 

Aaser allem Zweifel ist. dass es festes Gewohnheitsrecht der 
Yehmgerichte war, dass, wenn zum Wenigsten drei Freischöffen Je- 
manden auf bandhafter That bei einem Verbrechen, das zu den 
Vemwrogen gehörte, ergriffen und sie des Thäters mächtig werden 
konnten, sie ihn sofort aufknöpfen durften und mussten. So sagen 
die vier von Kaiser Ruprecht befragten Freigrafen (Ruprechts 
Fragen $. 29, 30): dass man Niemanden unrumen möge, er $ei 
dann zuvor beklaget u. s. w., rsgenommen, wo man einen ohd." 
tetigen Mann in fryscher Tad, das ist nach Weatfeüscher 
Sprache mit habender Hand und gichtigem Munde, atüeammei 
und befindet, den mögen dry vier adir mehr Fryschepphen mit 
der fryschen Tad und an der Stede zti Stund wol vomimen und 
von yme richten (s. auch oben S. 214, 217.). Dieser Grandsatz wird 
in. Vehmrechtsbuchern, z. B. vielfach in dem beiSenckenberg ab* 
gedruckten, ausgesprochen; s.Senckenberg p. 111, p. 112 Nr. 32 
Nr. 33. 

Auf den ersten Blick sehr auffallend, scheint sich dieses Ver- 
fahren doch an anderes bestehende Allgemeinere theilweise wenigstens 
anknöpfen zu lassen. Schon Kaiser Friedrich I. sagt in dem Reichs- 
abschied von Nürnberg von 1187 $. 7 (Neue Sammlung der Reichs 
abschiede f, 13): Item si incendiarius captus fuerit et coram 
judice negare voluerit, incendium se commississe, si forte no" 
torium non fuerit per provinciam, judex si passet eum cum 
VII idoneis testibus convincere, plectatur; sed si notorium 
fuerit, nullius requirendum est testimonium, sed 
statim decoUandus, Leicht konnten diese. und ähnliche Bc» 
Stimmungen in den Westphälischen Freigerichten, welche als kaiser- 
liche Gerichte besonders über den Landfriedensbruch, von dem jener 
Reichsabschied handelt, zu richten hatten, sich in der Form einee 
festen Gewohnheitsrechts allgemeiner in der Weise ausgebildet haben 
(in manchen anderen Gerichten des Nordens findet man Aehnlich^s ; 
vrgl, Cropp in Hudtwaikers und Trummers criniinaiist. Beiträgen 
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II S. 368), dass der OfTenkundigkeit gleichstehe, wenn drei oder vier 
Schöffen den Thäter auf handhafler That ergreifen , und sie ihn dess* 
halb sofort richten können, indem, wie es in der Compilation bei 
Hahn p. 603 heisst, es Sachen gebe, die von Natur ihr Urtheil in 
sich selbst tragen, nämlich habende Hand gichtiger Mund und bli- 
ckender Schein. 

Das Recht und die Pflicht der Vehmschöffen zu diesem furcht* 
baren ubersuromarischen Verfahren wurde bis an das Ende des Mittel- 
alters nie in Abrede und Anstand gezogen, auch nicht von dem Kaiser 
und den Reichsständen. Erst bei den Berathschlagungen, die der 
Carolina vorangingen, wurde die Sache zur Sprache gebracht und 
zwar von den kaiserlichen Rathen, auf deren Vorschlag der Kaiser 
im J. 1518 an die Reichsstände die Proposition machte, dass kein 
Wissender Jemand mit dem Strang oder in andere Wege votm 
Leben zum Tod richte, es wäre dann Der, den er richten wolf, 
vor mit Recht zum Tod verurt heilt worden. Die Reichs- 
fitande gingen aber auf die Proposition nicht ein, wohl weil siedachten» 
dass die Sache sich von selbst geben würde, sobald die von ihnen 
dringend verlangte peinliche Gerichtsordnung fus das ganze Reich 
zu Stande komme. Vrgl. meine Symbol, ad histor. C. C. C. p. 12. 

Da die Vehmrechtsgewohnheiten auch den gichtigen Mimdy 
das Geständniss des Angeklagten, zur handhaften That- zahlten (ge- 
wohnlich, namentlich vom Sachsenspiegel, wurde es nicht dazu ge- 
zählt), bei welcher das angeführte Verfahren zulässig ist: so folgt daraus, 
dass, wenn drei oder vier Schöffen von einem Dritten ausser- 
gerichtlich das Bekenntniss eines Verbrechens hörten, sie sofort 
ihn richten konnten. Cropp a. a. O. S. 383 scheint zwar blos das 
gerichtliche Geständniss nach dem Vehmrecht zur handhaftea 
That zu zählen« Allein schon aus der angeführten Stelle in Ruprechts 
Fragen, überhaupt aus derBefugniss dreier Schöffen, den mit gichtigem 
Munde Ergriffenen sofort aufzuknüpfen, geht unwidersprechlich her- 
vor, dass jedes aussergerichüiche von drei Schöffen ge- 
hörte Bekenntniss zur handhaften That gehörte. Aber freilich war 
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es ein sehr geföhrliches Recht der Freischöffen, hier sofort mit dem 
Strange einzuschreiten. Denn berühmte sich Einer in Gegenwart 
mehrerer Schöffen mit einem Verbrechen : so mögen die Schöffen 
selten erst die ErnsUichkeit des Geständnisses untersucht haben^ 
sondern schritten eben mit der Executlon ein. Hierher gehört wohl 
ohne Zweifel, wie auch Senckenberg Termuthet, der in einer alten 
Thüringer Chronik (bei Senckenberg Selecta juris et historiar. 
Tom. in. pag. 402) dahin erzählte Fall: Simon von Waidenstein 
ritt dazumal {als Kaiset' Ruprecht in Hirschfeld war) zu Hirsch^ 
feld ein mit achtzehn grauen Hengsten und war mit allen seinen 
Dienern in Weiss geldeidet und war hoch gehalten bei dem 
Römischen König Rupert also, dass er mit anderen Fürsten 
nnd Herren mit dem König zu Tische sass, zu essen. Da er 
nun so viel Gewalt und Macht hatte und sowohl gehalten ward, 
taar Einer da mit etlichen Fürsten, welche ihm vielleicht Feinde 
waren, und sprach in Muthwillen: wie pranget der von Waiden^ 
stein so hoch ; ich habe ihm wolü vier Pferde genommen und 
flog nicht ein Vogel darnach. Das ward Simon von Waidenstein 
angesagt; Der antwortete: hätte er geschwiegen: so wäre es 
mir unbekannt gewesen; sind nicht Vögel darnach geflogen: so 
sollen nun grosse Raben fliegen; und nahm Denselbigen alsbald 
vom Tische und führte ihn hinaus und Hess ihn an einen Baum 
henken. 

Welches Verfahren trat aber ein, wenn die drei Schöffen Dessen, 
den sie auf handhafter That ertappten, nicht mächtig werden konnten? 
Die Yon Kaiser Ruprecht vernommenen Freigrafen sagen hierüber ; 
kommt er aber von dannen : so soll man ihm darnach darum 
nichts thun, er sey denn zuvor verfolget, beklagt, vervehmt und 
verführt an den freien Stühlen mit dem heimlichen Gericht, wie 
Recht ist in der stillen Acht. Welches war aber wohl das Ver- 
fahren näher, das in einem solchen Falle gegen ihn zu beobachten 
war? Eichhorn $ 421 Nr. III meint, dass dann in einem solchen 
Falle ^,das gewöhnliche Verfahren eintrat, d.h. wohl, der 
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Thäter wurde nunmehr behandelt, als ob er gar nicht auf handhafter 
That ertappt worden wäre^ es trat kein besonderes Verfahren, kein 
besonderer Prozess auf handbafle That ein. Allein dass es bei den 
Vehmgerichten gegen Den, dessen die drei Schöffen nicht micbtig 
werden konnten, doch noch ein besonderes Verfahren aufband* 
hafte That gab, diess deuten die unten angeführten Stellen derVehni- 
rechtsbucher sehr bestimmt an. Desshalb ist auch Wigand anderer 
Ansicht als Eichhorn. Zunächst jedoch weiss ich Das, was Wigand 
S. 380 bei Nt. 25 Yon der Nothwendigkeit der Ladung des auf hand- 
hafter That Ertappten aber Entwischten sagt, nicht zu vereinigen mit 
S. 406 lit. d., wenn er hier bemerkt, die Ladung habe man in solchen 
Fällen selbst bei ertappten Schöffen allmählig für überflüssig gehalten 
und unterlassen. Was aber die Sache selbst betrifft: so scheint 
Wigand S. 380 f. (vrgl. auch Denselben besonders S. 405 lit b.) 
anzunehmen, wenn es zu einem auf handhafte That gegen einen Frei- 
Schöffen eingeleiteten ordentlichen Prozesse gekommen sey : so habe 
der angeklagte Freischöffe zwar durch drei oder vier Zeugen über- 
wiesen werden, aber Diese ursprünglich durch eine grössere 
Zahl von Eidheifem überbieten und sich losschwören können; es habe 
hier also ursprünglich das unten unter 11, 1 Angeführte gegolten. 
Allein wenn vor Gericht ein Verfahren auf handhafte That 
eingeleitet werden konnte : so war ein Losschwören von Seiten dei 
Angeklagten, sey es auch mit Eidhelfern, unmöglich. Gegen ein 
Losschwören bei gehörig bezeugter handhafter That war, eben weil 
hier gegen den Angeklagten die evidentia facti sprach, durchaus das 
Gewohnheitsrecht jener Zeiten ; wer auf handhafte That in gehöriger 
Form prozessirt werden konnte und wurde, konnte sich nie los«- 
schwören, und wie in anderen Orten Deutsdilands so war diess auch 
in Westphalen überhaupt anerkannt (vrgl. z. B. die bei Ludewig Re» 
liquiae manuscriptorum omnis aevi Tom. X. p. 246 abgedruckte Ver- 
einigung von Herren und Städten in Westphalen vom Jahre 1374). 
Diess sagen auch die Vehmrechtsquellen auf das Bestimmteste, indem 
•ie zugleich andeuten, dass es vor Gericht ein besonderes VerfiJuren 
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auf handhafle Tbat gab (über das Letztere vrgl. aucb das Schreiben 
des Freigrafen Swlnde bei Thiersch Vervemung Herzogs Heinrich 
S. 58 und OsnabrucL Rechtsboch bei Mascov p. 116 Tross S. 52). 
So sagt z.B. das Osnabrücker Rechtsbucb (bei Mascov p.79 Tross 
8. 38) : der angeUagte Freischöffe möge vor die heimliche Acht kommen 
an dem bestimmten Tage und sich dann vertheidigen oder vor seine 
Unschuld stehen (d. h. sich losschwören), er habe dami einen gichtigen 
Mund oder blickenden Schein. Im Rechtsbuche bei Sencken- 
berg p. 109heisst es: der angeklagte Schöffe möge sich losschwören, 
es vxürde ihm dnam gebrochen mit besseren Rechten, das ist in 
dreierlei Weise, mit einem blickenden Schein oder gichtigen Mund 
oder nut mehrerem und besserem Zeugmss an Ijcuten; ferner 
heisst es p. 115: es sey ein Losschwören und Ueberbieten mit Eid« 
belfern zulässig, es würde dann Einer überzeugt und terumnnen 
und begriffen in der handhaften That mit blickendem Schein und 
darüber angenommen mit denselbigen Wahrzeichen oder sich 
mit gichtigem Mund besagt; die zwei Stücke, Eines oder sie 
Beide, überzeugen ihn und einen Jeglichen zu seinem höchsten^ 
Rechte, und mag sich Keiner davon noch dawider mit keinerlei 
Otzeuge in keiner Weise entbrechen wider gichtigen Mund oder 
handiiafte That u. s. w., und das Gleiche ist p. 116 Nr. 40 aus« 
gesprochen. 

Ist eine Vermuthung über das gerichtliche Verfahren bei hand- 
hafter That zulassig: so möchte ich hier folgende wagen: das 
ordentliche Verfahren auf handhafte That gegen einen Entwischten 
(oben dritte Abhandlung S. 68) war bei den Vehmgerichten wohl in 
den seltensten Fällen möglich, vollends wenn Schöffen im Auslande 
Zeugen einer That oder eines Bekenntnisses waren ; sie mussten also» 
wenn sie überhaupt vor ihren Freigerichten in Westphalen ein Ver* 
fahren auf handhafte That zulassen wollten, eine Modification eintreten 
lassen. Wenn nun drei oder vier Schöffen Denjenigen, welchen sie 
auf handhafter That ergriffen^ sofort richten und aufknüpfen konnten : 
so lag es gewiss nahe^ ihr Zeugniss vor dem Gerichte für eben 
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zur Venirlfaeiliing in erllSreii» wie ei wirksani war, im 
Mfofft den Ei^riffKneii aufzuknüpfen und eine tob ihnen lelart toH* 
logene Hinricblung nachher zu reciitfertigen. Das Letzlere war 
eigentlich das Mehrere und Wicht%ere. Besciiworen sie datier top 
dem Preistuhle, dass sie den Angeltlagten auf handiiafler Thal ertappt 
haben, sie alier seiner nicht hallen mächtig werden kdnnen: so mussl» 
er unbedingt venirthetlt werdea. Bin Losschwören oder Uebeihiete» 
mit Eidhelfem konnte in einem solchen Falle dem Angeklagten un*^ 
mö^h eingeräumt werden; auch musste hier der Wissende gans 
ebenso bebandelt werden, wie der Unwissende. 

Für diese Vermuthung spricht auch sehr det vorhin angefahrt» 
bei Ludewig abgedruckte Landfriede, zu welchem im Jahre 1374^ 
einige mächtige LandeslKrcen und Städte in Westphalen sich tot* 
einigten. Dieser geht tob dem Grundsätze des Losschwdrens und 
üeberbietena mit Eidhelfem aus; aber bei handhafter Thal erklärt er, 
dass der Kläger SSwei zh sich nehmen soüy die den Landflriedem 
geechwaren haben, und echwOren über den Ueüiffen, daee der 
Mandthatige ihm den Schaden gethan hätte, und da eeUen %md 
mögen die BwuUOdiger keine Unechuid vor thun. 

IL Nichthandhafte That Was hier 

1. das Verfahren gegen Wissende betrifft: so stelltea 
Eichhorn $.421 n. vom Standpunkte des späteren Rechts dar; aber 
was dort Eichhorn sagt, hatte sich ohne Zweifel nur aHmählig gelnldet 

Die Vehmrechtsurkunden heben es als etwas ganz Besondere» 
heraus, dass der auf nicht handhafte That angeklagte Frei schuf f» 
das Vorrecht habe , sieh lediglich durch seinen Reinigungseid loszu^ 
schwören. Es war diess, wie oben in der dritten Abhandlung S. 71 
bemerkt ist, überhaupt ein in Deutschland im Mittelalter sehr ver- 
breitetes Recht des Freien. Nur machte es das Gewohnheitsrecht der* 
Vehmgerichte hier so , wie auch bei anderen Grundsätzen ihres Pro* 
zesses (z. B. S. 202 ), d. h. was ein Recht der Freien überhaupt war, 
wurde beiihnen.auf die Freischöffen beschränkt und zu einem beson- 
deren Vorrechte der Freien gemacht, die zu ihren Gerichten gehörten. 
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Dieses Recht als Vorreekt des Freischöffen wird namentlidi in 
dem Osnabrucker Reditsbuelie und d>enso ia den oben S. 120 an* 
gefQltften mit dem Osnabrikker Recbtsbaehe in Verbindung stehen- 
den Rechtsbikbem in mehreren Stellen hervorgehoben. Die Haupt« 
stelle ist die oben S^ 34 abgedruckte (bei Masco v p. 9i, bei Trost 
S. 43, 44), Dieselbe Stelle steht auch, nur kürzer, in dem 
ReehtAuche bei W i g a n d S. 555 Art XXIV und aus dieser 
theUweiae vetdodieA im Reehtsbuche bei Senckenberg pw 90 
und In der Compilatton bei Hahn pagr* 642, in dieser unter 
der Rubrik: Die» hi ein altes IC&nigsrecht ; (übrigens hat hier 
wieder der CompUator bei Hahn dio Stelle, die er abschrieb, 
in Einigem verl>aUbomt; er liest z. B., wie auch das Recbtsbncb 
bei Senckenberg, die Schößen sitzend schwören und maehi 
ans Ufiverb0dei das Gegenthell, n§mlich und verbodety — 
Ausserdem wird dieses Vorrecht der Freischöffen auch noch in an- 
deren Stellen des Owabrüeker Recfitsbnehs herausgehoben, z. B. bei 
MascoY p. 79, SO bei Tross S. 38, 39. Die Fonnef, mit welcher 
dieses Recht des Freischöffen an diesen Stellen bezeichnet wird, 
doM er seiner Ehre, eie »n behalten, näher QHeehner macht dae 
Recbtsbttch bei Senckenberg daraus) sey, dann ein Anderer sie 
ihm zu entfuhren oder abzusagen nut Recht wird auch 
in anderen alten Statuten beinahe wörtlich so vom Rechte des Freien 
Oberhaupt gebraucht, z.B. in dem Statut von Hamburg v. J. 1270: 
Em Mann ist negher sine Ere to beholdende uppe den hUligen, 
demie se jennig Man lieme aftowinmende is. 

Allerdings ist aber nicht zu bezweifeln, dass dieses Recht des 
Freischöffen wenigstens später gemindert wurde, indem er vom An** 
kllger mitEidhelfem öberschworen werden konnte. Dies wird so 
bestimmt in den Nachrichten bezeugt, die wir von den Vehmgerichten 
haben, dass daran nicht zu zweifeln ist, wenn gleich eines der Arns^ 
berger Weisthümer vom 10. April 1437 (s. unten) das Gegenthell 
zu sagen scheint. Das Resultat, das aus den Quellen zu entnehmen ist, 
geht dahm , dass der BeUagte durch 3 Eide (Kläger und 2 Eidbelfer) 

12* 
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(Hierwunden werden kornie, aber sieb dagegen frei schwören dürfe» 
wenn er 6 Eidbelfer finde (7 Bide), dass der Ankläger diese überbieten 
könne mit 14 Eiden, dass aber auch biegegen der Beklagte noch mit 
21 Eiden aufkommen dürfe. So sagt der Anhang ra Ruprechts Fragen 
Ton einem beklagten Freischöffen $. 40, 41k der Angeklagte könne 
sich verantworten mit seiner vordem Hand; kommt dann der Kidger 
und mag ihm die Hand nelb driti niederlegen, dess genie$set er; 
mag dann der Beklagte die drei Hände wieder »M siebentniedeT" 
legen, das hilfet ihm. Was dann diese Zusätze über das weitere 
Ueberbieten sagen : so sind hierüber die verschiedenen Handschriften 
offenbar defect; aber sie ergänzen einander. Bei Hahn p. 610 
heisst es nämlich: Dieselben mag der Kläger mit vierzehn wieder 
mederlegen,mit einundzwanzig en{sic)darüber geht dannkein 
Zug noch Weisung mehr. Dagegen sagt der Abdruck in der neuen 
Sammlung der Reichsabschiede I. S. 110 und bei Senckenberg 
p. 76: mag dann aber der Kläger dieselben sieben Hände wieder 
mit einundzwanzig Händen niederlegen, und wann er das thut 
und geschieht, darüber geht dann kein Gezeugmss mehr. Hält 
man diese beiden Recensionen zusammen: so ergibt sich daraus ohne 
Zweifel, dass der Kläger die sieben Eide des Beklagten mit vierzehn, 
der Beklagte die vierzehn Eide des Klägers mit 21 Händen überbieten 
konnte ; und dass die Stelle von einem angeklagten Freischöffen spricht» 
ergibt sich aus ihrem Eingange (diess übersah z.B. Senckenberg^ 
bei Göbel p. 148, 149). Wenn andere Urkunden, z. B. das Osna* 
brücker Rechtsbuch beiMascovp. 95 und Tr o s s S. 44, so sprechen, 
als ob der Ankläger mit 6 und der Angeklagte gegen diese sieben mit 
zwanzig schwören müsse : so erklärt sich diess wohl daraus, dass die 
Partbieen einen Grad überspringen und gleich auch zur höheren ZaU 
greifen konnten, um sich in eine günstigere Stellung zu bringen, 
wenn sie die nötbigen Eidhelfer fanden. 

Wie entstand aber dieser Grundsatz des Ueberbietens mit Eiden, 
der dem Westphälischen Criminalverfahren im Mittelalter eigenthüm- 
lich gewesen zu seyn scheint? (vrgl. auch Sachsenspiegel II, 22 §, 4, 
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In dem oben S. 224 angef&hrten Westphälischen Landfrieden 
iommt auch ein Simliches Ueberschwören bei nicht handhafter 
That vor; yrgl. auch Aehnliches in früheren Zeilen nach der Lex 
Salica in der dritten Abhandlung oben S. 67). Wlgand S. 380 f. 
glaubt, dass er zuerst bei der Anklage auf handhafte That ent- 
standen tey. Allein dieser Hypothese liegt die unzulässige Annahme 
zu Grunde, dass der Angeklagte bei Anklagen auf handhafte That sich 
habe losschwören können. 

Vielleicht lässt es sich so erklären: Es ist klar, dass es mehr 
4ds misslich ist, einem Angeklagten, der nicht auf handhafter That er* 
griffen wurde, das Recht zu geben, sich stets lediglich durch seinen 
Reinigungseid loszuschwören, sollten auch noch so dringende Ver* 
dachtsgründe gegen ihn streiten und vielleicht mehr als ein Dutzend 
Genossen bereit sein, mit ihrem Eide ihre Ueberzeugung von seiner 
Schuld zu bekräftigen. Es musste daher ein Gorrectiv dagegen 
geben und wirklich gab es auch ein solches bei den anderen Gerichten» 
bei welchen der Freie das Recht des Losschwörens hatte ; der An- 
kläger, wenn er dem Reinigungseide des Angeklagten nicht traute, 
konnte ihn in manchen Fällen wenigstens ausschliessen durch Pro- 
vocation zum Zweikampfe (vrgl. Alb recht Comm. jur. Germ, ant 
doctrinam de probatt adumbrans I. p. 45 sq.). Allein die Praxis der 
Vehmgerichte kannte keine Ordale, somit auch nicht den gericht- 
lichen Zweikampf. Es musste daher ein anderes Gorrectiv gefunden 
werden und dieses lag sehr einfach in dem Ueberschwören, das, 
wenn man es genauer erwägt, auf einem guten und ganz natürlichen 
Fundamente da beruhte, wo wie bei den Vehmgerichten die Eidhelfer 
nur aus den Schöffen des Gerichts genommen werden konnten. Das 
Vertrauen und die Ueberzeugung der Schöffen, wenn sie mit dem 
Heiligsten , was sie haben , mit ihrem Eide , dafür einstehen wollen 
soll entscheiden; und wie unsre Gerichte durch Majorität entscheiden, 
so auch hier, nur mit Recht durch Migoritäten In grossem Maass- 
stabe: 7 gegen 3, 14 gegen 7, 21 gegen 14. 

Aber ein Vorrecht blieb immer noch dem angeklagten Fret^ 
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•fMffeii. Er konnte sieh mit seiaem Eide allein lossoliwdren, wenn 
der Ankläger nicht die ndtbigen Efdheller bekommen konnte, und dess 
llieser sie nieht bekam» konnte der Angeklagte besonders da- 
durdi bewiiken, dass er sieh anf eine eindringliehe Weise vor seinen 
Genossen ra verantworten wusste. 

Auffallend ist übrigens das XL Armberger lYenthum vom 
10. April 1437; «s sagt (nach der Rocenäon bei Usener S. 121): 

Item is eyns ardds gefiraegt, off efwre $even trp9cf^^$n 
Jtedde, die echt ind recht wem ind tz^^gten, undeyn ander gweme 
mit \IV eff XXI vryscheffen, die edit tmd recht wem, tauf 
ixAgdedtarwiäeTf offdat meiste gettmgch die $ewen getteüge yed 
wederieichte ind hreichef Bat wart gcBtalt an Wpmer van 
Meyden {b, oben S. 183^^ der darup Tur recht wgsde, dat dat 
merste getxuieh dat ander widertzU^te an demedven geridUe 
nndxgt, vyesgescheyden eyns wissenden mans lyff. — 
In dem RecbIriNiche bei Senckenberg p. 135 hat die Stelle noch 
den Zusats : Dann mit handhafter That, büdtendem Schdn oder 
yiehügem Mund ist die höchste €fe%eugniss über jedes Mannes 
Leib ; in der Compilaüon bei Hahn p. €39 ist offenbar dnrch einen 
Schreib- oder DrockfeMer statt XXI gesetzt XV and auch am Sohlasse 
die Stelle etwas verdorben {URrichtig cHirt Wigand S. 406 die 
-Stelle als Dor^mtmifor Weisthümer.) IMese Stelle schemt in den 
Worten ausgesMeden eines wissenden Mannes Leib bestimmt 
m sagen , dass gegen einen angeklagten Vehmschdffen das lieber* 
schwören nicht zulässig sey^ steht aber dadurch ganz im Widorsprudie 
' mit anderen, so bestimmt lautenden, Nachrichten. 

2. Noch weiMger bestimmte Notizen haben wir über das Ver- 
fahren gegen einen Unwissenden, wenn er auf die an ihn er* 
gangene Ladung an dem Freistuhle vor demoitenen Gerichte ersdiien. 

Die Ansicht von Eichhorn $. 421 (S. 196 f. der 5. Ausg.) 
geht hier&ber dahin: wenn der geladene Unwissende -vor dem of- 
fenen Gerichte erschien: so sey hier auf die gewöhnliche Weise 
verfahren worden; konnte er sich dann hier der Klage nicht 
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^nihdlgen: $o kennte mif er folgten BeweU der Kimge durdi 
JM den EUlgere mU eech» EidheLfern, welche Mle^ Schöffen 
eeyn tnuisten, der BMagte in der heimlichen Add verur^ 
ihriU — tervehmi, verflkhrt — werden. Der Unterschied 
zwischen diesem und dem gewöhnlichen Verfahren lag also 
Aaupteächiich war darin, dass dieser Beweis, ehne die 
Vertheidigung des Verklagten zu hören — der aber 
enttoeder schon vor dem offenen Gerichte gehört oder mh- 
^ehersam seyn sollte — und ohne eine handhafte That voraus^ 
Sfusetzen, sofort als genügend angenommen wurde. 

AUeia gegen diese Ansiebt scbelaen doch Tiele Bedenken zu 
«prechen. Wir haben in den Vehmurkanden nicbt die geringste Hin- 
4eutaDg darauf dass, wenn der Unwissende erschien, je das offene 
Gericht sich noch in die heimliche Acht verwandelt hätte (nur bei 
«einem Nichterscheinen wird es bezeugt); auch lässt sich kein rechter 
Grund dafür denken. Erschien der geladene Unwissende und konnte 
er sich nicht verantworten: so m&fste das offene Gericht, ehe es sich 
in die heimliche Acht verwandelte, doch darüber erkennen, dass 
er sich nicht verantwortet habe und dass es sich daher nun 
in die heimliche Acht verwandeln wolle. Was wäre aber ein solches 
Erkenntniss anders gewesen, als ein Ausspruch der Schuld des ^- 
geklagten und in welcher anderen Form sollte diess ausgesprochen 
worden seyn, als in der der Yerurtbeilung, und aus welchem. Grunde 
sollte dann nachher in der heimlichen Acht der Angeklagte vervehmt 
werden, da man doch desselben mächtig war und sofort die Ver- 
urtheiluag an ihm vollziehen konnte? Zwar will Eichhorn von 
einem solchen doppelten Erkenntniss, (über welches auch zu vrgl. ist 
Eichhorn $. 422 S. 210 der 5. Ausg.) eine Spur finden in einer 
Stelle der Arnsberger Reformation. Allein dass diese Stelle nicht 
in diesem Sinne zu nehmen a^y, hat Wigand S. 417 so gut ausge« 
f&hrt, dass ich glaube, mich lediglich auf dessen Ausführung hier be- 
rufen zu köimem eine Ausfuhrung, die auch noch durch eine Stelle 
in dem Rechtsbache bei Senckenberg p. 114 Nr. 38 bestätigt 
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wird. Aoch möchte man fragen, wie es la Tentehen sey, wenn 
Bichhorn sagt, dass vor dem offenen Gerichte auf die gewöhn^ 
liehe Wei$e Ter fahren worden sey. Nach dem Rechte, wie es 
sonst vor anderen Gerichten bei angeschuldigten Freien im Mittelalter 
in der Regel galt, hätte der angeklagte Nichtwissende sich dann bloss 
durch seinen Eid losschwören können. Wäre aber dieses ge« 
wohnliche Verfahren für den Nichtwissenden, der vor dem offenen 
Gerichte erschien, eingetreten: so hätte er ja ein Recht gehabt, das 
später sett>st emem Freischöffen nicht zukam, und das froher nur 
als ganz besonderes Vorrecht des Freischöffen gaU. Oder soll er Eid* 
hdfer zum Losschworen nothig gehabt haben, wie diess allerdings 
viele Statutarrecbte des Mittelalters forderten? Wenn diess: so 
heisst das sir/i der Klage nicht entledigen können doch bloss: 
keine Eidhelfer bekommen können. Aber dann bedurfte es keiner 
Uebersiebnung desselben in der helm'ichen Acht; denn er war ja 
dann schon unterlegen. 

Auch Luden Gesch. d. T. Volks XIL S. 506^ 507 nähert sich 
der Ansicht Eichhorns, indem er sagt: neben dem heimlichen 
Wng ward auch ein offenbares Ding gebildet^ vor weiches der 
Nichtwissende gewiesen wurde, der bei dem Freigerichte sein 
Hecht suchte. Vor demselben musstt er seine Klage erheben, 
tor demselben seine Beweise flkhren, vor demselben sein Recht 
empfangen; und nur wenn aus diesen Verhandlungen, welche 
ganz in der Weise anderer Gerichte stattfänden, hervorging, 
dass die Sache eine Vekmfrage sey, dass ein Verbrechen vor'- 
lag, wtirde sie an das heimliche Ding verwiesen, um hier ent-- 
schieden zu werden nach Vehmrecht. Allein dieser Darstellung 
liegt ganz entschieden Irriges zu Grunde. Der Nichtwissende konnte 
nicht als Ankläger vor den Vehmgerichten auftreten und da Beweise 
ÜMlren ; wollte er Jemanden vor denselben verfolgen : so musste er 
efaien Freischöffen f&r seine Sache gewinnen, der die Anklage über- 
nahm und durchföhrte. Femer konnten manche Anklagen gar nicht 
vor das offenbare Ding gebracht werden, nämlich alle Anklagen gegen 
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Freiflchftffen, die in der heimlichen Acht erhoben und durchgeführt 
werden mussten; die Entscheidung aber, ob die Sache vor die Vehme 
gehöre, Vehmwroge sey, rousste gefällt werden vor der Führung 
der Beweise, überhaupt vor der Erkennung der Ladung, und erst 
dann wurde der AngelLlagte vor das Gericht und zwar der Nicht- 
vnssende vor das offenbare Ding geladen und dann erst kam es zum 
Beweise über die That selbst 

Wigand erklärt sich nicht genauer über das Verfahren, wie 
es vor dem offenen Gerichte gegen den Nichtwissenden stattgefunden 
haben mochte. In den Blüthezeiten der Vehmgericbte gab es nach ihm gar 
kein solches Verfahren (oben S. 162 f.), und vom Jahre 1437 an, in 
welchem nach seiner Ansicht eine Ladung der Nichtwissenden erst 
eingeführt worden seyn soll, meint Wigand S. 416 f. sey der er- 
scheinende Nichtwissende immer verloren gewesen; er konnte weder 
Zeugen noch Eidhelfer haben, denn sie mnssien F)rei8ehöffen 
seyn. Das Letztere, dass der Angeklagte nur mit Freischüffen sich los* 
schworen konnte, ist allerdiogs richtig; auch war sein Stand dadurch 
ein sehr schwerer und gar häufig, vielleicht meist, mag es ihm an 
der nöthigen Zahl der Helfer und Folger gefehlt haben. Allein ob 
immer, diess würde wohl nicht eben ein gutes Licht auf die Frei« 
Schöffen werfen und ist auch gar nicht erweislich. 

Ich denke mir das Verfahren gegen Nichtwissende vor dem 
offenen Gerichte so: 

Mit seinem Eide allein konte sich der Nichtwissende nicht los- 
schwören ; denn dass der Eid des Angeklagten allein und für sich 
irgend eine Wirksamkeit habe, wird in den Vehmurkunden stets so 
sehr blos als ein Vorrecht der Freischöffen herausgehoben, dass es 
unmöglich den Nichtwissenden zugestanden haben kann. Er musste 
aicb also mit Eidhelfern losschwören, wie diess ja überhaupt 
nach vielen Statuten des Mittelalters Rechtens war, und zwar wohl 
wenigstens mit zwei, also selb dritt. Aber er konnte überscbworeii 
werden selb siebent , und war , wenn er nicht dreizehn Eidhelfer da* 
gegen fand, oder wenn seinen dreizehn der Ankläger zwanzig edi* 
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^gomteHHen konnte, Tettoren. Für diese Ansicht spricht namenttich 
das S. 230 angefahrte XI. Arosberger Weisthum vom 10. April 1437. 
Die Stelle handelt, wie ans den ScUus'sworlen hervorgeht, von einem 
•angeUagten Unviss^deo imd sagt, wenn der Ankläger ihn selb 
siebent überschworen wolle: so könne er sich mit viersehn oder 
muiadzwanzig Eiden dagegen scbutseo. Nimmt man nun an^ wie 
man ohne Zweifel muss. dass dem Angeklagten Niehtwissenden sein 
Eid allein nie etwas nütztet so setzt die Stelle voraus, dass derNicht- 
"wissetde zunächst selb dritt sich loszuschwören habe , diese aber 
der Ankläger selb siebent überbieten könne, und wenn dann gegen 
diese sieben von vierzehn und einundzwanzig Eiden, mit denen 
der Angeklagte loskommen könne, die Rede ist: so erklären sich diese 
einundzwanzig Eide dadurch, dass der Ankläger eine Stufe über« 
springen kann, um damR den Vorsprung über den Gegner zu ge- 
winnen (vrgl. auch die SteHe in dem Rechtsbuche bei Sencken* 
berg p. 112 Nr. 33 a. E. p. 115). 

Für den Angeklagten konnte auch ein Procurutot auftr^en 
and seine Sache fuhren. Nur konnte der Procurator nicht fiir 
Ihn den nöthigen Eid leisten. Zwar sagt das Rechtsbuch bei Sencken- 
berg p. 109 Nr. 28; Der Proctirator möge schwören, dass der 
Verklagte der UnJtkat unschuldig seg, und das m6ge der Ver^ 
klagte geniessen. Allein «yess ist ohne Zweifel eine der vielen 
UnZuverlässigkeiten und Ungenauigkelten, die in diesem Recht^Micfae 
vorkommen ; denn in dem m. Arnsberger Weisthum v. 1 1. April 1437 
(beiUsenerS. 123 und in dem Rechtsbuche bei Senckenbergp. 127) 
wurde zu Recht gewiesen , dass der Procarmtor m&ge den Leib 
verantwürten bis an den Eid mid die Leute sollen dann den 
SM selber thun. 

Der Beweis der Unschuld durch Eid und Eidhelfer war der ge- 
wilmliclie. Aber je nach der blonderen Beschaffenheit der ange- 
schuldigten That konnten auch andere Exculpationsbeweise beige- 
Inradit werden, namentlich wenn die äussere That an sich zugestanden 
irurde, aber wiiklich gerechtfertigt werden konnte. So wurden z.B. 
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im Jafare iiii Burgermehter Roth 8dmitheiss Richter umd 
nüe Bürger der Stadt Esslingen, die über xwunxig Jakre 
(M sindy dnisgeuammen geistliche Lewte, ?or clen Freiftuiii 2u 
Waltoff geladen, weil sie einen Freischiffen lange Zeit bitten in 
ItM^Bgen gefangen gebalten und noch gefangen hielten. Die Bm- 
ünger ersdiienen durch zwei Pracnratoren ; sie gestanden im Ganzen 
•die That ; nur berieien sie sich darauf, dass Graf Ludwig von Wlfart-^ 
4eroberg den Frdischdffen durch seine Amtleute nach Esslingen^ «m 
dort Rechte m stehen, geliefert habe. Darauf wurde nach Rath %md 
Anweisung der Dingpflichtigen und Umständer des Frei" 
gerichts für Recht gewiesen , dass man keinem Freischöffen um 
einiger Missethat willen an seinen Leib und Ehre greifen oder 
tasten solle , er wäre dann erst geheischet vor geboten und ge» 
Wonnen, als Recht ist, er würde dann begriffen mit hand- 
haftiger That oder mit blickendem Schein oder mit gichtigem 
iUtmef. Die Procuratoren entgegneten darauf, dass Niemand von ihnen 
den Freischöffen angegriffen oder gefangen habe; er sey ihnen aus- 
geantwortet und geliefert worden, und auch einige Freigrafen in West- 
phalen hatten sie gefoeissen, den Schöffen von des Reichs freien Gerichts 
wegen zum Rechten gefangen zu halten , und sie iiönnen diess durch 
Briefe belegen. Hierauf wurde ihnen zu Recht gewiesen: Hätten 
die obgenannten von Esslingen den vorgenannten Krusen Qden 
FV'HschdffenJ selbst nicht verhaftet und gefangen utid auch 
Niemand von ihrer wegen, sondern wäre er ihnen von des Od«* 
genanntenvon Württemberg Amtleuten geüefert und wäre ihnen 
auch vwi den obgenannten Freigrafen von des Reichs freien 
Gerichts wegen geboten worden, vorgenannten Krusen also im 
Oefängniss ssum Rechten zu halten: so sollen im Rechten die 
Vorgeschriebenen von Esslingen oder Nimnand roi| ihretwegen 
■darum nicht angelanget werden vor einigen Freigrafien Jnrei- 
etüMen oder anderen Gerichten in keinerlei Weise. Nvn be- 
wiesen die Procuratoren der Esslinger durch Uriumden die Wahrheit 
Ihres Vorbringens, führten noch einige nähere Umstände an und ter- 
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gy fa ch ci^ dats der Gebngoie mitZiisliauniiiig des Grafen tob Würt* 
temberg, indem der Zwiist mil Demaelhen gütlich beigei^ werden 
joDle, aas dem Gefingnisu werde entlassen werden, und hieraof worde 
das Urthen gesprodien: AocMem die ProanratareH aUia $iamiem 
Im Oeriehie und hditem die BMagien tan EsMM^en mit Jledkt 
vermUwarM, so da$8 ne darmnderSaekemU reehiem Uriheüen 
ie^ geiheUi werden: so soüien die obgenamnienBddafien vem 
Buikngen der Klage und Gerichte um dieser Sache wegen, wa 
Mer'sie geschehen, ledig und ios segn und blähen ohne Gefahr^ 
(die Urkunde s. bei Datt p. 744). 



XIV. Excurs. Anrufung des Kaisers; Abfordern der 

Sache. ZuS.35. 

lieber die Berufungen an den Kaiser und an. das General- 
Kapitel Trgl. Wigand S. 469 f. (nur ist Das, was er S. 470 anföhrC, 
kerne SteDe aus einer Amsberger Reformalion), femer Ams* 
berger Reformation von 1437 Cap. XVI, Rechtsfouch bei Sencken- 
berg p. 106, auch Osnabrucker Rechtsbuch bei Mascov p. 59, 115, 
Tross S. 32, 52. Im Jahre 1353 verlieh Kaiser Carl IV. den En- 
bischöfen in Coln das Recht, die von den Freigerichten Verurtheilten 
oder Vervehmten (eandemnatos Tel proscriptos) zu begnadigen 
und in Ehre und Recht wieder einzusetzen (Urk. bei Seibertz Ur- 
kundenbuch zur Gesch. d. Herzogth. Westphalen B. IL S. 429). 

(Segen die Anrufung des Kaisers sträubten sich die Vehmgerichte 
immer sehr und sie verlangten, dass, wenn ihnen stattzugeben sey, 
der Kaiser selbst wissend seyn und an einem Freistuhle in West- 
pialen die Sache entscheiden oder zur Entscheidung nach West> 
^alen Vollmacht geben solle; s. z. B. die Urkunden beiThiersch 
Yervemung Herzogs Heinrich S. 127 S. 46, 47 und bei Müller 
Refchstagstheatr. unter Friederich HL S. 505 und besonders auch 



Vebmg«richte XV. Mitsbraucbe. i87 

die Churkölnische Erklärung vom Jahr 1521 in Harpprechts Staate«» 
ArchiT des R.Kam.6er. Th. V. S. 177. Wie behuteam and wie 
anerkennend gegen die Vehmgerichte die Kaiser noch in der ersten 
Hälfte des XV. Jahrhunderte hierin verfuhren^ beweist z. B. der Pro- 
zess des Herzogs Heinrich des Reichen von Baiern; s. auch das 
Schreiben des Kaisers Sigismund von 1426 bei Kindllnger B. HL 
S. 573 s. auch oben S. 136 f. Allein im Verlaufe des XV Jahrifunderte 
kommen selbst Prorocationen an das kaiserliche Hofgericht und später 
an das Reichskammergericht vor und allmählig mussten sich die Vehm* 
gerichte denselben immer mehr fügen (vrgl. auch Usener S. 91 f.). 

Ueber die Abforderung einer Sache von den Vehmgerichten 
unter der Zusage, gegen den Angeklagten gehörig Recht ergehen zu 
lassen, und über das Erbieten Desselben zu Ehre und Recht sind 
zu vrgl. Ruprechts Fragen §. 7 ; IV., V. und VII. Arnsberger Weis* 
thum V. 10. April 1437, IV. Arnsberger Weisthum von 1441 (bei 
Senckenberg p. 120), Osnabrucker Rechtsbuch bei Mascov p. 88 f. 
und Tross 8. 41 f.. Rechtsbuch bei Senckenberg p. 1 02 f. 1 10 Nr. 30 ; 
ferner Datt pag. 735 Nr. 46, p. 756 f. Wigand S. 445f. Usener 
S. 79 f. auch oben Excurs IX. 



XV. Excurs. Missbräuche bei den Vehmgerichten. 

Zu S. 37. 

Wie die Vehmgerichte lange Zeit der Schutz des Bedrückten 
und oft die einzige letzte Waffe gegen den übermächtigen und über- 
muthigen Verhöhner des Rechts waren, so wurden sie später, da in 
ihrer ganzen Einrichtung der Keim ungemessener Willkuhr lag, im 
Laufe des XV. Jahrhunderte eine wahre Geissei in DeutscUand, so 
dass allmählig die allgemeine Stimme sich gegen sie erhob, Fürsten 
und Städte durch Bündnisse mit vereinter Macht gegen sie aufzutreten 



3W Excurse sur itrslen Jkbk«vdla»g. 



tmMj&a und die Beseliwerdeit iüler sie von der ersten Ifiüfte det 
XV. lahüfaimderU bis ir das X¥L Jahrhundert bei Reichsgerichten und 
auf Reichstagen keinEnde naboien. Durch diese Missbrancfte winde dait 
Siniwnilirer B'lacht beschleunigt» eine Macht welche - allein unter solche» 
Verhatoissen, wie sie im XIV. und XV. Jahrhundert in Deutscldand be- 
standen, möglich - im XVI. Jahrhundert besondersdufch die erstarkende 
GewftK dar Territorialgertchte und des Reichskammergerichts, wodurch 
aifanaUig alier Gfrund zu Evocationen an die Vehmgerichte sich hob, 
durch die kräftigere Entfaltung der Landeshoheit, die den Eingriffeii 
der Vehmgerichte mit Erfolg zu widerstehen wusste, und durch das ge* 
änderte und reformirte Strafverfahren, das die peinliche Gerichtsordnung 
Carls des V. für das ganze Reieb einführte , vollends ganz g^Mrochen 
wurde, so dass sie nach und nach zu einem bedeutungslosen Schatten 
herabsanken. 

Schon im Laufe des XIV. Jahrhunderts mussten manche FIRe, 
in welchen die Vehmgerichte von ihrer Gewalt willkuhrlichen Gebrauch 
machten, zur Sprache gekommen seyn. Namentlich sagt die S. 23S 
angeführte kaiseiüche Urkunde von 1353, der Erzbischof von Cdln 
habe dem Kaiser vorgetragen, qualiter saeptua etpiuries nontinHos 
homines in ducatu Angariae et Westphallae residentes con- 
tingit per Judicium comitum scaJbinorum comitatmim liberomm, 
qaitvlgariterfrygraif schüft tel stilgericht mmctipantur, 
ntdlis eorum demeritis exigentibus mimis debite condempnari. 
Im Laufe des XV. Jahrhunderts aber mussten die Generalkapitel der 
Vehmgerichte selbst das Bestehen solcher Missbräuche anerkennen, 
wie z. B. durch diese Anerkennung schon die Arnsberger Reformation 
hervorgerufen wurde. Eine ähnliche Anerkennung spricht auch das 
Generalkapitelsprotokoll von 1490 aus, welches Wigand S. 262 L 
mittheili Hier wird eine Reihe von Missbräuchen nahmhaft gemacht 
und z. 9« gerügt, dass viele Freigrafen ScböfiFen machten um des 
Geldes willen und sie in ihrer Stube ohne Beachtung der vom Kaiser 
Carl d. Gr. eingesetzten Gebräuche aufnahmen , dass die Schöffen 
sieh vid auf den S u ff legen wtd öfters trunken wären, und 
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namentäieh auch dMs der R&mkche Kaiser dem Erzhisehof v<m 
Cöln vorgeworfen, daes manche Freigrafen und Schlaffen m 
Sehwaben und m der Cfrafschaft Nassau unschuldige Leute 
aufgehängt /mden. Auf den letzteren Vorwurf wurde zu Re<tht ge* 
wiefien : Diese Grafen und Schöffen" wären nicht auf rother 
Erde gemacht und gingen die heimliche Acht, die CaroHus M. 
fftr das Land Sachsen eingesetzt, nichts an; unser gnädigster 
Herr von C&ln sollte Kaiserliche Majestät bitten, sie Atle zu 
verjagen und die Sachets an uns zu weisen. 

Beispiele greller Missbräuche, der unbefugtesten Eingriffe und 
empörender Gewaltthaten liannten manche angeführt werden. Uebrigent 
fiel Manches hievon nicht den Gerichten ^ sondern einzelnen Schöffen 
zur Last, lag aber In der Verfassung der Vehmgerichte selbst. Namefitltch 
gehört hierher das Recht, dass drei Freischeffen den auf handhafter 
Tbat Ergriffenen sofort hängen konnten. Wie nahe lag hier ein 
Missbrauch dieses geföhrlichen Rechts und wie leicht Hess sich ein 
solcher Missbrauch beschönigen! Wie sehr dieses Recht und diese 
Pflicht gemissbraucht werden konnte und wurde, davon will ich nur 
ein Beispiel anführen (s. die Urkunde bei Datt p. 738). Im J.1439 
klagte bei Kaiser Albrecht der Bürger einer Reichsstadt, sein Bruder 
Claus Reichenbach, sey ron einigen Freischöffen aufigeknüpft worden 
ohne Schuld und wider Gott und Recht. Die fünf Freischdffen, welche 
die Execution vorgenommen hatten^ wurden über die Gründe befragt 
und gaben an : Der Eine, Seitz: „die Gründe, warum er Reichenbacb 
gehängt habe, seyen: Reichenbaeh kabe eine Urkunde gegeben und 
geschworen, er wolle an sein Weib , an ihren Leib noch an ihr Gut, 
nichts zu fordern haben, und Das habe er gebrochen und habe sie 
vor geistlich Recht geladen, da ihr erster Mann abgegangen sey, und 
sey bey Nacht zu ihr gestiegen ohne ihr Wissen und damit habe er 
die Urkunde gebrochen und darum habe er ihn gehängt. Ev 
habe keinen Brief und keinen Schein von einem Freigrafen.^* Der 
Andere sagte: „Claus habe das briefliche Versprechen nicht gehalten 
und sey dem Einen von ihnen vier Gulden für Korn schuldig ge- 
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wesen und Das habe er vor ihm geläugnet; einen Schein oder einen 
Brief Ton einem Freigrafen habe er nicht gehabt; er habe auch dessen 
bei jener Uraache nicht bedurft" Der Dritte sagte : „er habe dem 
Klausen vier Gulden für Korn gegeben, und da er das Korn haben 
wollte, da habe ihm Claus dieses geläugnet und darum habe er ihn 
gehängt" Der Vierte sagte: „er habe es gefhan auf des Seitien Wort; 
Der habe ihm gesagt, Gaus habe Brief und Siegel nicht gehalten und 
sey meineidig geworden und sey ein rechter Bösewicht; und Seitr 
habe ihm auch versprochen , was man ihn desshalb angehen 
würde, wolle er ihm ausrichten, und darauf habe er ihn gehängt; 
Brief und Schein von einem Freigrafen habe er nicht" Der Letzte 
endlich sagte: „er habe gehört, Claus sey ein Mühldieb und ein Ver- 
räther und habe seinen eigenen Herrn verrathen gegen die Zunft; 
auch habe er gehört^ er sey ein Bösewicht; dieses Alles habe ihm 
Seitz gesagt und darauf habe er ihn helfen hängen; auch er habe 
keinen Schein und keinen Brief von einem Freigrafen gesehen!" — 



XVI. Excurs. 
Ladung des Kaisers vor das Vehmgericht 

Zu S. 38. 

Der Kaiser war der Gerichtsbarkeit der Vehmgerichte nicht unter- 
worfen ; s. Osnabrück. Rechtsb. beiMascovp.84, TrossS.iO. Aber 
wie die Vehmgerichte nicht selten ihre Befugnisse überschritten^ so auch 
hier. Diess beweisen mehrere Ladungen, die sie an Kaiser Friedrich IIL 
ergehen Hessen. Von der im Texte angeführten findet sich die be- 
treffende Urkunde, der Ladungsbrief, meines VTissens bloss bei Jac. 
Wencker Apparatus et instructus archivorum etc. Argent 1713 
p. 3831 abgedruckt und da dieses Buch nicht in Vieler Händen seye 
und Yon den Schriftstellern über die Vehmgerichte N aber e s über diese 
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Ladung nicht gegeben wird: so durfte es nicht ohne Interesse seyn^ 
dieses Nähere hier lu geben. Es hatte sich nämlich das kaiserliche 
Sammergericht in eine die Stadt Strassburg betreffende Sache, welche 
vor den Vehmgerichten anhängig war, eingemischt, ein in einem KapRel 
zvL Arnsberg ergangenes Urtheil kassirt und den Stuhlherrn und einige 
Freigrafen in die Acht erklärt Auf dieses wurden Kaiser Friedrich 
und sein Kanzler, Ulrich Bischoff von Passau, und die Beisitzer des 
Reichskammergerichts von den Freigrafen Dietrich von Diet- 
marstheim^ Heinrich Smedt und Herrmann Grote vor das 
Freigericht zwischen den Pforten zti dem Wünnenberg geladen. 
Als sie aber nicht erschienen, erklärten nun in der oben angeführten, 
übrigens etwas verwirrt gefassten und wahrscheinlich schlecht ab- 
gedruckten, Ladung von 1470 die genannten Freigrafen, dass vor 
ihrem Freistuhl mit einer gemeinen einträchtigeti Folge und ZU" 
Stimmung der Dingpflichtigen und Standgeiwssen des Gerichts 
Urtheil gefunden sey : Euren Kaiserlichen Gnaden zu schreiben, 
sich noch zu bedenken, die vorgenannte Sache noch abzustellen 
und machtlos zu sprechen und uns zu schreiben .mit diesem 
gegenwärtigen Boten, dass dieses geschehen sey ; wo das nicM 
geschähe. Euren Kaiserlichen Gnaden zu verkündigen und zu 
wissen zu thun, auf einem benannten Gerichtstag die letzte 
Vrtel und Sentenz über Euer Leib und Ehre zu 
geben, nach des Freistuhls Recht, als ob Ihr ein 
ungehorsamer Kaiser wäret Gott und dem heiligen Reich 
mit Abziehung und Benehmung der Freiheiten, so ton dem 
heiligen Pabst Leo und heiligen Kaiser Carola M. dem heiligen 
Christenglauben zu Stärkung und zu Trost aller gläubigen 
Christenmenschen geweist und bestätigt sind, dass weder %celt^ 
UcFi noch geistlich Schwert dawider nicht schneiden noch thun 
soll u. s. w. Dieses Urtheil vollziehen sie nun, indem si« in-^lem 
Ladungsbriefe sagen, dass der Kaiser sich noch bedenken, das 
Geschehene kassiren und machtlos sprechen und Denen von Strass- 
burg gebieten möchte, den von den Freigerichten ergangenen Sen- 

12** 
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fenzen nacfaiakoiiiiiien, and die Freigraleii mit dem gege m t i r t igen 
Boten wissen lassen soDe, dass dieses geseiiehen sey; und wenn 
die8$ idcM geschähe: eo benennen und legen wir Kuren K4ttser'' 
IM^en Gnaden einen reehiliehen Oeriehtttag anfSametag nach 
8t. Jörgen Tag an der vorgenannten EmeerUehen Dingstatt 
und #eifi fireien Stuhl zwischen den Pforten tm dem Wonnen^ 
berge xu rechter Tageszeit vor uns oder anderen geordneten 
BichJtem an unserer Statt, falls diess nöthig wdre^ %u sehen 
und zu hbren die letzte Urtel und Sentenx über Euren Leib 
und Ehre zu thun und dawider zu sagen, wie viel Eure 
Kaiserliche Gnaden mit Recht nach des. freien Stuhls Recht 
thunmbchten. Ihr kommet oder kommet nicht: so 
muss das Gericht seinen Gang haben^ wie sich 
nach freien Stuhls Recht gebührt. Bierin wissen 
sich Eure Kaiserliche Gnaden zu richten, und rathen wir 
Eurer Kaiserlichen Gnaden getreulich, es nicht dazu kommen 
XU lassen! 

WIgand scheint an derCompetenz derFreigeriehte zu solchen 
Ladungen nicht ganz zu zweifeln. Er meint, daraus, dass ein Kaiser 
sich wissend machen liess, sey es uns erklärlich, dass ein Kaiser 
sogar vor den Freistuhl geladen werden konnte, und sagt in 
Beziehung auf die Ladung Friedrichs III.: Man hat diesen Act als 
das non plus ultra van Anmaassang und Tollheit verschrieen; 
aber der Freigraf der ihn voll fahrte, war gewiss klüger, als 
seine Tadler; und wenn es gleich ein ungerechter Fall war: so 
war Jener getciss doch weit entfernt, seine Befiigtdsse so weit 
zu überschreiten, dass er sich lächerlich vor der Welt ge- 
macht hätte. 

Allehi einestheils beruft sich die Ladung der Freigrafen zu Be- 
grOndung ihrer Competenz nicht darauf, dass der Kaiser wissend sey. 
Aach liess sich, soviel ich weiss, F r i e d r i ch III. nie wissend machen ; 
namentlich erklärt ein Arnsberger Capitel im J. 1473, dass Kaiser 
Friedrich nicht wissend sey (obenS. 143, 150). Dass sie aber etwas 
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g&nzlich Erfolgloses gethan hatten und insofern sich wohl lächerlich 
machen konnten, beweist schon ein Schreiben der Abgesandten 
der Stadt Strassburg aus dem kaiserlichen Hoflager in Gratz, in welchem 
diese (1471) der Stadt von jener Ladung berichten und sagen: Item 
auch i8t uns gezeiget eine Ladung ^ so etliche Freigrafen 
unseren Herrn, den Kaiser, geladen haben; dieses Briefes 
schicken wir Euch fuebei eine Abschrift. Auch haben wir 
wohl verstanden, wie unser Herr, der Kaiser, in Kurzem ihnen 
widerschreiben werde und sie ihrer Pflicht erinnern, wie sich 
das gebührt, und sie vorfordern vor Seiner Gnaden Kammer^' 
gericht, als Seine Gnaden meint billig sey. Verstehen mich 
nicht, dass Euch diese Dinge irgend einen Schaden bringen 
mögen, 

Dass aber selbst vonFreigerichten eine Ladung des Kaisers 
fiir eine ahndungswürdige Anmaassung gehalten wurde, beweist eines 
der bei Usener S. 160 abgedruckten Urtheile aus der Mitte des 
XV. Jahrhunderts. Der Freigraf Mangold zu Freienhagen unter 
der Linde achtete eine kaiserliche Inhibition nicht und drohte dem 
Kaiser mit einer Vorladung. Hierauf wurde gegen Mangold fol- 
gendes Urtheil gewiesen: fJSo der Freigraf Mangold gehohnspr acht 
hat mit seinen unzüchtigen Worten utui erkennet nicht seinen 
Obersten, den Römischen König, und hat gesagt, er wolle den 
König selbstwohl vorbieten, mit mehr seiner unedlen Worte, wie 
das Instrument ausweist, und nicht geachtet hat auf seine In- 
hibition utid Brief-, so ist Mangold darum schuldig dem 
Römischen König Wandel und Busse, das ist die höchste Ge- 
wette und Pene des Reichs, worin er verfallen ist, weil über 
den Römischen König Niemand richten soll in Rechten, denn 
der Pabst CO^ ^^ wenn er von dem Pabst mit Recht entsetzt 
wäre von dem Reich: so soll dennoch Niemand über'sein$n 
Leib und seine Ehre richten, denn der Pfalzgraf; und um die 
Wandel, Busse, Gewette und Pene, loorin Mangold verfallen 
ist, da mag der Römische König mit einem seiner Boten tiiuf 
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XVn. Excurs. Das Germanische Fehderecht. 

Unsere Germanisten und Criminalisten gingen bis in die neueste 
Zeit (von den Ausnahmen aus der neuesten Zeit s. unten) davon aus, 
dass nach dem Germanischen Strafrechte die möglichen Folgen eines 
Verbrechens in einer Sühne desselben durch Geld oder Geldeswerth 
(Gomposition) oder in der Fehde bestanden. Nur über das Ver- 
hältniss Beider zu einander sind sie verschiedener Ansicht. 

Die Einen beschränken die Fehde in der Regel auf den Fall, 
wenn der auf Gomposition zu Belangende diesen nicht zahlen wollte ; 
sie geben daher Jedem unbedingt das Recht, sein Verbrechen mit 
Geld zu sühnen, so dass er lediglich durch Geld sich loskaufen konnte 
und wenn er diess that, gegen jede Fehde des Verletzten und der 
Familie desselben durch das Volksgericht und die Gesammtgewalt 
geschützt wurde. Dieser Ansicht ist z.B. Jarcke Handbuch des 
Strafrechts B. I. S. 13 f. Nach derselben hätte sich also der Reiche 
ungescheut beinahe jedes Verbrechen erlauben, Verwundung Ein- 



*) Die Grundlage dieser Abhandlung bildet eine Ausführung über 
Landfriedensbruch, welche ich im J. 1833 im neuen Arch. d. Grimt- 
R.B. XII. S. 351. f. und tbeiiweise im Suatslexicon B. V. S. 439 f. 
bekannt machte. 
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•perrung, Brand, Nothzacht o. s. w. Terüben können, wenn er nur. 
wie jener homo egregie ünprobos bei A. Gellios XX. 1, sofort den 
Beutel Toll solidi bereit hatte und seiner Zeit die Busse aablte. Dass 
aber ein auf Ehre und Freiheit ganz besonders haltendes Volk, wie 
die Germanen, einem solchen Grundsatze, mit welchem sich Ehre 
und Freiheit unmöglich yertragen konnten, gehuldiget hatte, ist nicht 
denkbar und hat auch Jarcke in der That mit nichts erwiesen. Als 
die Karolinger auf Beschränkung des Fehderechts bedacht waren, 
mussten fit zum Aequiralent schwere öffentliche Strafe 
einfuhren. 

Andere kamen auf ein entgegengesetztes Extrem. Nach Bogge 
lieber das Gerichtswesen der Germanen S. 18 f. soll eigentlich bei 
den Germanen jeder Freie Alles haben thun dürfen, wozu er Lust und 
mit Hülfe seiner Verwandten und Genossen Kraft gehabt hätte! Dess- 
halb habe ein Verbrecher auch keineswegs zu Bezahlung einer Busse 
angehalten werden können. Zwar habe man ihn gezwungen, wenn 
er angeklagt wurde, vor dem Volksgerichte zu erscheinen, um einen 
Versuch zur Söhne möglich zu machen. Aber hier habe man dem 
Verbredier nichts auferlegen , ihn zu nichts zwingen können, mochte 
er auch offen das begangene Verbrechen gestanden haben. Denn 
es sey ihm durchaus freigestanden , zu wählen , ob er Basse zahlen 
oder nicht lieber den Ankläger befehden wollte. Nach dieser Ansicht 
aber — welche auch Wigand Femgericht S. 387 und Andere an* 
nehmen und die auch Gaupp Das alte Gesetz der Thüringer, Bres- 
lau 1834 S. 156 f. zu theilen scheint ~ wäre das Volksgericht eigent- 
lich etwas TÖUig Bedeutungsloses und Unerklärliches gewesen. Der 
Starke hätte sich AUes erlauben können und nur die physische Kraft, 
nie aber Gesetz und Rechte hätten irgend ein Entscheidungsmoment 
gehabt Und was sollte denn ein dem Verbrecher eingeräumtes 
Fehderecht seyn, das er durch sein Verbrechen gleichsam er- 
worben hätte ? Dieser hatte ja keine Genugthuung zu fordern, nichts 
zu verlangen, was nur einen irgend vernünftigen Grund zu einer vom 
Gesetze gebilligten Fehde geben würde. Ein solches Verhältniss lässt 
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sieh bei einer rechtlichen und durch Volksgericbt verbürgten Ver^ 
bindungi wenn sie auch noch so lose und locker ist, gar nicht denken, 
und dass auch die Germanischen Quellen einen solchen Grundsatz, 
welchen Wilda mit Recht ein Gebäude von Sonderbarkeiten nennt» 
in der That nicht aussprechen, haben Andere genügend nachgewiesen. 
S. besonders Eichhorn Deutsch. Staats- und Rechtsgesch. $. 18, 76 
Grimm Deutsch. Rechsalterth. II. S. 622 v. Woringen Beiträge zur 
Gesch, d. Strafr. .1836 S. 36 f. und besonders Crop p in den Heidelbi 
Jahrbb. Jahrgang 1825 S. 642 f. 

Bios auf die oben im Texte S. 42 f. ausgeführte Weise ist das 
Institut der Fehde in Verbindung mit dem Prinzip der Compositionen 
erklärlich und mit Dem , was die uns aufbehaltenen Quellen sagen, 
vereinbar. Der Verletzte ist es, der Genugthuung zu fordern hat, 
und für diese Genugthuung sorgt ihm das Volksgericht, wenn er sieb 
an dasselbe wenden will , und verschafft sie ihm in der Form der 
Composition ; aber er kann sich auch selbst Genugthuung nehmen^ 
wenn er seiner Kraft vertraut Qfatda). Dadurch wird dem Hohne 
des reichen Verbrechers ein Damm entgegengesetzt; er hat die 
Fehde zu fürchten . Ebenso aber wird auch gegen den Uebennuth 
des Starken der Schwache geschützt ; denn wenn Dieser klagt: so muss 
der Verbrecher schwere Busse zahlen. 

In der neuesten Zelt aber wird von Einigen das Fehdereehi 
ganz in Abrede gezogen, so z.B. von Reyscher Das Volkrecht der 
Alemannen (in: Schwaben^ wie es war und ist, herausgegeben voa 
L. Bauer S. 396) aber ohne näheren Beweis, und ausführlich von 
Wilda Das Strafr. d. Germanen H^lie 1842 S, 184 f. S. 157 f. 
und von G. Weitz Deutsch. Verfassungsgesch. B. f., Kiel 1S44 
S. 192 — 197. 

Was Weitz betrifft: so polemisirt er hauptsächlich — und mit 
Recht — gegen Rogge, gibt aber in Beziehung auf das Fehderecht 
des Verletzten doch eigentlich die Sache, nur uüer einem an* 
deren Namen, zu. Aber auch Wilda scheint mir die Sache mehr 
nur dem Namen nach zu bestreiten. Auch er gibt zu, dass in vielen. 

WSchter't BeiirSge. 1 3 
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PSHen der durch ein Veriyrechen Verletze sich durch eigene Privat* 
gewftlt faahe riehen können, and behauptet, dieaa bedente die 
Faida, von welcher die Germanisclien Rechtssammlui^en gpreclien. 
So «agt er nanientlieh S. 192 : F^tde bedeutet Faiadichaft, Blui$* 
Jßeindichaft , die durch eine schwerere Rechtwerietzung oder 
Beleidigung hervorgertifen war und fRr welche der €fennane 
ursprünglich sieh berecMigi hielt, sich Genu^huung durch Me 
TMlung seines Gegners oder durch die Vermchtung seiner 
bürgerlichen Existenz, d. h. Friedlosigkeit , wdthe den Ver^ 
nrtheHten der Gewalt preisgab , »u verschaffen (%. B. faida 
quod est inimicitia), bis spätere Satzung theils es ihm zur 
Pflicht machte, sich eine Sühne gefallen zu lassen, theils mehr 
geordnete und öffentlich voUtogene Lebensstrafen an die Sfe^e 
setzte. £tine solche Fmndschaft kann factiseh zu einem An-' 
griffe ton der einen Seite, um sich zu rächen, und zu Wider» 
stand von der andern gegen unerlaubte oder zugelassene Rache 
plhren und so ein Privatkrieg oder das, was man ausschliesslich 
hat Feihde nennen wollen, entstehen, — Im Grunde genommen 
ist i^er eben Diess jenes Fehderecht, wie man es gemeinhm nimmt, 
ein Reeht, durch Privatgewalt sich Genugthuung cu verschaffen, das 
allerdings nach Umständen in einen eigentlichen Privatkrieg iiber- 
gehen kann, wie euch die Quellen bald von faidam portare, bald von 
inimieitms paH, bild von guerram portare sprechen. Zwar ent* 
gegnet ÜVilda & 169: Ein Fehderecht, wie man es €ds Grund- 
lage des deutsdien Strafrechts hat annehmen wollen, ist von 
der Bef%igniss zur Rache wesentlich verschieden. Die Letztere 
ist nur eine Berechtigung /Ifer ifen Einen, den Verletzten; sie 
setzt den Begriff des Unrechts, die Einsicht, dass es nicht &e- 
stehen dürfe , voraus (Ö > ^^ Erstere ist eine BefUgmss , die 
beiden Parthieen gegeben ist , nach ihrer Willkühr und Kraft 
zu handdn. Bei der Fehde ist der Widerstand so rechtmässig 
wie der Angriff, deshalb auch die Theilnahme für die eine, wie 
Sie ändere Part hie, was bei der Ra^^e, die eme Ausgleichung 
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hewirken seil, memo/s der FaU seyn kmnn. Wer beim Wider^ 
tlNmde gegen die Rckche eine Verhtzvng begeht, efwm einen 
zweiten TodtscMag, f»gt nur eine isweit^ Mi^aethat su der 
ersten. Die Rache i$t eine, wenn auch nnvoHkemmene, Matd-- 
festafion de% Rechte, 9%e kann daher auch in ^nem noch uneiü 
wickelten Rechtssyateme eine St^ie einnehmen. Keine Rechts^ 
Verfassung kann die Fehde anerketinen , und in rieft aufnehmen, 
weil sie dadurch ihre ^gene €frtmdtage xemicfhtet; denn diese 
ist: dass nicht l^inde 'Gewalt, sondern dass ein vem'knftiger 
Wille herrschen saH, Fehderecht in jenem Sinne ist Aner-- 
kennung und Rechtsbestimmung, dass ein Recht gar nicht 
exisiire. 

Allein seibald man ein Recht zur Rache zugibt, wie es Wilda 
thut^ so ist in allen diesen Beziehungen Rache und Fehde , welch* 
Letztere nur den Zweck hat, «ich Genugthuung für die erlittene ün* 
bin zu -verschaffen, auf weaenHich gleicher Stufe. In beiden Fallen 
wird die Sache vom Gesetze lediglich der Priyatgewalt und ihrem 
Ausgange überlassen. Der, gegen den die Rache geübt wird, mag 
sich ihrer, wie er kann, erwehren, wie der Befehdete. Verletzt er 
beim Widerstände: so ist es keine Missethat^ weil der 'Rächer selbst 
und mit ihm das Gesetz Alles der stärkeren Gewalt anheimstellte; 
sich mit gebundenen Händen der Radhe wehrlos preiBzogeben , dies« 
legt wohl keine Quelle dem faldosu« als Pflicht auf. Dass dieF^hde 
eine Beftigntss sej, welche beiden Parthieen gegeben wird, ist ge- 
rade so selir und «o wenig richtig, wie bei der Rache. 'DerVerletzer^ 
welcher durch ein Verbrechen den Frieden brach, begeht 4inen 
neuen 'Friedensbruch, wenn er gegen den Verletzten Fehde erbebt. 
Die Befugnis«, Fehde zu erheben, ist blos Dem gegeben, der 
durch ein Verbrechen verletzt und mit dem dadurch der Friede ge- 
brochen wurde. Allein macht er davon Gebrauch: so setzt er Alle« 
auf die Spitze des Schwertes , und wenn es dann so weit gekommen 
uit, hat auch der andere Theil das Recht, zum Schwerte zu greifen. 
Nicht ander« aber ist e« audi beider^Blulradhe (vrgl/Grimm Itechls- 

13* 
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alterUi. S. 648 Weitz a. a. O. S. 196). Was aber Wilda'a Be<- 
merkung betrifft, dass keine Rechtsverfassung die Fehde in sich auf« 
nehmen könne, weil sie dadurch ihre eigene Grundlage vernichte : so> 
ist allerdings richtig, dass da, wo das Recht wirklich herrschen soH^ 
Privatfehde nicht geduldet werden kann. Allein bei den Germanen 
haben wir ja nur den rohen Anfang einer Rechtsverfassung; die Ge* 
stattung der Privatrache aber verträgt sich mit einer wahren Rechts* 
Verfassung ebenfalls so wenig, wie die Gestattung der Privatfehde, 
welch' Letztere ohnehin , wenn sie nur zur Sühne wegen einer er- 
littenen Verletzung erhoben werden kann , im Grunde nichts Anderes 
ist, als Uebung einer Privatrache. 

Ueberhaupt aber kann man gegen die ganze Argumentation 
Wilda's sich auf das Mittelalter mit den Thatsachen berufen, die hier 
völlig erwiesen und auch von Wilda (s. Dessen Abhandlung über 
Landfriedensbruch in Weiske*s Rechtslexicon B. VL S. 253 f.) an- 
erkannt sind. Wir finden im Mittelalter eine Rechtsverfassung in 
Deutschland, welche Jahrhunderte lang die Fehde aner- 
kannte und in sich aufnahm, nur in anderer Form und unter 
anderen Grundsätzen, als das Germanische Strafrecht, aber so^ dass 
äladurch der wesentlicke Charakter der Fehde an sich nicht geändert 
vnirde, und wie in den Germanischen Quellen die Fehde zum Theile 
durch initnieitia bezeichnet wird (aus welcher Bezeichnung Wilda 
gegen die Existenz eines Germanischen Fehderechts argumentiren 
will), so wird auch in den Quellen des Mittelalters die Fehde häufig 
lediglich durch M^indsehaft, Feind eines Anderen seyn waüen 
(vrgi. z. B. die im folgenden Excurse abgedruckte Stelle des Mandats 
Kaiser Carls IV. von 1371) bezeichnet und die stete allgemein ge* 
bräuchliche solenne Formel, mit welcher man sich im Mittelalter 
die Fehde ankündigte, war gerade die, dass man erklärte, man wolle 
de$ Anderen Feind sein. 

lieber das Germanische Fehderecht und über das oben S. 45 
»in Beziehung auf die Fälle, in welchen das Fehderecht ausgeschlossen 
war« flesagte sind namentlich zu vergleichen Lex Pris. tit IL cap. % 
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Lex. Saxon. tit. II. cap. 5, 6 tit. XII. cap. 5 tit. XIII. Leg. Rothar. 
«ap. 75, 138, 331, 389. 



XVIILExcurs. Das Prinzip des mittelalterlichen 

Fehderechts. 

Die Ansicht, dass das Fehderecht des Mittelalters sich auf ein 
ganz anderes Prinzip stützte, als das Germanische Fehderecht ^ dass 
es aber nicht in einem unbeschränkten Rechte, nach Belieben Fehde 
zu erheben, bestand, sondern dass es nur als Nothmittel sanctionirt 
ivar gegen Den, dessen man vor Gericht nicht mächtig werden konnte, 
f ährte ich schon in der angeführten Abhandlung im neuen Archive 
des Griminalrechts aus und ihr tritt nun auch Wilda in Weiske's 
Rechtslexicon B. VL S. 255 bei. Für ein unbeschränktes Recht, 
Fehde ganz nach Belieben zu erheben , wenn man sie nur vorher an* 
kündige , scheinen zwar auf den ersten Anblick manche Gesetze zu 
sprechen. So sagt z. B. der Reichsabschied von Nürnberg vom 
Jahre 1 187 : Wir setzen auch und bestimmen durch dieses EMci, 
dass wer einem Anderen Schaden zuzufltff^n oder ihn zuverletzen 
beabsichtigt, ihm mindestens drei Tage vorher durch eine sichere 
Botschaft absagen solL Würde der Verletzte in Abrede ziehm, 
dass ihm vorher abgesagt worden sey: so soll der Bote, wenn 
er noch lebt, schwbren, dass er von Seiten seines Herrn zu be-- 
stimmter Stelle und Zeit abgesagt habe; ist dßr Bote todt: so 
soll der Herr in Verbindung mit zwei wahrhaften Männern 
schwbren , dass er ihm abgesagt habe. Hier ist allerdings nicht 
davon die Rede, dass die Fehde nur als Nothmittel zulässig sey, wenn 
nian an den Gegner irgend einen Anspruch zu machen habe , wegen 
dessen man seiner vor Gericht nicht mächtig werden könne. Allein 
jenes Gesetz wollte überhaupt nicht über Das, was in der Rechtssitte 
jener Zeit schon fest begründet war, über die Frage, in welchen 
Fällen überall Fehde zulässig sey, eine Bestimmung geben, sondern 
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bletff ober 2eit Porn- und Beweis der bei der Febde nothlgeo Ab^ 
sage. War ja schon In dem Landfrieden von 1158 (Nese Sammliug 
d. Reichsabsch. I. S. 10) bestimmt: Si quU aliqtwd jtu de qua- 
cunque re vel facto contra aliquemse habere putaverit,judicialem 
adeai potestatem et per eam jus sibi cmnpetens exseqmUur. Auf 
die gleiche Weise, wie der Reichsabschied von 1187, machen es 
auch Gesetze späterer Zeiten. Sie bestimmen oder wiederholen 
einzelne formelle Erfordernisse der Ausübung des Fehderechtt , in- 
dem sie voraussetzen, dass die Bedingung, von welcher das Recht zur 
Fehde überhaupt abhänge, aus anderen Reichsgesetzen schon ge* 
börig bekannt sey. So sagt zum Beispiel Kaiser Carl IV. in dem 
S. 170 angeführten Mandat von 1371 : Wäre es Sache, da$s ein 
Herr oder sonst Jemand Freundschaft oder Gesellschaft nut 
einem Anderen gehabt hätte und dann seine Ehre bewahren 
wollte und sein Feind sein wollte, dieses soll er ihm kund 
thun und bewahren bis auf den dritten Tag, bevor er ihn an* 
greife oder ihm Schaden thue, ohne alle Arglist, und ganz Das- 
selbe sagt schon die goldene Bulle Carls IV. von 1356 Cap. XVII. 
^ % Allein in den Landfrieden des XIII. und XIV. Jahrhunderts 
ist so bestimmt ausgesprochen, eine Fehde sey nur zulässig bei An- 
sprachen und Klagen , für die man eine richterliche Hülfe nicht be^ 
Ibimaien könne, dass jene Gesetze, die dieser Voraussetzung nicht 
erwähnen» unmöglich so verstanden werden können, als ob sie von 
desselben ganz Umgang nehmen wollten, sondern nur so, dass sie sie 
9^ elwas durch das bestehende Recht Festgestelltes bei dieser Ge- 
legenheit besonders zu erwähnen nicht für nöthig erachten; Uebrigens 
spricht auch die goldene Bulle XVII, 1 von einer justa diffidaiimM 
causa und der Reichsabschied von 1442 $.1 gibt in dieser Beziehung 
die beste Erklärung der goldenen Bulle, indem er bestimmt: Niemand 
soll dem Anderen Schaden thun oder zufügen, er habe ihn 
denn zuvor xu gleichen billigen landläufigenRechten 
erfordert^ und wennihm solches Recht vielleicht nicht sobald, 
als er woUie oder begehrte, gedeihen oder widerfahren mbchie: 
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§0 9M er deimoeb # ejuaii Oe^ier niehi angreifen oder be^cMdigeA^ 
«r hake denn vorher Mee Das vöUig und ganz geihan und roU- 
hraeM, was Kaieer Carls IV. goldene BnUe Cap. XVll enihM 
wmd ausweht. 

Zu der Ansicbl» dats jeder Waffei^hige ganz nach Belieben und 
ohne allen besonderen Grund habe Fehde erheben dürfen, konnte 
freiüefa die Praxis bringen, nicht wie sie von den Gerichten in ihren 
Urtheilen , sondern wie sie besonders von dem Deutschen Adel im 
Mittelalter geübt wurde. Unzahllgemal wurde Fehde erhoben ohne 
irgend einen Versuch lu machen, wegen des Anlasses der Fehde vor- 
her den Gegner vor Gericht 2u ziehen, und gar häufig war auch der 
Anlass der Fehde ein solcher, wegen dessen man einen Gegner gar 
nicht hätte vor Gericht ziehen können, und manche Fehdebriele er- 
wähnen auch eines besonderen Grundes der Fehde nichts sondern 
enthalten eben die nackte Erklärung, dass man des Anderen F^md 
sefßn wolle. Allein dieses Verfahren war gerade so sehr ein Mis^ 
brauch und ein Uebersehreiten des vom Gesetze eingesäumten Rechts^ 
wie die häufigen Räubereien Wegelagerungen Ausplundttrungen Bei« 
f ender, welche ohne alle vorher angesagte Fehde in jenen Zeiten so 
vielfach vorkamen. War es möglich , wegen solcher Misibräuche 
Denjenigen, der sie verübte, vor Gericht zu ziehen: so traf ihn im 
der Regel unnachsichtlich die Strafe des Landfriedenshruchs, und die 
Bhitbiicher und Chroniken unsrer Reichsitädie beweiaen, dass sie, wo sie 
nur irgend konnten, gegen solche Landpiaeher Siadifeindeu. Befeth 
der, wenn sie ihrer mächtig werden konnten, mit aller Strange verfWireii» 

Einem Anderen in seiner Fehde beizustehen und sich ihm in de»* 
srtben anzusehliessen, wurde als durchaus zuläsig betrachtet, wenn nur 
die Fehde an sieh eine nach den Gesetzen gerechtfertigte war. Nur war 
auch hier, wenn der Beistehende dem Befehdenden, an den er sich 
anschliessen wollte, nicht untergeordnet war, eine besondere Absage 
nöthtg; aber gewöhnlieh wurde dann im Absagebriefe keine besondere 
Ursache angegeben, sondern bloss gesagt, dass man an der Feind- 
schaft des Anderen theilnehmen werde. Absagebriefe; wie den foU 
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|t<>mlf>n Tom Jahre 1419, kann msn in den Urkandensannnlungen lebr 
Mtiflii Rndrn; IV II heim, von Qottea Gnaden Herxog xu Sachten, 
Wiuft Burgermeiiter Hath und Oemeinäe der Stadt Hote»- 
^HTg, ala der hochgeborene Fdrst, Herr Jacob, Markgraf xh 
JfflilffH, tmaer lieber Ohehn, Eiter Feind worden tat, data 1¥ir 
Deitelben Helfer wid um Seinetwegen auch Ewer itnd aller 
Kurer Helfer und Helferahelfer Feind aeya wollen , und ziehen 
Unt in dea Obgenannlen, Vneeres Oheima, Frieden und Ün- 
/Vjerfeii und wollen Deaaen gegen Euch Vnaere faratliche Ehre 
bewahrt haben mit dieaem Uiiaerem offenen Briefe u. $. w. 

Der S. 57 angeführte Fehdebrief, den die Leipziger Schuhknechte 
an die Studenten in Leipzig erlieiaen, lautete (nur in anderer Schreib- 
art) so; IVir Nachgeachrlebene Lorenz Stoyck, Stephan Sloyck, 
PeterStoyck,6ebmder,PeterThyle,MatteaScAmt/dtundVaientin 
Schmgdtthun kund allen und jeglichen Stwdenteti der V>ürer»itat 
fivipvig, welchea Weaena aie alnd, aie aeyenDoctoren, Ltcentiaten 
tUeiater oder Baccalaurei a'ie aeyen geiallich oder weltlich, jung 
oder alt , Mein oder groaa, data wir Eure Feinde geworden tind 
und Feinde »eyn wellen um deawlllen, weil Einer, genannt der 
lange Probat, in Unterer Lieben Frauen Collegio wohnend, und 
Mein IVyckel in B. Srmdebergera Ctira uiut Baecalaitreua Schalx 
und Einer, genannt Qroaael, wider Qait Ehre und Recht' in dem 
Stadtgerichte Leipsig mit ihrer eigenen Gewalt und Frevel oder 
Kochmuth „der ober Blemunt haben" (O «"^ wallen Una Itierum 
«ifflS* Waitdela pflegen. Solchen Wandela wir Obgemeldte um 
rnn allen Denjenigen die da Studenten ilnd, jung oder alt, erltolen 
wollen und wollen unt einea Solchen an Euch Aüai zu den Ehren 
bewahrt haben. Gegeben unter dietem Inaiepel, detaen wir unt 
ammal gebrnitchen, im 147/. Jahr. 

Wesen dieees Pehdebrierea wurden übrigens die Schuater- 

" inen Defehl Churrürits Ernst eingeteilt und ihnen ein 

:ht, über deiaen Ausgang ich aber nichts NSbere* finde. 
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E X c u r s e 

zur Abhandlung: aber die Entscheidung: der 
Thatfrage im Deutschen Criminalprocesse. 



XIX. Excurs. 
Aligemeine Bemerkungen, insbes. Literatur. 

Es kann natürlich nicht davon die Rede seyn, das in dieser Ab- 
handlung in Grundzugen und einem allgemeinen Ueberblicke Dar- 
gestellte hier in allen seinen Momenten aus den Quellen näher zu be* 
legen und zu begründen und auf die verschiedenen Modiflcationeni 
weiche nach einzelnen Rechten und Gewohnheiten in den verschiedenen 
Zeiten sich bildeten, besonders einzugehen. Denn diess wurde schon 
für sich ein starkes Buch in Anspruch nehmen und ist durch den 
Zweck dieser Abhandlung — einen aligemeinen auf die Quellen 
gestutzten Ueberblick zu geben — nicht geboten. 

Eben so wenig kann davon die Rede seyn , die S. 74 und 80 
angedeutete Ansicht gegen das Gesehwornengericht und f ür 
Mündlichkeit und Oeffentlichkeit im Criminalprozesse hier 
genauer zu begründen. Eine solche Begründung würde wieder ein 
besonderes Buch erfordern, aber bei der reichen neueren Literatur 
über diesen Gegenstand wohl ein ziemlich überflüssiges Buch seyn, 
da ich Dem, was über dieses reiche Thema schon gesagt ist, wesent* 
lieh Neues nicht beizufügen wüsste. Ich war von jeher und bin auch 
noch überzeugt, dass eine unpartheüsche, von vorgefassten Meinungen 
und fremdartigen Einflüssen freie , gerechte, dem Gesetze und bloss 
Diesem entsprechende Rechtspflege schwerlich durch Geschwornen* 
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Gerichte uns verbürgt wurde , eine An«icht , för die auch die Aac- 
torität freisinniger und ausgezeichneter Englischer und Französischer 
Rechtsgelehrten^ die hier aus der unmittelbarsten Anschauung sprechen^ 
angeführt werden könnte und die von Deutschen Gelehrten, welche 
dem practischen Leben nicht fremd und an der Spitze unsrer Be- 
arbeiter der Wissenschaft stehen, wie z.B. Feuerbach und Faick, 
getheilt wird. Aber ebenso war ich stets überzeugt und- habe et 
immer als meine Ueberzeugung ausgesprochen, dass der Deutsche 
Crlminalprozess, wie er sich im Laufe der letzten Jahrhunderte bildete, 
einer durchgreifenden Reform bedarf und dass diese Reform in ge- 
nügender Weise nur durch ein auf das Prinzip der Mündlichkeit und 
Oeffentlichkeit gebautes , das Untersuchungsprinzip mit der Anklage* 
form verbindendes Verfahren erreicht werden könne. Diese Ansicht 
aber nach allen Seiten zu begründen, dazu ist, wie gesagt, hier der 
Ort nicht. 

In Beziehung auf das S. 79 f. Gesagte mache ich darauf auf- 
merksam, dass der oben abgedruckte Vortrag (die dritte Abb.) schon 
am Schlüsse des Jahres 1838 gehalten wurde und dass also 
von den Schritten, welche in Württemberg für Verbesserung des 
Strafprozesses theilweise auf dem Wege der Mündlichkeit und Oefifent^ 
liebkeit im J. 1843 gemacht wurden und von den noch bedeutenderen 
und befriedigenderen , welche auf demselben Wege seit einem Jahre 
in der Badischen Ständeversammlung berathen und hofifentüch zu 
einem gedeihlichen Resultate führen werden*), nicht die Rede seyn 



*} Diese Badiscbe Strafprozessordnung ist nun wirklich 
. durch eine gluckltcbe Vereinbarung der Regierung mit ihren 
Ständen während des Druckes dieses Buches zu Stande ge- 
kommen. Sie ist — wenn man auch in einigen einzelnen Punkten, 
was die praktische Durchführbarkeit betrißl, Bedenken haben 
kann — unstreitig das Bedeutendste, was auf dem Gebiete der 
StrafprozessgesetKgebung von jeher bis jetzt in Deutsch- 
land geleistet wurde. Hoffentlich werden sich die durchgreifenden 
Reformen, mit denen sie im Strafprozesse vorangeht, in gan& 
Deutschland bald Anerkennung verschaffen und Bahn brechen. 
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konnte. leb glaubte aber, die Abhandlung in dieser Beziehung nicht 
weiter führen zu sollen, da durch jene Schritte tut den Deutschen Straf- 
prozess eine neue Epoche erst anzubrechen beginnen wird, und die Ab- 
handlung geeigneter vorerst die Vergangenheit mit der Zeit abschliesst, 
nach welcher endlich die Nothwendigkeit einer durch* 
greifenden Reform unsres Crlminalprozesses gleichsam 
in das allgemeine Bewusstseyn in der Richtung über- 
zugehen anfing, dass man zu dem mündlichen und öffentlichen 
Verfahren unsrer Voreltern jedoch in geläuterter Weise zurückkehren 
müsse, und durch diese Ueberzeugung die ersten Versuche einer 
solchen Reform herbeigeführt wurden. 

Was die Literatur über die in der Abhandlung behandelten 
Fragen betrifft, soweit sie das Recht, welches biszumEndedes 
Mittelalters galt, behandelt: so ist hier ausser den bekannten 
allgemeineren Werken, zu denen ich z. B. auch die Schrift von Hau- 
schild Gerichtsverfassung der Teutschen Leipz. 1741, 4 und die 
ausgezeichnete Geschichte des cUtgermanischen %md namentlich 
altbairischen öffentlicFien mündUichen Gerichtsverfahrens von 
Maurer (Heidelb. 1824. 4) zähle, namentlich anzuführen. 

1. für die ältesten Zeiten bis zum Anfange des Mittelalters: 

Rogge Ueber das Gerichtswesen der fiermanen Halle 182Q, 8 
(nur enthält dieses tüchtige Buch sehr viel Paradoxes, das aber mi^ 
unter unverdientes Glück machte; namentlich gehört hieher der be- 
hauptete Mangel alles Beweisverfahrens im Germanischen Criaunal- 
Prozesse, eine Behauptung, die auch von anderen, z.B. W ig and 
Femgericht S. 382 f. angenommen, aber wörtlich genommen ent- 
schieden unrichtig ist, am Ende jedoch bei Dem, was Rogge> zugibt, 
wie schon Cropp bemerkt, in einen leeren Wortstreit hinauslauft). 
Mit Rogge*s Buch ist besonders zu verbinden eine Abhandlung von 
Cropp in den Heidelb. Jahrbüchern von 1825 S. 625—674, eine 
interessante und ausgezeichnete Arbeit in der Form einer Recension 
über Rogge's Buch. 

Heinrich Luden Geschichte des Teutschen VeJks Bd« HL 
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Abegg Br«rlt. aas d. GeMete d. strafrechtl. Vetfaferens. Beri. 
1«S8S. 40— 71. 

Gaupp Das alte Gesetz der Thürtsger u.s.w. Bresl. 18SI. 
2. für das Recht des MittelaKers: 

I. C. H. Dreyer Abiiandl. von dem Nutzen des treflKciien Ge- 
dichts Reineke de Fo88 in EM^Tun^ der detitschen Recbtsafterthomer 
u. s. w. in Dessen Nebenstunden Bdtz. und Winn. 17€€, 4 
S. 1—256. 

G. E. Alb recht Commentat. jur. Germ, antiqui, dectrinam de 
probationibfis adumbrans. IL Partt. Regiom. 1827, 8. 

Cropp Der Diebstahl nach dem älteren RedOe dar freien Stidte 
flambufg Lübek und Bremen §, 8 (Gerlcbüiches Verfahren); in 
Hadtwalckers und Trommers CriminalMt. Beiträgen Bd. iL (1829^) 
S.S59 — 40«. 

Zöpfl Das alte Bamberger Recht fleidelb. 1839 S. 131—157. 

XX. Excurs. 
Beweis durch Eidhelfer im Mittelalter. 

Zu S. 71 — 74. 

Vie Gen^ohnheHeii im Mittelalter bildeten sich in den ver- 
schiedenen ^Gegenden Deutschlands zwar auf denselben Grundge- 
danken , al>er Im Elaaelnen auf eine sehr verschiedene l^etse aus. 
Se flfac4i bef dem ^Dweissysteme im Crlminalprozesse. In dieser 
Beziehung ist hier auf folgende Verschiedenheiten aufmeritsam zu 
machen. 

1. Nach dem Sachsenspiegel und anderen Rechtsbucliern wird et 
als ein besonderes Recht des Freien hervorgehoben, dass er als Ange- 
klagter bei übernächtiger Thai blos durch seinen Eid sein Redvt 
und »eine Ehre wahren könne und sich von der Anschuldigung los- 
«uschwdreii die Befugniss, aber auch die Pflicht habe. Nach vielmi 
Statuten und Gewohnheiten aber reichte hiezu der Eid des Ang^ 
aehuldigten «Hein nicht hm, sondern er hatte noch Ei&elfer und zwar 
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in d&r Regel sechs nöthig, die mit ihm schworen und ihr Vertrauen 
in die Wahrhaftigkeit seines Eides bezeugten , so dass er also durch 
•leben Eide sich losschwören musste. S. die Belege bey Dreyer 
Nebenstunden S. 136 f. Alb recht I. c. P. II. p. 59. 

2. Nach anderen Rechten des Mittelalters war die Beftigniss, 
bloss durch seinen Eid ohne Eidhelfer sich bei übernSchtiger Thai 
loszusehwören, ein Vorrecht nicht jedes Freien, sondern nur ge- 
wisser Freien^ z.B. bei den Vehmgerichten ein Vorrecht des Frei- 
sehdffen (jedoch auch hier mit Modificationen, s. oben S. 226 f.), 
bei manchen Städten ein Vorrecht des Bürgers während der Nicht» 
burger sich nur mit Eidhelfern reinigen lionnte. So hatte z. B. nach 
dem Bamberger Stadtrecht in der Regel der Bürger Ton Bamberg 
das Recht , bei nicht handhafter That mit seinem Eide sich ioszu» 
schworen (Zöpfl a. a.O. S. 141); der Nichtbürger aber musste, wenn 
er ungefangen vor Gericht kwm, sichmit 6Eidheifern, also selb siebent 
(wenn erbei einer Tödtung auf Nothwehr sich berief, blos mit 2 Eidhelfern 
Biso selb dritt) reinigen und zwar mussten die Eidhelfer Bamberger 
Bürger seyn, wie sie bei den Vehmgerichten Freischoffen seyn mussten; 
s. Bamberger Stadtrecht §. 156, 157 bei Zöpfl im Anhange S. 15,f 6. 
Freilich trat hier für den Nichtbürger nach dem Bamberger Stadt* 
recht §, 157 eine ganz eigene MHdemng ein, durch welche er dem 
Bürger wieder beinahe gleichgestellt wurde : wenn er nämlich in der 
Stadt oder, wie das Stadtrecht sagt, zwischen den vier WäOen 
nicht so gefreundet sey, dass er die Sechs nicht aufbringen könne, ^i# 
ihm helfen wollten : so soll er einen Voreid schwören und dann nach- 
her die anderen ihm fehlenden sechs Eide mit seiner einzigen Hand 
thun; es wurde ihm also in einem solchen Falle zugelanen, allenebmi 
Eide allein zu schwören. 

3. Das Recht, von einer Anklage auf übernächtige That sich 
bloss mit seinem Eide loszuschwören , konnte auch geübt werden, 
um sich von dner Beschuldigung blei3)end zu reinigen, wenn auch 
kein AnUäger die Sache vor Gericht brachte oder z« Ende führte 
<s. g. Inzichtsprazess, Bitzigk). Zu vergleichen ist hierher Maurer 
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•.a.O. S. 210 f. und über den Bamberger Inzicbtsprozess Rossbirl 
Geschicble und System des Deutsch. Strafrechts Th. I. S. 122 f, 
126 f. und Zöpfl a. a. O. S. 150 f. 

4. Der Angeklagte konnte von dem Ankläger in der Regel nur über- 
siebnet werden, wenn derProzess in gehöriger Weise auf handhafteThat 
eingeleitet wurde, oder bei übernächtiger Tbat, wenn er, vor Gericht 
geladen, nicht erschien, dann geächtet und später gefangen vor Gericht 
gebracht wurde oder sich nicht zur rechten Zeit aus der Acht zog. 
Nach manchen Statuten aber konnte der Ankläger den Angeklagten aueh 
schon dann übersiebnen^ wenn er ihn nur gefangen vor Gericht brachte, 
80 dass in diesem Falle der Angeklagte, wenn seine That auch nicht 
eine bandhafte war, sich nicht losschwören konnte. So sagt z. B. das 
Bamberger Gericfatsbuch aus dem Anfange des XIV. Jahrhunderts 
(bei Zöpfl a. a. 0. Anhang S. 148), Schultheiss Rath und Schöffen 
von Bamberg seyen darüber einig geworden, dass alle Die, welche 
kein Stadt- und Burgerrecht haben, wenn sie gefangen und vor Gericht 
gebracht werden , bei Diebstahl Raub Brandstiftung Fälschung von 
dem Ankläger sofort übersiebnet werden können (selb siebente be^ 
rüden mit dem Eid, dass er sebi Dieb sei und des Landes Dieb, 
oder dms er sein Rauber sep und des Landes Rauber, 

Was also gegen den Burger bei handbafter That galt^ wurde 
bier auf den Niehtbürger schon dann angewendet, wenn man ihn nur 
gefangen vor Gericht bringen konnte. Ein solcher Grundsatz, jedoch 
mil einer Medifieation, galt im XIV. Jabrundert auch in Tübingen gegen 
Fremde. In dem Tübinger Stadtrecht von 1388 nämlich heisst es: 
Auch haben wir einen Acker, der heisset Frohnacker, dessen 
Recht ist, wie wir es gehört haben von unsern Vordem, dass er 
gefreit sey von Königen und ton Kaisem also: welcher Einen 
bringt ton den riet* Strassen, welcher das sey, und stellt ihn auf 
den Ackert mag Der Sechs zu ihm haben, so dass er selber der 
Siebente ist, die ihm helfen schwören zu den Heiligen, dass Jener 
ihm tittd dem Lande ein schädlicher Mann sey: so soll man 
J&ien töden. Wäre es aber, dass der Gefangene dazwischen in 
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die ßtadi kOme und den Sehnitlmseen und dus Oerichi anrufen 
vrtkrde, dann ioU man Um da hereehten nach dem Stadtrecht, 
d.h. wohl, wie es auch Hofacker Jahrbacherl. S. 39 avslegt, dasi 
er sich dann von der Ansehaldigung losschworen könne. (Dieses 
Stück des Tübinger Stadlrechts fand Senckenberg auf einem 
papierenen Zettel ohne Jahreszahl geschrieben und liess es in seinen 
Select bist II. p. 239 abdrucken, und Hof acker a.a. 0. S.5 schUesst 
aus dem Umstände, dass der Zettel papieren ist, es rühre höchstens 
erst aus dem XV. Jahrhundert her. AUein das Recht ist jedenfalls 
älter; denn dieselbe Stelle steht schon in dem Tübinger Stadtrecbt 
Ton 1388). 

Was nach diesen Rechten blos gegen Fremde galt, galt nach 
anderen ganz allgemein, so dass wenn ein Angeschuldigter gefangen 
iror Gericht gebracht wurde , der Ankläger mit sechs Eidhelfern ihn 
übersiebnen konnte. S. die Belege bei Dreyer S. 129, Albrecht 
1. c. P. I. p. 62. Oefters wurde auch ein solches Recht durch besondere 
kaiserliche Privilegien erst eingeräumt. Ein solches Privilegium erhielt 
z.B. die Stadt LindauimJ. 1321 von Kaiser Friedrich II , indem die 
Stadt sich über ihre alte Gewohnheit beklagte, nach welcher, wenn ein 
schädlicher Mann oder Weib in ihr Gericht komme gebunden 
oder gefangen, man den Mann oder das Weih nicht anders Uber^ 
kommen möchte oder sollte, als mit dem bintiffle (wohl so viel wie 
Gerüffte, Prozess auf handhafte That; vrgL Haltaus Glossar v.Be- 
nuffle), und um Abänderung dieses Rechtes hat In Folge dessen er- 
hielt sie folgendes Recht: Wucher schädliche Mann oder WM 
von Lindau m das GericM käme, bei dem die wahre Schndd 
und der rechte Schub (die Erfordernisse der Anklage auf handhafte 
That) nicht gefunden werden, denselben Menschen soll einje^her 
Mann Gewalt haben zu überkommen mit sechs ehrbarer Männer 
,Eid, denen zu glauben sey, und dann soll der Ankläger den 
siebetUen EM selbst thkm. S. grundliche Ausführung der Reichs« 
atadt Lindau, die. . . Reichspkndschaft beteeffend, Nümb. 1643 (ge- 
wöhnlich unter dem Titel Actaldndaviens. angeführt) p. 651. Zehn 

13** 
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Jahre später wurde der Stadt diese« PriTilegium erneuert und zu- 
gleich in der Erneuerung bestimmt , dass bei handhafter That nicht 
mehr ein Uebersiehnen nöthig seyn, sondern schon drei Eide ge- 
nügen sollen CfFtfre auch, dass ilfanti oder WeU mU rechter 
Schuld und mit dem wahren Schub vor zM' Gericht gebracht 
würden, über den soll schweren der Ankläger, als vorgeschrieben 
steht, und zwei ehrbare Männer mit ihm und daran soll es 
genug seyn; a. a. 0. p. 653)^ und das gleiche Privilegium erhielt 
im Jahre 1331 auch die Stadt Kempten dahin: Wäre ein schäd- 
licher Mensch für ihr Gericht geantwortet (angeklagt) und die 
wahre Schuld auf ihn geschoben, mag der Kläger Den über- 
kommen mit zwei unversprochen Mann dass seine Hand die 
Dritte ist, mit gelehrten Eiden . . . wo aber die wahre Schtild 
nicht ist, soll der Kläger den Menschen, den er für Gericht ge- 
antwortet hat, überkommen mit sechs unversprochenen Matmen, 
dass seine Hand die siebente ist, mit gelehrten Eiden (a. a. O. 
p. 653). 

So wurde an vielen Orten allmählig das Recht des Angeschuldigten, 
bei nicht handhafter That sich loszuschwören , durch Einfuhrung 
des Uebersiebnens ausgeschlossen , wie später dann das lieber- 
•lebnen einem andern Beweissysteme Platz machen musste (vrgL 
XXII. Exe). 

5. Da, wo der Angeschuldigte das Recht hatte, bei nicht hand- 
hafter That sich loszusehwören, sey es mit seinem Eide allein oder 
mR Eidhelfern, war dieses Recht ebenso auch eine Pflicht, d.h. 
konnte oder wollte er sich auf die angegebene Weise nicht reinigen : 
so wurde er in der Regel unbedingt verurtheiit (vrgl. Cropp a. a. O. 
S. 406). Nach manchen Rechten scheint aber auch in diesem FaUe 
der Ankläger noch mit einigen Eidhelfern die Anklage haben be* 
schwören zu müssen , wie z. B. in dem S. 72 angeführten Prozesse 
in Schwaben es gehalten wurde. Allein um dieselbe Zeit wurde in 
benachbarten Gegenden an dem Grundsatze festgehalten, dass, wenn 
der Angeklagte das Losschwören verweigert , sofort die Verurtheilung 
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dberibnauszuspreehen sey. So wurde z.B. im Jahre 1503 in Würt- 
temberg der Ritter Ludwig von Neuhaüsen angeUagt, Theilnehmer 
an einem Todtschlage gewesen zu teyn, den «eine Söhne verübt hatten', 
und es wurde ihm auferlegt, sich mit seinem Eide zu entschuldigen ; 
er schwor den Eid nicht und nun erkannten Johannes Sattler, Vogt 
«u Urach y und die zwölf Richter und Urtheilaprecher zii Pßd^ 
lingen vor dem Rathhause an offener freier KbnigsstrasMe unter 
freiem Himmel den Junlier Ludwig von Neuhausen ^ den Alten, zu 
einem Thäterund Sucher des beklagten Todtschlags und sprachen 
aus^ dass, wo und an welchen Orten und Enden im heüigen R§» 
mischen Reiche er betreten werde, er durch den Nachrichter mit 
dem Schwert nach des Reichs Recht gerichtet und also vom Leben 
%um Tode gebracht werden solle, (Reichsständ. Archivalurkunden 
ad causam equestrem, Regensb. 1750 p. 226 f.) 

6. Dass nach vielen Gewohnheiten selbst das gerichtliche Ge< 
fitändniss nicht für einen genügenden Beweis der That galt, sondern 
in einem solchen Falle der Ankläger noch mit Eidhelfern die Anklage 
beschwören musste, diess wird durch Das bewiesen, wai Dreyer 
Nebenstunden S. 132 anfuhrt; auch geht es aus den späteren Privi- 
legien hervor, welche die Kaiser einzelnen Städten und Landesherren 
gegen diese Gewohnheit gaben indem sie sie legitimirten , von \\tt 
abzuweichen und das Geständniss als vollen Beweis zu behandeln, 
S. unten XXIL Excurs. 

7. Spätere Statute und Gewohnheiten neigten sich allmählig 
mehr und mehr von dem Systeme der Eidhelfer zum eigentlichen 
Zeugenbeweise hin. Hierüber s. Alb recht 1. c* P. L p. 65 f. und 
Cropp a. a. 0. S. 405. 

XXL Excurs. 
Geschwornengericht. Zu S. 74.- Vrgl. S. 259. 

Ueber die Wurzel, aus der das Geschwornengericht, namentlich 
in England, sich allmählig bildete, sind die Ansichten verschieden. 
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Auf ein enUckieden sieheres Resultai ist man noeh nicht gekonuBW» 
•0 das« nur die grassere Wahracheinlicbkeit der Hypothese ent- 
scbeideo kann. Ueber die yerschiedenen Ansichten ist namoiüieii 
2a verglaicken: 

Mittermaier Strafverfahren 2. Ausg. Th. I. $• 42 (der 
übrigens gegen die Herleitung der Geschwomen von den £idhelfern 
ist) und die dort Angeff. 

V. S a V i g ny Gesch. d. Rom. Rechts im Mittelaller 2. Ausg. B. I. 
S. 2&B (vr§L auch Grimm Deutsch. Rechlsalterth. S. 785). Sa- 
Wgny knii^ die fialstehuag an das Germanische Sehöffengericht, 
das aber dem Englisehen Rechte wohl nicht in dieser Weise bekannt 
war (vgL Biener Beitrage zur Gesch. des Inquis^Pros. Leipz. 1827 
S.244 f.) ; auch würde bei dieser Herleitung die Trennung der Rechts- 
frage von der ThatfragQ unerklärt bleiben. 

Rogge a. a. 0. S. 187 und Maurer a. a. 0. S 107 f. Diese 
leiten die Geschwornen aus den Eidhelfern her. 

Biener a. a. O. S. 216 — 307 (vrgl. anch Denselben in der 
Zeitschr. & geschichtL Rechtswiss. B. XIL S. 1021). Er leitet die Ge- 
Mhwprnen aus der Repräsentation der zeugenden Gemeinde her, 
weilebes Zeugniss als Surrogat an die Stelle der Gottesurtheile ui^d 
ümentlich des Zweikampfes trat 

JedeniaUs ist es ausser Zweifel und ergibt sieh namentlich aus 
der obigen historischen Darstellung, dass das Geschwornen- 
gericht kein Deutsches Institut i^\, und dase Diejenigen, 
wekhe in unster Zeit das Geschwornengeridit als ein altdeutsches 
Institut inndicirea wollen, in entschiedenem irrthume befangen «ind^ 
Allerdings ging es aus einer Germanischen Wurzel hervor, aber 
durch eine yöllige Umbildung Germanischer Institute. Vrgl. auch 
Mittermaier a. a. 0. J. Höpfner Ueb. Anklageproz. und Ge- 
schwornenger. Hamb. 1844 S. 102 f. und die dort Angeff. (das neueste 
historisch-kritische Werk über das Geschwornengericht, das durch 
Gruodlichkeit und Tüchtigkeit sich sehr empfiehlt;, mr sieht der Ver< 
fasser. diesen Aneichteauber die Geachivoiaeiigeffldite ich im Wesent- 
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Kcfaen fiieüe, den DeuUchen geheimen schriftlichen InquIaitionsproieM 
ia euiem gar zu rosigen Lichte^ und Demjenigen, was er zur Ver* 
tbeidigung dieses Prozesses sagt , kann ich durchaus nicht bei* 
stimmen). 

XXII. Exeurs. Richten auf Leumund. Zu S. 75. 

Den Uebergang des Beweissy&tems des Mittelalters in das Be- 
weissestem des XVh Jahrhunderts und der späteren Zeit bildete in 
Deutschland wohl hauptsächlich das s.g. Richten auf Leumund* 
Worin aber dieses Richten auf Leumund eigentlich bestanden habe, 
darüber sind die Aelteren sehr unbestimmt und ungenau , und unter 
den Neueren lassen sich nur Wenige auf die Frage ein, unter Diesen 
besonders Eichhorn Staats - und Rechtsgesch. III. §. 459 und 
Biener Beiträge z. Gesch. des Inquis.Proz. S. 139. £, welche Letztere 
aber doch wohl dem ursprunglichen Richten auf Leumund theils eine 
zu beschränkte , theils eine nicht ganz richtige Beziehung zu geben 
acheinen. 

Nach den vielen Privilegien , durch welche die einzelnen Terrt« 
torialgerichte von den Kaisern besonders am Ende des XIV. und im 
Laufe des XV. Jahrhunderts zum Richten auf Leumund befugt wurden» 
handelte es sich dabei zunächst blos von der Art und Welse , wie der 
Beweis der Schuld überhaupt (nicht bloss in einzelnen 
Beziehungen), besonders gegen UebelberüchUgte, hergestellt wer- 
den sollte. 

Nach dem bestehenden Rechte nämUch war in der Regel selbst 
bei handhafter That eine Uebersiebnung nöthig, also ein Eid des 
Anklägers und sechs Anderer, welche mit ihm schworen. Scbod 
hierdurch wurde der wirkliche Verbrecher sehr begünstigt Denn es 
war oft schwer , gerade sechs Mitschwörer gegci) ihn zu bekommen, 
und selbst wenn zwei Zeugen die That gesehen hatten und mit ihrem 
Eide bezeugten , reichte diess da , wo der Grundsatz des Sachsen- 
apiegels über daa Uebersiebnen bei handhafter That galt^ zur Ver« 
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nrtbeOung nicht hfn. Da» natürliche Rechtsgef&hf und das Be- 
dürfniss mussten hier dringend eine Aetiderung yeriangen. No<^ 
mehr war-diess der Fall bei dem Geständnisse des Verbrechers. 
Nach yerbreiteteti Gewohnheiten des Mittelalters reichte ein solchesr 
Geständniss zur Verurtheilung nicht hin, selbst wenn es unum» 
wunden vor Gericht abgelegt wurde , sondern war auch hier noch 
eine Uebersiebnung des Verbrechens nöthig. Mochte man nun freilich 
gegen einen gestehenden Verbrecher meist sechs Eidhelfer bekommen: 
so war dieses Verfahren doch immer sehr nmständlich, bei Privat- 
aniüägern nicht immer sicher zu einem Resultate führend , und so 
sprachen auch hier wieder Rechtsgefuhl und Bedürfniss gegen das 
Institut. 

Das Gleiche galt auch von dem Beweissysteme, welches eintrat, 
wenn die That nicht handhaft und nicht eingestanden war. Auch 
hier war häufig ein Uebersiebnen nöthig. Noch misslicher war hier 
das verbreitete Recht des Angeschuldigten, sich von der Anklage los- 
2uschwören. 

Manche Territorien wichen allmählig von selbst von diesem 
Beweissysteme ab; man verurtheilte auf Geständniss hin oder auf 
Zeugenaussagen, und fing auch an, gegen Uebelberuchtigte von der 
Tortur Gebrauch zu machen. Andere suchten sich durch kaiserliche 
Privilegien zu einer Aenderung des Bestehenden ermächtigen zulassen, 
und diese Privilegien waren gerade gegen die oben bemerkten Uebel- 
stäiidp im Beweissysteme gerichtet und zwar theilweise nur 
gegen Uebelberuchtigte. Denn es wurde durch dieselben das Gericht 
btfugt, namentlich zu verurtheilen schon auf das biose Bekenntniss 
des Thäters (auf seinen gichtigen Mund) ohne Besiebnung, femer 
auf durch Zeugen erwiesene That oder auch — nicht auf blosen 
Verdacht, wie häufig angenommen wird, selbst von Biener S. 140, 
der hierauf allein und darauf, dass kein formlicher Ankläger nöthig ge- 
wesen sey, jene Privilegien zu deuten scheint, sondern — auf An- 
xdgen, welche der Art sind, dass sie nach der Ueberzeugung 
der Mehrzahl des Gerichts einen vollen Beweis der 
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Schuld des Ang^eklagten geben. Um diess 2u beweisen, will 
ich nur einige solcher Privilegien näher anfuhren. 

1. Einige derselben gehen blos auf das Abschaffen des Ueber^ 
fiebnens für den Fall, wenn der Thäter vor Gericht sein Verbrechen 
gestand, ein Fall, bei welchem man allerdings am Ersten auf das Ab- 
schaffen des Ueberslebnens kommen konnte. Hieher gehört z. B. das 
Privilegium, welches im Jahre 1365 der Stadt Windsheim von 
Kaiser Karl IV. dahin gegeben wurde : wo oder in welcher Herren 
Gebiet sie ihre Diebe Räuber oder übelthätige Leute finden 
oder ankommen mögen, dasn sie die angreifen aufhalten fahen 
und mit heimfuhren mögen und auch über sie richten, wie sie 
verdient haben, und was sie solcher böser Leute in ihre Haft 
bringen, die da vor zweien ihres Raths die Unthat und 
Bosheit bekennen, dass sie zu denselben dann richten myogen 
und sie nicht übersiebnen dürfen, als vorher ge^ 
wohnlich dagewesen ist, (Urk. bei Lün ig Reichsarchiv P.spec; 
Continuat. IV. Tb. 2 Abth. 2 S. 671). 

2. Andere Privilegien gehen noch weiter, indem sie das ganze 
Beweissystem umfassen. Ein solches Privilegium erhielt die Stadt 
Weissenburg im Jahre 1431. In demselben werden zunächst die 
Uebelstände gerügt, welche mit den sieben Eiden, die man in dieser 
Gegend iiber böse Leute haben müsse, verbunden seyen, und dann 
Bürgermeister Rath und Bürgern zu Weissenburg die Freiheit ge* 
geben, dass sie alle und jegliche schädliche Leute, Mordbrenner, 
Fälscher, Mörder, Räuber, Diebe oder andere schädliche Leute, 
wenn der Rath zu Weissenburg oder der mehrere Theil cfes* 
selben auf Eid Ehre und Treue erkenne und spreche, dass sie* 
ihrer Stadt Lande oder Leute heimlich oder öffentlich »ohäd*- 
liehe Leute seyen, um solcher ihrer Missethat und Unthat nach 
Befinden und nach des Raths zu Weissenburg oder des mehreren 
Theils desselben Erkennen und Aussprechen wohl strafen und 
büssen mögen (Urk. bei Lünig a. a. 0. S. 619.). Das Gleiche 
spricht in ähnlicher Weise das S. 75 angeführte, im Jahre 1434 den 
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Grafen von Warttemberg toü Kaiser Siegmuid gegebene, Pn- 
Tflegimn in Benebnng auf die Beweiifabrang gegen T»lannidete Leute 
anf (hanfig abgedruckt» unter Anderem in Reyachera SammL d. 
Wiiitt. Gesa. B. IV. S. 18;. Daaaelbe ist ansdrucUieh g^en die NoCb- 
wendigkeit des Uebersiebnens gerichtet Denn im Eingänge dea 
Pfifilegiamf wird gesagt, die Grafen hatten sich darüber beschwert» 
dass es sich lian% zutrage, dasB schädliche übelihaiige und rer« 
Uumdete LeiUe in ihren Landen gefangen werden und doch die 
BicMer in etlichen ihrer Städte die$e nicht verurtheilen woUem, 
man bringe denn die Schuld auf sie mii siebenuncersjnrochenem 
Mannen^ wodurch solche ühelthdtige Leute oft t erhalten und die 
Gerichte verzogen werden. Der Sache nach wohl Dasselbe , aber 
nor in etwas anderer Form, druckt das PriTilegiom aas, das ebenfalls 
Ton Eaiser Siegmund im Jahre 1430 die Stadt Nürnberg dahin erhielt» 
dass sie einen jeden schädlichen Menschen, der in ihr und des 
Reichs Gefängniss zu Nikrnberg kommt, mit bösem Leumund 
überkommen, den Leib abgewinnen mögen, also dass der Rath und 

• 

die Schöffen oder der mehrere Theil unter ihnen diMct auf ihren 
Sid, dass der Leumund so stark auf ihn gangen, dass man billig 
richte über seinen Leib, denn man es lasse, dass er den Leib damU 
verloren habe (bei Haltaus Glossar p.426). Von dem Verfahren auf 
den Grund dieses Privilegiums enthält Einiges die Nümbergische Hals* 
gerichtsordnung Ton 1481 (bei Siebenkees Material, zur Nümb. 
Geach. B.H.S.5471). Allein diese giebt» wie es scheint» nur das S chluss- 
verfahren vor dem Halsgerichte, wenn der Rath schon auf Leumund ge* 
sprochen hatte. Denn sie bestimmt, dass, wenn der Angeklagte läugnet, der 
Ankläger sich erbieten soll, zu beweisen mit zwei geschwomenSchöf^ 
fen, die dabei und mitgewesen sind, dass der mehrere Theil 
Schöffen und Raths auf ihren Eid erkannt haben, dass dieser 
verläumdete Mann besser todt , dann lebendig seg. Nur durfte 
diese Halsgerichtsordnung es auch bestätigen, dass bei dem Richten 
auf Leumund die Form des Anklageprozesses (die der Anklage 
TonAmtswegen) eingehalten wurde. 
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In allen diesen Privilegien wird Alles auf die Ueberzeugung 
der Majorität des Gerichts, auf ihren Eid und ihr Gewissen 
gestellt; es ist also nicht bioser Verdacht und Wahrscheinlich- 
keit, auf welche hin die Richter erkennen sollen, sondern sie sollen die 
Befugniss haben, überhaupt auf solche Beweisgründe hin eine Ver- 
iirtheilung auszusprechen, welche ihnen gar keinen Zweifel mehr 
an der Schuld des Angeschuldigten übrig lassen. Dieses Resultat 
musste sich eigentlich von selbst ergeben , sobald blos das lieber- 
siebnen da, wo es bisher nothwendig war, abgeschafft und nichts An- 
deres an seine Stelle gesetzt wurde; es ergab sich dann daraus, 
dass das Gericht auf handhafte That^ wenn sie ihm nur gehörig be- 
wiesen erscheint, oder auf Bekenntniss oder auf Aussagen Anderer 
und auf Anzeigen, wenn sie zu seiner Ueberzeugung hinreichen, das 
Erkenntniss fallen kann. Noch bestimmter sagen dies andere Privi* 
legien, wie z. B. 

3. das Pri?ilegium, welches im J. 1498 von Kaiser Maximilian 
für Limburg dahin gegeben wurde: weil bisher in den Lim" 
burger Halagerichten eine Gewohnheit und Herkommen gewesen, 
wenn schädliche Leute in denselben Gerichten betreten, dass 
diese wegen ihrer Missethat, wiewohl wahrer Schub oder 
gichtiger Mund vorhanden toäre, mit sieben Mannen, 
so darum ihren Eid thun mussten^ bezeugt und damit 
vom Leben zum Tode gebracht werden, und dadurch das Uebel 
ungestraft bliebe: so haben Wir diese Gewohnheit ab^ 
rogirt, auf dass das Uebel gestraft, der gemeine Nutzen be^ 
fördert und den Rechten ihr Lauf gelassen werde, und auf 
wahren Schub, gichtigen Mund oder Leumund und 
ihr selbst Bekenntniss richten und strafen und die 
Uebelthäter ferner zu versiebnen nicht schuldig sein 
sollen (Urk. bei Goldast Reichssatz Tb. IL S. 179 und bei Datt 
De pace imperii publica p. 7. nr. 78). Dass hier am Schlüsse des 
Privilegiums der gichtige Mund und das Bekenntniss als etwas 

Wächter's Beilrlg«. |4 
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Verschiedenes angeführt werden, scheint auffallend. Biclihorn 
§. 459 Nt. k. glaabt, Ersterer bezeichne hier wohl ein mit dem leib« 
liehen Beweise (Sachsenspiegel!., 15) verbundenes Geständnis«, 
Letzteres aber ein Geständniss ohne leiblichen Beweis , und fügt noch 
hinzu, da$8 das Letztere genüge, sey schon eine weitere Ab-- 
weichung vom älteren Verfahren, die aber in den letzten Jahren 
des XV. Jahrhunderts nichts Auffallendes habe. Allein gegen 
diese Auslegung scheint mir zu sprechen, dass der Ausdruck gi^h^- 
tiger Mund nicht ein — so zu sagen — durch weitere Beweisgründe, 
z.B. dadurch, dass man beim gestandigen Diebe das gestohlene Gutfand^ 
unterstütztes Bekenntniss, sondern überhaupt eben das Bekennt- 
niss bedeutete, und dass zwischen dem einfachen Bekenntnisse und 
jenem unterstützten meines Wissens ein besonderer Unterschied nicht 
gemacht wurde, auch nicht zu erklären wäre, warum hier neben 
dem einfachen Bekenntnisse noch das mit dem wahren Schübe ver- 
bundene genannt wird. Die Statuten und Gewohnheiten unterschieden 
sich nur in Beziehung auf die Kraft, die dem Geständnisse überhaupt 
beizulegen sey ; da wo das Geständniss an sich nicht schon zur Ver* 
urtheilung für hinreichend genommen wurde^ war immer ein Unter* 
stützen der Anklage durch Eidhelfer nöthig, mag nun tnit dem Ge- 
ständnisse der wahre Schub verbunden gewesen sejn oder nicht. 
Uebrigens Hesse sich vielleicht die Stelle so erklären , dass sie drei 
Momente hervorheben will; a. den wahren Schob, b. das eigene Be* 
kenntniss, c. Leumund oder gichtigen Mund, so dass dann hier unter 
gichtigem Mund öffentliche Beschuldigung, überzeugende Aussagen 
Anderer zu verstehen wären, ein Sinn, in dem der Ausdruck wobi 
auch vorkam (vrgl. z.B. Halt aus Glossar, v. gichtig). 

Der Uebergang zur Folter war gerade durch diese Privi* 
legien besonders angebahnt. Hatte man keine Zeugen der That 
und kein Bekenntniss des Angeschuldigten und waren die anderen vor* 
liegenden Beweisgründe nicht der Art, dass das Gericht sie für ge- 
nügend fand, um mit voller Ueberzeugung die Schuld des Ange«- 
schuldigten auszusprechen: so konnte es nicht verurtheilen, eben 
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weil nicht bioaer Verdacht zur Verurtheilung hin« 
reichen, aondem diese nur dann eintreten sollte, wenn das Gericht 
aeine Yolle Ueberzeugung von der Schuld bei Eid und Gewissen 
auacttspreclaen im Stande war. Da aber diese Privilegien das Recht 
gaben, obneUebersiebnung auf Bekenntniss zu richten, und Oberhaupt 
das rein formelle Beweissystem grossentheils aufhoben und das Gericht 
blof an seine Ueberzeugung von der Schuld wiesen : ao musste es 
kommen , dass nun das Gericht selbstthätig die Momente herbei- 
zuschaffen suchte, die ihm eine solche Ueberzeugung gewähren 
könnten, und so namentlich auch da, wo ihm gehörige Verdachts- 
grunde vorzuliegen schienen, auf alle Weise ein Geständniss zu er- 
sielen strebte, wozu dann die durch gelehrte Auctoritäten unter- 
stützte Tortur bei der Befangenheit und Rohheit der Zeit ein sehr 
nahe liegendes Mittel war. . 

Interessant ist in dieser Beziehung unter Anderem ein Privi- 
legium, das schon in eine etwas spatere Zeit, in den Anfang des 
XVI. Jahrhunderts^ fallt und welches einen Beleg far das Gesagte 
enthalten dürfte, indem es gerade aus dem Aufheben des lieber« 
siebnens auf die Tortur hinweist. Von Kaiser Maximilian I. erhielt 
im Jahre 1510 Christoph vonBulach für einen in der Markgraf- 
schaft Burgau gelegenen Mark ein Privilegium gegen das lieber- 
siebnen. In demselben ist gesagt , dass bisher in dem betreffenden 
Mark eine Gewohnheit und alt Herkommen dahin gewesen sey, wenn 
ein Uebelthäter gefangen worden, der vom Leben zum Tode hätte 
sollen gerichtet werden, dass derselbe durch sieben Mannen über- 
wiesen und durch sie auf ihn hätte geschworen werden müssen; 
Christoph v. Bulach habe gebeten, dieweil Solches wider des heil. Reichs 
Recht und nicht ein guter Brauch und Herkommen sey, diesen Brauch 
abzuthun und aufzuheben, und auf Form und Gestalt, wie das im heil. 
Reich und anderen Enden gebraucht werde , zu ändern und zu in* 
stitniren. Das Privilegium spricht nun die Aufhebung dieser Ge- 
wohnheit, welche der Kaiser aus vielen Ursachen nicht für gut und 

14* 
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Tecfat aefale nodi erteane, aat md cnBadd^ dea Briirh 
firben, daM sie durch ihre Amlleafe 4ie Melikmifm reriammduiM 
Lemie, wo de de beireien wttrdem, miiatien fmkoi mnd im to- 
rührten 3tark ihrer 9ßs$hamdimi§ mmdk mit peinlicher Mnr^ 
ier fragen mmi auf emet Jeden Be^urnntmiee mnd effenhare 
Mandhmg riehien ttrafen mtd büs$en mOen mögen, wie MUehier 
wid Urth^i$9preehet DaM erkennen. 
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Abhandlung aber dieDeutschenHexenprozesse. 



XXUL Excurs. 
Literatur über die Hexen prozesse. 

Wenn ich die voluminöse Literatur über die Hexenprozesse mit 
einer Abhandlung vermehrte; so glaube ich, diess durch Folgendes 
rechtfertigen zu dürfen. Einestheils war es mein Zweck, in einer 
kurzen, gedrängten, aber doch alles Wesentliche um- 
fassenden Uebersicht über jene wichtige und auffallende Er- 
scheinung eine quellenmässige Orientirung zu geben, wie ich sie 
wenigstens in Dem, was bisher darüber geschrieben wurde, nicht fand ; 
sodann sind es einige neuere Versuche, welche in dem Bestreben, 
jene Erscheinung zu begreifen, ihr eine, wie mir wenigstens scheint, 
unrichtige Beziehung und Bedeutung geben, die aber dennoch mannig- 
fachen Anklang fanden und die desshalb wohl einer wiederholten 
Prüfung unterworfen werden durften; endlich scheint mir bei der 
Erklärung jener Erscheinung und bei der Kritik das juristische Moment 
mehr herauszuheben und festzuhalten zu seyn, als es häuGg geschieht 
Die eigentlichen gerichtlichen Verfolgungen der Hexen in 
Deutschland und die massenhaften Hexenprozesse vom XV. Jahr- 
hundert an treffen mit zwei Momenten zusammen, aus denen sie auch 
ihre Erklärung erhalten» einer gesteigerten religiösen Richtung bei 
grossem Aberglauben, und einer totalen Umbildung des 
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Beweissystems im Deutschen Criminalprozesse. Beide 
mussten zusammenwirken, um jene Erscheinung zu erzeugen; bei 
dem Mangel des einen oder des anderen wäre wohl Deutschland Yon 
jenen Greueln der Hezenprozesse verschont geblieben. 

Ueber die betreffende Literatur finden wir meines Wissens 
nirgends eine genügende Uebersicht. Selbst Kappler, der sonst 
in seiner Literatur des Criminalrechts sehr ausfuhrlich ist, gibt 
S. 70 über Hexenprozesse und Zauberglauben nur sehr Dürftiges, und 
das neueste ausfuhrlichste und meines Eraehtens tüchtigste Werk über 
Hexenprozesse — Wilhelm Gott 1. Soldan (Gymnasiallehrer zu 
Giessen) Gesch. der Hexenprozesse. Stuttg. u. Tüb. 1843, 712 
SS. 8 — beutet zwar mit ungemeinem Fleisse die Literatur aus 
und gibt eine Menge gründlicher literarischer Nachweisungen (yrgl. 
namentl. Dens. S. 335 — 356); aber auch aus ihm gewinnt man 
keinen eigentlichen Ueberblick über die vorhandene Literatur. 

Diese Lücke hier ganz ausfüllen zu wollen, würde zu weit 
führen. Nur zu einer allgemeineren Orientirung in der Literatur, 
soweit sie Deutschland betrifft oder in Deutschland besonderen Ein- 
fluss hatte, erlaube ich mir hier Folgendes anzuführen. 

Man muss drei Hauptclassen von Schriften unterscheiden, freilich 
so, dass sich die Grenzen nur nach dem Hauptcharakter der be* 
treffenden Werke ziehen lassen, indem dasselbe Werk oft in die ver- 
schiedenen Classen zugleich eingreift. 

L Vorherrschend polemische Werke; und zwar: 

1. Für den Glauben an die Hexen und an Teufelsbündnisse und 
für die Verfolgung der Hexen, grossentheils mit Ausführungen über 
die Art und Weise , wie man gegen Hexen gerichtlich verfahren soll 
und wie gegen sie verfahren wird. 

Das berüchtigtste der hieher gehurigen Bücher, das lange Zeit 
eine bedeutende Auctorität bildete, von dem selbst Damhouder sagt» 
dass es wie ein Gesetz observirt werde, und welches viel unschuldig 
vergossenes Blut zu verantworten hat, ist der S. 90 angeführte 
Malleus maleficarum. Er verbreitet sich in den drei Theilen über 
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Zauberei überhaupt, über ihre WiriLungen, über die Mittel gegen sie 
und über die Art und Weise, gegen Hexen und Zauberer gerichtlich 
zu verfahren und sie zu bestrafen. Die erste Ausgabe erschien 
Colon. 1489, 4. Das Buch erlebte schon in den ersten sieben Jahren 
fünf Ausgaben. Hauber (Bibl. mag. I. p. 39, 91, 312) fuhrt acht 
Ausgaben des Buches an, eine neunte Ton 1600 Horst in seiner 
Zauberbibl. IH. S. 84 und noch zwei weitere Ausgaben Ton 1519 
hnd 1669 Niesert MeriLW. Hexenprozess S. XXX. Einen grossen 
Auszug aus dem Buche gibt in einer Uebersetzung Schwager in dem 
unten angef. WerlLcS. 56 — 228 ; ein kürzerer Auszug (von W. JalLobs) 
findet sich in Demmes Annalen der deutsch, und ausländ. Crim.* 
Rechtspfl. B. XXV S. 279 — 298. Zu vergleichen ist auch über 
diesen Hexenhammer Soldan a. a. O. S. 210 — 222. 

Ganz auf dem Standpunkte des Malleus maleficarnm stehen 
folgende drei Schriften, welche leider auch durch die Auctorität von 
Bedeutung sind, die sie trotz des blutdürstigen stupidesten Aber- 
glaubens, den sie predigen, bei den Deutschen Juristen zu deren 
Schmach erhielten: 

Ein Werk des Franzosen JeanBodin, welche s n französischer 
Sprache Par. 1579 erschien und in Deutschland besonders in mehr- 
fachen latein. Uebersetznngen bekannt wurde; die erste derselben 
ist Jo. Bodini De magorum daemonomania libri IV. Nunc prlmum 
e Gallico in Latinum translati per Loth. Philoponum. Bas. 1581 
(488 pp.) 4. Den Schluss der Schrift (p. 413 f.) bildet ein Versuch 
einer ausfuhrlichen Widerlegung der unten angeführten Schrift von 
W e i e r. 

Petr. Binsfeld (Weihbischof in Trier) Tract. de confessionibns 
maleficarnm et sagarum (mit dem Motto: Exod. XXII. Maleficos non 
patieris yivere). Die 1. Ausg. soll 1589 erschienen seyn. Ich kenne 
blos eine spätere yermehrte Ausg. (mit einem Commentar des Doctor 
der Theologie über den Codextitel de malef. & Math.) Aug.Trev. 1596 
795 pp. 8. 

Nie. Remigius (Lothringischer Geh.Rath.) Daemonolatriae 
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wohnlichen Verfolgungen der Hexen eine Kette der schreiendsten Un- 
gerechtigkeiten bilden, dass auf die schmählichste Weise Geständnisse 
erpresst werden ; hauptsächlich aber, dass überhaupt die angeblichen 
Teufelsbündnisse Vermischungen mit dem Teufel und Heientänze, dass 
die HexenlLünste des Wind- und Hagelmachens Verzaubems u. s. w. 
blos auf Einbildung oder auf Vorspieglungen des Teufels beruhen, 
und dass selbst ernstliche Versuche zu solchen Handlungen nicht mit 
dem Tode zubestrafen wären. — Von beiden Schriften Weiers erschienen 
mehrere Deutsche Uebersetungen, z.B. eine Uebersetzung der 6. Ausg. 
der libri de praestig. daem. mit manch. Zusätzen Prankf. a.M. 1586 
Fol. (nach dem Titel dieser Uebers. erschien auch schon früher eine 
Uebersetzung von Joh. Fuglinus)^ und eine Uebersetzung der Schrift 
de lamiis von Pfarrer Rebenstock Prankf. 1586. Zu vergleichen ist 
auch über das erstere Buch von Weier, Soldan S. 335 f. 

In einer anderen Weise, als Weier, bekämpft das Unwesen der 
Hexenprozesse Pricderic. Spee Cautio criminalis seu de processibus 
contra sagas über (lAusg. Rintel. 1631, 398. pp. 8, 2. Ausg. 
Francf. 1632 und später oft aufgelegt, zuletzt wohl Aug. Vindel. 1731,8 
auch ins Deutsche und Französische übersetzt), wie schon oben S. 101 
bemerkt wurde. Er griff nicht unmittelbar den Inhalt des herrschen* 
den Hexenglaubens an, wirkte aber indirecktaufdas Eindringlichste 
gegen ihn und gegen die Hexenverfolgungen durch die treffliche Kritik 
des Verfahrens, das man gegen die Hexen anzuwenden pflegte, und 
durch die Nachweisung der völligen Unzuverlässigkeit alles Dessen, 
was durch die gerichtlichen Misshandlungen aus den Hexen erpresst 
wurde, sowie durch die Zeugnisse, die er aus den reichen Erfahrungen, 
welche er als Beichtvater machen konnte, ablegte. Das Buch eni* 
hält das Ergreifendste und Beste, was gegen die damalige Art des 
Verfahrens gegen die Hexen gesagt werden konnte. Einzelne Aus- 
züge aus demselben gibt Soldan S. 397 f. 

Manche Verdächtigte, welcher Folter und Scheiterhaufen drohte, 
hatte den Schriften von Weier und Spee ihre Rettung zu danken ; auf 
einzelne Fürsten waren diese Bücher vom besten Einflüsse und ein* 
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seine Jaristen schlössen sich ihnen an (namentlich gehört hierher der 
im XXIV.Excurs angef. Godelmann, theilweise auch Fichardus). 
Aber das Reich des Wahnes war noch zu fest gegründet Bei den 
Meisten, selbst bei den Juristen, verhallten die besonders Ton der 
Kirche heftig angegriffenen Lehren Weiers und die Warnungen Spees, 
und nach Weiers Zeit stieg die Wuth der Hexenprozesse in Deutsch- 
land auf ihren Culmlnationspunkt. 

Nach einer langen Pause reihten sich an jene Bekämpfer theils 
des Inhalts des Hexenglaubens, theils d^s Unfugs, mit dem gegen die 
Hexen gewuthet wurde, auf eine würdige Weise an der Niederländer 
Balt. Bekker De Beto verde Wäreid Amsterd. 1691 (ins Deutsche 
übersetzt: Die bezauberte Welt Leipz. 1693, auch ins Französische 
Italienische und Spanische übersetzt; vrgL auch über das Buch 
Soldan S. 432 — 440) und Thomasius, der in seinen Gedanken 
IHher allerhand juriatiiche Händel Th. L S. 197*^202 einen 
interessanten Aufschluss darüber gibt, wie er im Jahre 1694 als 
Urtheiisverfasser bei den ersten Hexenacten, die ihm in die Hand kamen, 
in dem damaligen juristischen Schlendrian nach den Auetoritaten des 
Malleus maleficarum eines Del Rio Carpzov etc. zu handeln Im Be- 
griffe y durch ein Votum seiner Facultät auf den richtigen Weg kam, 
und nun auf eindringliche und erfolgreiche Weise den herrschenden 
Wahn und das ungerechte Verfahren gegen die Hexen in zwei Disser- 
tationen angriff, zuerst in Thes. inaug.decriminemagiae (Hai. 1701 
40pp.4; später öfter wieder aufgelegt, auchunterdemTitel:IVac^aNo 
de crimine magiaevon dem Verbrechen des Pacts mit dem Teufel, 
Francof. et Lipi. 1753), und durch seine Diu, de orgine ac pro-- 
gresau proceatia inguiiitorii contra iagai, Hai. 1713 (84 pp. 4; 
später öfter wieder angelegt). 

Die Letzteren, Bekker und Thomasius, hatten die Sache an der 
Wurzel angegriffen, Bekker, indem er >— einen entschiedenen Schritt wei- 
ter, als W e i e r, gehend, — gegen die Realität des Teufels auftrat, Thoma* 
sius, indem erbewies,dasses solche Hexen, wie man sie zu prozessiren ge- 
wohntwar, garnichtgebe, und die Bodenlosigkeit der Hexenprozesse auf 
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Jurist Felde in ausgezeiehneter Weise zeigte. Zwar erhoben sich nach 
ihnen noch manche Summen für den alten Wahn; allein diese Stinunen 
wurden immer unmächttger. Bekker und Thomasius, unter- 
stutzt von der erwachenden Aufklärung und den Fortschritten in 
allen Wissenschaften, namentlich auch in den Naturwissenschaften, 
und einer bessern Jurisprudenz , welche gegen das Ende des 
XVII. Jahrhunderts in der Erwägung der Verdachtsgrunde gegen 
die Hexen und in der Erkennung der Tortur umsichtiger und 
vorsichtiger geworden war, hatten glucklich dnrdigefuhrt , was 
von W e i e r und S p e e zu einer Zeit , in welcher der Boden 
für ihre Lehren noch unempfönglicb war, in tüchtiger Weise vor- 
bereitet worden war; einzelne Deutsche Regenten, welche dem Un« 
sinne und der Ungerechtigkeit der Hexenverfolgungen die Hand zu bie- 
ten errötheten^ wirkten mit, und so schlössen sich die Hexenprozesse 
in Deutschland mit dem Schlüsse der ersten Hälfte des XVHI. Jahr- 
hunderts. Wenigstens wird gewöhnlich als die letzte Hexenbinrichtung 
eine in Würzburg im Jahre 1749 erfolgte angegeben. Uebrigens 
erwähnt noch v. Rath eines Nachzüglers aus dem J. 1766 (aber 
ohne die Quelle anzugeben), in welchem im Btsthum Augsburg ein 
Zigeuner als Hexenmeister verbrannt worden seyn soll. 

In mehr als einer Hinsicht unrichtig ist es, wenn Pfaundler 
in der unten II. 1 angef. Schrift S. 15 sagt, dass beinahe alle Autoren, 
welche gegen die Hexerei sehrieben, den südlicheren Ländern 
(Europas) angehören, und dass dieselben fast durchgängig 
Katholiken seyen und von diesen Letzteren auch die allererste Literatur 
zum besagten Zwecke ausging. 

IL Historische und historisch-kritische Schriften üb» 
den Gegenstand. 

Eine Reihe der hierher gehörigen Schriften hat 

1. hauptsächlich zum Zwecke, Materialien zur Geschichte des 
Heimglaubens und der Hexenverlolgungen zu sammehi, zum Theile 
mit Beigabe britischer Versuche über den Gegenstand. Hierher gdiöf en : 

S. D. Ha üb er Bibfiotheea magiea III Bde. (ohne Draekort) 
17S8— 1741. 8. 
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G. C. Horst Zauberbibliotbek oder von Zauberei, Theorgte, 
Mantik, Hexen und Hexenprozessen u.s.w. VI.Thle., Mainz 1820 — 
1826. 8. 

Besonders verdanken wir eine Reihe sehr interessanter Materialien 
folgenden kleineren Schriften, welche sich hauptsächlich auf die in 
gewissen Gegenden stattgehabten Hexenverfolgungen beschränken 
und gerade für diese Gegenden aus den Acten selbst und anderen 
zuverlässigen Quellen schöpften: 

Geo. Ernst v. Räling Auszüge einiger merkwürdigen Hexen- 
prozesse u. s. w. Gott. 1786 (80 s. S.) 8. 

Jos. Niesert Merkwürdiger Hexenprozess gegen den Kauf- 
mann G. Köpping, in dem Stadtgerichte zu Coesfeld im Jahre 1632 
geführt. Coesf. 1827. 8. (UI und 104 SS.). 

G. T. Lamberg Criminalyerfahren yorzüglich bei Hexenpro* 
zessen, im ehemaligen Bisthum Bamberg während der Jahre 1624 — 
1630 Nurnb. 8. (ohne Jahreszahl. 39 und 28 SS.). 

Jo. Fried. Weng Die Hexenprozesse der ehemaligen Reicht- 
stadt Nördlingen in den Jahren 1590— 1594 Nordl. 2 Ab- 
theilungen (ohne Jahreszahl. 60 und 28 S.) 8. 

Heinr. Schreiber Die Hexenprozesse zu Freiburg imBreis- 
gan U.S.W. Freib. 1837. 8. 

Ruckgaber Die Hexenprozesse zn Rottweil am Neckar aus 
den Archiven zu Rottweil; in den Württembergischen Jahrbüchern 
Jahrg. 1838 S. 174 — 196. 

Fischer Die Basler Hexenprozesse im XVI. und XVH. Jahr- 
hundert Bas. 1840. 4. 

Schletter Zauber- und Hexenprozesse; Thetsacben und An- 
sichten; in den Annalen der Deutsch, und ausländisch. Criminal- 
rechtspflege von De mm e Bd. XVI. S. 236 — 253. 

Fr. V. Rath Hexenprozesse. Im Morgenblatt 1844 Nr. 233 — 
238 Nr. 245 — 251 (hauptsächlich über Hexenprozesse im Gebiete 
des Deutschen Ordens). 

C. Trümmer Abriss der Geschieht^ des criniineHen Zauber- 



288 Excurse eur vierten Abhandlung. 

glauben» und insbesondere der Hexenverfolgungen in H a m b u r g. Ein 
Vortrag in der jarid. Sect des bist Vereins ir. J. 1841, neu um- 
gearbeitet 1843 (in Desselben Vorträgen über Tortur, Hexenver- 
folgungen u. s. w. in der Hamburgschen Rechtsgescb. Bd. I. 1844 
S. 95 — 160). 

Gayler Hlstor. Denkwürdigkeiten der ehemal. freien Reichs* 
Stadt Reutlingen. ReuÜ. 1845 (Forts.) S. 131 — 176. 

Ign. Pfaundler Ueb. d. Hexenprozesse des Mittelalters (?) 
mit specieller Beziehung auf Tirol. Nebst einer aktenmässigen Dar- 
stellung eines Hexenprozesses y. J. 1680. Innsb. 1843 (63 SS.) 8. 

2. Historisch'kritische Werke und Abhandlungen über Hexerei 
von allgemeinerem Standpunkte. 

Ausser den oben angeführten zwei Dissertationen yon Tho- 
mas ins, welche viel Tüchtiges und Gründliches enthalten, und den 
trefflichen Abhandlungen über Teufel Zauber und Hexen in Jac. 
Grimms Deutsch. Mythologie 2. Ausg. 1844 S. 936 — 1058 ge- 
hören hieher zwei grössere allgemeinere Werke : Job. Mo r. Schwager 
(Pastor) Versuch einer Geschichte der Hexenprozesse Bd. I. Berl. 1784 
(344 SS. Ein zweiter Bd. erschien nicht) 8 und die Schrift von 
Soldan. lieber die Letztere s. oben S. 280. Zu weit geht das 
Urtheil, welches Jarke in Hitzigs Annal. H. S. 449 über Schwager 
fölt Allerdings ist Schwager in nicht ungerechter Indignation 
über die yerübten Gräuel und über die Theorie und Praxis, welche 
gepredigt wurde, leidenschaftlich, und in seiner Sprache oft unedel 
und derb. Aber dass er sich nicht scheue, die grObiten historischen 
Unrichtigkeiten niederzuschreiben, diess fand ich nicht ; nur schreibt 
er der Bulle Innocenz VHI. zu yiel zu, namentlich dass man y o r ihr 
an eine Vermischung mit dem Teufel nicht gedacht habe, ein Irrthum 
aber^ den er mit manchen Schriftstellern theilte. 

Ausserdem sind noch einige kleinere Abhandlungen anzuführen, 
namentlich 

Jarcke Ein Hexenprozess aus der Mitte des XVII. Jahrhunderts 
mit einer Nachschrift über das Verbrechen der Zauberei (in Hitzigs 
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Annalen der Deuttcii. und ausländ. Criminalrechtspfl. Bd. L 1828 
S. 431 — 456); ferner Derselbe Beitrag zur Geschichte der 
Zauberei (ebendas. Bd. II. S. 182 — 194.) 

W. Jacobs Ursprung, Ausbildung und Ende der Hexenproxesse 
(in Demme's angeff. Annalen Bd. XXV 1843 S. 273 — 307), mit 
einem Anhang von Demme (ebendas. S. 307 — 382). 

ni, Streng juristische Werke vom XVI. bis ins XVIII. Jahr- 
hundert, welche das bestehende Recht in Beziehung auf Zauberei, 
deren Bestrafung und den Prozess gegen Hexen darzustellen suchen, 
Hierher gehören theils Systeme des Strafrechts und Commentarien 
über die Quellen , theils einzelne Dissertationen^ theils Sammlungen 
von Gonsilien über concreto Falle. 

Diese V^erke (s. den folg. Excurs) sind eine der wichtigsten 
Quellen für die Geschichte des Deutschen Hexenprozesses, indem sie 
in der Form der Wissenschaft uns die traurigen Verirr ungen jener 
Zeiten aufs Lebendigste und Zuverlässigste vor Augen führen •— : 
während die oben angef. Materialiensammlungen uns zeigen, wie 
selbst diese weit gesteckten Grenzen einer so genannten Wissenschaft 
von einzelnen Richtern auf das Empörendste übertreten wurden — 
und wir auch aus ihnen entnehmen können, wie in verschiedenen 
Zeiten bei einzelnen Juristen von hellerem Kopfe und besserem Sinne 
Zweifel über das Thema und besonders über die Art und Weise des 
gerichtlichen Verfahrens auftauchten und wie allmählig gegen das 
Ende des XVII. und im XVIII. Jahrhundert die dämmernde Aufklärung 
und besserer jjiristischer Sinn mehr und mehr Einfluss äusserten, und 
dazu führten , nach und nach den Hexenprozessen ihren Nerv abzu- 
schneiden. 

XXIV. Excurs. 
Die Deutsche Jurisprudenz über Hexenprozess. 

Die Deutsche Jurisprudenz des XV., XVI. und XVII. Jahr« 
iiunderts bot, wenige Ausnahmen abgerechnet, dem von der Kirche 

14** 
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genährten and im ganzen Volke Terbreiteten Zauberglauben auf die 
bereiteste Weise die Hand mit den furchtbaren Waffen, die ihr da- 
mals 2U Gebot standen, und selbst bessere Gesetze, wie die peinliche 
Gerichtsordnung Carls des V., konnten auf jenem Felde wenig wirken. 
Freiherr t. Schwarzenberg, von dem die peinliche Gerichts* 
Ordnung des Bischofs von Bamberg und mittelbar die P. G. O. 
Carls V. Ton 1532 herrührte, war bekanntlich ein freisinniger, auf-, 
geklärter Mann. Er beschränkte auch die Todesstrafe bei Zauberei 
in einer Weise, wie es nur irgend im Anfange des XVI. Jahrhunderts 
und unter der Herrschaft eines geistlichen Herrn möglich war. In 
seiner Bamberger P.G.O. Art 131 setzt er nämlich fest; Soyemant 
den lewten durch Zmiherey schaden oder Nachteyl xufUtget, sol 
man itraffen vom leben zum tode, vnd man iol Molche straff 
gleych der hetzerey mit dem fewer thun. Wo aber yemant 
Zauberey gebraucht , tmd damit niemant keinen Schaden ge^ 
than hettCy aol mmt ge$trafft werden^ nach gelegenheyt der 
sach, darinnen die Urteyler Rat$ gebrauchen sollen, aii von 
radtsuchen geschrieben stet. Dieser Artikel ging 25 Jahre 
später wörtlich in die Reichsgesetzgebung, in die P.G.O. Carls V. 
Art. 109, über, mit Ausnahme der Worte gleych der Hetzerey, 
welche natürlich im Jahre 1532 auf dem Reichstage nicht mehr hätten 
durchgesetzt werden können. 

Nach diesem Reichsgesetze sollte also bei Zauberei die Strafe 
des Feuers nur eintreten, wenn Jemanden durch Zauberei wirklich 
Schaden oder Nachtheil zugefügt wurde; wo dagegen zwar 
Zauberei gebraucht, aber Niemanden ein Schaden zugefügt wurde, 
soll gelindere Strafe nach Ermessen des Richters stattfinden. Nament- 
lich will also die Carolina blose Teufelsbündnisse nicht mit dem Feuer- 
tode bestrafen (ein offenbarer Irrthum ist es, wenn G. t. Lamberg 
a. a. O. S. 1 sagt, in der P.G.O. werde beurkundet, wie streng 
dieses grimmige Gesetzbuch jede fleischliche Vermischung mit 
dem Teufel bestrafe; ron einer solchen Vermischung spricht die 
Carolina gar nicht). 
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Aber was halfen diese Bestimmungen gegen die Interpretationen 
der in den Irrthumern ihrer Zeit befangenen Juristen! Durch diese 
Interpretationen wurden jene Bestimmungen völlig eludirt. Die Juristen 
legten den ArtilLel in der Regel so aus: Sein zweites Glied handle 
nicht von Solchen, welche einen Bund mit dem Teufel schlössen, 
sondern blos von Solchen, welche ohne Teufelsbund zu zaubern 
suchten, aber keinen Schaden zufugten. Der Bund mit dem Teufel 
aber, selbst nur einiger Verkehr mit dem Teufel, sey schon an sich 
mit dem Feuer zu strafen , möge Schaden daraus erfolgt seyn oder 
nicht; denn es sey offenbar das furchtbarste Verbrechen und ohnehin 
sage ja schon Moses (11., 22 v. 18), die Zauberinnen sollst Du nicht 
leben lassen. 

Diese Ansicht wurde von den angesehensten Juristen jener 
Zeiten vertheidigt und auch ausdrucklich in einzelnen Particular- 
rechten z.B. in den Sächsischen Constitutionen von 1572, in 
dem Ghurpfälzischen Landrecht von 1582; im Landrecht von 
Baden-Baden von 1588 etc. ausgesprochen. 

Namentlich war ein nur zu erfolgreicher Vertheidiger dieser 
Ansicht Carpzov, der so lange Zeit die Deutsche Praxis beherrschte* 
Denn unbegreiflich ist es, wie Jarcke (Handb. des Straft. Tb. IL 
S.61) sagen konnte, Carpzov behalte die Beithnmung der Ca- 
rolina im Auge, dasi die Zauberei, um des Todes würdig xu 
seyn, einen Schaden gestiftet haben müsse. Carpzov sagt in 
seiner Practica rerum criminal, Quaest. XLIX. nr. 23 bei der 
Auslegung des Art 109 der P.G.O. : Dieselbe Strafe (d. h. der 
Feuertod) ist auch Denjenigen aufzuerlegen, welche mit dem 
Teufel ein Pact schliessen, sollten sie auch Niemanden 
geschadet, sondern entweder nur teuflischen Zusammenkünften 
auf detn Blocksberge angewohnt oder irgend einen Verkehr mit 
dem Teufel gehabt oder auch nur seiner Hülfe vertraut und 
sonst gar nichts weiter gewirkt haben! Wie er diese Auslegung 
nSher begründet^ mag man selbst bei ihm nachlesen. Aber sogar von 
Juristen des XVIIL Jahrhunderts wird sie festgehalten und vertheidigt. 
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Man rerflelcbe nar die auch in mancher anderen Beziehung, nament- 
lich als Gegensatz zu Thomasius , nicht unmerkwurdige Schrift von 
Jo. Em. Floercke Gomm. de crimine conjurdaUonisspirltuttni^ejtta 
proceasu et poenis Jen. 172 t. 4. p. 510 £ 

Carp zov geht dann noch weiter, indem er 1. €. nr. 29 be- 
merkt, die Feuerstrafe sey auch den Zauberern und Hexen zuzufügen, 
welche mit dem Teufel concumbiren, obwoiil sie nicht mit ausdrück- 
lichen Worten sich ihm ergeben oder einen bestimmten Vertrag mit 
ihm eingegangen hätten. Zwar, fügt er bei, sey es von Juristen und 
Philosophen noch bestritten, ob Zauberer und Hexen in Wahrheit und 
in natürlicher Weise mit Dämonen, piUa viri cum guccubia mulie^ 
res vero cum incubis, concumbant et artem veneream habeant, 
lamiaeque ac sagae exinde gnwidae fieri p4fS8int; denn Yon Vie- 
len werde diess yerneint und behauptet, solche daemoniaci concubltus 
seyen blose träumerische Illusionen, welche auch ganz ordentlichen 
Weibern vorkommen können, und sogar Job. Fichardus sey dieser 
Ansicht. Allein, meint er, hier vermische und verwechsle man zwei 
sehr verschiedene Dinge, die man wohl unterscheiden müsse, die Frage 
ob Dämonen wirklich mit Menschen sich vermischen können, 
wid die andere, ob sie mit Menschen £twas erzeugen können; 
und nun lässt er sich dabei in allem Ernste näher über das semen 
diaboli und gar über iemen alterius, quo daemon fornan abutUur, 
ein, führt aus, dass aus einem solchen concubitus etwas Rechtes nicht 
geboren werden könne, und beruft sich auf das Geständniss vieler 
(gefolterter) Hexen, welche zi^aben, dass sie ans solchem Teufelsbei- 
schlafe nur wurmartige Dinger, die man gewöhnlich Eiben, böse 
Dinger nenne, geboren und mit denselben nachher Menschen da- 
durch, dass sie sie ihnen in Arme Beine und sonst wohin zauberten, 
Schaden zugefügt hätten ! Und bei solchen Ausführungen, wie überhaupt 
in seinen Quästionen über Zauberei, welchen Auctorttäten unterwarf sich 
Carp zov! Zu seinen Hauptauctoritäten gehören Bodinus, Re- 
migius, Del Rio, nutunter sogar auch Binsfeld; ja bei der Be- 
hauptung, scUanwi cum sagis vere non illmorie congredi, fuhrt 
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er unter anderen mictoritate GratiasimU an Binsfeld, Del- 
Rio und — den Malleus maleficarum! Zwar erwähnt er 
auch Weiers; allein dessen opiniones (idmodum firwolai fertigt 
er leicht ab und er macht es hier ähnlich, wie schon vor ihm die Can- 
sultationes Saxonicae, welche z. B. (Lib. V. Quast. 4 edit. Frideri) 
sagen : Ea und längst veruchienene Jahre viel Bücher atis- 
gangen, darinnen die Zauberei mehr vor ein Superstition und 
Melancholey, dann vor ein Uebelthat gehalten, tmd wird hart 
darauf gedrungen, dass dieselbe am Leben nicht zu strafen. 
Des Wieri rationes seyn nicht sehr wichtig, als 
der ein Mßdi cus und nicht ein Jurist gewesen. So 
ists ein geringes Fundament, dass er meynet, die Weiber wer^ 
den nicht leiblich zum Tanz und Teufelsgespenste geführt, da 
doch das Widerspiel durch Grilandum mit Exempeln und bes» 
Sern Gründen ausgeführt tcird, auch die Erfahrung gibt, und 
zum Wenigsten, wann schon der Leib nicht, dass doch dieSeel 
und Geist und also praecipua hominis pars weggefahrt wird, wie 
Joh. Baptista Porta Neapolitanus bezeuget in magia naturaÜ, 
auch die Lyffländische Historien geben. — Es war, was das Lez- 
tere betrifft, damals ein verbreiteter Glaube , dass Weiber mit ihrem 
Körper zwar im Bette liegen , aber doch weit entfernten Teufelszu- 
sammenkiinften wirklich anwohnen und dabei Alles mittreiben konn- 
ten, was dort gewöhnlich getrieben wurde, so dass man in manchen 
Fällen das Zeugniss des Ehemannes , dass in der Nacht seine Frau 
im Bette nicht von seiner Seite gekommen sey, wenn es auch durch 
Aussagen Anderer unterstüzt war, nicht gelten liess, wenn andere Hex- 
en auf der Folter gestanden, mit jener Frau in jener Nacht bei einer 
Teufelsgesellschaft gewesen zu seyn. (Vgl. Wierus De präst. Däm. 
VI, 20). 

Zwar gab es allerdings einzelne Juristen und Juristenfacultäten, 
welche einer solchen Theorie nicht durchaus huldigten. Ich begnüge 
mich, zwei Beispiele anzuführen. Der berühmte Frankfurter Jurist 
JohannFichard erklärt in seinen Consiiien (z. B. Tom. II. cons. 



294 Eicurfte sur vierten Abhandlung. 

llSTomJ. 1564), dass er die nächüiehen Teuf elstanxe und Mahle 
und die Vermischung des Teufels mit Frauen für nichts Anderes, als 
liir Träume und Täuschungen und für unmSgliche Dinge halle; er 
beruft sich dabei namentlich auf das S. 88 angeführte angebliche Con- 
cilium von Ancyra und auf Weiers Auctorität und erklärt , dass man 
wegen solcher Illusionen die Feuertodstrafe nicht erkennen könne 
(aber freilich ist auch er im Uebrigen ein Hexengläubiger und erkennt 
auf den Feuertod, wenn Hexen gestanden, dass sie durch Erregen 
von Gewittern und auf andere zauberische Weise Schaden zugefugt 
haben). Noch entschiedener, als Fichard, trat der Meklenburgische 
Jurist Job. Georg Godelmann auf. In Vorlesungen , die er im 
Jahre 1584 in Rostock iiber die Carolina gehalten hatte und später 
vermehrt herausgab (Tract. de magis veneficis et lamiis, deque bis 
recte cognoscendis et puniendis Ite Ausg. wohl 1590 ; ich kenne blos 
eine spätere Ausgabe Francof. 1601. 4; auch ins Deutsche übersetzt 
Ton Georg Nigrinus Frankf. 1592. 4) sagt er, strenger an die 
Carolina sich haltend, namentlich unter Anderem (Lib. III. cap. 11): 
f,Die Hexen gestehen entweder Mögliches^ nämlich dass sie 
Menschen und Vieh durch ihre magische Kunst und Zauberei 
getödet haben, und wenn sich dies so erfindet: so sind sie nach 
Art. 109 der Carolina zu verbrennen; oder gestehen sie 
Unmögliches, z, B. dass sie durch einen engen Schornstein 
in die Luft geflogen seyen, in Thiere sich verwandelt, mit dem 
Teufel sich vermischt haben, und dann sind sie nicht 
zu strafen, sondern vielmehr mit Gottes Wort besser zu 
unterrichten; oder endlich gestehen sie einen Vertrag mit dem 
Teufel, in welchem Falle sie mit einer ausserordentlichen Strafe, 
z, B. Staupenschlag Verweisung oder Geldstrafe, wenn sie reuig 
sind, belegt werden kOnneti (wunderlich ist, was er in dieser 
Beziehung über das Teufelsbündniss der Magier und das der Hexen ^ 
und namentlich über das Erstere, an dessen Realität er glaubt, im 
Gegensatze zum Lezteren Lib. I. cap. 2 Lib. II. cap. 2 ausführt). 
Diese Strafe soUihrem Leichtsinn gelten, weil sie den teuflischen. 
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EinflüBtenmgen nicht standhaft genug widerntaiiden , ja so^ 
gar detiaelben Mistimmten, Ferner sagt er in einem Gutachten 
von 1587, das dem III. Buche jenes Werkes vorgedruckt ist: 
yfa$ das Reiten und Fahren der Hexen auf Böcken, Besen, 
Gabeln nach dem Blocksberg oder Heuberg zum Wohlleben tfiuf 
xum Tanz, desgleichen auch die leiblichen Vermischungen, 
so die bösen Geister mit solchen Weibern vollbringen sollen, an^ 
belangt, achte ich nach meiner Einfalt dafür, dass es ein lau^ 
ter Teufelsgespinst Trügerei utid Phantasie ist. Dergleichen 
Phantasie ist auch, dass Etliche glauben, dass die Hexen tiiuf 
Zauberer in Katzen Hund und Wolf können verwandelt wer- 
den; denn dass solche Veränderung unmöglich sey, ist bereite 
in einem alten Concilio, so zu Ancyra gehalten, geschlossen wor- 
den Tund hier führt er dann die Stelle an , die auch in Burchards De- 
cret vorkommt). Endlich wird auch den Hexen zugeschrieben, 
dass sie böse Wetter machen können, so doch Wettermachen 
Gottes und keines Menschen Werk ist. . . . Derentwegen kann 
kein Richter jemand auf solche Punckte peinigen , viel weniger 
tödten, weil derselbigen mit keinem Wort in der Peinl. Halsger. 
0. gedacht toird. Deshalb sagt er auch an anderen Stellen seines 
Werkes (Lib. Ilf . cap. 7 , lib. 11. cap. 5) ; Kein vernünftiger Ad- 
vocat wird bei dem Verbrechen der Zauberei solche Fragartikel 
vorlegen: Item wahr, dass Angeklagtin auf den 
Blocksberg mit andern Unholden gefahren, d a- 
selbt getanzet? Item wahr , dass Angeklagtin sich 
in Hund und Katzen verändert"^ Item wahr, dass 
N. mit dem Teufel gebuhlet? davon solchen Dingen in 
der Carolina keine Erwähnung geschieht; auch werden solche 
Fragen als zur Sache nicht gehörig vom Richter zurückgewiesen. 
In diesem Lezteren hatte sich freilich Godelmann gewaltig getäuscht. 
Jene Fragen waren in allen Hexenprozessen stehende Fragen, und wie 
sie selbst von Particulargesetzen vorgeschrieben wurden, beweist Das, 
was unten aus dem Badischen Landrechte angeführt werden wird. 
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Ueberhaupt gaben Fichardas and Godelmann in der 
Sache selbst noch immer viel zu viel zu , und das Süssere , was sie 
vertheidigten , wurde durch den festen Wahn ihr^r Zeit, durch will* 
kührliche juristische Interpretationen der Gresetze und durch Aucto- 
ritaten, welche gewichtiger waren, als ihre Stimme, vollends gar durch 
Auctorit&ten, wie die eines Carpzov , niedergeschlagen. 

So hatte die Jurisprudenz vor und nach der Carolina das Ver- 
brech e n ganz , wie es in dem damaligen Wahne lebte, und hatte fiir 
dieses Verbrechen die härteste Strafe, denFeuertod. Undnan 
der Prozessi 

Wie bei der Bildung des Verbrechens und seiner Strafe das 
Gesetz theilweise auf die Seite geschoben wurde, so auch bei dem 
Wege, auf welchem man die Schlachtopfer suchte und fand. 

Schon die Bestimmung^ welche Schwarzenberg in seine Barn- 
bergensis Art. 55 über die Verdachtsgründe aufnahm, bei welchen 
man einen Angeschuldigten wegen Zauberei auf die Folter werfen könne, 
war der Unschuld gefahrlich und blieb es auch in der Fassung, 
die dem Artikel in der Carolina gegeben wurde, obgleich das Reichs* 
gesetz die Sache noch etwas mehr beschtankte. Es soll nach Art. 44 
der Carolina mit der Folter wegen Zauberei eingeschritten werdeo 
können, so jematidt sich erbeut andre menschen Zauberei zu ler^ 
nen , oder jemands zti bezaubern bedrohet vnd dem bedrahten 
dergleichen beschichf, auch sonderlich gemeynschafft mit zau- 
bern vnd Zauberin hat, oder mit solchefi verdechtlichen Dingen, 
geberden, worten tnd weisen, vmbgeht, die zauberey au ff sich 
tragen, vnd die selbig person des selben sonst amh berüchtigt, 
das gibt eyn redlich anzeygung der zauberey, vnd gnugsam 
trsach zu peinlicher Frage. Wie leicht kam in jenen Zeiten Je- 
mand, besonders ein altes Weib, in den Geruch der Zauberei, und dann 
durfte die so verdächtig gewordene Person nur etwa mit einer justificirten 
Hexe früher in freundschaftlicher Beziehung gestanden oder Drohworte 
gegen Jemanden , z. B. sie werde es ihm schon seiner Zeit anthun, 
ausgestossen haben, und es war ihr dann schwer der Folter zu entgehen«. 
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Aber auch jene Bestimmangen waren iür die Juristen nicht 
immer genug. Man stempelte die Zauberei zum delictum exceptum 
(oben S. 100), und kam so auf den Grundsatz, dass schon wegen leich- 
teren Verdachts eine Angeschuldigte auf Zauberei gefoltert werden 
könne. Man vergleiche nur, was Del Rio V, 3 ausführt, was F 1 o e r ck e 
1. c. p. 440 sq. über Indicien berichtet, was Spee z. B. Dub. 
XX, XXXIV — XXXVI , XLIV hierüber aus seiner reichen Erfahrung 
erzählt, was Henri c. Bodinus (Prof. in Halle, ja nicht zu ver- 
wechseln mit dem oben angef. Franzosen Job. Bodinus) in seiner 
Disp. de fallacibus indiciis magiae Hai. 1701 (und wieder 1709) 
anführt, ferner das Verfahren, wie wir es in den schmählichen von 
Lamberg, Weng, Schreiber, Rath und Anderen näher be- 
schriebenen Hexenprozessen finden, und was Soldan S. 258 f. ans 
Acten berichtet. 

Carpzov scheiat zwar hier theilweise etwas bessere Grundsätze 
zu vertheidigen. Er sagt Quaest. CII nr. 67: Den bekannten Grund- 
satz, dass man bei dem gröbsten Verbrechen wegen der Schwere des 
Verbrechens die Gesetze überschreiten dürfe, beschränke Moller blos 
auf die Strafe des überwiesenen oder geständigen Verbrechers und 
beziehe ihn nicht auf das processualische Verfahren gegen Denselben. 
Dieser Ansicht als der billigeren trete auch er ohne Bedenken bei, 
wiewohl ihm bekannt soy , dass man anderwärts das Gegentheil be? 
obachte und bei den schwersten Verbrechen dem Richter gestatte, 
auch im Prozesse die Gesetze zu übertreten und namentlich die 
Tortur zu verhängen , wenn auch die Anzeigen zur Tortur nicht ge- 
nügen und durch glaubwürdige Zeugen nicht erwiesen seyen. — Al- 
iein an andern Stellen äusserte er sich wieder ganz anders und gab 
dadurch selbst zu willkührlichem Verfahren seine Auctorität. So sagt 
er z. B. Quaest. CXXII nr. 60 , nachdem er eine Reihe Indicien für 
einzelne Verbrechen , die zur Tortur befugen, angeführt hatte: ob 
diese oder andere Präsumtionen zur Verhängung der Tortur hin- 
reichen, lasse sich aus den Umständen eines jeden concreten Falles 
leicht ermessen. Aber beim Verbrechen der Zauberei sey Schwierig- 

Wächter'c Beitrage. 15 
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keit und Gefahr in Beurtheilong der zur Tortur hinreichenden In- 
dicienbedeatender, well dieses Verbrechen im Verborgenen geschehe 
und nicht immer Spuren zurücklasse. Nicht ohne Grund sage 
daher Job. Bodinus , bei diesem schändlichen furchtbaren und ab- 
scheulichen Verbrechen, bei welchem Beibringung von Beweisen 
so schwer sey und so veAorgene Unthaten begangen werden , das» 
unter Tausenden kaum Einet, wie er verdiene, gerichtet werden könnte^ 
sey es gar nicht ndthig, ängstlich und gewissen- 
haft an den Regeln des Processes zu hängen, sondern 
hier müsse man ausser der Ordnung yerfohren und anders , als bei 
den übrigen Verbrechen (nif necesse esse, religiöse haerere quem" 
quam regtUis procedendi, sed extra ordmem opportere fieri il- 
lius Judicium diversa acaeteriscriminihus ratiane). Dengleichen 
Grundsatz befolgt er dann auch bei der Frage über die Wieder- 
holung der Tortur. Im Allgemeinen meint er (Quaest. CXXV 
nr. 50 sq.) habe der Richter hierüber nach seinem Ermessen unter 
Erwägung der Art des Verbrechens und der Torliegenden Umstände 
zu entscheiden. Dabei rechtfertigt er aber die Bestimmung des 
Sächsischen Rechts, dass bei den schwersten Verbrechen die Tortur 
zum drittenmale wiederholt werden könne, durch den Grundsatz^ 
dass bei solchen Verbrechen eben wegen ihrer Enormität schwerere Mit- 
tel zu Erfindung der Wahrheit anzuwenden Beyen^quippeoim et ob 
atrodtatem crimims quandoque iura transgredi liceat. Dies» 
wendet er dann namentlich auf die Hexerei an, bei welcher der Rich- 
ter auch noch dazu eine härtere Tortur yerhängen könne, beson- 
ders da die Hexen durch alle mögliche Teufelsmittel sich gegen die 
Tortur zu stählen wissen (und hier führt er dann alle Superstitionen 
jener Zeit über diesen Punct gläubig an). 

Freilich forderte man zur Verhängung der zweiten und dritten 
Tortur neue Indicien ; allein wie leicht waren diese bei den Hexen- 
Processen aufeufinden War es ja schon ein neues Indicium, wenn 
die Gefolterte auf der Folter nicht hatte Thränen yergiessen können 
(so selbst nach Carpzor) oder sie sich wunderlich bei der Tortur be- 
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nommen hatte. Wie furchtbar leicht«iiiiug man hierin yerfuhr, läsat 
sich durch unzählige Beispiele beweisen. Man lese in dieser Beiie^ 
hung nur die S. 297 angeff. Schriften, oder einzehie Responsa, wie 2. 
B. das Respansum juris Herdevici a Dassel in causa poenaÜ 
tnaleflcarum Winsiensium (Lüneburg, 1597; ich kenne blos einen 
späteren Abdruck welcher sich hinter 1 d ek p Observationes crimi- 
nalespracticae findet; einen Auszug aus dem responsum gibt Trum* 
mer S.117f.) nr. 39sq.nr.45.sq.nr.65. Selbst aber auch unbedeut- 
ende neue Indicien, wenn man sie zu Wiederholung der Tortur nicht für 
hinreichend hielt, schützten doch m der Regel nicht vor einer Strafe, 
wenn gleich dann in einem solchen Falle die Strafe nicht die Todes- 
strafe war; und hier konnte dann die unbedeutendste Anzeige die 
Strafe begründen, wenn die Hexe die Tortur standhaft überstanden 
hatte, weil eben das Letztere Teufelswerk seyn musste. So heist es 
1. B. in einem Urtheile bei Carpzov (Quaest GXXV nr. 79) von 
einer Inquisitin welche, zweimal torquirt, nichts gestanden hatte : sie 
wird aber gleichwohl gestalten Sachen nach über die zum €01-' 
demnuüe erlittene Tortur, weil gleichwohl vermuthli" 
chen, dass es ihr, der Vettel, vom Teufel muss ange^ 
than seyn worden, dass durch die Pein und Marter 
von ihr nunmehr zum and^rnmale Nichts hat ge^ 
bracht werden können, und damit man ihr aus diesen 
Landen los werde und die Leute vor ihr weiter sich mchts zu 
befahren, des Landes ewig bUlig (!J verwiesen. 

Hatte man aber auch ein Geständniss erpresst; so war noch 
eme zweite Schwierigkeit zu heben. Wie sollte denn der äussere 
Thatbestand, das s. g. corpus delicti, bei diesem Verbrechen herge- 
stellt werden? Wenigstens sollten nach der Carolina die erpressten 
Geständnisse Thatsachen enthalten, welche nicht leicht ein Un- 
schuldiger wissen konnte, und die angegebenen Umstände an sich 
wahrscheinlich seyn und nach angestellten Nachforschungen als wahr 
erfunden werden. Wie war diess bei der Zauberei möglich? Schon 
Wi e r De praest. daem. VI, 24 führte diesen Grund gegen die Verur- 

15» 
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theilungen der Hexen auf sehr tüchtige Weise aus. Allein der Giaube 
ersetzte hier leicht den Mangel am Thatbestande and an Nachweia- 
barkeit des Causalzusamnnenhangs. Hatte z. B. ein Hagel die Felder 
eines Dorfes zerstört oder fiel einem Bauern schnell ein Stuck Vieh 
oder wurde sein Kind krank, und eine darauf gefolterte Hexe gestand 
am Ende, dass sie mit Hülfe des Teufels gehagelt oder das Vieh ver- 
zaubert oder dem Kinde Etwas angethanhabe: so zweifelte man nicht 
im Geringsten am Causalzusammenhange ; man hatte ja das Geständ- 
niss und den eingestandenen Schaden, und der Causalzusammenhang 
wurde durch den festen Hexenglauben vermittelt Was aber die Bünd- 
nisse und Vermischungen mit dem Teufel, die Blocksbergs* Heu- 
bergs- u. s. w. Fahrten auf Besenstielen u. dergl. betraf: so musste 
natürlich hier das Geständniss für sich allein schon vollen Beweis 
der Sache geben, da vom Teufel selbst eine Bestätigung desselben 
nicht zu erlangen war. Freilich hätte in einem solchen Falle nach 
der herrschenden juristischen Ansicht nur eine gelindere ausseror- 
dentliche Strafe eintreten sollen (s. Carpzov Quaest. LXXU nr. 52). 
Allein bei den Hexenbekenntnissen hielt man es anders , wieder auf 
den Grund der Theorie vom delictum atrocissimumundoccultum. Na- 
mentlich sagt Carpzov Quaest. XLIX nr. 60 sq.: eine andere Ge- 
wissheit des einbekannten Verbrechens, als welche man eben 
haben könne, werde nicht erfordert; desshalb genüge es bei ver-r 
borgenen und schwer beweislichen Verbrechen, wenn für ihren Thatbe« 
stand Vermuthung spreche, u. bei solchen verborgenen Verbrechen werde 
eine probatio praesumtiva et conjecturata für voll und genügend ge- 
halten. Aus welchen Vermuthungen und Anzeigen aber die Gewiss- 
heit einer vorliegenden Hexerei entnommen werden könne, lasse si<^ 
nicht genau bestimmen, sondern müsse ganz dem Ermessen eines 
klugen Richters überlassen werden; denn die Gelehrten führen ver- 
schiedenartige Indicien, durch welche das Verbrechen der Zauberei 
glaubhaft gemacht werden könne, an z. B. wenn die geständige Hexe 
mit anderen sicheren und überwiesenen Hexen oder Zauberern Um- 
gang gehabt habe, weil das Gleiche gewöhnlich dem Gleichen anhänge. 
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«der wenn eine Hexe, welche Abends in ihrem Bette lag, aus Kammer 
und Haus bei geschlossenen Thüren sich wegstehle und später wieder 
in die Kammer zurückkehre oder wenn sie nicht weinen und Thränen 
Tcrgiessen kdnne. — Als Hauptindiciam aber fuhrt er namentlich die 
Uebereinstimmung der Aussage mehrerer Hexen an, eine Ueberein- 
Stimmung, die durch die Folter so leicht zu erzwingen war; denn die 
tirmen Gefolterten gestanden eben am Ende, weil sie nichts Änderet 
zu sagen wussten, und der Richter sich mit nichts Anderem zufrieden 
gab, die Märchen, mit denen man sich in ihrem Kreise über Das trug, 
was Hexen treiben. 

Auch hierin standen einzelne frühere Juristen weit über dem 
blindgläubigen Carpzov, z.B. Godelmann in der S. 2 94 angeführten 
Schrift. Allein ihre Stimme wurde durch die Auetoritat Derjenigen, 
welche dem herrschenden Wahne ihr Wort liehen, erdrückt. 

Der erste rechte Schritt, der später Ton der Jurisprudenz ge- 
gen die Missbräuche der Hexenprozesse ausging, war, strenger zu seyn 
in den Anforderungen an die wegen Hexerei zur Folter führenden In- 
dicien und an den nachzuweisenden Thatbestand. Dadurch wurde 
die Folter seltener und eben damit die Hexerei. Namentlich 
erklärten sich auch heller sehende Juristen im XVII. Jahrhundert (wie 
es z. B. schon Godelmann im XVI. Jahrhundert vergebens gethan 
hatte) dagegen, dass man den auf der Folter erpressten Angaben der 
Hexen über die Genossen, mit denen sie Teufelszusammenkünfte gefei- 
ert hätten, irgendG lauben beimesse, und dadurch wurde es abgeschnit- 
ten, dass ein Hexenprozess eine Menge anderer gebar. Die Juristen- 
facultät zu Frankfurt wagte es sogar gegen das Ende des XVII. Jahr« 
hunderts, wie Sam. Stryck billigend erzählt, so weit zu gehen, einem 
Geistlichen, welchen eine alte Hexe unter anderem tollen Zeug , das 
sie erzählte, als Zauberer angab, das Recht zu einer Injurienklage 
gegen den Richter zuzusprechen, der den Namen desselben zu Pro- 
tokoll genommen hatte. 

Besonders wohlthätig wirkten auch einzelne aufgeklärte Fürsten, 
welche den Wahn, auf dem die HexenTCrfolgungen beruhten, als Sol* 
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chen erkannten. In dieser Beziehang ist z. B. zu rühmen ein Re* 
Script des Herzogs Ton Meklenburg tooi Jahre 1683, also Tor 
BekkefTs und Thomasius Zeiten, in welchem bei ernstlicher Strafe ge- 
boten wird, dass hinflkhro in den peinüehen Gerichten bei ange^ 
steütem ncharfen VerMr der wegen Zauberei inhafiirten und 
der Tortur untergebenen Delinquenten so wenig von dßn zk$ der 
peinlichen Befiragung a^dU^irten Rieht em und Beiiitzem gefragt 
werden solle, ob reus oder rea auf dein Blocksberg gewesen und 
daselbst gegessen, getrunken, getanzet, oder anderes teuflisches 
Gaukelwerk getrieben und diese oder jene Person mitgesehenund 
erkannt habe, noch auch, so der Gepeinigte von selbst obiges AUes 
erzählen und ßtr Wahrheit berichten wollte, desselben Bekennt-' 
mss einigen Glauben beilegen, noch zu Protokoll bringen wnd 
des Beklagten Namen verzeichnen lassen sollen, zumalen alle 
dergleichen denuntiationes ex fönte malo herfiiessen und also 
bÜHg zu abominiren und zu keinem Grunde rechtschaffener Be~ 
Weisung zu legen seyen, 

Ueberhaupt sind aach aus den Zeiten, In welchen die Hexen- 
Verfolgungen an der Tagesordnung waren, einzelne Gebiete Deutsch- 
lands, namentlich protestantische, rühmend anzuführen. Es gabein- 
z<elne Reichsstädte, in welchen Hexenprozesse beiifahe gar nicht vor- 
kamen, und z. B. im Herzogthum Württemberg finden wir kein 
Beispiel eigentlich massenhafter Hexenverfolgungen und waren über« 
haupt Hexenhinrichtungen etwas verhältnissmässig Seltenes. 



XXV. Excurs. Ansichten einiger Juristen der neuesten 
Zeit über die Erklärung der Erscheinung der Hexen* 

Prozesse. 

In neuerer Zeit suchte man von verschiedenen Seiten den 
Hexenprozessen vom XIV. bis ins XVH. Jahrhundert eme weit her* 
geholte Bedeutung und Grundlage tu geben, welche uns auf den 
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rechten Weg, jene traurige Erscheinung wahrhaft zu begreifen, 
fuhren soll und welche allerdings ien Schein tieferer Begründung der 
Sache für sich hat, aber auch nur den Schein, der jedoch leicht 
Andere täuschen kann. Ich glaube, solche Begründungen theilweiae 
schon in Dem widerlegt zu haben, was ich in der Abhandlung selbst 
ausführte; theilweise Widerlegungen findet man auch bei Soldan 
S. 487 — 512, dem ich in dieser Beziehung im Wesentlichen ganz 
beistimme. Indessen haben später wieder solche Begründungen 
neuen Anklang gefunden. So sagt z. B. Trümmer a, a. 0. S, 97, 
indem er «ich gegen den Standpunkt Soldans erklärt: In dieser 
Smaicht bekenne ich mich fUr die Parthie, als deren Koryphäen 
ich Karl Ernst Jarcke, den ehemaligen Profe$ior in Berlin, 
vrgL Dessen Handbuch des Strafrechts II S. 48 f,, und Ross^ 
hirt, Professor in Heidelberg, vrgl. Dessen Geschichte und 
System des Deutschen Strafrechts L g. 147 und 225 betrachte. 

Von einer Parthie sollte hier doch wohl nicht die Rede seyn ; 
auch ist, was die Ansichten von Jarcke und besonders die Ansicht 
Ton Ros Shirt betrifft, ausser diesen beiden Koryphäen kaum wohl 
ein Chor gleichglaubender Schriftsteller der neueren Zeit zu nennen, 
an dessen Spitze sie stehen könnten und der ihnen folgte. Da aber 
solche Ansichten gerade bei gewissen Richtungen unsrer Zeit An- 
klang erhalten könnten, dürfte es doch wohl am Orte seyn, noch 
etwas weiter auf sie einzugehen, 

Jarcke glaubt, die moralische Entrüstung der neueren Schrift- 
steller über das Zauberwesen sey im Ganzen der wahrhaft philo- 
sophischen richtigen Ansicht über die Zauberei, dem Begreifen 
jener l^rscheinung, eher schädlich, als förderlich gewesen. Allerdings 
ist es richtig, wenn er dabei bemerkt, dass blose Declamationen , Ver- 
wunderungen über die Dummheit früherer Jahrhunderte etc. keine 
philosophische Untersuchungen sind. Allein unrichtig ist es , wenn 
er meint, dass man sich am Ende gestehen müsse, genau genommen 
wisse man selbst nicht, was es denn eigentlich mit der höchst merk- 
würdigen Erscheinung auf sich gehabt habe ; es ist ebenso unrichtig». 
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wenn er behauptet, dass alle Völker bestimmt und fjßst an eine über 
die Schranken des Gewöhnlichen und Natürlichen hinausgehende Ge- 
walt des mens chlichen Willens glaubten (nicht diess war Inhalt des 
Zauberglaubens, sondern die Einwirkungübdrmenschlicher Wesen auf 
die Menschen und eine besondere Gewalt des Menschen durch seine 
Verbindung mit solchen Wesen, ein Wahn, der bei allen Un- 
gebUdeten und geistig Befangenen etwas sehr Natürliches und leicht 
Erklärliches ist); unrichtig ist es endlich, wenn er den Hauptschlüssel 
ai jener Erscheinung in einer Za üb erreligion finden will. 

Im Grunde genommen aber lenkt Jarcke in der Darstellung, 
die er bald nach den beiden oben S.288, 289 angefiF. Abhandlungen in 
seinem Handbuche des Strafrechts gab, unvermerkt im Resultate 
auf das Richtige ein (und im Resultate ist diess theilweise auch der Fall 
bei Rosshirt), und so könnte ich selbst Jarcke theilweise wenigstens 
als Beleg für meine Ansicht anfuhren. Nur einzelne Unrichtigkeiten, 
die aber sehr durch das Ganze durchgreifen, sind, um sich nicht irre 
fahren zu lassen, zu beachten und herrorzuheben. Namentlich 

1. ist es schon ein entschiedener, oben S. 92 berührter, 
Irrthum Jarckes, wenn er Deutschland hauptsächlich und vor- 
zugsweise für den Sitz der massenhaften Hexenverfolgungen ausgibt. 
In Frankreich finden wir ganz gleiche Hexen Verfolgungen aus 
früherer und dann wieder aus späterer Zeit, gleiche in 1 1 a 1 i e n , gleiche 
in England, Verfolgungen^ über welche namentlich nun Sol da n 
in seinem angef. Werke eine Reihe interessanter Nachweisungen gibt; 
ebenso findet man in Genf das gleiche Drama der Hexenprozesse im 
XVII. Jahrhundert (ganz wie in Deutschland, unsinniger Verdacht, An- 
schuldigung eines Bundes mit dem Teufel , Tortur , Geständniss nach 
langem Läugnen und Feuertod; vergl. Hauber Bibl. mag. T. H. 
p. 631 sq.) u. s.w. Auch den Anfang jener Hexenverfolgungen in 
Deutschland sezt Jarcke um ein Jahrhundert zu spät, an das 
Ende des XVI. Jahrhunderts, also recht weit weg, um hundert 
Jahre entfernt von der Bulle Innocenz VIH. Denn dass die erfolg- 
reichen Hexenverfolgungen in Deutschland mit Hülfe der Tortur schon 
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am Ende des XV. Jahrhunderts und in den ersten drei Viertheilen des 
XVI. Jahrhunderts gerade in der Weise, wenn auch nicht an ein* 
zelnen Orten in der grossen Masse geübt wurden , wie am Ende des 
XVI. Jahrhunderts und im XVII. Jahrhundert, dafür lassen sich eine 
Menge Belege anfüliren; Man lese z.B. nur, was Sprenger im 
Malleus maleficarum von hingerichteten Hexen in Deutschland rühmt, 
was Melanchton darüber klagt, was die Consiliensammlungen bis in 
die Mitte des XVl. Jahrhunderts darüber enthalten, was Godelmann, 
Weier und Andere aus früheren Zeiten anführen. 

2. Der Hauptpunkt des Irrthums von Jarcke ist, dass er die 
Hexerei als eine Zauberreligion, als ein ausgebildetes System von 
Gebräuchen und Glaubenssätzen auffasst (in den Annalen a. a. O. Bd. II. 
S. 184, 187). Auch in seinem Handbucbe II. S. 54 sagt er, in 
Deutschland scheine das Zauberwesen zuerst als eine heidnische 
Naturkunde und Naturverehrung in einer geheimen Tradition das 
ganze Mittelalter hindurch fortgelebt, nach und nach sich m\t 
jüdischem und arabischem Aberglauben termischt und aus^ 
gebUdet und dünn gleichsam wie eine moralische Pest gegen 
das Ende des Mittelalters, begünstigt durch die Hussitischen 
Unruhen, über ganz Deutschland sich verbreitet zu haben, 
uhd damit bringt er dann die Bullen der Päbste in Verbin- 
dung, welche jenes Unwesen als eine neue gotteslästerliche Häresie 
betrachten sollen , dasselbe auf das Schärfste verpönen und die In- 
quisitores haereticae pravitatis beauftragen , auch gegen dergleichen 
Verbrechen einzuschreiten. 

Diese Ansicht dürfte schon durch das oben S. 89 ff. Ausgeführte 
widerlegt seyn. Das Volk glaubte allerdings an die Möglichkeit 
der Hexerei, des Bundes mit dem Teufel, und glaubte, dass solche 
Bündnisse wirklich vorkommen. In diesem Glauben aber stand gerade 
die Kirche in der späteren Zeit des Mittelalters und im Gegensatze zu 
Dem^ was sie früher ausgesprochen hatte (vrgl. hierüber Wild a 
Strafrecbt der Germanen S. 961 — 973) oben an. Wer diesen 
Glauben nicht theilte, wer die Möglichkeit der Hexerei und des Teufels- 
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bündnities beBtritt und den dem Glauben zu Grunde liegenden Wahn 
nachweisen wollte, galt der Kirche für einen Yerdammenswürdigen 
Ketzer. Die Sache selbst aber, das Treiben der Hexerei, das Eingehen 
Ton Bündnissen mit dem Teufel u. s. w. war vom Volke wie von der 
Kirche als sündhaft perhorrescirt. Das Volk verlangte ebenso dringend 
die Ausrottung der Hexen, von denen es allen möglichen Schaden 
fürchtete (Forderungen ganzer Gemeinden, welche in diesem Sinne 
bei der Obrigkeit angebracht wurden , kamen im XVI. Jahrhundert 
öfters vor), wie die Kirche zu ihrer Ausrottung aufforderte. Nirgends 
aber haben wir die geringste Spur davon, dass es im Volke einzelne 
Zaubersecten gab, welche in ganz entgegengesetztem Sinne das Zau- 
bern und die Teufelsbündnisse zu ihren practischen Glaubensartikeln^ 
zu ihrem Culte, gemacht hätten d. h. in dem Sinne, dass sie einen 6e* 
vmssten fireiwüligen Dienst des bögen Prinzips , eine Zauber-^ 
rüigion gegründet hätten. Nicht das Zauberwesen als ein activ ge- 
triebenes verbreitete sich wie eine moralische Pest durch ganz Deutsch* 
land, sondern die Verfolgung angeblicher und vermeintlicher Zau- 
berer Hexen und Ketzer. Freilich schrieb die Kirche auch die 
Ketzerei der Einwirkung des Satans zu. Allein diess hat in der 
Tbat einen ganz anderen Zusammenhang. Oder will man etwa be- 
haupten, dass z.B. die unglücklichen, als Ketzer und Zauberer ver- 
folgten, Wal denser Teufelsanbeter gewesen seyen und sich zu einer 
Zauberreligion bekannt hätten?! 

3. Ueberhaupt will Jarcke das Viele, was in dieser Sache die 
Kirche zu verantworten hat, zu sehr von ihr loswälzen; namentlich 
memt er (Handb.n.S. 59), es dürfte die eigerUlicfte Ursache, dass 
der Hexenprozess gerade im XVL und XVIL Jahrhundert und 
gerade in Deutschland eine so blutige Wendung nahm, wohl 
darin liegen, dass jede Untersuchung wegen der Zauberei aus- 
s^iesslieh in die Hände der weltliehen Gerichte gerieth, 
während die früheren geistlichen Inquisitoren an einen wmt 
strengeren Prozessgang gebunden gewesen wären. Allerdings 
war die Khrche nicht zu misAilligen, wenn sie den Versuch eines 
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Bündnisses mit dem Teufel für gottlos sundlich und verdammens* 
würdig hielt. Wenn sie noch weiter ging, wenn sie an die Möglich- 
keit eines Teufelsbündnisses , des Zauberns, an allen Unsinn, welcher 
über die Hexen herumgetragen wurde, fest glaubte und diesen Glauben 
in Andern zu stärken suchte: so war sie nur in einem tief zu be* 
klagenden Irrthum. Auch wegen dieser geistigen Blindheit, in welcher 
die Träger der Kirche mit der Masse gingen und hier nichts weniger 
als eine Infallibilität an den Tag legten, mag man noch nicht unbedingt 
über sie den Stab brechen, wenn gleich ein solcher Irrthum da, wo 
Einzelne die handgreiflichsten Täuschungen nachwiesen, und ein Nicht- 
beachten solcher Ausführungen^ wie sie z.B. W ei er und Spee gaben, 
wohl über das blose Grenzen an Schuld hinausgehen möchte. Jeden-* 
falls aber ging die Art und Weise, wie man nun diesem Irrthum 
praktische Folgen gab, wie man gegen die angeblichen Sünder ein- 
schritt, wie man sie mit Kerker Schwert und Feuer verfolgte, in 
schwere Schuld über (vrgl. auch die gute Ausfuhrung bei Wie r De 
praest. Daem. VI, 24), die sich in der That nicht von den Kirchen- 
oberen wegwälzen und hauptsächlich den weltlichen Richtern auf 
die Rechnung bringen lässt. Abgesehen von der heillosen Hexen- 
prozesstheorie, welche der unter Approbation der theol. Facultät in Cola 
von Inquisitores haereUcae pravitatis verfasste Hexenhammer lehrt, 
abgesehen von den Gräueln, die in Spanien Frankreich und Italien 
unter dem Schutze und auf Anlass der Kirche verübt wurden, abge- 
sehen davon, dass z. B. in Frankreich die Hexenprozesse, als sie am 
Ende des XIV. Jahrhunderts aus den Händen der geistlichen Richter 
in die der Parlamente kamen, bis in das XVI.. Jahrhundert seltener 
wurden, finden vdr meines Wissens in Deutschland im XV. XVI. und 
in der ersten Hälfte des XVII. Jahrhunderts nicht , dass die Kirchen- 
oberen gegen den unendlichen Jammer und die Masse von Unge- 
rechtigkeiten, die auf die unglücklichen Schlachtopfer jenes Wahn- 
glaubens gehäuft wurden, sich erhoben hätten und dem Verfahren der 
Gerichte irgend entgegengetreten wären. Vielmehr suchten sie auf 
alle Weise das Feuer gegen die Unglücklichen anzuschüren. Man 
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lese 2.B. nur im Malleas maleficarum, wie die Inquisitoren yerfuhren, 
oder was Agrippa (De Yanitate scientianim XCVI ; s. auch Soldan 
S. 310) über das Verfahren der Inquisitoren sagt; man lese, was 
Wyttenbach in seiner Geschichte von Trier aber die Hexenver* 
folgttDgen imBrzbisthum Trier und über die Thätigkeit der geist- 
lichen Oberen bei diesen Verfolgungen erzählt, was t. Lamberg 
über die Hinrichtungen im Bisthum Bamberg, was Horst und 
Hauber (Horst Bd. VI. S. 15 1, Hauber Bd. HI. S. 808) über die Hexen- 
yerfolgungen im Bisthum Würzburg, denen der Bischof erst dann 
Einhalt that, als die gefolterten Hexen in ihrer Verzweiflung anfingen, 
ihn selbst als Genossen bei den Teufelsversammlungen anzugeben, 
was ferner Horst (a. a. 0. B. IV. S. 210) und Malten (Neueste Welt* 
künde 1843 LS. 107) über die Hexenhinrichtungen im Erzblsthum 
Mainz^ was t. Rath über die Gräuel im Gebiete des Deutschen 
Ordens anfShren. Gerade die massenhaften Hexenprozesse finden wir 
hauptsächtlich in den Gebieten, welche unter geistlichen Obern stan*- 
den oder in denen die Geistlichkeit ganz vorherrschenden Einfluss 
hatte. Ganz anders, als Jarcke, musste unter Anderemin dieser Beziehung 
die Kaiserin Maria Theresia gedacht haben, welche auf den Rath 
ihres Leibarztes verordnete, dass in ihren Staaten kein Zauberer und 
keine Hexe mehr verbrannt werden solle, und, überzeugt, dass unt^ 
solchen Verfolgungen mehrentheils Aberglauben und Betrug steckt, 
um denselben erfolgreich entgegenzuwirken, in einem Rescriptev. 1755 
den Befehl gab, dass künftighin in allen derlei Sachen von 
der Geistlichkeit ohne Concurrenz der Politici nichts 
vorgenommen, sondern allemal, wenn einsolcher casus des Ge- 
spenstes Hexerey, Schatzgraberei oder eines angeblich vom 
Teufel Besessenen vorkommen sollte, derselbe der politischen 
Instanz sofort angezeigt, mithin von dieser unter Beiziehung 
eines vernünftigen Physici die Sache untersucht werden soHie 
(Schreiber S. 42). 

Jarcke gibt übrigens (Handb. IL S. 58 f.) zu, dass die Deutschen 
Hexenverfolgungen zu dem Abscheulichsten geboren, was die Deutsche 
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Geschichte kenne, dass die Rohheit Unwissenheit und Barbarei der 
Richter sich beim Prozesse mit Hintansetzung aller rechtlichen Formen 
die grösstenWillköhrlichkeiten erlaubte, und dass, als die Juristen ernst« 
lieber auf die Beobachtung der rechtlichen Formen und Vorschriften in 
Betreff der Indicien sowie auf gründliche Erörterung des Thatbestandes 
hielten, dadurch schon die Gefahr im Volke Termindert werden musste. 
So streift auch er an dem Resultate hin, dass eigentlich die Art des 
Verfahrens es war, das die Hexen entstehen machte und Nicht* 
existirendes zu Tage förderte. Nur legt er hier den gelehrten Juristen 
£tt viel Verdienst bei. Er schreibt das ungerechte Verfahren gegen 
die Hexen hauptsächlich dem Umstände zu , dass die StraQustiz dar' 
mala in den Händenrolier imd unwissender Schöffen lag (Handb. U. 
S. 59)^ und meint, die Sache sey erst besser geworden, als das Geschäft 
des Rechtsprechens gegen das Ende des XVU. Jahrhunderts gänz- 
lich in die Hände rechtsgelehrter Richter gekommen war. — Allein 
in den Zeiten, iron. welchen er spricht, in den Zeiten vom Ende des 

XVI. bis gegen das Ende des XVII. Jahrhunderts, war beinahe in ganz 
Deutschland die Stra^ustiz nicht mehr in den Händen der unwissenden 
Schöffen sondern in den Händen Rechtsgelehrter, theih unmittelbar 
theils mittelbar durch den Weg der Actenversendung, und wenn den 
gelehrten Juristen allerdings das Verdienst zukam, vom Ende des 

XVII. Jahrhunderts an wieder in einen besseren Weg eingelenkt zu 

haben: so trifft sie doch für frühere Zeiten grösstentheils die Schuld, 

Theilnehmer und Beförderer jener Ungerechtigkeiten gewesen zu seyn 

(nur dass einzelnes grelle tumultuartsche Einschreiten und Ueber- 

schreiten der Grenzen beim Verfahren anderen Organen zur Last 
• 
.t fällt). So fällte z. B. gerade in dem • Hexenprozesse, den Jarcke 

bekannt machte (Hitzigs Anoal. IL S. 445), die Juristenfacultät in 

Frankfurt ander Oder in der ersten Hälfte des XVII. Jahrhunderts 

ein Erkenntniss auf die Tortur gegen eine Unglückliche^ welche auf 

die frivolste Weise der Hexerei angeschuldigt war , auf den Grund 

wahrhaft lächerlich nichtiger Anzeigen, wie es ein Gericht roher 

Schöffen nicht schlimmer hätte machen können, und solcher von ge- 
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lehrten Richtern in jenen Zeiten ausgegangener Urtheile lienen sich 
noch hunderte anfuhren! 

lYas die Ansicht von Rosshirt (Gesch. und Syst. des Deutsch. 
Strafrechts Th. III S. 150 f.) betrifft: so schreibt er, anders als Jar- 
eke, hauptsachlich dem Einflüsse der Kirche und theologischer Un- 
tersuchungen die Herrschaft des Hexenglaubens in Deutschland zu. 
Zu diesem Hexenglauben kam dann nach Rosshirt in jener Zeit ein 
ungewohnter Zustand des Geschlechts Verhältnisses. Während 
im XV. und im Anfange des XVI. Jahrhunderts ungestt^t dieser 
Trieb sich entäusserte (?^y wollte man auf einmal eine bessere 
Zucht zugleich durch äussere Ma^M und durch die Gewalt der 
Religion einfuhren. . . . Die schnelle Umänderung der Weitan' 
sieht in Lesern Punkte ^ das ernste Verlangen nach Moralitäi 
bei Protestanten und Katholiken ^ trug sichtbar dazu bei, eine 
Katastrophe in der Geschichte zu erzeugen^ die bis hieher nicht 
hat in ihren inneren Gründen entwickelt werden kt^nnen. Die 
unterdrückte Wollust suchte einen geheimen Ausweg; der Teu^ 
fei musste helfen, und jede Hexerei war jetzt mit Buhlerei ver^ 
bunden . . « Diese eigene Art von Hexenwesen gehört d.m XVL 
und XVlh Jahrhundert an, war aber zur Z^t der Carolina noch 
keineswegs in Blüthe . . . Aber im Lauf der Zeiten war es der 
Umgang mit dem buhlenden Teufel , welcher die Köpfe beider 
Geschlechter einnahm und als Abfall von Gott sich darstellte. Die 
schändlichste Verführung von Männern an Weibern und umge-^ 
kehrt f die wUde Lust der Wüstlinge in bachanalischen Ver- 
Sammlungen f das Benützen der mit dem Teufel einmal ange^ 
füJUten Köpfe zu der Ueberzeugung , dass der Teufel wirklich 
eine Rolle spiele ^ die Schandthaten aufgeregter alter Weiber 
u. Kupplerinen, das feine Gespinnste einer vollkommenen Hexen-- 
theorie, das Gefühl der Schuld schnöder Lust bei den Angeläag- 
teuj welches diesen die Kraft der Vertheidigung nahm, die vor^ 
gefasste Meinung bomirter Richter, die Bestärkung der herr" 
echenden Ansicht durch die Geistlichkeit, die Verzweiflung, welche 
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vtm vornweg Jeden ergriffe der am richierlichen Drama eine$ 
Hexenprozesses thdlnahm^ vor Allem aber dass noch kein 
geordnetes schriftliches Verfahren bestand undda^ 
mit nicht die Pflicht des Richters, in perpetuam rei memoriam 
über die Untersuchung aller in Betracht kommenden Umstände 
sich ausixuwmen, dieses Alles in einem labyrinthischin einander 
ftüirenden Zusammenliange machte es möglich y dass Tausende 
wenn auch schuldig, einer schlechten Lust geflrOhnt zu haben^ 
doch von der Justiz in der That gemordet starben. 

lYenn Trümmer (oben S. 303) bei derFrage^ wie die Erschei- 
nung der Deutschen Hexenverfolgungen zu begreifen sey, sich für die 
Parthie erklärt, als deren Koryphäen er Jarcke und Rosshirt be- 
trachte: so könnte man doch wohl fragen, ob denn die beiden Le^te- 
ren eine und dieselbe Grundansicht vertreten. Aus dem Angeführten 
geht vielmehr hervor, dassRosshirt in wesentlichen Beziehungen 
auf einen andern Standpunkt sieh stellte, als Jarcke. Allein was diesen 
Standpunkt betrifft: so wirft Rosshirt in seinen Andeutungen Rich- 
tiges und Unrichtiges zusammen, wie er auch in der Bezeichnung der 
Zeit, von welcher an in Deutschland die auf Bündnisse mit dem 
buhlenden Teufel gerichteten Hexenprozesse begannen, ungenau ist. 

Zwei Punkte sind es, die seiner Erklärung hauptsächlich zu 
Chrunde liegen. Ueber den einen, denMangel an geordnetem schrif t» 
liehen Verfahren, dürfte Das genügen, was oben S. 92 gesagt ist 
Hexenprozesse und Folter brachen ja bei uns gerade erst in der'Zeit her- 
ein, in welcher das öffentliche mündlicheVerfahren vom geheimen schrift- 
lichen verdrängt zu werden anfing! Sein anderer Haupterklärungs- 
grund ist zum Theile, wenigstens was die nächste Veranlassung der 
späteren Hexenprozessgräuel betrifft, eben so eigenthümlich. Die 
Aufhebung der Frauenhäuser (diess meint doch wohl Ross- 
hirt) soll hiezu die nächste Veranlassung gegeben haben; von da an 
sollen die Männer — die Maske des Teufels angenommen haben, um 
die lYeiber zu berücken und zu verführen, weil die unterdrückte 
Wollust einen anderen, geheimen Ausweg gesucht habe! Im Resultate 
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kommt dadurch Rosshirt ganz auf die Ansicht des Herrn t. Lamberg, 
welcher auch in jenen Hingerichteten in so weit lauter Schuldige fin- 
den will. (Aehnlich auch Gay 1er Denkwürdigkeiten d. Relchsst.Reut* 
lingen II. S. 168 £ welcher von wahren, durch Betruger gehaltenen 
Satanslogen spricht). Allerdings mögen einzehie angeklagte Hexen 
sich geschlechtliche Jugendsunden vorzuwerfen gehabt und sie sehr 
natürlich dem Zulhun des Teufels zugeschrieben haben; Tielletcht 
kam auch da und dort einmal der Fall vor, dass ein Verführer hinter- 
her den Teufel zu spielen versuchte; allein wahrhaft unbegreiflich 
ist es, wie man, wenn man eine Reihe von Prozessacten gelesen hat, 
die ganze Erscheinung selbst auf diese Weise erklären kann. Ganz 
abgesehen davon, dass die Aufliebung der Frauenhäuser später ist, 
als der herrschende Wahn über die Buhiteufeleien, ferner davon, dass 
nach den Geständnissen, die den Angeklagten erpresst wurden, der an- 
gebliche Verführer, der sie am Ende zum Teufelsbündnisse brachte, 
bei der ersten Verführung nicht als Teufel, sondern in menschlicher 
Gestalt als Jtmcker, Reitersmann, als stattlicher i^tt^^aru. s.w. sich 
ihnen nahte und sich erst nach der Verführung als Teufel kundgab, 
also die Teufeleien nicht das Mittel der Verführung seyn konnten, und 
dass die Unglücklichen in diesen Verführungen in der Regel nichts 
weniger als eine Befriedigung der Wollust gefunden haben wollen . 
so finden wir meines Erinnerns bei keinem einzigen der vielen Hexen- 
prozesse, dass dln solcher angeblicher oder maskirter Teufel je ent* 
deckt worden wäre (worüber sich wirklich auch v. Lamberg verwun- 
dert!). Denn die hingerichteten Zauberer bekannten auf der Folter 
nie, dass sie den Teufel gespielt haben, sondern nur^ wie die Hexen, 
dass sie vom Teufel zum Bündnisse verleitet worden seyen und sie 
dem Teufel gedient haben. Die Buhlteufelei herrschte einmal im 
Glauben des Volkes und der Richter; sie wurde durch Suggestivfragen 
in die unglücklichen Schlachtopfer hineintorquirt, und wenn auch mit- 
unter keine Suggestivfragen an sie gemacht wurden, was sollten sie 
auf der Folter gestehen, wenn die Qnalen ihnen unerträglich wurden? 
Sie gestanden eben Das, was nach dem herrschenden Wahn Hexen 
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gewöhnlich thun sollten, und so gestanden sie auch vom Teufel Ter- 
fübrt worden zu seyn. Und solche Geständnisse finden wir in den Actea 
bei 70- und 80jährigen, ja 87jährigen Matronen, wie bei 7, 8 und lOjäh* 
rigen Kindern, und bei Frauen^ die in Beziehung auf Ehrbarkeit in dem 
besten Rufe standen und nur durch die auf der Folter er pressten An* 
gaben anderer Unglücklichen, dass sie sie auch auf dem Blocksberge 
gesehen haben, auf die Folter gebracht wurden. Gestanden doch 
selbst Mädchen von 8, 10 und 12 Jahren auf der Folter, dass sie 
in Folge solchen teuflischen Beischlafs mehrmals geboren hätten I 
Und diese Hingemordeten, wie sie Rosshirt selbst nennt, soUen schul- 
dig gewesen seyn^ einer schlechten Lust geftröhnt zu haben! 

Uebrigens berührt. Rosshirt mit gerechter Indignation die ver- 
übten Gräuel und ist in anderen Stellen dem wahren Erklärungsgrunde 
ganz nahe; so z. B., wenn er S. 153. sagt: Wo der Geistliche die 
täglichen Machinationen des Teufels aus den göttlichen Büchern 
nachwies , wo der Arzt seine Eunst dem Teufel gegenüber ge* 
fangen gab, wo der Jurist von ehier eingefangenen Hexe die Bß- 
stätigung der gemeinen Stimme hörte und durch sein Vrtheil 
uns zeigt t dass eine falsch verstandene Beweistheorie gefähr^ 
licher ist, wie keine, da allein ist es erklärlich, wie der Unsinn 
ein fürchterliches Drama in der Zeit erzeugen konnte. Nur 
^eneralisirt er dabei, was die juristische Seite des Hexenprozesses 
betrifft, zu sehr Particuläres, z. B. das Verfahren, welches in der 
Lamberg'schen Schrift von Bamberg bezeugt wird (denn was z. B. 
Rosshirt über tortura peculiaris allgemein sagt , finde Ich unter 
diesem Namen blos in den Bamberger Akten) ; auch ist ganz unrichtig, 
wenn er von den Hexenprozessen jener Zeit überhaupt behauptet, dass 
die Strafe ohiie Versendung der Akten an Doctores YerhmgiwüTde. 
Auch Trümmer macht an einzelnen Stellen doch Zugeständ- 
nisse*, welche im Wesentlichen auf das in meiner Abhandlung näher 
begründete Resultat führen. Er nennt die Hexenverfolgungen Ver- 
Irrungen, er schreibt die traurige Erscheinung hauptsächlich dem 
neu erwachenden Glaubenseifer in Deutschland und der rohen 

15»» 
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und blinden WilOkühr der Recbtspraxis. zu (a. a. 0. S. 98, 99, 
101); er bezeugt namentlich von Hamburg — vodurcb meine An- 
sicht eine besondere Bestätigung erhält — , dass, sobald die^or- 
tur sich in HamburgEingang zu verschaffen anfing, 
sich gleichzeitig die bis dahin dort durchaus uner- 
hörte Erscheinung von Hexen finde und dass der älteste 
Fall, wo die Tortur in Hamburg erweislich angewendet 
wurde, zugleich der älteste. Fall einer grössern Hexen* 
Verfolgung sey (im Jahre 1555; a. a. O. S. 111, 112). Unrecht 
aber thut er der Aufklärung, welcher wir im Bunde mit tüchtigeren 
juristischen Grundsätzen die Verbannung der Hexenprozesse danken, 
wenn er sagt, dass mit dem an die Stelle des Zauberglaubens un- 
ter der Larve der Aufklärung getretenen Unglauben und Olmt- 
benslosigkeit zwar die Hexenprozesse aus dem Gebiete der Strafe 
rechtspflege verschwunden spyen, aber auch selbst die Möglich- 
heit einer gerechten undunpartheiischen Auffassung dieser merk- 
würdigen Verirrungen eines an sich nicht unbedingt verwerf- 
lichen Glaubenseifers aufgehobenworden sey. 

In diesem lezteren Urtheile trifft er theilweise mit Biener 
überein, welcher neuerlich in der Zeitschr. für geschichtl. Rechtswiss. 
Bd. XII. 1844 S. 122—128 die Frage über die Hexenprozesse be- 
rührte. Als ich diese Abhandlung las, freute ich mich sehr, im We- 
sentlichen in der Erklärung der ganzen Erscheinung mit Biener zu- 
sammengetroffen zu seyn. Mit Recht erklärt er es für einseitig und 
unrichtig, wenn man, wie es auch in neuerer Zeit noch häufig , auch 
von Soldan, geschieht, dem Inquisitionsprozesse eine be- 
sondere Schuld bei den Hexenprozessen beimlsst. Das Anklagen 
von Amts wegen, die Form, in der im XV. Jahrhundert und bis 
in den Anfang des XVI. Jahrhunderts solche Prozesse meist eingeleitet 
wurden, überhaupt das Einschreiten von Amtswegen unter irgend 
einer Form warfur die Hexen gefährlich, und Biener sagt mit Recht, dass 
nicht einzusehen sey , worin der Inquisitionsprozess den Hexem 
verderblicher gewesen wäre, als deraccusatorischeProzess, nämlich 
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der mit öffentlichem Anklfigjer. Dabei erllärt dann Biener 
für das eigentliche FUndameni zu gedeihlicher FCthnmg der Hie- 
xenprozesse die T o r t u r, und diese in Verbindung mit dem Einsclurei- 
ten Yon Amtswegen erklärt es allerdings , dass man so viele Hexen 
fand. Wie man aber dazu kam, die Hexen so eifrig zu suchen, er< 
klärt Biener auch auf ähnliche Weise, wie ich. Nur war es nicht der 
▼on der Kirche unterstüzte Glaube an wirkliches Schadenstiften 
durch Zauberei, welcher vom XV. Jahrhundert an die Tbätigkeit der 
weltlichen Richter auf diesem Felde begründete , sondern iiberhaupt 
der Glaube an die Möglichkeit eines reellen nicht blos eingebildeten 
Verhältnisses zum Teufel, und ein daraus gebildetes, die Gottesläste« 
rung überbietendes, Verbrechen; das^ pactum cum dlabolo an sich und 
ohne wesentliche Rücksicht auf Beschädigung Anderer war der Kern 
der späteren kirchlichen und weltlichen Hexenprozesse. Was 
aber das Abnehmen der Hexenprozesse betrifiTt : so trifit Biener mit Trüm- 
mer zusammen, wenn er sagt: Das Abnehmen dieser Porzesse erklärt 
sich ganz einfach aus dem eintretenden Religionsiridiffereiitismus, 
U)elcher ein Stück der sogenannten neueren Aufklärung ist. 
Auch in den Zeiten, In welchen die Hexenprozesse abzunehmen 
begannen, herrschte Glaubensehrfurcht; aber der Glaube an die 
Teufelsbündnisse und anderes Hexenwerk war wankend 
gemacht, die Folter wurde gemildert und vorsichtiger gebraucht, und 
|0 mussten am Ende die Hexenprozesse sich verlieren. Nicht einer 
sogenannten Aufklärung ist das Abkommen jenes Hexenglaubens 
zuzuschreiben, sondern der w ah r en Aufklärung, einem geistigen Erwa- 
chen und Fortschritte im edelsten Sinne des Wortes, einem Fortschritte, 
der keinen Gegensatz zum innigsten religiösen Glauben bildete. Die- 
ser göttliche Funke brach allmählig die Nebel, die in so vieler Beziehung 
über Europa lagen, und mit ihnen die Gräuel, welche in der Regel unzer* 
irennliche Begleiter der Herrschaft geistiger Nacht sind. Auch ich be- 
kenne mich frei und off^n zu Denjenigen, welche an eine allwaltende, aus- 
ser und über uns Menschen stehende Vorsehung glauben, und halte es 
für eine unselige Verirrung des menschlichen Geistes, wenn er sich 
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zu einem Theile der Gottheit potenzIren will. Nur falle man nicht 
in das entgegengesetzte Extrem und spreche da, wo der menschliche 
Geist ToIllLommen in seiner Berechtigung ist und der Fesseln des 
Wahnes und trauriger Befangenheit sich entledigt hat, von einem 
trügerischen Scheine, den man wegwerfen müsse — um am Ende 
wieder der alten Finstemiss zu verfallen. 

Und an dieser alten Finstemiss stehen leider auch in unseren 
Zelten nicht Wenige. Denn der Hexenglauben mit all* dem Unsinne, 
mit welchem frühere Zeiten ihn ausstatteten, ist noch jetzt im Yolke mehr 
verbreitet, als Viele denken mügen. Grelle Beispiele aus Frankreich 
und den Niederlanden sind in neuerer Zeit aufgetaucht, und aus Deutsch- 
land würden sich auch nicht wenige Belege anfuhren lassen. Musste ich 
doch gerade in diesen Tagen hüren^ dassim verflossenen Jahre in einem 
grossen zu einer Deutschen Residenzstadt gehörigen Weiler ein Mann 
Nachts vor seinem Hause eine fremde Gans fand, die er in seine Stube 
brachte und einschloss, dass am Morgen, als er in die Stube kam, die 
Gans in eine alte nackte bekannte Frau aus dem Weilersich verwan- 
delt hatte (solche Geschichten finden wir schon im XVI. Jahrhundert), die 
ihn um Alles bat, Ihr Kleider zu verschaffen und sie dannnachHausezu 
lassen, und dass nun diese Frau in dem Weiler allgemein als Hex e 
gelte, so dass Jedermann sich vor ihr scheue, jede Berührung mit ihr ver- 
meide, die Viehbesitzer, wenn sie ihren Ställen nahe, für ihr Vieh 
fürchten und Einzelne ihren Frauen untersagen, in der Residenz den 
Küchenabfall für das Vieh aus demselben Hause zu holen, aus welchem 
auch jene Hexe einen Theil davon bekomme, weil sie durch diese Berüh- 
rung dem Vieh Etwas anthun könnte! Im XVI. und XVlI. Jahrhundert 
würden in einem solchen Falle die Bürger des Orts (wie es damals häu- 
fig vorkam) einEtnschreiten gegen die Hexe bei der gleichgläubigen Ob- 
rigkeit verlangt haben und die Folter hätte das arme Weib unfehlbar 
auf den Scheiterhaufen gebracht Was anders kann uns gegen solche 
schmähliche Verirrungen schützen, als die wahre Aufklärung und der 
Mangel der Folter! 
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XXVI. Excurs. 

lieber die übereinstimmenden und angeblich 
freiwilligen Geständnisse der Hexen. 

Zu irrigen Auffassungen der Erscheinung der Hexenprozesse 
führte besonders die Uebereinstimmung der gerichtlichen Geständnisse 
der Hexen und die in den Acten häufig bezeugte Freiwilligkeit dieser 
Geständnissei und richtig bemerkt Soldan S. 273 in dieser Be* 
Ziehung, nichts habe in unsrer Zeit das Urtheil über das Hexenwesen 
mehr geneckt und in die Irre gefuhrt, als jene beiden Umstände. 
Sie sind es besonders , durch welche nicht Wenige in älteren und 
neueren Zeiten verleitet wurden, der Hexerei eine gewisse Realität 
zuzuschreiben. 

Ich habe schon oben zugegeben, dass manche wegen Zauberei 
angeschuldigte Personen wirklich anderweite Verbrechen auf dem 
Gewissen hatten. Solche Verbrechen konnten sie leicht freiwillig- 
eingestehen. Noch mehr! Bei dem allgemein verbreiteten festen 
Glauben an den unmittelbaren Einfluss eines persönlichen Teufels auf 
die Verhältnisse der Menschen kennte es wohl auch da und dort einem 
Unglücklichen, einem Verzweifelnden oder einem Unzufriedenen, Hab- 
gierigen Einzuigen u. s. w. in den Sinn kommen, auf höllischem 
Wege Das zu erlangen zu suchen, was auf anderen Wegen zu er- 
reichen ihm nicht gelingen wollte. Er koni^e dadurch sich zu A n- 
rufungen des Teufels, zu Gonaten der Eingehung eines Teufels- 
bündnisses verleiten lassen. Denn solche Versuche kann man nicht, 
wie es Soldan S. 511 thut, eine moralische Unmöglichkeit nennen. 
Ueber einen Fall dieser Art findet sich z. B. aus dem Jahre 1647 ein 
juristisches Responsum bei Nie. Brand De legitima maleficos et 
sagas investigandi et convincendi ratione P. II thes. 1. Nach diesem 
wollte ein Preussischer Soldat mit des Teufels Hülfe sich unsichtbar 
schuss- und hiebfest und glucklich spielen machen und zu dem Ende 
ein Bündniss mit dem-Teufel eingehen. Er setzte eine Schrift auf, 
ia welcher er sich dem Teufel verschrieb und die er mit Blut aus 
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seiner Nase unterschrieb; aaf den Rand aber setzte er die Bitte, der 
Teafel solle ihm bald einen Gesandten schicken, iron welchem er das 
Nöthige lernen könne. Diese Schrift wollte er an einem Samstag 
Nachts auf einen Kreuzweg tragen , um sie so in die Hände des Teu- 
fels zu bringen; ehe er aber dies ausfuhren konnte, fand man die 
Schrift bei ihm, und es wurde ihm desshalb der Prozess gemacht, der 
zu seiner Hinrichtung führte. 

Allein was sollen solche ganz Tereinzelt stehende , höchst sel- 
tene Fälle unter Tausenden von Hexenprozessen? Wie sollen sie 
einen Beitrag zur Erklärung jener Erscheinung liefern? In den un- 
zähligen Heienprozessen , die mit dem Scheiterhaufen endigten, war 
nicht die Rede von blosen Conaten, war auch in der Regel nicht haupt- 
sächlich die Rede von andern gewöhnlichen Verbrechen, sondern war 
beinahe durchaus die Rede nur iron Zauberei , vollzogenem Bündniss 
mit dem Teufel, wirklicher Vermischung mit demselben, von Hexen- 
fahrten und durch Teufelsmittel bewirkten Beschädigungen der Men- 
schen u. s. w. 

Viele wollen den Geständnissen solcher Thaten wenigstens sub- 
jective Wahrheit zuschreiben, behaupten also, die gestehenden 
Hexen seyen wenigstens überzeugt gewesen, dass sie alle die unglaub- 
lichen Tollheiten getrieben hätten, die sie von sich aussagten. Diese 
Ueberzeugung und Selbsttäuschung der Hexen wird dann auf verschie- 
dene Weise erklärt. Die MeisteHi selbst schon Weier, und in neu- 
erer Zeit wieder z. B. Es eben maier und Gay le r denken an Sal- 
ben und Getränke, durch welche die Unglücklichen ihre Einbildungs- 
kraft gesteigert hätten, Andere an Geisteszerrüttung^ Andere an Som- 
nambulismus. Allein die Grundlosigkeit dieser Hypothesen ist schon 
von Anderen, ist namentlich neuerlich von Soldan S. 501 — 510 
gehörig nachgewiesen worden, so dass es wohl überflüssig wäre^ hier 
noch etwas Weiteres darüber beizufügen. 

Lese man nur unbefangen ein Dutzend Hexenprozesse jener 
Zeiten, um sich zu überzeugen, wie es mit jener subjectiven Wahrheit 
stand, oder höre man, was hierüber Spee aus seiner nur zu reichea 
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Erfahrung (Dub. XXX und XIX) bezeugt "^ Selbst bei der letzten 
Beichte Tor ihrer Hinrichtung versicherten sie grossentheil^ den Beicht- 
yater, dass sie wirklich mit dem Teufel im Bündnisse gestanden haben. 
Aber Spee, der auch dieses bezeugt, versichert, dass sie es blos aus 
zwei Gründen thaten, entweder aus Furcht vor Wiederholung 
der Folter — denn die Meisten glaubten, der Priester müsse solche 
Widerrufe dem Richter anzeigen , und dann wurde die Untersuchung 
aufs neue beginnen — oder weil sie nicht anders der Zudring- 
lichkeiten derPrlester sich entwehren und zur Beichte zuge- 
lassen werden konnten. Namentlich erzählt er von einem Priester, 
der gegen 200 Hexen zum Scheiterhaufen begleitet hatte , dass 
derselbe, wenn er die Verurtheilten Beichte hören sollte, ihnen vor- 
her geradezu erklärte, er werde nur Die zulassen, welche ihm wieder 
bekennen, was sie auf der Folter dem Gerichte bekannt haben; 
wenn sie ihm diess nicht unbedingt vorher versprachen: so erklärte 
er, sie mögen nun ohne Beichte Busse und Abendmahl sterben , wie 
Hunde. Dadurch sey es gekommen, dass Jede; mochte sie schuldig 
oder unschuldig seyn, wenn sie nicht wieder der Folter sich unterwerfen 
oder wie ein Hund sterben wollte, sich gezwungen sah, auch beim 
Sacrament sich als schuldig zu bekennen, und dies — fügt Spee bei — 
erzählte mir neulich ein berühmter Jurist an öffentlicher Tafel zum 
Lobe jenes Priesters als ein treffliches Stratagem, um die Wahrheit 
herauszubringen! Beichteten aber die Unglücklichen in der Beichte 
wirklich Wahrheit d. h. dass sie keine Hexen seyen: so flehten sie 
meist den Geistlichen an, doch ja nichts davon verlautbaren zu lassen. 
Auch hiefür ist wieder Spee ein gültiger Zeuge, und ganz überein- 
stimmend mit Spee bezeugt eine .Bamberger Urkunde (v. Lamberg 
Anh. S. 8) voa vielen namentlich Angeführten, welche wegen Hexere! 
den Tod erlitten: sie hätten dem Herrn Pfarrer ihre Unschuld ge- 
beichtet mit dem Beisatze, er möge es ja nicht anzeigen, damit sie 
nicht neuerdings torquirt werden; denn sie wollten lieber sterben, als 
Hiese Qual neuerdings aushalfen ; ebenso enthalten ganz Gleiches die 
Reutlinger Hexenacten (Gayler a. a. O. S. 145, 155). 
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Allein wie erklären sich denn die freiwilligen gerichtlichen 
Geständnisse, die nach dem Zeugnisse mancher Akten öfters abgelegt 
wurden? Ich glaube sehr einfach. 

Wie man mit den als Hexen Angeklagten umging, wie sie ge- 
foltert, wie abscheulich sie überhaupt behandelt wurden, diess war allge- 
mein bekannt. Die Unglückliche daher, welche in die Hände des Ge- 
richtes kam und welcher der gewöhnliche Vorhalt gemacht wurde, 
sie solle nur gestehen, es liegen schon genügende Beweisgründe ge- 
gen sie vor, wusste in der Regel wohl, was ihr nun bevorstand. War 
sie minder standhaft, oder war sie nur so klug, zu bedenken, dass ihr 
doch am Ende durch unerträgliche Qualen ein Geständniss dessen, 
was sie nicht gethan hatte, erpresst werden werde oder dass, wenn 
sie auch die Qualen ohne zu gestehen überwinden könne, ein zer- 
rissener zerfleischter siecher Körper und ein elendes Leben ihr Loos 
sey: so gestand sie lieber gleich Alles, was man von ihr wissen wollte. 
Denn bei solchen Aussichten war der Tod auf dem Schaffet ein Trost 
und sie hatte bei dem freiwilligen Geständnisse, was ihr vom Gerichte 
immer gehörig zu Gemüth geführt wurde, noch den Gewinn, dass sie 
nicht verbrannt wurde, sondern mit der gelindern Strafe des Sehwertes 
davonkam. Aus dem ersteren Grunde erklärt sich auch die spätere 
freie Wiederholung eines mit der Folter erpressten Geständnisses, 
welche von den Gefolterten verlangt und in den meisten Fällen von 
ihnen gegeben wurde. Denn wenn sie es verweigerten , war neue 
Folter ihnen gewiss, da nach der herrschenden juristischen Doctrin 
beim Widerrufe eines solchen Geständnisses die Folter wiederholt 
werden musste. 

Dass der Tod solchen Unglücklichen als wahrer Trost erschien — 
nicht weil sie eine vermeintliche Schuld dadurch büssen wollten, son- 
dern als Schutz gegen zu erneuernde oder zu beginnende Folterqua- 
len — auch darüber haben wir eine Menge genügender Zeugnisse, 
wenn es dieser irgend noch bedürfen würde. Man höre nur wieder 
statt Aller den Jesuiten Friedrich von Spee, wenn er (Dub. XLJIXL) 
erzählt, wie manche Angeschuldigte darauf bedacht waren, wahr- 
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seheiuliche unwahre GesUndnisse fu erdenken und vorzubringen, 
um der Folter zu entgehen und nicht durch Unwahrtcheinlichkeiten 
und Widersprüche in ihre Schlinge zu failen , wie Manche ihn be- 
fragt haben, in welcher Weise sie es wohl mit ihrem Gewissen in Ein- 
klang bringen können, auf der Folter gegen sich und Andere lu lügen, 
wie er die Einfalt Derjenigen beklagt, welche, nachdem sie auf der 
Folter gestanden hatten , nachher vom Richter Tor der Gerichtsbank 
aufgefordert, nun frei die Wahrheit zu sagen, erklärten, dass sie auf 
der Folter Unwahres gestanden hätten, wie Diese dann zu neuer und 
härterer Folter 'geschleppt und, wenn sie auf dieser ihren Widerruf 
Widerrufen hatten, dann wieder vor der Geriehtsbank aufgefordert 
wurden, jetzt ganzfreizu eiklären, dass sie schuldig seyen. Wehe 
der Armen, ruft er aus, welche einmal ihren Fums in die Folter-* 
hammer gesetzt hat ! Sie wird ihn nicht wieder herausziehen, o/t 
bis sie alles nur Denkbare gestanden hat. Häufig dachte ich bei 
mir: dass wir Alle nicht auch Zauberer sind, davon sey die Ur^ 
Sache allein die, dass die Folter nicht auch an uns kam, utui 
sehr wahr ist es, was neulich der Inquisitor eines grossen 
Fürsten von sich s»i prahlen wagte, dass , wemi unter seine 
Hände undTorturen selbst der Pabst fallen würde, ganz gewiss 
auch er endlich sich als Zauberer bekennen würde. Das Gleiche 
würde Binsfeld thun, das Gleiche ich, das Gleiche alle Andere, 
tidleicht wenige überstarke Naturen ausgenommen* Aehnlich 
spricht sich der ehrliche Jurist Godelmann in dem S. S95 ang«f« 
Gutachten im Jahre 1587 aus. Ebenso wird in einem Bamberger 
Rescripte aus dem XVII. Jahrhundert an die Zentrichter über MängeU" 
punkte der zur Zeit wider die Hexenpersonen angestellten Pro-' 
«esse (v. Lamberg Anh. S. 13) unter Anderem gesagt: Wir habem 
schon öfter von den Gefangenen , ehe sie noch bekannt, gehört, 
wie sie wohl einsehen, dass Keiner, welcher Hexerei halber ein^ 
gefangen ist, mehr herauskommt, und ehe sie solche Pein und 
Marter ausstehen, wollen sie lieber scu Allem, was ihnen vorge- 
halten werde, Ja sagen ^ wenn sie es auch entfernt nie gethan 

Wächter*! Beiirfig«. \ ß 
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noch jemals daran gedacht haben. Und gleiche Zeugnisse könnte 
man noch in Menge aus Acten anfuhren ! 

Auch ist wohl zu bedenken, was man ein freiwUliges Gestand" 
niss in den Protokollen nannte. 

Man setzte den unglücklichen Schlachtopfem^ die nicht gestehen 
wollten, auf alle Weise zu, durch Versprechungen^ durch Drohungen, 
durch schlechte Behandlung in den abscheulichsten Kerkern. Be- 
sonders drohte man ihnen mit der Folter, und ein ganz gewöhnlicher 
Vorhalt, der ihnen gleich gemacht wurde, war, sie sollten die Wahr^' 
hext gestehen y damit man nicht nöthig haben möchte ^ dieselbe 
durch andere Mittel aus ihnen zu bringen. Gestanden sie nun: 
so hatten sie freiwillig gestanden! Man wendete gegen sie die 
sogenannte Territion an, d. h. der Scharfrichter musste Tortreten, sie 
wurden zur Folter zurephtgemacht, die Folterwerkzeuge wurden ihnen 
vorgezeigt, erklärt, selbst einzelne ihnen angelegt; gestanden sie nun: 
ao war es immernoch ein freiwilliges Gestandniss, ein Bekenntnis« 
in Güte! 

Und worin bestanden die Vorbereitungen zur Folter ! Nament- 
lich wurden auch Frauen, um sie zur Folter zurechtzumachen^ ge* 
wohnlich einer Procedur unterworfen, welche so empörend war und 
alles sittliche Gefühl verhöhnte, dass eine ehrbare Frau schon dieser 
präliminairen Procedur den Tod vorziehen konnte. Es war diess 
eine Procedur, deren Anwendung vielfach actenmässig bezeugt wird, 
und welche von angesehenen Juristen^ auch von Carpzov (vrgl. 
Quaest. CXXV nr. 65 sq^ namentlich bei Hexen nicht beanstandet 
wurde. Spee (Dub. XXXI.) beschreibt sie folgendermassen: Cum 
torturis admovenda rea est, seducit eam primum in locum 
proximum infamis lictor, et non modo capite et axUlis sed et 
qua parte mulier est accurate detondet aut admota faada 
adurit. Causa est, ne gtdd implicitum sitrecularum magicarum^ 
quibus ad tormenta induretur. Dieser Beschreibung fügt er noch 
bei: Obnoxium est id illusionibus et foedissimis tactibus incon-- 
tinentium scurrarum, praesertim cum quidam scriptor, quod 
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ndroTy nonmuüiH auapicionem moteat, an non aliqtnd etiam 
h^jusmotÜ reaüarum magicmrum secreiius abscondifvm sit, 
videlicet ne tton habeant, quod praetendani infames acurrae, si 
fubeat eiB profkmdius laacivire . . . Ego detondendam ht^tismodi 
a nequam sctirra raptim conatupratam audio ^ tum r^ox com- 
pendio facula depUatam. 

Dieses schmähliche Verfahren scheint sich von den Inquisi- 
tor es haereticae pravitatis hergeschrieben zu haben. Die Verfasser 
des Hexenhammers rathen es durchaus an. Nur legen sie dabei ein 
rühmendes Zeugniss für Deutsche Ehrbarkeit ab. Sie sagen nämlich: 
In Alemanniae partibus tcUis abramra, praeaertim circa 
loca secreta, plurimum censetur inhonest a^ qua de caxisa nee 
nos inguisitores usi sumus, sed tonsis capUlis capitis cum calice 
aquae benedictae gutttüas cerae benedictae immittetuio et sub tit- 
vocafionesanctissimaetrinitatisiejunostomacho frinies inpotum 
ministrando per Bei gratiamaplerisque tacitumttatismaleficium 
abstinuimus. Tarnen in aliis regnis inguisitores talem per totum 
corpus abrasuram fieri mandant, ut et Cumanus inquisitor nobis 
insinuavit, gui anno elapso XLImaleficas incinerarimandasset, 
Omnibus per totum corpus abrasis. Allein später machten es auch die 
Deutschen Richter durchaus , wie der eben angeführte Inquisitor von 
Como, und mit Recht ruft S p e e darüber aus : Pudeat Oermanos 
nos, si quae tunc erat peculiaris Alemanniae verecundia, nm 
hanc inqtiisitores UH alias severi confimdere ausi sunt; nos 
denique nunc nequissimorum scurrarum libidim prostituimus. 

Eine ähnliche schändliche und auf gleichem Aberglauben be- 
ruhende Procedur, die ich in einer Reihe von Hexenprozessen an* 
gewendet fand, ist das Aufsuchen des Hexenzeichens am Körper 
der Angeschuldigten. Man glaubte nämlich , am Körper einer Hexe 
gebe es manche Stellen, welche gefühllos seyen und kein Blut haben, 
80 dass, wenn man mit einer Nadel hineinstecbe , .die Hexe es nicht 
fohle und kein Blut fliesse. Die Angeschuldigte wird daher dem 
Scharfrichter übergeben, der sie entkleidet und an ihrem ganzen 
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Korper mit der Nadel nach einem solchen Hexensligma aaebt, um da- 
durch einen Beweiagrond der Hexerei zu finden. Zu welchen achänd- 
liehen Miaabräuchen dieaerAber^auben fahrte, davon lese man wieder 
Spee Dub. XLIIL In die gleiche Kategorie gehört das auch von 
Carpzov angerathene Suchen nach verborgenen Arauleten an allen 
Theilen des entblössten Körpers, durch welche die Hexen sich gegen 
die Qualen der Tortur unempfindlich machen könnten. 

Freilich erhoben auch gegen solchen schmählichen Unsinn ein* 
seine Juristen ihre Stimme, z.B. Godelmann De magia HL 
eap. 10; aber bis tief in das XVIL Jahrhundert vergebens! 

Halfen Drohungen, Kerkerqualen, schlechte Behandlung nichts^ 
so suchte der Bichter auch durch Versprechungen ein freiwilliges 
Geständniss zu erzielen. Wahrhaft empörend ist die Niederträchtig- 
keit, mit welcher der von Mönchen geschriebene Hexenhammer den 
Richter Zweizüngigkeiten, Gteisnereien^ Mentalreservationen und an* 
dere Fallstricke anrathet , um die seiner Gewalt preisgegebenen Un- 
glücklichen zu fangen. Der Bichter, sagt z.B. der Hexenhammer, 
könne, um eine Angeschuldigte zum fireiwilligen Geständnisse zu 
bringen, Gnade versprechen, aber dabei soll er meinen — sich 
oder dem Staat; denn Alles, was zu dessen Erhaltung geschehe, 
sey ja gnädig (also auch die Hinrichtung der Hexe) ; oder er könne 
ihr far seine Person dctB Leben versprechen, falls sie gestehen würde, 
«id dann, wenn sie hierauf wirklich gestehe, sich einen anderen 
Mchter substituiren , der sie zum Tode verurtheile ; oder er könne 
den Angeschuldigten versprechen, wenn sie gestehen, werde er ihnen 
M längerem Leben verhelfen, und darunter solle er das ewige Leben 
jenseits verstehen I 

Wie das Versprechen der Gnade zu Entlockung von Gestand- 
i^sen missbraucht wurde, beweist unter Anderem das Urtheil, welches 
Carpzov im Anhange zur Quaest. L nr. XVfl anfuhrt. Nicht selt^ 
wurde auch der Beichtvater missbraucht, um die Angeschuldigten 
zu Geständnissen unter Vorspieglung von Gnade oder leichter Busse 
zu bestimmen (vgl. z.B. Wier De praestig. daem. VI., 16). 
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Dazu kam endlich noch, dass gar häußg, wie Soldan S. 274 
aas Acten beweist und Spee Dub. XX aus seiner vielfachen Er- 
fahrung bezeugt, wenn die Angeschuldigte auf eine leichtere Tortur 
hin gestand, diess in das gerichtliche Protocoli ohne Erwähnung 
der Tortur als freiwilliges Geständniss oder Bekennen in Güte ein- 
getragen wurde. — 

Was die grosse Uebereinstimmung der Geständnisse der 
Hexen betrifft, auf welche namentlich auch Garpzov (Quaest. XLIX 
nr. 67 sq,) und der dort angef. Moller viel Gewicht legen: so he- 
weist auch diese nicht im Geringsten irgend f&r eine Realität des 
Gestandenen. 

Was sollten die armen Personen aussagen , um sich von den 
Qualen deriolter zu befreien, wenn als einziges Rettungsmittel ihnen 
nur das Gestlndniss übrig blieb , dass sie Hexen seyen , und sie nun 
um die näheren Umstände befragt wurden ? Sie roussten eben ge- 
stehen und gestanden, was man in jenen Zeiten gewöhnlich von den 
Hexen erzählte , was die Kirche dem Volke genugsam als Warnung 
vorhielt und was noch in einer Reihe populärer Tractätchen über das 
Getreibe der Hexen und über die Geschichte und Bekenntnisse hin- 
gerichteter Hexen unter das Volk gebracht wurde. So erklärt sich 
vollkommen die Uebereinstimmung ihrer Erzählungen im Ganzen, 
wie die Verschiedenheit derselben in Einzelnfaeiten. Aber auch in 
vielen Besonderheiten konnten sie leicht übereinstimmen, selbst 10 
der so gefährlichen, die in den Hexenprozessen so häufig vorkam und 
aus einem Prozesse immer wieder neue gebar^ in der Angabe der 
Personen, die bei Hexenversammlungen gewesen seyn sollen. HattM 
sie die Hexerei eingestanden: so^verlangte man natürlich von ihnen 
auch zu wissen, mit wem sie auf den Hexentänzen gewesen seyen. Die 
häufige Angabe, dass sie die Anwesenden nicht gekannt hätten, oder 
die Nennung bereits Verstorbener oder Hingerichteter genügte natür- 
lich nicht; man folterte, bis sie Lebende nannten, und hier nannten 
sie meist eben Solche , die, wozu man in jenen Zeiten so gar leicht 
kommen konnte , im Gerüche der Hexerei standen oder von Denen 
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sie wassten , dass «ie bereits in Untersachiing oder yoii Anderen ge- 
nannt seyen, und so erklart sich ein Zusammentreffen der Aussagen 
verschiedener Angeschuldigten leicht; und nannten sie auch eine 
Rdhe Personen auf geradewohl: so konnte leicht eine solche Person 
unter Denen seyn, die auch eine andere Gefolterte auf geradewohl 
genannt hatte (vrgl. auch Spee Dub.XUX). Was dann durch solche 
naturliche Verhältnisse nicht rermittelt wurde, ergänzten Suggestionen 
aller Art, des Gefangenwärters, des Beichtvaters, des Richters. 

Ueberhaupt hatte jedes GeritJit so ziemlich seine feststehenden 
Fragen, die es den Hexen vorlegte, und dadurch erklärt sich noch 
besonders auf eine sehr natürliche Weise -die Uebereinstimmung der 
Geständnisse. Manche ParUcularrecfate schrieben die an die Hexen 
zu machenden Fragen mit der grössten Umständlichkeit vor. Liest 
man eine solche Fragenliste und bedenkt man dabei, dass die Fragen 
mit der Folter gemacht wurden und dass die Gefolterte oder mit 
der Folter Be^hte, wenn sie zu gestehen anfing, nur darauf sann, 
eine genügen'^^e und nicht zu neuer Folter führende Antwort zu geben: 
so verschwindet wahrlich alles Räthsel .und jeder Schein, der jene 
Erscheinungen durch eine weit hergeholte und tief seyn sollende Er- 
klärung in einem falschen Lichte erscheinen lassen möchte. Ganz 
besonders sprechend ist in dieser Hinsicht die Fragenliste, welche 
das Landrecht von Baden-Baden vom J. 1588 vorschrieb, so 
sprechend, dass, zumal da dieses* Landrecht wenig bekannt zu seyn 
scheint, es sich rechtfertigen wird, den grössten Theil der Liste hier 
abdrucken zu lassen. 

Die Fragen, welche nach jenem Landrechte der Richter an die 
Unglückliehen machen soll, sind unter Anderem folgende: 

Ob sie von Hexenkunst gehört, von wem vndt was für 
Hexenwerk (dann dieiceU diese Werk sonderlich dieser Landen 
gar gemein , dass sie Zweifels ohn des Wissens dartimb haben 
muss oder werde). 

Item (weil man bishero Hexen verbrennt) ob sie nit auch 
von ihrer Kunst StückMein gehört; dann die Weiber ohne Zwei- 
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fei U8$ FUrtoUz darnach fragen, vndt. dessen ein Wissens be- 
gehren, Vndt so sich dessen entschtddigen würdt, ist es ein 
Anzeigen, dass solches nit gar ohn werde seyn, t>ndi 
woher ihr dass komme, durch wen sie es erfahren, wer diesel- 
bige Per söhn vndt wess Nahmens sie seyn 9 Item wass es flJlr 
Hexenwerk vndt wass Stuck sie zum Wetter machen, vnd zur 
Schädigung Viehe haben müssen ? 

Undt so sie solches bestehet^ mussvndsollmanferrernach^ 
fragen: 

Ob sie auch etliche Stücklein, sie seyen so gering sie wol^ 
len, gelernt, als den Kühen die Jktüch zxi nehmen, oder Raupen 
zue machen, auch Nebel vndt der selbigen gleichen. Item von 
wem, auch mit wass Gelegenheit solches beschehen vndt gelernt? 
Wenn vndt wie lang, durch wass Mittel, ob sie kein Bindnus 
mUdem bösen Feind? Ob es allein ein schlecht Zusagen, oder 
ein Schwtir vndt ein Aydt? Wie derselb lauth ? 

Ob sie Oott verläugnet, vndt mit wass Worten? In wessen 
Beiseyn, mit was Ceremomen, ahn wass Orth, zue was Zeithen 
vndt mit oder ohne Caracter? Ob er kein Verschreibung von 
ihr hab? Ob dieselb mit Blut, vndt wass für Blut oder mit Din-- 
ten geschrieben? Wann er ihr erschinen? Ob er auchHewretth 
oder allein Buhlschaft von ihr begehrt? Wie er sich genennttet? 
Was er für Kleyder, wie auch seine It\iess ussgesehen? Ob sie 
nichts Teuflisches ahn ihm gesehen Viutt wisse ? 

Die folgenden Fragen sind der Art, dass es besser seyn wird» 
sie lateinisch zu geben. Der Richter solle z. 6. fragen: numDiaboIuf 
post initum pactum cum rea concubuerit? Quonam modo diabolus 
reae potuerit eripere virginitatem? Quäle fiierit membrum \irile dia- 
boli ? Quäle ejus semen ? (Auf solche Fragen mussten die Hexen, 
wenn sie Glauben finden sollten, bedacht seyn, eine unnatürliche 
Antwort zu geben. Die gewöhnliche Antwort auf die letztere 
Frage, die in den meisten Hexenprozessen gemacht wurde, war: 
kältj, Num concubitus cum diabolo meliere et majore ream af- 
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fecerit volupttte, quam concubitus cum yiro naturali? Nam et rea 
seinen emiserit ? Num diabolus cum rea n«ctu pluries rem habuertt 
et seroper cum seminis effluxione ? Utrum rem cum rea peregerit in 
ipso membro niuliebri, an et in aliis corporis locis? Num et ab 
aliis viris natural! ratione gravida facta? Quid cum partu fecerit? 
An tWus fuerit partus? Quomodo partum enecayerlt? 

Wer sie es angelemet? Wer ihr änzue geholfen? Was 
sie bansten f&r böse Sfftckh alss mit Stehlen y Brennen, Kinder 
terthuen, Morden vndt dergleichen in der Welt begangen ? 

Num contra naturam peccaverit ? Quomodo cum viris ? Cum 
mnlieribus ? Secum ipsa ? Cum bestiis ? Mit Holz, Wachs, Qewäx, 
Kräutern ? 

Ob sie auch Leuthen in Kraft ihres Schwuhrs und wem 
geschadet? Mit Oiefft? Anrühren, Beschwöhrtmgen, Salben? 
Wie viel sie Männer gar geti^dtet, Weiber, Kinder? Wie viel sie 
nur verletzt? Wieviel schwangere Weiber? Wieviel Viehe? 

Wieviel Hagel, vndt was dieselbe gewürkt? Wie sie die 

aigentlich gemacht, vndt wass sie derztte gebraucht? 

*' Ob sie auch fahren könne, vndt worauf sie gefahren? 

. Wie sie dass zuewegen bringe? Wie oft diess geschehe? Wohin 

zue allen Zeiten vndt Dristen ? Wei^ in diesem allem ihre Ge^ 

seilen, so noch leben? 

Ob siesich auch vndt durch wass Mittel verwandten könne? 
Wie lang es, dass sie ihreHoch%üt mit ihrem Bulden gehalten? 
Wie solches geschehen vndt wer alss dabey gewest vnd wass 
ftir Speissen^ sonderlich von Fleisch, wo solches herkomme, wer 
dass mitgebracht, vndt ein Ansehen vndt ein Oeschm^ackh ge» 
habt, ob dass auch lustig anzuesehen, sawer oder süss? Item 
ob sie auch Wein bei ihrer Hochzeit vndt woher sie den bracht? 
Ob sie auch damahlen ein Spielmann , ob es ein Mensch oder 
böser Geist gewest, wass Ansehen er gehöht, vndt ob er uf dem 
Boden oder Bäumen gesessen, oder gestanden? Item wass 
bei wrgemelter Beisammenkunfft ihr Anschlag gewest, vndt 
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WO $ie künfftig wieder hei einander erscheinen wollen? Wo 
sie bey nächtlicher WeU Zehrungen gehalten , uf dem Felde, 
in Wälderen oder Kellern, auch wer jederzeith bey und nut 
getcest. 

Wie viel junge Kinder geholffen essen ? Wo solche her^ 
kommen vMt allwegen bracht? Item wem sie selbige genohmen, 
oder uff den Kirchfiöfen ussgegraben? Wie sie solche zuge- 
rieht, gebraten oder gesotten? Item worzue das Häubtlein, die 
FUess vndt die Händlein gebraucht ? Ob sie auch Schmalz von 
solchen Kindern bekommen, worzue sie die brauchen? auch ob 
zue Machung der Wettern nit Kindsschmalz haben miJissen? 
Wie viel Kindbetterinn sie umbringen helffen, wie solches zue^ 
gangen vndt wehr mehr darbei gewesen? Oder ob sie Kind^ 
better in uff den Kirchhöfen geholffen ussgraben, vndt worzue 
sie es gebraucht ? Item wer dabey vndt mitgewest , wie lang 
sie daran gesotten? Oder ob sie unzeitige KituUein ussgraben, 
vndt was sie damU angericht ? 

Die Salb betreffend. Weil sie gefahren, wormit sie ge»- 
fahren ? Item wie solches zuegericht, viult was Färb sie habe ? 
Item ob sie auch eine zue machen getrawte ? Dann als offt habe 
sie Menschenschmalz haben müssen, ei consequenter so viel 
Mordt begangen, weil sie auch gemeinlich das Schmalz usssieden 
oder im Braten schmälzen, sollen sie ^gefragt werden: was sie 
mit dem gekochten vndt gebrafhenen Menschenfleisch geihanf 
Item brauchen allezeith zue solchen Salben Menschensehamalx, 
es seye gleich von Todten oder lebendigen Menschen, dessgleichen 
desselben Blueths, Farnsaamen etc., des Schmalzes abei^ ist alle 
Zeith darbey; die andere Stuckh werden offt ussgelassen; doch 
von todten Menschen taugt es zur Tödtung Menschenvndt Viehes, 
aber von lebendigen zum fahren , Weitermachen, unsichtbahre 
Gestalten an sich zue nehmen. 

Wie viel Wetter, Reifen, Nebel sie geholffen machen vndt 
wie lang solches beschehen, auch wass jedes ussgericht? Und 



3S0 Excurtc cur Tierten AbhandlmBg. 

wie solches xuegehe rtid wer darbei md mit gewesi? Ob ihr 
BfM auch bei ihr im Examen, oder in der Qefdngnuss zkie ihr 
kommen ? ^} 

Ob sie auch die cansecririe Hosiiam bekommen, tmdi ton 
wem , auch wass sie damit ussgericht ? Unat ob sie auch zum 
Naehtmahi gangen, vndt dassdb recht genossen? 

Wie de Wexel-Kinder bekommen, mdt wers ihnen giebtf 
Jtem den Kühen die Milch entziehen, tndt ztie Blueth machen, 
mich wie solchen wieder zu helfen ? Ob sie nit IVein oder Mil- 
lieh uss einem Wiedenbaum lassen könne? 

Item wie sie den Männern die Mannschafp nehmen, wo- 
durch vndt wie ihnen wieder zue hoffen? Dessgleichen alten 
und jungen Leuthen dass Oewdchss, vndt auch solches zuegehe 
mdt wieder zue helfen seye? 

Diese merkwürdige Liste ist in mehr als einer Hinsicht Ton In- 
teresse. Namentlich fuhrt sie uns den ganzen Inhalt des Hexenglau- 
bens jener Zeiten , wie er mit Ausnahme einzelner Aufgeklärten von 
der Kirche, von den Gesetzgebern, von den Richtern, überhaupt vom 



*) Wenn nämlich die Heien eine Zeit lang der Tortur widerstanden 
und sie am den Grund gefragt wurden: so war es natürlich, dass 
sie, einmal im GestebeD begriffen, angaben, der Teufel habe ihnen 
bis daher geholfen; wurden sie darauf weiter befragt: so gabea 
sie daan häufig an, dass er während der Tortur in der und der 
Ecke der Folterkammer gesessen sey. v. Lamberg geht bei 
seiner natürlichen Erklärung der Hexengeständnisse soweit, auch 
solchen Geständnissen Realität zuzuschreiben. Er meint, die 
angeblichen Teufel, welche nach seiner Ansicht wirkliche mensch- 
liche Verführer waren, hätten sich mitunter wirklich auch in die 
Folterkammer geschlichen, um zu sehen, wie es mit ihren Ver* 
führten zugebe! Gar nair erklärt er auf den Grund dieser An- 
sicht einzelne Falle von Geständnissen der genannten Art. 
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ganzen Volke festgehalten wurde, mit allen seinen Absurditäten und 
Obscoenitäten vollständig vor Augen, und sie wird wohl dem Unbe- 
fangenen keinen Zweifel darüber lassen, wie es kam, dass bei solchen 
Fragen die den Angeschuldigten erpressten Geständnisse in allen we- 
sentlichen Punkten übereinstimmten. 



*. 



Verbesserungen. 



S. 57 Lia. 7 V. unten lies Exe. XV «talt Exe. LXV. . . . 

S. So •> 4 V. — — Entscheidung statt Venartheilung. 

S. 91 — 11 V. oben - ihn statt sie. 

S. ii5 - i3 V. — ist nach oder beizufügen; ausgenommen ( 4>i 

Not. hh. 

S. 145 — 13 r. unten lies Exe. IX statt Exe. VU. 
S. i5i - IV. - - Capit. V. statt Cap. V. 
S. 1 5 5 — 5 V. oben — n 0*0 h statt nach. 
S. s56 — 6 V. unten - ihr statt ihnen. 

S. s 40 — a V. — — s e y n statt s e y e. J 

S. 247 — 8v. — — diese statt diesen. 
S. S9S — 9 V. oben — conjurationis statt eonjurdationis. 
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